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Vorwort. 



Als »Die Refoim der YerwaltnngBoiganisation unter 
Stein und Hardenberg** Im Jnbre 1881 erschien, war im 
Vorworte gesagt, es sei der Versuchung widerstanden, 
die spätere Entwicklung unmittelbar anzuknüpfen, weil 
dafür wieder arcbivalische Forschungen und eingeheudes 
rechtspolitisches Studium sich als notwendig berausgesteUt 
liitten; es sei das eine Aufgabe fflr sich. Es war sehen 
damals auf die Bedeutung der rheinischen Gemeinde- 
Ordnung von 1845 und auf den grofien EinfluB hingewiesen, 
der infolge des Jahres 1848 durch die Gemeindeordimug 
vom 11. MSrz IK^O und durch die gieiclizeitige Kreis-, 
Bezirks- und Provinzialordnuug von der Kheinprofiuz her 
auf den gansen preufiisehen Staat ausgeftbt werden sei. 

Das Buch, welches jetxt erseheint, sollte ursprünglich 
den Titel führen »Die Einordnung der RhelnproTins in 
den preußischen Staat". Und davon wird auch im Rahmen 
dieses Buches nusführlich die Rede sein, aber erst im 
dritten Baude. Deuu da es sich bei den rheinischen Ein- 
richtungen um französische Rechtsnormen handelt, war es 
notwendig, auf diese selbst, und da das napeleonische 
Ver&ssungs- und Yerwaltungsrecht groflenteils Revolutions* l 
recht ist, auf das in der RoTOlution Geschaffene selbst 
zurückzugehen. Tni so mehr, als oft behauptet ist, daß 
all unser heutiges öffeutliches Recht, daß inshesoudere alle 
unsere Freiheitsrechte aus der französischen Revolution her- 
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Vorwort. 



Stammten. Weil aber die Literatur über die frauzösiacbe 
Revolution sich in der Hauptsache auf die Darstellung von 
EreigniBsen und yon Persönlichkeiten besehiHnkt und erst 
in neuerer Zeit auf die Darstellung der Institutionen aus- 
gedehnt ist , und sMbst die ausgezeichneten Werke von 
Taine, Aulani und .laures sich mehr aiii die eigentliche 
Verfassung beschränken, während bei dieser Untersuchung 
auch Verwaltungsrecht, Strafrecht, Zivilprozeß und Straf- 
piosefi in Frage kommen, so blieb nichts anderes nbrig, 
als auf die Quellen selbst surfleksugehen. Da es sich aber 
nicht um ein Kompendium des Rechtszustandes der franzö- 
sischen Revolution und des ersten Kaiserreichs handelt, so 
ist in diesem ersten Bande keineswegs alles darauf Bezüg- 
liche enthalten, indem es methodisch richtiger su sein 
schien, da, wo die Frage der Nachahmung besonders brennend 
ist, die beiderseitigen Rechtsnormen sieh direkt gegenober- 
zustellen, sie gleichsam miteinander m konfrontieren. Den 
Einrichtungen der Revolution und des Napoleonismus sind 
die des Königreichs Westialen angereiht. Den Schluß bildet 
die Aufnahme, welche die französische Revolution in der 
deutschen Literatur gefunden hat. Allen diesen Aua^ 
fühmngen voran geht die Darstell aug der politischen Ideen 
des 17. und 18. Jahrhunderts, des Natnrrechts, der Ge- 
waltenteiluiig und der Lehre von Adam Smith, und wie 
weit diese Ideen schon vor der französischen Revolution 
in £ngland und in den Vereinigten Staaten verwirklicht 
worden sind. 

Der zweite Band unter dem Titel „Preufien und die 
französische Revolution" wird im Laufe des Jahres 1907 er- 
scheinen, der dritte „Preußen und die Rheinprovinz*' 1908. 

Berlin W. 15, Kurfürstendamm 24, im Dezember 1906. 
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Einleitnng. 

Alle westenrop&iBctiiii Völker, Romanen wie Germauen, 
haben ^chon im Mittelalter eine Kultur- und IJechtsgeuiein- 
schatt gebildet. Die Kulturgemeiuschaft hat fortbestandea, 
alü da& kirchliche Band gelöst war; die gemeinsame geistige 
Grundlage bildete nunmehr die von Italien ausgehende 
Wiedererweckung des Uassisehen Altertums. Auf dem Kon- 
tinent hat auch die Rechtsgetneinsehaft fortgedauert, nicht 
nur auf dein Gebiete des IM ivat-, sondern auch des öffeut- 
licheu Hechts. Die Verwandlung des feudaleu Ständestaats in 
den neuzeitliciien Militär- und Folizeistaat ist in allen konti- 
nentalen L&ndem im grofien und ganien gleichmäßig erfolgt; 
gleiehe Ursachen haben gleiche Wirkungen hervorgerufen. 

Man hat behauptet, dafi die germanischen Völker be- 
sonders rezeptiunstaiiig seien. 

Auf England trifft das niciit zu: auch niclit auf 
Skandinavien. England ist schon im Mittelalter eine Welt 
for sich gewesen, hat den Feudalismus nur in modifisierter 
Goatalt, das römische Recht gar nicht aufgenommen, Jury 
und Parlament beibehalten und weitergebildet, so da6 hier 
von den Zeiten der Eroberung her eine kontinaierlicbe Ent- 
wicklung vorhanden i>t. England hat autli von der franzÖ- 
sifickeu Kevolutiun nicht das geringste bei sich eing führt, 
nicht einmal die politisch neutralen Neuerungen im Münz-, 
Hafi- und Gewichtssystem, die anderswo als notwendig im 

T«» ]C«l«r, fnu. BiBflftwM I. 1 
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Interesfle des internatioDalen Verkehrs betrachtet änd, 
w&hrend doch der englische intemationftle Verkehr so ge- 
waltig ist wie der der tlhngen Welt mammengeDommen, Die 

Engländer haben alles Fremdartige Ton sich ferngehalten ; 
sie sprechen noch heute das Lateinische so aus , wie es 
ihnen mundgerecht ist, wie sie englische \\ orte aussprechen, 
das Disraelische „kesai kesös bellai" (quasi casus belli) 
auf dem Berliner Kongreß ist ja bekannt Die Eigen- 
schaft als Fremder ist in England keine Empfehlung. Am 
wenigsten haben sich die Englinder von Theorien imponieren 
lassen, aucli nicht, wenn sit; sich für Abstraktionen aus 
en^jlischen ZusUluden ausgaben. Für Monlr>(juieu und 
Gneist hat sich keine üand gerOhrt; beide Male hat die 
Entwicklung einen entgegengesetzten Weg eingeschlagen, 
das eine Mal su einer Vereinigong aller Gewalten im 
ünterhanse, das andere Mal zu einer Beform des aristo- 
Ivratischen Selfgovemments geführt. Im ganzen Verlauf 
seiner Geschichte hat sich das englische Volk von so liolier 
politischer Begabung erwiesen, daß es selbst Unvollkommenes 
besser su handhaben verstanden hat als andere Volker 
noch so Vollkommenes. 

Die Rezeptionsffthigkeit ist also keine allgemein gor- . 
manische Eigenschaft. Sie fehlt anderseits auch den roma- 
nischen Völkern nicht, deren ^^taats- und Rechtswesen im 
letzten Grunde gerade darauf beruht, daß sie rOmische und 
germanische Rechts- und Staatsanschauungen und Ein- 
richtungen miteinander yerbunden haben. 
I Unter den germanischen Ländern hat sich Deutsch- 
' land als vorzugsweise rezeptionsUlhig gezeigt. Ob das ein 
A orzug ist .'' Man wäre eher versucht, es einen Mangel zu 
nennen, einen Mangel an nationaler Energie und an staat- 
lichem Selbstbewußtsein ; ein Mangel, der durch die Staat- 
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liehe Zereplittening veranlaBt ist, die aber selbst wieder 

«in Mangel politischer Befähigung war; ein unhistorischer 
Zug, eine stete Bereitschaft, das angeblich Gute vim über- 
allher anzunehmen^ wo es sich findet; der Deutsche hat 
nach Bismarcks Wort mindestens zwei anslAndische Lieb- 
schaften zu gleicher Zeit. 

Von Italien her hat Deutschland die italienische Juris- 
prudenz, das römisch-kanonische Recht heroliergenommen. 
Von den beiden westeuropiUbclieu Liiudeni, die seit dem 
Id. Jahrhundert in ihrer Kulturentwicklung der deutschen 
weit vorangekommen waren, ist aus England nur Shake- 
speare, übrigens erst spftt, rezipiert, und dann Aber Ham- 
burg einiger Komfort, beides in der Hauptsache auf Nord- 
deutschland Lüscliränkt; «lauegcn politisch unmittelbar nicht 
das geringste. Au Neigung dazu hat es zwar nicht ge- 
fehlt. Man hat in Preußen in zwei Epochen den lebhaften 
Wunsch gehabt, von England zu lernen; zuerst Ende des 
18. und Anfang des 19. Jahrhunderts, wo Schön, Vincke 
und Stein dorthin ihre Studienreisen machten, und dann 
in den vierziger und fünfziger Jahren des 19. Jahrhunderts, 
wo Friedrich Wilhelm IV., Bunsen, Simsen dafür tätig ge- 
wesen sind; aber beide Male ist nichts dabei heraus- 
gekommen; die Schuld liegt an der Undurcbsichtigkeit der 
«ngllachen Einrichtungen, die noch von jedem Ausländer, 
der sich damit befafit hat, selbst von Montesquieu und 
Oneist, gründlieii imiU'erstanden worden sind. Nur in 
französischem Gewände ist einiges davou auf Deutschland 
übertragen. 

Dagegen ist die Einwirkung Frankreichs auf Deutsch- 
land von jeher sehr intensiv gewesen. Das germanische 
Element war in Frankreich mindestens so stark wie in 

Luuiaudi und es ^iml gerade die begabtesten germanischen 

1* 
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St&mme, die FraDken, Burgunder und Westgoten geweeen» I 
welche 8ieh dort sefihaft gemacht und als germanische Er- 
oberer Mb zur Revolution die Ffthrung gehabt haben. 

Als ein Motiv für seine Beschäftigung mit der fianzö- 
sisLheii Gescliiolite liat Ranke das angeführt, daß unter 
den neueren N'ölkeiii keins einen mannigfaltigeren und an- 
haltenderen Einfluß auf die übrigen Volker geftbt habe ala 
das franzOfliBche Volk. .Dann und wann nnd Epochen 
eingetreten, in welchen die nationale Geschichte von Frank- 
reich durch die Bedeutung dessen, was sich in ihr vollzog, 
und durch den Umfang der allgemeinen Einwirkung, der 
sich daran knüpfte, au und fttr sich einen universalen 
Charakter angenommen hat." 

Von Frankreich als altem Kultnrlande sind das Ritter- 
tum, der Minnesang, die Gotik, die EreuxzOge ausgegangen. 
Vollends im 17. und 18. Jahrhundert war es die führende 
Nation, nicht nur in ^^eistiger l.i /leliun^'. in Literatur und 
Kuubt (Corneille, Kaciue, Möllere, Diderot, Montesquieu, 
Voltaire, Rousseau, die Encyklopädisten ; Watteau. Pesne, 
PouBsin; die Renaissancearchitektur), sondern auch in beeng 
auf den Staat und das Recht; die Franzosen besitsen in emi- 
nenter Weise eine juristische Ader, nicht nur in formaler 
Beziehimg, wobei ihnen in der Abfassung von Erkenntnissen 
und Gesetzen die iSprache zu Hilfe kommt, sondern auch 
materiell hinsichtlich des praktiscben Linnes, der den In- 
halt der Erkenntnisse und Gesetze bestimmt; auch in 
mssenschaftlicher Hinsicht: Saviguy, der selbst von Fhin- 
zosen herstammte, war In gewisser Beziehung der Schüler 
von Cujacius, besonders von Donellus. Vorbildlich sind sie 
auch dem ganzen kiuiiiuentalen Euroi»a iiinsiciitlieh des 
stehenden Heeres gewesen, welclies ])ei ilinen zuerst aus- 
gebildet wurde. Französisch sind noch jetzt in allen eure- 
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p&ischen Lfindern, selbst in England, die Ausdrücke, welche 
sich auf die Gliederung des Heeres beziehen: Armeekorps, 
Division, Brigade, Regiment« Bataillon, Komitanie, Escadron; 
«nch die AnsdrOcke, welche die WafTengattungen be- 
zeichnen: Infanterie, Kavallerie. Artillerie, Ingenieure, 
Gendarmen, Kürassiere, Dragoner; frini/(jsiscli die Amts- 
bezeichnungen General, Generalleutnant, Generalmajor, 
Miyor, Kapitftn, Premierlentnant, Sekondeleutnant, Inspek- 
tenr, Kommandeur, Kommandant, Chef, Offider, Sergeant, 
Korporal, Fourier; fransdsisch auch sonstige Ausdrücke 
wie Garnison, i'arole, Fourage; erst 1814/15 ist in Preußen 
nach französischer Art die Bezeichnung der Hegimeuter 
watiVuweise mit Hummern eingeführt worden, in Deutsch- 
land haben nur die AusdrQcke Marschall, Bittmeister, 
F&hnrieb, Feldwebel, Wachtmeister sieh erhalten, und erst 
spät wurde der Kapit&n dureh den Hauptmann wieder yer^ 
drängt. 

V^'d:^ konnte dem allen in Deutschland an die Seite 
gesetzt werden. 

Zu Anfang des 1(3. Jahrhunderts hatte sich die deutsche 
Kultur auf einer achtbaren Höhe befunden, war dann aber 
sehr bald in rapiden Verfall geraten, zum Teil infolge 
des sinkenden Wohlstandes, der mit den Entdeckungen 
und der Verlegung der HauUelswege zusammenhangt; das 

- 16. Jahrhundert, etwa von 1525 ab, ist das traurigste der 
deutschen Geschichte. Soweit geistiges Leben Überhaupt 
noch beatand, bewegte es sich um das Jenseits, um theo- 

' logische TafCeleien. Es widerspricht der historischen Wahr- 
heit, dem dreifiigjfthrigen Kriege allein die Schuld all des 

»Jammers zuzuschreiben. Dieser Verfall, der sich gleieii- 
mäßig auf die protestantischen wie auf die katholischen 
Oebiete Deutschlands bezog, fand zu einer Zeit statt, wo 
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sich eiiuTscits in Si)aiiien und Portugal auf katholischer, 
in Holland auf prote&tautiücbei' Grundlage eine geistige 
HöchstkuHur vollsog. 

Wer bis xum letzten Drittel des 18. Jahrhunderts dea 
AnschlnB an die allgemeine Kultur suchte, mufitA das aber 
Frankreich bewerkstellifren. Der gebildetste Mann in der 
(ersten Hälfte des Ib. .lahi huntltits war seiner liiUluug 
■ nach ein Franzose, es war ihm keine Wahl geblieben. Das- 
Wort Friedrichs des Grofien, der geistige Zustand Deutsch- 
lands sei der französische zur Zeit Frans I«, ist fUr seine 
Jugendjahre, die entscheidende Zeit seiner Entwicklung, 
unwiderlegbar; das Urteil in einem Briefe an d^Alembert 
war in etwas tibertrieben; denn es hat doch Muiuier \vi& 
Leibuiz, Schlüter, Nehring, Bach, Händel, Gluck gegeben. 
Auch Goethe bekannte von sich, da6 er einen großen 
Teil seiner Bildung den Franzosen verdanke. Nament- 
lich auf Freufien war die Kultureinwirkung Frankreich» 
sehr intensiv gewesen. Die Verdienste, die sieh die Re-^ 
fugies um die Hebunp nicht nur der geiHtigen, sondern 
auch der materiellen Kultur erworben haben, können ^ar 
nicht hoch genug geschätzt werden. Ist doch Berlin um 
das Jahr 1700 die Hugenottenstadt genannt worden, weil 
damals der sechste Teil seiner Einwohner Franzosen waren. 
Die Berliner Akademie der Wissenschaften, die eigentlich 
erst durch Friedrich den Großen zur Existenz gebracht ist, 
hatte unter ihm ein fast ganz französisches Gepräge er- 
halten sowohl hinsichtlich der Sprache, in der verhandelt 
wurde, als auch hinsichtlich der Mitglieder, von denen 1786 
nur fttnf Deutsche waren. 

Dagegen ist Freufien in staatlicher Hinsicht im 18. Jahr- 
hundert seine eigenen Wege gegangen. Anklänge an Frank- 
reich finden sich nur dann, wenn es sich um die Ver- 
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einheitlichung des St;iatt> handelt; über selbst da war es 
nicht sowohl eine eigentliche Nachahniung als das Er- 
gebnis der gleichartigen Entwicklang. Friedrich Wilhelm I. 
]iat bei winer Organisation Zaitral* und der ProTinsial- 
beböidea kein fransOsisches Muater vor rick gehabt Im 
Gegenteil; die fransOsischen Behörden waren schon da- 
mals bureaukratisch, die preußischen kolloiiialisch organi- 
siert. Das Laudratsamt ist au8 rein preußischer Wurzel 
entsprossen, so daft es ein antochtonisches Institat genannt 
werden könnte; es hat nichts gemein mit den fransOsisehen 
Sabd61<gni6s. Weder Coee^i noeh Ganner haben bei ihren 
Jnstizreformen an die Ordonnanzen Ludwigs XIV., an die 
Verfassung der französischen Parlamente gedacht. Das 
A. L. R. war ein durch und durch selbständiges Werk. 
Selbst bei der Einffihrong der Regie, die doch nur eine 
TerhUtnismafiig kurze Episode bildete, haben zwar die 
französischen Einrichtungen mm Vorbilde gedient, es ist 
aber ans der Stenerteehnik und der zentralisierten Be- 
amituinaschinerie nur das für Preußen T'assende heraus- 
genommen und gerade das eigentümlichste, die Steuer- 
pacht, nicht eingeführt (Sclimoller, in den Sitzungsberichten 
der Akademie der Wissenschaften 1888, S. 87 ff.). Das 
preufiiscfae Staatswesen hat sich auch in der Foigeieit 
eigenartig entwickelt, in Selbstferwaltung und konstitutio* 
nelleni System. 

Deutschland seinerseits kann von einer Einwirkung 
auf andere Völker wenig Rohmens machen. Allenfalls hat 
eine Einwirkung auf Rußland stattgefunden. Peter der 
Orofie, einer der größten Nachahmer aller Zeiten, indem 
er westeuropftlsche Kultur auf sein Land abertrug, hat 
von Preußen manclie militärischen Einrichtungen Friedrich 
Wilhelms 1. abernommen. Peter III. war namenUicb 
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wiedonim in milititrisclier Hinsicht ein Kaebahmer FHedrichs 
des Grofien. Katharina II. aber, trotsdem sie einem 

deutsclion FUrstoiihause angehörte, hat den Auscliluß an 
die geistigt* Bewehrung Frankreichs gesiulil; und alle (iie 
Mäuüer deutscbüii Urspruugh: Ostermann, MQnnich, Lestocq, 
Bennigsen, Nesaeliode^ Anstedt, Diebitsch, selbst Stein, 
haben Irainen sehr tiefgreifenden Einflnft anagettbt 

Yielleieht dafl es der Zakunft beeUmmt ist^ an dentsehem 
Wesen zu gesuudeu. 
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Erstes Kapitel 
Das Natnireehl 



L 

Der Entwieklimirsgaiiir Natnmelitfl. 

Die früher allgemein herrschende, noch von Stahl und 
Bluntschli vertretene Meinimg, dafl im Mittelalter eine 
theokratiache Staatstheorie Yorherrachend gewesen sei und 
daß erst nach der Reformation seit Hugo Grotius das mit 

dem Namen Naturrecht bezeichnete System der llechtsphilo- 
sophie begoiuiLii Iiabe, kann nach deu neueren Forschungen 
nicht mehr aufrecht erhalten werden'). 

Die Anfänge des Naturrechts reichen bis dahin surQck, 
wo in den romanisch -germanischen Lftndem von West- 

>) Gierke, Die pablislrtiscliaii Iiehren des Mitlalalten (Deatachea 

Genossenscbaftsrecht, III, 502—644, bes. 568-~o81); Gierke, Jobannea 
Althusins und die Entwicklung der naturrechtlichen Stantstheorien, 
1. Autl. \^'iO, 2. Aull. 19i)2. v. Ranke, Die Idoe der Voikssouvprjlnität 
in dfn Schritten der Jesuiten (Historisch* politische Zeitschrilt, il, 
006-616 i anck In den simttiehan Workan, XXIV, 886-896, mit 
ergansendem Znaitsen); t. Ranke» Zur Geschichte der Doktrin von 
den drei Gewalten (Historisch-politische Zeitschrift, IH, 606, auch in 
deu sämtlichen Werken a. a. O. S. 237 26»;i, der Titel ht irreführend, 
es handelt sich haujit^uchlich um die naturrerhtlichen Theorien, nur 
gmx nebenbei um Montesquieu, v. Betzoid, Die Lehre Ton der 
VolkssonTerinitftt irkhrend dee Mittelalters (t. Sybel, Historische 
Zeitschrift, 86, 818-^7). Eoaer, Die Epochen der abaohtten Mon- 
arehie in der neneren Zeit (r. gybel, a. a. 0.» 61, 816—887). 
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12 1> Abschnitt. Die polit. Ideen ToraehmL dee 17. n. 1& Jahrli. 

I europa ein geistiges Leben uud mit ihm ein Denken über 
den Staat, aber seinen Ursprung und sein Wesen sich 
wieder zu regen begann. 

Da alles geistige Leben joner Zeit von der Kirche aus- 
ging, stand sie aneh dabei im Mittelpunlcte. 

Nur für sich selbst iiat sie einen unmittelbaren gött- 
lichen Ursprung in Anspruch genommen, nicht aber für 
den Staat. Denn es hat nichts auf sich, wenn manche 
Naturreehtslehrer durch alle Zeiten hindttreh und unter 
ihnen ganz radikale Gott als die causa remota für Ent- 
stehung und Wesen des Staates bezeichnet haben nach der 
oft wiederholte!! 1 orinel „deo inspinuite et ndjii\ ante, jtojtulM 
faciente". Damit ist nicht mehr gesagt, als daß Gott für 
alles, was auf Erden geschieht und nicht geschieht, die 
letzte Ursache sei» dafi die göttliche Vorsehung es sei, 
welche schließlich alles regiere. Auch mit der Bezeichnung 
„von Gottes Gnaden" ist nichts zu machen, weil das, wie 
von den meisten iiusdnicklirli aiicrkaiiiit wird, ebenso gut 
alb Zeichen der Demut wie als Zeichen der Hoheit an- 
gesehen werden kann und angesehen worden ist. Mit alle- 
dem wird nicht in Frage gestellt, dafi die Menschen ee 
seien, welche den Staat nach ihrem Willen und Belieben 
gemacht haben. 

Wenn mau den (iiüinleii iiarli*;t'lit . welche in einem 
von kirchlichem Sinn eriüllten Zeitalter zu dei Lt-hre von 
einem auf Volkssouver&nit&t und Vertragsschlieflung be- 
ruhenden profanen Ursprung und profanen Wesen des 
Staates gefOhit haben, so erklärt sich das durch das Zu- 
sammenwirken von drei verschiedenen UmstAnden. 

Der erste i<t dip crorinee bchiit/,uiig . \Y('lche die da- 
malige Kirche dem d iiuaiigeu Staate, der ihr nicht impo- 
nieren konnte, zuteil werden lie6. Die Kirche war die 
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civitas dei, der Staat die civitas tonena; die Kirche sorgte 
fOr das ewige Heii, der Staat far das zeitliche Wohl; die 
Kirche nmfafite den orbls terrarum, die heutigen 6re0- 
Btaaten waren nooh nicht vorhanden; die Kirche war der 

— Staat des Mittelalters, sie erfüllte alle idealen Funktionen 
des heutigen Staates, die geiätigen IntereBsen sowohl auf 
den Gebieten der Kunst, namentlich der bildenden Kirnst» 
Architektur und Malerei, als auch der Wissenachafti nanwnt- 
lich des Erziehuoga- und Bildungswesens; wAhrend dem 
Staate nicht einmal die Gerichtsbarkelt in YoUem Umfange, 
eigentlich nur das Kriegswesen verblieb; es bestand mithin 
eine unendliche Inferiorität des Staatlichen gefrriiuln i dem 
Kirchlichen; der Staat war vom Standpunkt der Kirche 
in der Tat Menschenwerk. 

Der zweite Grund für die Fundamenüerung des Staates 
auf Vertrag und Volkssouverftnität lag darin, dafi es eine 
einheitliche Staatsgewalt noch gar nicht gab, dafi nament- 
lich in den nionarcbischeu iSlaaton der Monarch keinesweszs 
die Fülle der Staatsgewalt in prinzipieller Totalität in ^i* h 
vereinigte, so daß er nur in der Ausübung durch andere 
Faktoren beschrankt gewesen wftre. Es fehlte an einem 
monarchischen Prinzip im modernen Sinne. Es bestand 
eine Teilung der obersten Staatsgewalt zwischen Landes* 
herm und Landständen, die gleich unabhängigen Mächten 
einander gegenüberstanden, gleich diesen miteinander Ver- 
träge schlössen. Der Vertrag war geradezu das Lebeus- 

— .element in den staatlichen Zuständen jener Zeit; alles 
beruhte auf Reversalien und WahlkapitulatioBen. Wahl- 
monarehien waren damals häufiger als Erbmonarchien; 
selbst in Erbmonarchien machte sich in aufierordent- 
liehen Fallen, etwa beim Übergang an eine Seitenlinie, 
• während des Mittelalters und über dasselbe hinaus, wie in 
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Fraiikieich noch b(?i der Thrunbostei^iaa^ Heinrichs IV., 
die Mitwirkung eines volkstüniliclicn Faktors j^i lh-nd; jene 
Spätere Überspannang des inonarcliisclien Ocdankens, wo* 
Dach auch der notorisch Wahnsinnige den Thron £11 be- 
steigen hat, war damals g&nxlich unbekannt Es herrschte 
ein völliger Dualismus, wie er in zurOckgebliebenen L&ndem, 
z. B. in Hannover, noch bis in die neueste Zeit hinein- 
gereicht hat und wie er auch sonst selbst In ute noch 
nicht übel wunden ist. Denn sonst kunnteu doeli Tariamente, 
wenn sie Steuern und Soldaten bewilligen, keine Gegen- 
komesBionen dafür in Anspruch nehmen, als ob diese Be- 
willigungen lediglich zugunsten des Landesherm und nicht 
im Interesse des Landes erfolgt wären. 

Der dritte (Iniiid war der ungeheure Eiiitluß, den dio 
I Wiedererweckung des klassischen Altertums, das ^Studium 
■ der Politik des Aristoteles und des römischen Rechts auf 
die mittelalterliche Kultur, insbesondere auf die Kirche als 
Trägerin dieser Kultur ausgeobt hat Indessen damit hat 
es eine eigene Bewandtnis. Zwar Ober die rein mensch- 
liehe Rntstehun^f und Natur des Staates ist hei Griechen 
und Köniern, abgesehen von den aller frühesten Zeiten, den 
griechischen Heroenzeiten, wo die Könige als göttliche 
Wesen, als Abkömmlinge von Göttern betrachtet wurden, 
wohl niemals ein Zweifel gewesen. Auch mag im gansen 
Altertum die Ansicht von der Entstehung des Staates durch 
Vertrag und auch die Basierung des Staates uuf die Volks- 
suuveränitftt latent vorhanden gewesen sein: die Meinunff, 
daß jede Regierung nur um des Volkes willen da sei und 
dafi das Volk sie nach seinem Willen einzurichten habe; 
wie denn praktisch stets danach verfahren ist Aber eine 
eigentliche Theorie ist darüber nicht aufgestellt worden, 
insbesondere von Aristoteles nicht. So unzweifelhaft es 
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ünn ist, dafi ia demokratiaelien Stuten das Volk im Besitz 
der oheraten Gewalt sei, ohne ftbrigens daraus sn folgern, 

daß üuii .illo auf eiiiiual regieren müßten, denn das sei 
unmöglich, es Jliü^^e \ielmebr die oltiigkeitliohe (lewalt 
alle Jahre oder sonst in beliebigen Zwischenräumen zwischen 
Begiereoden und Regierten wechseln (i, 1, § 14; I, 5, § 2; 
II, 1, S§ 5. 6; m, 4, §§ 1-6; III, 5, § 1), so ist er doch 
sehr weit davon entfenit, auch die anderen Ton ihm be- 
handelten Staatsformen auf diese Grundlage zu stellen. 
Sein berühmter Ausspruch . daß der Staat ein Natur- 
produkt sei, daß er früher existiert habe als die ein- 
•seinen, wie das Ganse firüher gewesen sei als die Teile 
(I, 1, g§ 9. 11 ; III, 4, S 2), bedeutet doch nicht nur eine 
Ablehnung des Natomtstandes nnd des StaatSYertrags, 
sondern im Grande eine Ablehnung aller Spekulation. 

Wenn die rumische Literatm iur das romische Welt- 
reich ein Werk hervorgebracht hätte wie das des Aristoteles 
fOr das kleinstaatliche Griechenland, so würde sich daraus 
genau daaseibe Resultat ergeben. Kin solches Werk, wie es 
kein R5mer hätte zustande bringen kOnnen, ist Mommsens 
„Römisches Staatsrecht*. Die ideale Gemeindesouverftnitat, 
lehrt Mommsen, sei dem römischen Staatswesen unter 
allen drei Verfassuugsformen, unter dem Königtum, unter 
der Republik und unter dem Prinzipat bis auf Diocletian 
eingeboren gewesen; aber nicht so, dafi der König sein 
Mandat you der Bfirgersehaft hergeleitet habe, es habe 
vielmehr zwischen beiden Teilen Gleichgewicht bestanden; 
auch unter der Republik sei daran festgehalten, daß der 
Gemeindewille seinen Ausdruck in dem Zusammenhandein 
von Magistrat und Bürgerschaft unter Vorherrschaft der 
letzteren hude; auch damals habe die Magistratur auf 
sich selbst ruhend der Bürgerschaft gegenübergestanden; 
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endlich zur Zeit der Dyaichie des Prinzipats sei dem Senat 
die Holle zugefallen, alü Figurant der Souveränität das 
rOmiBcbe Weltreich zu epUogisieren ; die«;e Übertragung der 
formalen Gememdeaatorit&t auf den Senat habe praküach 
aber nicht allioYiel bedeutet, indem scfaliefilich der Wille 
der Gemeinde als der Wille der hOcbBten Gewalten ge- 
golten habe. Also auch bei den Römern eiue Ablehnung 
einer umfassenden Staatstheorie. (Mommsen, Ivomisches 
Staatsrecht lU, 300; Abriß des römischeu Btaatarechtfi 
297. m 348.) 

Indessen das lieft steh damals nicht übersehen« Bei 
allem Eifer, sich der antiken Knltur su bemächtigen, hat . 
es (loch lange Zeit au der Kraft gefehlt, sie als Ganzes in 
ilirrni Zusammenhang innerlich zu bewältigen. Insbesondere 
lur (las römibclie Hecht fehlte die Verarbeitung im groBeUi 
wie die Metbode beweist, mit der sein Studium Jahr- 
hunderte hindurch betrieben worden ist Um so mehr hielt 
man sich an Einxelheiten, und hier &nd man, was man 
suchte. Es sind, abgesehen von einigen Stellen aus Cicero 
de republica, die drei bekannten Stellen im Corpus juris 
aus verhältnismätiig später Zeit, die von der lex regia, 
yermöge der das Volk seine potestas, sein ursprOngliches 

' Imperium dem Kaiser übertragen habe, dessen ganse Ge- 
walt also auf der des Volkes beruhe, auf die sich nun 
Glossatoren und Postglossatoren warfen, ihre Bedeutung 
in möglichst helles Licht rückend, sie als Steine fui den 
Bau des Naturreehts verwertend. In diesem Sinne, aber 
auch nur in diesem, hat die antike Welt ihren Beitrag für 
die Konstruktion des Naturreehts geliefert, 
j Vom 13. bis 18, Jahrhundert ist die naturrechtliche 

, Auffassung des Staates die herrschende gewesen. Alle 
westeuropäischen Mationeu, die Italiener, Spanier, Franzosen, 
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Holländer, Engländer, Deutschen, alle Konfessionen haben 
sich an dem Aushau des Systems l)eteiligt. Bei manchen 
Abweichungen im emzelueu doch im großen und gazuen 
em einheitliches Qedankensystem, dem es auch an einer 
«iasen Fortbildung nicht gefehlt bat, die man freilieh nicht 
so an denken hat, wie manche sich die Entwicklung der 
phikmophisehen Systeme vorstellen, als ob diese mit innerer 
KcMvcüdigkeit aufeinander Gefolgt waicii, jedes spätere 
eiuc höhere Stufe meoschlicher Erkenntnis darstellend. 
Auf die Entwicklung der politischen Theorien pafit daa 
Mhon deshalb nicht, weil diese nicht lediglich Ergebnisse 
cfoea reinen Denkpreiessea gewesen sind, weil Tielmehr 
äußere Verhiltnisse , tatsächliche Zustände, menschliche 
Leidenschaften, starke Persönlichkeiten bei deren Ent- 
stehung sehr mafigebend mitgewirkt haben. 

Schon Thomas von Aquino hat um die Mitte des 
la. Jahrhnnderta gelehrt, der Staat sei so sehr eine rein 
menschliehe Einrichtung, dad selbst Ungläubige die Herr- 
schaft fulirr;i kuiiiiten. An sich sei die Moiiaichie, weil 
in ihr die Eiuheit der Staatsgewalt am vollkommeosteu sich 
verkörpere, die beste Staalaform, obschon sie meist mit 
ungerechter Usurpation begonnen habe. Die Macht dee 
MoBarehen mOsse eine gröfiere sein als die jedes einseinen ; 
aber er habe doch diese Macht nicht zu eigenem Nutzen, 
somleru zum Wohle des Ganzen anzuwenden. Empörung 
sei Bwar an sich SUude, aber gegen ungerechte Regierungen 
sei sie erlaubt; die vom Volke eingeaetzten Fürsten könnten 
wegen Mifibraucha der Gewalt abgesetzt werden selbst 
dann, wenn sich das Volk auf ewige Zeiten unterworfen 
haben sollte (Baumann, Die Staatslehre des hl. Thomas 
von Aquino, Leipzig 1873). 

voa M»i*r, Fruu. Ri»tftM» I. 2 
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Aneh solebe, welche io einem gewiflsen Gegeofiatce snr 

Kirche standen, haben mit den gleichen Ideen operiert. 
Dem „Deleusor paei.-*' des Marsiiius von Padua 1324 war 
€8 in erster Linie um das Verhältnis des Staates zur Kirche 
JEU tun, und darauf bezieht sieb der groflere Teil dieses 
Werkes. Wo es aber mehr einleitungsweiae (pars I eap. 
12—18) Ton der Entatebiing und dem Wesen der Staats- 
gewalt handelt, da gründet es diese auf den Willen des 
— Vollces, auf die Gesamtheit der Bürger, auf die universa 
communitaSf die universitas civituu; beim Volke oder bei 
dessen Reprftsentanten liege die somrftne Gewalt, besonders 
die Gesetigebong; dagegen der ciTis principans, der re- 
gierende Borger, der am besten gewählt werde, aber aneh 
erblich sein könne, wird vom souveränen Volke eingesetzt 
zur Besorgung solcher Geschäfte, die sich fOr die Gesamt- 
heit nicht eignen, die er aber in Übereinstimmung mit ihr, 
juzta subditomm Yoluntatem, besorgen muß als blofies toU- 
ziehendes Werkaeng, als Beamter, als Prisident einer 
Republik, die ihn auch wieder absetM kann; er soll zwar 
eine Schar von Bewaffneten haben so gro6, dafi sie den 
Widerstand einzelner oder mehrerer zu brechen im stände 
ist, aber nicht so groß, daß gegen die Mehrheit despotisch 
verfahren werden könnte (Hiezler, Die literarischen Wider- 
sacher der Päpste zur Zeit Ludwig des Baiers, Leipzig 1874, 
S. 198 ff.). 

So mächtig waren diese Ideen in den letzten Jahr- 
hunderten des Mittelalters herangewachsen, daß sogar der 
Versucli g'-macht wurden ist, sie auf die Kirche selbst zu 
übertragen . deren Verfassung danach umzugestalten. Die 
konziliaren Bewegungen des 14. und 16. Jahrhunderts haben 
mit den Analogien dieser Staatstheorien gearbeitet; man 
folgerte aus deren Prämissen, daß auch die höchste kireh- 
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liehe Gewmlt von der GeMmtheit eder deren Vertrelmig 
wgeflbt werden mtase, Gemde Marsilitis hi m gewesen 

(pars II Wesen und Rechte (ies I'riestertuins und des Pupst- 
lums), der znei^t ilasjeuige poj>tuliert h:it , wofür dann 
Oer^^on , JSicolaus von Cues u. a« gekämpft haben. Diese 
Bestrebungen mussten scheitern , weil sie mit den Qrund- 
ingen der Kirche, wie sie nna einmal geworden war, im 
vollsten Widerspruch standen. 

Aber für den Staat hielt man kirchlicherseits an ihnen 
fest. Auf d(Mii Kon;^il vuu Trient hat der Jesuitcugeueral 
Lainez sich dahin au.sge»prochen , daß ursprünglich alle 
— Gewalt bei der Gesamtheit gewesen and erst von dieser an 
die Obrigkeiten übertragen sei. Und so wenig der Kardinal 
fiellarmin der erste YerkQndiger der VolkssoaYerftnität ge- 
wesen ist, 60 bat dieser doch damals gleichfalls gelehrt, 
* daß alle staatliche Gewalt ursi»rün^'licli nicht bei irgend- 
einem einzelnen Menschen, sondern bei der mullitudo ge- 
wesen sei, die sie einem oder mehrerem ttbertragen habe. 
Und wenn das gelegentliche Anfierungen waren, so hat 
bald nachher wieder ein Jesnit, der dem Hofe Philipps IL 
nahestehende spanische Geschichtsschreiber Mariana in der 
Schrift ^De rej^e et regis institutione'* 1589 eine umfassende 
Darlegung dts ganzen Systems ^^e;j;ehi'n, vielleicht das erste 
— ^geschlosi^eue System des Natui rechts, dabei auch vor den 
ftnfiersten Konsequenten nicht zurückschreckend, wie er 
denn die Ermordung Heinnebs IIL ein aetemum Galliae 
decns genannt bat, vdllig nbereinstimmend mit der zwei 
Jahre später 1591 erschienenen Schrift des Legistcu Boucher 
,De justa ahdicaliDue Ileiirici III**. 

Die Kefurmation war also nicht in der Lage, ein bis 
dahin herrschendes theokratisches System zu vernichten. 
Im Gegenteil* Durch die Reformation hatte sich das Ver^ 

2* 
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MtBit Ton 8ttat und Kirche von Qmnd am fortbidert. 
Die staatliehen Obrigkeiten sind es gewesen, die in Denteeh- 

land, Kiiglaiid. SkaiKlinavieü und der Schweiz der neuen 
Kirche zur Existenz verholfen haben. Die Folge davon 
war zunächst die, daß es eine über die Grenzen der Staaten 
— und diese waien doch damals in Deutschland von 
ganz geringem Umfuige hinftbenelehende protestantiseh» 
Kirche nur in der Idee gab, nicht aber in der 'Wirklichkeit; 
daß vielmehr in jedem einzelnen Lande die Kirche vom 
— Staate absorbiert wurde. Nicht nur haben damals die 
btaatcu früher oder später ihre Wirksamkeit auf die bisher 
Ton der Kirche besorgten Funktionen der Gerichtsbarkeit 
nnd des BUdungswesens ausgedehnt, sondern sie haben 
auch die Regierung der Kirche selbst ttbemommen. Der 
Staat hatte mithin seine profane Natur verloren. Indem 
er die Kirclie mit umfaßte, war er fortan das höchste, was 
eä auf Erdeu gab. Die Idee lag nahe, die^eä einheitliche 
Gemeinwesen fortan in derselben Weise, wie es die Kirche 
mit sich selbst getan hatte, an das Überirdische an- 
suknüpfen. Die mittelalterliche Volkssouverftnitftt ist da« 
mals dem obrigkeitKehen Gedanken erlegen. Gerade Gierke 
hat unerkannt, daß durch die Ketormation dem i)aulinisclien 
Satze, wonach die Obrigkeit von üoLt ist, eine hi> dahin 
unbekannte Tragweite verliehen worden, daß die Reformation 
es gewesen sei, welche den theokratischen Gedanken von 
neuem belebt habe, dsd auf dem Boden des lutherischen 
Bekenntnisses kein die Volksrechte in den Vordergrund 
rückendes System erwachsen sei. 

Indepsen war in Deutschland die Kleinstaaterei nicht 
dazu angetan, der Göttlichkeit des LaudefifürBteutums r inen 
breiten Spielraum zu gewahren. Von Tereinzelten ÄuBe- 
rungen Luthers und Melanchthons ist hier abzusehen. Aber 
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gerade der größte StaaUrechtslehrer jener Zeit, dessen Be- 
Eiehungeu zum orihudoxen Luthertum die allerengsteu 
wareu, Veit Ludwig von Seckendorft', ist durch seine 
NOchtemheit and Wahrhaftigkeit davor bewahrt geUieben, 
«in theokratischeB System anfinutelleD. Im .Ftkntenstaate*, 
▼on 1656, wohl dem besten Boche, das sa jener Zeit in 
deutscher Sprache geschrieben ist, gibt es nur drei Stelleo, 
die allenfalls dafür herangezogen weril»'n kuiiiieu, eine in 
der Widmung, eine in der Vorrede und eine im 11. Kapitel 
des zweiten Teils; alle drei sind aber gans miTerfänglich; 
^6 eine lautet: die Stantsweisheit sei ihrem Ursprung 
nach göttlich, in der zweiten ist von dem allmächtigea 
Gotte, dem Beherrscher des Erdkreises und obersten 
Kegenten aller Häupter und Obrigkeiten die Kede: in 
der dritten wird gesagt, die liüch>ten weltlichen Obrig- 
keiten it&tten niemand als den hdchsten Gott aber sich. 
Im ^»ChriBtenstaat* Ton 1685 sagt er iwar (Bnck II, Ka{». 6, 
^2), er halte nnch der in der hl. Schrift gebranehten 
Redensart die hohen Häupter für Götter, die an Gottes 
Statt liriQ Volke vorötelien; aber er wundert sich kurz 
fiaraui (§ 5), d&d etliche Völker in der barbarisclien 
Heidensehaft so weit gegangen seien, daß sie ihren K6nig 
4>der Regenten wie Gott anbeteten; er sagt zwar an der 
-einen Stelle, dafi der fürstliche Stand Ton Gott sei, dag 
Aber menschliche Mittel, als ^Vahl . Verleihuii-. dabei 
gebrauclit würden, und daß die eigentlichen Anitsverricb- 
tongen ni(ht ;ni> der Revelation der hl. Schrift, sondern 
AUS dem Lichte der Vernunft geseh&hen; er verlangt, dag 
die Obrigkeiten, wer sie auch seien, ihr Amt ans dem 
<Grunde des Christentums führen mUfiten (§ 6; Kap. 7, 
§ 3). Von Naturrecht und VolkssouveräDität will er frei- 
lieh nichts wissen; auch davon nichts, daß da^ Volk die 
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Macht habe, bei schlechter Regierung über die Ohrigkeit 
2U erkennen und zu urteilen und mit ihr eine Ändemng^ 
zu treffen; denn die Obrigkeit eei von Gott, und man 
solle nicht wider Gottes Ordnung sich zum obrigkeltlieheA 

Stande drängen. Wewn Piifendorf derjenige ist, der zuerst 
" — in Deuiscliland den theokratisclien Oedanken Im iNrnnpft 
hat, so stehen die BAmtlicheu lutherischen Theologen uud 
theologisierendea Juristen in Schweden (Eria Scandica> 
und in KuTsachsen und unter ihnen auch Seckendorf ihm 
feindlich gegenüber. 

Und andere deutsche Reehtslehrer sind weitergegangen. 
Zwar Reinking, „Tractatus de repimine saeculari et eccle- 
siastico", Gießen 1619, sagt von der Entstehung des Staates 
nur, daß er a sanctissima Dei ordinatione et rectae rationia 
dictamine herrühre (Lib. I Classis 1, Kap. 2), aber er 
lehrt doch, dafi auch der ungerechte Tyranu von Gott sei,, 
und dafi ihm gehorcht werden mOsse. Vollends Horn, „ Politi- 

conim nrcliitectonica de civitate, Trajecti ad iilienuni'' 

1 <i';4, sjU'icht nicht bloß davuu, dali (lott die causa niaje>tatis- 
sei, was schon die Heiden begrilien hätten, sondern er 
führt weitläufig aus^ dafi wie Gott die absolute Gewalt Uber 
die Menschen habe, so habe er auch, nach Einsetzung 
eines Königs, diesem das Recht, die Menge wie er reibet 
zu regieren, ül>ertiagen . so daß dem Könige die Unter- 
tanen gerade so unterworfen seien, als oh (iott sell)St gi'gen- 
w&rtig unmittelbar regierte; der König sei der vicarius Dei, 
der Pro Deus (Lib. II, Kap. 1, § 7—19; Kap. 2, § 3, 4, 
7, 10, 18. 

Und nun erst in England. Filmer hatte schon früher 

gegen Hobbes und Milton geschrieben, wie auch Horn 
gegen IIohl)es polemisiert. Sein Hauptwerk ist aber der 
Patriarcha, in englischer Sprache, nur aus drei ziem- 
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lidi kurzen Kapiteln bestehend, erst 1680 veHlffi&ntlieht, 

nach dem schon l»i.'>*l erfolgten Tode des \ erfassers. Bei 
der Bekämpfung der Lehre der Voikssouveränität wendet 
er sich nach zwei Fronten hin, haapta&ehUch gegen die 
FapiBteii, gegen Bellamuii, aus dem er lange Aiuxfige bringt, 
und gegen Snares, beide Jesuiten, ingleieh gegen die Re- 
formierten, insbesondere gegen GaWin und gegen Bnebanan. 
Sein positiver Aiin)au !^T so absurd wie nur ii^Jioini mög- 
lich, indem er alle Staatsgewall vou Adam und vuu NoaU her- 
leitet. Er war übrigens kein eigentlicher Absoiutist, er war 
für das Parlament and die Unabhängigkeit der Richter, 
aber nnr anter der Gestalt, wie sie nnter den Tadors be- 
schaffiBn gewesen war. Der damalige Oeistessostand des 
englischen Volkes, dessen StelluniJ: zu diesen Dingen wird 
durcli nichts so hell ms Licht gesetzt wie durch den Um- 
stand, daß zwei ganz hervorragende Schriftsteller sich mit 
der Widerlegong Fiimers auf das eifrigste befafit haben. 
Gegen die frühere Sdirift sind Algemon Sidney*8 .Die- 
eonrses eonceming govemment* geriehtet, die aber noch 
nicht gedruckt waren, als Locke sich zur Widerlegung 
entsclilorf im Jahre 1690, also lange nach Filmers Tode, 
2ehn Jahre nach der Publikation des Filmerschen Buches, 
weil, wie er in der Vorrede sagte, die Filmersehe Doktrin 
nicht nar von den Eanseln gepredigt werde, sondern ftber* 
hanpt sehr viel Anhänger habe. Ton den beiden «Treatises 
on government" ist die erste ausschließlich dieser Aufgabe 
gewidmet, sie ist doppelt so lang wie der ganze Patriarclia 
und beinahe so lang wie die zweite Abteilung, die allein für 
die Nachwelt Bedeutung hat Locke hat ohne Zweifel 
Filmer ad absnrdnm geftthrt^ aber nnr nm den Preis, selbet 
ins Absurde zu Terfallen; ja er ist deshalb noch viel ab- 
sinder als Filner selbst, weil er breit tritt, was FUmer nnr 
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angedeutet hat. Eist Rousseau liat den richtigen Stand- 
punkt eingenommen, indem er die Sache ins Lächerliche 
sieht: ,Je n'ai neu dit da roi Adam et de Tempereur Nod, 
pdre de trois gnuids monarques qui se pftrtag^rent l^iTe» 
comme firent les enlante de Satnrne qa'oii a eru reeonnattre 
en eux. J'esp^re, qu^on me MiirM de cette mod^ration: 
car descendaiit directenient de Tun de ces princes et peut- 
6tre de la brauche aiuee, que sais je si par la vöriticatiou 
des titres je ne me trouverai point le lögitime roi du genre 
bunain? Quoi qa*il en eoit, on ne pevt dieconifeiiir, 
4a*Adam n*ait 6t6 sonTerain du monde qua BobinBon de 
8on tie tant qnMl en fut le aeu) babituit BSt ce qull-y- 
avait commode cet empire 6tait que le monarque assure 
bur suu trniie n avait h, craindre ni rebelUon ni guerre ni 
conspirateurs" (l, 2). 

Als causa proxima kann die Befonnation für das neuere 
Natnrreebt nicbt betracbtet weiden. Ob wenigstens als 
causa remeta ist eine andere Frage. Man kann far deren 
Bejahung anführen, da6 fast alle maßgebenden Natiirrechts- 
lehrer der Folgezeit dem j)r()testantischen lick« mitiiis an- 
gehört haben, Hugo Grotius, Hui lies, Locke, Pufendorf usw. 
Es ist dieselbe Frage wie die über den Ursprung der 
Beligionsfreiheit, die weder von den Beformatoren, am 
wenigsten Ton den KaWinisten, noeh ?on den meisten 
Naturreebtslehrem, sondern von Mftnnem, die weder mit 
der Theologie uocli mit dem Naturrecht eug liiert waren, von 
Thomasius, Lessiug und anderen verteidigt worden ist. Es 
mag sein, dafi diese Mi^nner ohne die Beformation nicht 
EU denken w&ren, sie sind aber erst zwei Jahrhunderte 
spftter aufgetreten; Tielleiebt aus neuer Wurzel. 

Nur die refonnierte Kirche in Frankreich und in Sehott- 
land stand auf naturrechtlichem Bodeu. Der Grund liegt 
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nicht an den dagniAtiseiien Untenchadungslehren des 
Lnfherton» und des Calvinlsmnt, nicht an der eal^iniflchen 

Pnsbyterial-Synodalyerfassung, die in erster Linie weniger 
zum Zweck der Herrschaft der Maf^sen, als zum Zweck 
der Kirchenzucht geschaffen worden war, sondern einzig 
und aUdio darin, dafi diese Kirchen, statt von der Staats- 
gewalt zur Existenz gebracht zu sein, Ton ihr bekämpft 
worden. In Frankreich deshalb, weO die grofie MebrzaU 
▼on der Befonnation nichts wissen wollte. Hier sind des- 
lialh iu den Jahren 1.573 — 1500 jene Monarchomachen auf- 
getreten, Hotmann mit seiner „Fraucogiillia", Languet unter 
dem Namen Junius Brutus mit seinen ^Vin Hciae contra 
tyrannos" u. a. Nicht daß sie etwas bis dahin Unerhörtes 
gelehrt hätten, wenn sie aussprachen, dafi das Volk frfther 
gewesen sei als der König, dafi es wnhl Völker gebe ohne 
Konige, aber nicht Künige oline Völker, daß das Volk über 
dem Könige stehe, daß der Köni-ü wenn möglich vom \ Olkc 
gewählt wenU'n müsse, daß er dem Volke Rechenschaft 
schuldig sei, dafi er Tom Volke abgesetzt werden könne, 
dafi der Königsmord unter Umständen erlaubt sei. Aber 
.was bis dabin mit theoretischer Knhle behauptet worden 
war, das wurde jetzt mit flammender Leidenschaft ge- 
predigt. Und leidenschaftlich konuten die Monarchomachen 
sein, denn die meisten waren nur mit Muhe und Not der 
Bartholomäusnacht entgangen; dem Morde setzte sich die 
Predigt des Mordes entgegen. In keiner der Schriften, 
4ie der französischen Revolution vorhergegangen sind, ist 
die Monarchie heftiger bekäm]>ft, die Volkssouveränität 
lauter gepredigt. Bei Liclite besehen 1 ( imuni sich freilich 
die Monarchomachen weder auf den i:itaatsvertrag , noch 
auf die Yolkssouveränität berufen ; denn wo stand im Staats- 
Tertrage geschrieben, dafi jede Beligionsttbnng in jedem 
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Lande erlaubt sem müs&eV Und was die Volkshüuveränität 
betrifft, so war ja die ungeheure Mehrheit der Franzoeea 
mit der Bartholom&iiBnacht einverstanden, was den Huge- 
notten, die nnr in einseinen Provinzen und StAdten ge* 
diehen , so sehr bewufit war, dafi sie ein Recht der Los- 
reißung sich vindizierten. 

Irgend '.\ ''lehe Wirkini 'j bat diese Tiieorie im daiiiüligen 
Frankreich nicht hervorzubringeu vermocht. Im Gegenteil. 
Statt das es snr Btnftlhmng der Bepuhliic gekommen wftre» 
hat das franzteische Königtum gerade damals, allerdings 
nach langer Vorbereitung sich su einer MachtItlUe eat- 
wickelt, wie sie auch in Spanien bis dahin nicht erreicht 
worden war und wie sie sich unmittelbar nachher auf den 
ganzen Kontinent erstreckt hat; wie Kanke es einmal 
ausdrückt: ihr Welttag brach an. 

Im unmittelbaren Anschlufi an die HoDarchomaehen 
schrieb einige Jahre später Althusius 1603 seine ,Po]itica% 
in der die dlijecta membra des Naturreehts zu einem wissen- 
schaftlichen System zusammengefaßt und verarbeitet wurden. 
Wie schon aus seineu IrUhereu Schriften über römisches 
Hecht, insbesondere aus seiner »Jurisprudeutia Bomana'' 
hervorgeht, war er Systematiker par esceellence; ist er 
doch einer der ersten gewesen, die ein von der Legal- 
ordnung unabhängiges System aufgestellt haben. Er war 
der geboiene Komj)endienschreiber und hatte darin großen 
Erfolg, wia die acht Auflagen der „Politica" beweisen, 
die auch noch während des dreißigjahi i^rea Krieges und 
nachher weiter erschienen sind und noch während der 
ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts von deutschen «nd 
franxösischen Schriftstellern angeführt wurden, TieUeicht 
sogar von Rousseau benutzt worden sind. Aber epoche- 
machend ist Althusius nicht gewesen. £r eröffnet nicht 
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eine neue, er bildet vielmehr den Abschlafi einer znrttck« 
liegeiulfin Epoche; er kann nicht als der Vorläufer von 
irgend wem, weder Ton Hugo Grotlns noeh von Rousseau in 

Anspruch genommeü werden. Denn die Uuverflußerliclikeit 
der bouverftnitlt war schou läugst vorher geiehit worden, 
während das ^Wesentliche von Rousseau bei Althusius nicht 
zu finden ist. Eine MTirkung auf die Wirklichkeit hat er 
nicht ansgenbt Er war ein Revolutionär in der Theorie, 
in Schlafrock und Pantoffeln. Oierke hat ihn in der Eat- 
deckerfreude zu hoch eingeschätzt. 

Jetzt erst, im Jahre 1625, tritt Hugo ürotius auf. 
Ein Naturrecht hat er Uberhaupt nicht geschrieben, sondern 
ein volkerrecht, wie sich nicht nur aus dem Titel «De 
jure belli et pacis", sondern auch aus dem Inhalte des be- 
rtihmten Werkes ergibt. Mit dem Völkerrecht hatte er 
sich auch schon früher befaßt: „De mari libero". Nur 
weil lediglich von einer höchsten Gewalt Kriege geführt 
werden dürfen (Buch 1, Kap. 3, Abschnitt 5, § 7), bedarf 
es ^er Feststellung darüber, was die höchste Gewalt sei 
und wem sie zustehe. Bei dieser Feststellung operiert er 
völlig mit den längst vor ihm vorhandenen naturrecbtlichen 
Kategvjiieu. Aber diese Staatstheorie wird nur ganz neben- 
bei behandelt Und uiclit dadurch ist er epochemachend 
geworden, sondern durch etwas ganz anderes. Um ein 
Völkerrecht herstellen zu können zu einer Zeit, wo es an 
einem positiven völlig gebrach, blieb ihm nichts anderes 
ubiig, als die Beziehuiigea der Staaten untereinander den 
Beziehungen der einzelnen untereinander gleichzustel] 
die Analogie des Privatrechts heranzuziehen. Da es nun 
aber an einem allgemein gültigen, von allen gleichm&ßig 
anerkannten, für alle verbindlichen Frivatrechte gleichfalls 
fehlte, blieb ihm wieder nichts anderes ftbrig, als ein 
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System von Rechtss&tm anfziisteUeii, welches nieht in 
und durch den 8(aat entstanden ist, welches vielmehr nn- 
abh&Dgig von jeder irdischen Autorität existiert, aller 

staatlichen Gesetzgebung vorhergehend, iiuabliilngig vou 
X n i.ii'l Raum, von Menschen niebt geniaclit, das mit uns 
gebuicii ist, ein ideales, ein Naturrecht, welches auf dem 
IWege der mensehlichen Vemunft, woil auf der mensch- 
Iiichen Katur beruhend, gefunden wird, ein Normalrecbt, 
vor dem sich alle positiven staatlichen Einrichtungen an 
rechtfertigen haben. 

Nicht (laß Grotius der erste (gewesen wäre, der ein 
Naturrecht in diesem Siiiiu; ^^eschriel)eii hatte, schon Thomas 
von Aqnino, ja sogar die Kirchenvater haben Uber die 
Berechtigung des Privateigentums und aber Verträge philo- 
sophiert. Er hat seine Vorlaufer gehabt, nicht nur in 
einzelnen dunklen Ehrenm&nnem des 16. Jahrhunderts. 
AbiT er ist tiutzdtMii der Vater des Naturrechts in liiesem 
Sinne: nur nicht sein Volieuder, das haben andere nach 
ihm besorgt. 

Eine Fortbildung der volkerrechtlichen Konstruktion 
des Staates wie kaum je zuvor ist in der zweiten Hälfte 
*de8 17. Jahrhunderts durch die beiden Schriften von Hobbes 

„De cive" (1642) und „Leviathan" (1051) und durch Lockes 
„Two treatises on ^overninent" (1092) erfolgt; alle drei 
Schriften nicht sowohl Krzeugnisse der Studierstube als 
vielmehr Reilexwirkungen der politischen Verhältnisse der 
ersten und der zweiten englischen Revolution. Nicht dafi 
durch sie die Ereignisse bestimmt waren, sie sind vielmehr 
die Wirkungen der Ereignisse gewesen. Nachdem der 
Hülieiiunki der ersten Revolution tiberschritten war, ist 
Hobbes aufgetreten. Trotz des RuhebefUrfnisscs . das ihn 
erfttllte, trotz der Beziehungen zum Stuartschen Hofe in 
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Frankreich and zur Regiemog Karls II. nach desseD Rück- 
kehr 18t er 80 wenig ein Werkseng der Beaktion gewesen, 
dafi die Ansicht Verteidiger gefunden hat, der »Leviathan'^ sei 
zur Unterstntzimg Gromwells, unter dessen Schutze Hobbes 
1G52 zurückgekehrt war, geschrieben wordeu. Auch Locke 
kam post festum; wie er selbst in der Vorrede siigt, habe 
er den Thron König Wilhelms befestigen und das Volk 
Englands rechtfertigen wollen, dessen Liebe za seinem 
nattlrliehen Rechte die Nation gerettet habe, als sie in der 
Gefahr der Sklaverei und des Unterganges gewesen sei. 

Den Spuren des Hugo Grotius sind in Deutschland 
zu Ende des 17. und um die Mitte des 18. Jahrhuiidorts 
die umfassenden Werke von Pufendorf und Christian Wolf 
gefolgt; Pufendorf, De jure natnrae libri octo (1672)^ ein 
sehr dicker Qnartband, und Wolf, Jus naturae methodo 
sdentifiea pertractatum" (1740—1750), acht dicke Quart- 
bände. Beide konstruieren, wie Hugo Grotius, den Staat 
auf der Basis des Staatsverl rags und der Yolkssouveräni- 
tAt; bei Pufendorf haben es damit nur die beiden letzten 
Bacher au tun, bei Wolf nur der achte, letzte Band, so 
dafi hei beiden hinten steht, was eigentlich Tom stehen 
sollte; sie sind dabei viel ausfQhrlicber als Grotius, jedoch 
kurz im Verhältnis zum Gesauitumfang ihrer Werke. Einer 
hat die Entdeckung gemacht, daß bei Tufendorf überall 
der Eintluß Lockes wahrnehmbar sei, was deshalb nicht 
gut mOgUch ist, weil Pufendorf 20 Jahre froher erschienen 
ist al8 Locke; die meisten sind auch darüber einig, daft 
Pufendorf bei seiner Staatstheorie Hobhee gefolgt sei. 
Wenn rIso die Hobbessche Staatstheorie eine absolutistische 
genarmt wird, so befindet sich Pufendorf }j;enau in derselben 
Verdammnis. Wie es die Ansicht von Hobbes ist, so ist 
es auch die Ansicht von Pufendorf, dafi das Königtum um 
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nichts heiliger sei als der Senat in einer Aristokratie, 
als die VolkSTemmmliiiig in einer Demokratie, zugleich 
Aber, dafi die Bepnblik ein unfertiges Gemeinwesen sei, 
die Monarchie die beste Staatsform (Gierke, Althnsiira, 

2. Autl., S. 182 fr, 201 f. 226 ff. 252 ff. 278 ff. 280. 2871 
291—301. 313. Roscher, Geschichte der Nationalökonomik, 
S. 318. V. Treitschke, Historisch-politische Aufsätze, Bd. IV, 
8. 201 ff.). 

Aber bei Pnfeadorf und bei Wolf ist diese naturreeht- 
Uche Konstruktion des Staates nur Nebensache, in der 
Hauptsaehe handelt es sieh bei beiden um das Naturreeht 

in dem Sinne, wie es Grotius geschaffen hatte. Nur daß 
da», was ürotius lediglich als Hilfsmittel zur Konstruktion 
des Völkerrechts verwandt hatte, ihnen Selbstzweck war. 
Der geistvolle Severinus a Monzambano ist kaum wieder- 
zuerkennen. Was Pufendorf breit getreten hatte, wurde 
von Wolf noch breiter getreten. 

Auf ihre Nachfolger vollends findet das Ooethesche 
Wort Anwendung ; „Das ist ja nur der alte Dreck, werdet 
doch gescheiter, Tretet nicht immer denselben I*leck, so 
geht doch weiter l** Oder wie er es in Proea ausgedmckt 
hat: fJS» ist nieht wunderbar, aber es erregt doch Ver- 
wunderung, wenn man bei Betrachtung einer Literatur, 
besonders der deutschen, beobachtet, wie eine ganze Nation 
von einem einmal gegebenen Gegenstande nicht wieder 
loskommen kann/ Was unter solchen Umstünden zu ge- 
schehen pflegt, einer schrieb den anderen ab; jeder hatte 
das zwar entrftstet yon sieh gewiesen, weil jeder den Ab- 
weichungen von seinen Vorg&Dgem die höchste Bedeutung 
beilegte; es war wieder einmal die Geschiebte vom Hute. 
Man konnte ohne viel Studium drauflos schreiben. Diese 
Art von Naturreeht ist leider ein spezifisch deutsches Ge- 
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wäehs, detten Wachstum besonders dadnreb gefordert wurde, 
dAd auf den sahlreieben üniversittten das jus natarae 

Lehrgegen stand geworden war und nun jeder uacb soineiu 
eigenen Koinpendium lesen wollte und auch lesen sollte, 
WOKU MdDchbauaen die Göttinger Professoren anregte. 
Gegenfiber der allgemeinen Mifiaebtung, die anneit in 
Dentsebland dem Katorrecbte niteil geworden ist, mitcbta 
ftr diese durch und dureb onwissensebaftlicbe Metbode 
ein gutes Wort insofeni eingelegt werden, als die Ün- 
anwendbarkeit des römischen Rechts auf vielen Gebieten 
ihm gewisäeriuäßen die Wege gebahnt hat; der sogenannte 
usus modernus berfibrt sich mit diesem liatarrecbt mehr 
als man glaubt 

Als einen der maflgebendsten Natnrrecbtslebrer bat 
Blnntsebli in der Geschichte der Staatswiseenschaften 
(S. 260 ff.) Friedrich den Großen fuiiLiestellt, iüdem er iinu 
einen eigtuien Ah^cliiutt widuiei, ihm auch in dieser Hin- 
sicht Originalität zuschreibt, ihn sogar den Begründer 
einer neuen Epoche nennt, der eine neue Grundlage der 
Staatswissenschaften gelegt habe, wie er auch der Ansicht 
ist, dafi der AntimacebiaYell dem wirkliehen mindestens 
gleichstehe. 

An Friedrich dem (iroßen war auch das groß, daß er 
sich selbst zu seiner Erholung mit geistigen Diugeu be- 
schäftigte und dafi er sich dabei nicht auf blofies Lesen 
beschrankte, sondern das Gelesene xu eigener Darstellung 
verarbeitete. Er sagt selbst einmal in einer der staata- 
wissensehaftlichen Schriften: ,Du moins me serai-je amusö 
en les fürniant." 

Aber er war bei aller seiner schriftstellerischeu Tätig- 
keit nicht produktiv, sondern reseptiv, und nur darin liegt 
seine Bedeutung, dafi das, was von gewöhnlichen Menschen* 
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kiadem aehon oft gmgt war, ounmelur vod dem gebüdetot» 
Manne des damaligen Deutschland, Ton einem der gr&fiten 
StaatsmAnner aller Zeiten gesagt wurde. 

Als Kind seiner Zeit war auch er Anhänger des Natur- 
rechts. Er hat diesen Fragen keine besondere Abhaadlung 
gewidmet, er kommt nur beiläufig darauf zu spreclu-u. 
▲ach ist der Umfang aller seiner staatawissenschaft- 
liehen Äuflernngen yiel geringer als man gewdhnlieh an- 
nimmt 

In fftnf Terschiedenen Schriften ist er darauf zu sprechen 

gekommen. Die lieideii ersten gehören den Jahren 1738 
und 1739, also der Kruuprinzenzeit an; erst nach eiuer 
langen Zwischenperiode hat er in den Jahren 1770 und 1777 
die drei anderen geschrieben. 

In den »Gonsidörations sur Tötat prtont du corps poli- 
tiqne de TEurope* von 1738 (Oeuvres VIII, 1. 8—27) handelt 
er auf deu Seiten 20 — -:7, un . AiiUmacchiavclli" und Inder 
„Refutation' vuu 1739 (VIII, 61— lr>2 hezw. 103-269) 
auf den Seiten 65 f. 91. 168. 298, in den beiden Schriften 
gegen Holbach, n&mlich im .£zamen de Tessai snr lea 
pr6jng68* von 1770 (IX, 132—152) auf Seite 139 und 151 
und im «Examen critique du Systeme de la nature** von 
1770 (IX, 155—168) auf den Seiten 163 ff.; im , Essai 
Sur les foriüeö du gouvernement et les devoiis du sou- 
verain" von 1777 (IX , 195—210) aul den Seiten 197 f. 
und 208 von staatsrechtlichen Theorien. Wenn man dazu 
noch eine 8tolle in den .Mtooirse pour servir k Thistoire 
de U maison de Brandenbourg (1, 123), im politischen Testar 
mente von 1752 und im „Miroir des princee'* von 1741 
(IX, 6) hiii/uijiiiuint . so liat nuin dauiiL alles zusammen, 
was l iiediich der ürofie ^aturrechUiches über den Staat 
geschrieben iiat. 
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lu voller Übereinstimmuug mit (ien sonstigen Natur* 
rechtslehrein iBt auch Friedrich der Grofie ttberzeugt, dafi 
die FOrBten als solche nicht von Gott geschaffen seien, 
dafi sie vielmehr ihre Erhebung den Völkern verdankten, 

daß die Staaten nicht der Fürsten wegen da seien, sondern 
umgekehrt, daß sich die Völker einem ihrer Mitbürger 
nur deshalb unterworfen hätten, weil er ihnen als der 
geeignetste erschienen wäre, den Staat zu regieren (Con* 
Bidörattons). Die Völker hätten für notwendig gehalten, 
einen Biehter su haben, um ihre Differenzen zu schlichten, 
einen Sehutzherm, nm sie' beim Besitz ihrer Güter zu er« 
halten, einen Souveraiu, um ihre verschiedenen Interessen 
unter eiueu Hut zu bringen. Die Menschen seien nicht in 
Ketten geboren, sie seien die Gleichen der Fürsten und in 
gewissem Sinne deren Herren. Der Souverain sei nur 
' der Premier domestique (Antimacehiavell und Refutation), 
der Premier servitenr und der premier magistrat (Mömoires), 
le Premier servitenr (Politisches Testament). Die Kuni<,^e 
ku nute II ilire Macht niclit von Gott ahleiten, sie seien nicht 
dessen Kepräseotanten ; bei der Entstehung der Monarchie 
sei es sehr menschlich zugegangen, die Monarchen seien 
Menschen wie andere, sie hätten in einer Welt, wo alles 
unvollkommen sei, kein Privileg der Vollkommenheit 
(Examen de l'essai sur les pr6jug6s). Ein Fürst solle sich 
stets gegenwärtig halten, daß er ein Mensch sei, „il n'est 
que le premier servitenr de Töt&t, le premier Juge, le 
Premier gönöral, le premier hnancier, le premier ministre 
de la sociöM (Essai sur les formes du gouvtfmement). 

Friedrich der Grofie ist also in der naturrechtlichen 
Konstruktion des Staates sich stets gleich geblieben. Er 
mochte Rousseau uicht; er äußerte nach dem Erscheinrii 
des ^Coutrat social": ^Mes id^es sout aussi diif<6renteä Ueä 

vOB Uflier, Franz. Kiofllu«« I. 8 
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siennes que ie fini de IMnfini" und ,Je ue me persuaderais 
jamaiB k broater l'herbe et k roarcher de qoatre pieds'' 
(Droysen, Geselkidite der preafiiflcbeii Politik, Bd. V, Ab- 
teilung 4, S. 4). Aber er nabm nnnmebr den Auadmck 

„pacte suciaT unter seinen Wortschatz auf. 

Bei alledem war Friedrich der Große nicht, wie wieder 
BJuntschii behauptet, eiu Anh&üger vou Lücke. Der habe 
ihn beeinflufit, bei dem habe er die Nahrung gefanden, 
die ibm behagte. Der Zeit nach wJIre das möglich. Aber 
auf keine einzige Stelle in den politiflchen Sehriften des 
Königs kann sich 6Iunt8chli dafttr berufen, sondern nur 
auf eine Stelle in der „Histoire de mon temps" (II, 36). 
In dieser Stelle kommt der König nach der berühmten 
Übersicht über die Starke und die Interessen der enro- 
Püschen HOfe nm 1740 auf die Fortschritte des mensch- 
lichen Geistes zu sprechen. Indem er nun von der Physik 
znr Metaishysik sich wendet, wird zwar Locke erwähnt, 
aber nur, inn von ihm zu sagen, daß er sich wie Voltaire, 
Thomasius, Hobbes u. a. lediglich durcli die Erfahrung: 
habe leiten lassen. Aus die^or Stelle könnte also ebenso 
gnt gefolgert werden, dad der Kdnig sich T<m Hobbes 
habe beemflussen lassen, was sogar der Wahrheit ent> 
sprechen wflrde. 

Vou zweierlei war Friedrich der Große, ganz abgesehen 
von seiner Praxis, auch theoretisch fest überzeugt. Erstens 
davon, daß das Volk durch den Staatsvertrag ihm die un- 
bedingte Yolimacht übergeben habe, an seiner Statt zu 
regieren, dafi er durch keinerlei menschliche Gewalt in 
seiner Selbstherrschaft beschrftnkt werden kdnne, daft alle 
Zweige der Staatsgewalt in seiner Hand vereinigt sein 
müßten, daß man sich zu hüten habe, selbst auch nur den 
Ministem einen wirksamen Anteil zu gewähren. Von der 
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Verherrlicbtiiig der ParlameDtsbemdiaft, auf die doeli 
Locke lierAiidrommt , war er mdlenweit oitfenit, wie er 

denn >ehr despektierlich vom englischen Unterhause sprach, 
von dessen corruptiun infäiue qm TaviliüL (Essai sur les 
formes du gouvernement, IX, 198). Er hat zwar die Mon- 
archie, je aaehdem sie gehandhabt werde, fftr die beate 
und fftr die Bchlechteste Staatsform erklirt (a. a. 0.) und 
er bat sieb sehr stark Ober die UniHbigkeit trftger nnd 
über das ÜbehvoUen selbstsüchtiger Forsten aussresprochen. 
Er kommt immer wieder darauf zurikk ; iiuk'ssen zoigen 
doch die Schriften der letzten Jahre, besonders die beiden 
gegen Holbach, eine Milderutig des Urteils gegenOber der 
Beartaüong ans der Kronprinzenieit; namentlich ist jetzt 
von ttnnntxer KriegfQbrung nicht mehr die Rede; Ton 
Ludwige XIV. wird nunmehr behauptet, daß er mehr Gutes 
als Srlileclites getan h.ibe. und die Kegieruug Lud\vi|:r8 XV. 
erscheint in so günstiger BeleuchtuDg, daß sie in seinen 
Aagea nicht anter die Ursachen der französischen Revoln- 
tion gerechnet werden könnte (IX, 144. 166). In dem An* 
sprach anf monarchische Vollgewalt hat sich Friedrich 
der Große von Lndwig XIV. nur dadurch nnterächieden, 
daß er diesen Anspruch auf Naturrecht, auf die Über- 
tragung durch das Volk, auf menschlichen Ursprung, dieser 
anf göttlichen gründete. Aber den Ausspruch: »L'etat 
c*est moi' hätte Friedrich der Grofie ebenso gut tun können. 

Er nahm aber zweitens neben der unbedingten auch 
eine unwiderrnfliehe Vollmacht fOr sieb in Anspruch, auch 
darin vom Boden des Katurrechts sich nirlit entfernend. 
Die Uiitertaiieii hätten kein liecht, den Fürsten al»zu-etzeu, 
denn der einmal abgeschlossene Vertrag sei unlöslich, un- 
kftndbar, nnwiderruflich; auch bei der schlechtesten Amts- 

fttbrung darften sich die Untertanen nicht zu Richtern 

8* 
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nber ihre Herren anfwerfeD. Besonders in den beiden 
Schriften gegen Holbach 1770 ist das ansgesprochen (IX, 
189. 166 f.). 

Auch lü Uom Sinne \on (irotiiis, l ufendorf und Wolf 
war Friedrich der Große ein Auliäuger Naturrechts. 
Er wollte es bei der Kodifikation berücksichtigt wissen; 
wie die Kabinettsordre vom 13. Dezember 1746 an Cocceji 
beweist, wie sich ans dem Titel des Projektes des Corporis 
juris Fridriciani von 1749 ergibt, wie die Kabinettsordre 
vom 14. April 17>;u an Carmer dartut, wo es heißt: er 
habe darin ^'anz recht, daß er das Kecht der Natur dem 
römischen Hechte vorziehe. 

Neuerdings ist sogar behauptet worden, dafi Friedrich 
dem Groden zuerst der Gedanke der organischen Staats- 
persönlicbkeit aufgegangen sei. 

In jeder Hinsicht ist Rousseau „Du contrat social ou 
principe» du droit politique" von unerniel^licher Wirkung 
gewesen wie keiner vor ihm. Nicht weil er in der Landes- 
sprache schrieb, das hatten schon andere vor ihm getan; 
aber weil er diese Sprache meisterlieh handhabte und weil 
es die Weltsprache war; yollends weil er im ToUenGegen- 
sats zu seinen meisten Vorgängern durch und durch modern 
war, völlig' frei von jedem dein Naturreclit vom Mittel- 
alter her anklebenden &cholasti^^chen Kiemente. Und auch 
was den Inhalt betrifft, ist er aus den Reihen dieser Vor- 
gänger herausgetreten; hat er neue Wege eingeschlagen, 
die noch keiner vor ihm gewandelt ist: ist er zu Ergebnissen 
gekommen, an die keiner vor ihm gedacht hat. Die Un- 
veräulierlicliUeit der Souvci änität hatten .<eliüu andere ge- 
lehrt. Aler was» nuch niemand gewagt hatte, die Repräsen- 
tation des souveränen Volkes wurde von ihm verworfen; 
eine Reprftscntatiwerfassung sollte es hinfort nicht geben. 
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wie es denn auch eine solelte im Altertum Dicht gegeben hatte. 
Nicht ftur theoretiflch aoUte dem Volke die Souyeranit&t 
xvsteheii, sondern sie sollte von ihm auch praktisch, an- 
mittelbar, ohne jede Vermittlung geObt werden. Denn die 

Art von Repräsentation , die er noch in seinem System 
duldete, war ganz untergeordneter Art oiiue jede reale 
Bedeutung. 

, Fichte und Kant sind nur die letzten Ausl&ufer des 
\Naturreeht8 gewesen; gcwissennafien Naehzdgler, von 

Kousseau vielfach bestimmt. Beide? sind aber erst nach 
Ausbruch der französischen Revolution aulgcireteu, Fichte 
1793 in der Schrift ,,Benehtigiinpr der Urteile des Publi- 
kums ftber die franxOsisehe Revolution" und 1796 im 
«Natorreebt*, Kant erst in den Jahren 1793, 1795, 1797. 

IL 

Der Inlialt dee Natnrreehts. 

Nach naturrechtlicher Auffassung haben die Menschen 
anfangs staatlos gelebt ahi Freie und Gleiche, jeder ein 
Ktaig. Es war der alte Urständ der Natur, wo Mensch 
dem Mensehen gegenflberstand. Erst durch Willensttberein- 

stiiiuming der Individuen untereinander, durch Vertrag — 
nulluni imijcrium biue pacto — hätten sie eine AutoiUat 
über sich hergestellt , indem jeder einen Teil seiner Frei- 
heit eingeworfen habe, um den andern desto ungestörter 
geniefien zu ktanen. So war aus der multitudo eine per- 
sona geworden, der Staat an sich hergestellt Damit war 
aber auch schon die Entstehung und das Wesen der Staats- 
gewalt gegeben. Aus dem Vertragsstandpunkte ergab sich 
ohne weiteres, daß jede staatliclie Herrschaft in der Welt 
auf dem Volkswillen beruhe, daß Quelle und Bechtsgrund 
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jeder wie immer gestalteten Obrigkeit und deren Macht- 
■ umfaBg die YolkESOUTer&uität sei. Der Mandant steht 
natfirlich Ober dem Mandatar, populna major principe. 
Was AlthuBiuB (Kap. 19) einmal so ansdrOckt: «Tantum 

autem juris habet summus magistratus, quantum illi a 
corpoiibus consociatis seu membrib legui est expresse con- 
cessuin ; et quod non datum ipsi est, id penes popuhiiu ^^eu 
universitatem consociatorum remansisee diceodum est". Aber 
anch Wolf stand genau anf demselben Standpunkte. <Fars VIII, 
Kap. 1, §§ 4f 18, 83, 36, 91, 97 und sonst an zahlreichen 
SteUeo.) 

Im übrigen gingen die Meinungen vielfach auseinander, 
schon hinsichtlich der Beschaffenheit des Naturzustandes. 
Hobbes schildert ihn als die reinste Anarchie, als das bellum 
omnium contra omnes, als einen Zustand, wo die Menschen 
als Wölfe einander gegenttberstanden; wenn auch ein jeder 
so habe handeln können, wie es ihm beliebte, so habe sich 
doch jeder alles gefallen lassen müssen, was den anderen 
beliebte; es habe zwar alles allen «lehört, aber niemand 
habe etwas das Seine uennen können, was nicht jeder 
andere ebensogut als das Seine beanspruchen durfte. JEs 
habe kein Eigentum gegeben (De cire, Kap. I, §§ 11, 12; 
Kap. X, §§ 1, 15). »Drum flieht der wilden Wölfe SUnd 
und schließt des Staates dauernd Band." — Locke gibt 
zu, ilaß die heutigen Staaten von iiirem Naturzustände 
nichts wtlßten. Aber das sei ebeubo bei den einzelnen der 
Yi\\\. die von ihrer Geburt auch nichts wttfiten, gleichwie 
die Historiker nichts davon berichteten, dafi Salmanassar 
und Xerxes anfangs Kinder gewesen seien; wie jetzt 
Amerika, dieser neu gefundene Teil der Welt, so habe einst 
der ganze Erdkreis ausgeseheu; befänden sich doch die 
Staaten untereinander noch immer im Naturzustand. Und 
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gerade Locke weifl sehr viel cUtou; es sei keineswegs ein 
Kriegffsasttndi gewesen; es habe ein mehr oder weniger 
friedliches Nebenetnnnder bestanden. Der Lockesehe Natnr- 

■"ziistiind ist ein embryonaler staatlicher Zustand, der 
weuightens die ersten Ausätze des Btaatlichen Lebens bereits 
enthält; Locke nimmt insbesondere das Eigentum als eine 
£inriditnng des Natnrsnstandes in Ansprach, als auf der 
ittdifiduellen Arbeit beruhend, das ganse vierte Kapitel 
handelt davon; auch den Tanseh soll es schon gegeben 
haben, die ] und sogar die Sklaverei auf der Basis der 
Krir-s-ttangenschaft. Der Naturzustand habe also seinen 
Vorteil und seinen Nachteil gehabt, aber die Nachteile 
oder, wie Loeke mit Vorliebe sagt, die. Inkonveniensen 
bitten sehliefilich aberwogen, weil das lediglieh in den Ge- 
mütern der Menschen geschriebene Naturrecht der n&tigen 
Bestimmtheit enuaugelt habe und weil hei Verletzung 
der naturreehtlichen Normen jeder sein eigener Inter- 
pretator, Richter und Vollstrecker habe sein müssen 
(Kap. I, § 11 ; Kap. IV, §§ 3, 18, 22, 24; Kap. VI, §§ 5 
bis 9; Kap. YU, §§ 7, 85 ff.; Kap. VIU, § 101; Kap. IX, 
§§ 12Sff.; Kap. XV, §§ 275 ff.). Rousseau im Contrat | 
social schildert den Katurzustand keineswegs als einen i 
idealen; leindselig von Natur seien swar die damaligen 
Menschen nicht gewesen, aber bald an «neu Punkt ge- 
langt, wo die M&ngel des staatloeen Znstandes sieh st&rker 
erwiesen h&tten als der Egoismus und die Kraft derjenigen, 
die ihn hatten beibehalten wollen; der primitive Zustand 
habe nun nicht länger bestellen können: das Menschen- 
geschlecht wQrde sonst untergegangen sein; der Einzelne sei 
dabei mancher Vorteile verlustig gegangen, habe sich aber 
sehr viel grOflere dadurch zu eigen gemacht; seine F&hig- 
keiten hatten sich seitdem entwickelt, seine Ideen sich 
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aoflgedehnt, seine Gefahle sich veredelt; «us einem 8tapideii, 
bornierten Tiere sei ein intolligentoe Weeen, ein Menach 
geworden; an Stelle doB Instinktes sei das Gereebtigkeita» 

geffthl, an Stelle der physischen Impnlse die Moral nnd 

die Pflicht getreten usw. (Lib. 1» Kap. 1, 6, 8; Lib. II, 
Kap. 1). 

Es hat sogar Naturrechtslehrer gegeben, welche an 
die Bealität eines Natarsastandes und eines Vertrags- 
abschlnsses gar nicbt geglanbt baben, welcbe innerlteb 
davon überseugt gewesen sind, dad tatsfteblieb die Menseben 

ühue jeden Vertrag zur Ilerrsclmft der einen, zum Gehorsam 
der andi'ien pjokonuneu, daß der Erde Gebieter da ent- 
standen seien, „wo das Eisen wächst in der Berge Schacht*', 
daß es kaum einen Staat gebe, dessen AnAnge sieb Tor 
dem Gewissen recbtfertigen ließen. Aber ancb diese waren 
der Ansiebt, daß der Vertrag, wenn ancb ans der Gescbiebte 
weggewiesen, doch in der Idee als ein stillschweigender, 
fingierter, idealer Vertrag frstgelialten werden müsse, an 
dem die Einrichtungen der tatsächliciieu .Staaten zu messen 
seien. Dergleichen wurde schon im Mittelalter gelegentlieh 
geanflert; die meisten Staaten seien in Wirklichkeit dnreb 
Usurpation und Eroberung entstenden; zur nacbträgliehen 
Legitimierung mOsse der consensus populi expre^ns oder 
tacitus hinzukommen. Es tritt das namentlich bei den 
. Naturrechtslehrern der letzten Zeit hervor; selbst Rousseau 
könnte dafür angeführt werden; eines formalen Vertrags- 
abschlusses habe es gar nicht bedurft, da der Inlialt des 
Vertrages ans der Sache selbst sich ergebe (LiK I, Kap^ 6); 
Fichte bat sogar nicbt ebne Heftigkeit gegen diejenigen 
poleifiisiert , welche den Naturrechtslehrern die Annalinie 
eines wirklicben Naturzustandes, einer wirklirlnn Ver- 
tragsschließung unterschoben ; Kant war derselben Ansicht, 
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der Vertrag habe nar die Bedeatung eines Probirsteios, 
einer Anweisung fdt den Qesetsgeber,* der Staat dflrfe nur 
flolehe Geaetse geben, wie sie sein würden, wenn sie ans 

den vereinigten Willen des gesamten Volkes entsprungen 
wären: nnd so hat auch Suarcz in den Vorlesungen lür 
den Kronprinzen von Preußen die Sache dargestellt: »Den 
Grondsats des Geseliscbaftsvertrags halte ich zwar nicht 
fbr historisch richtig, weil die Geschichte wenigstens der 
allermeisteii Alteren und neueren Staaten beweist, da6 
physische und moralische Unterjochung ihr Ursj)rung ge- 
wesen sei; er ist aber doch philosophisch wahr und eine 
sehr bequeme Hypothese, um daraus die Rechte und 
Pflichten swisehen Begierung und Untertanen sa erklären* ; 
Ahnlich in der Vorerinnerung zum Tierten Bande des Ent- 
wurf Bum allgemeinen Gesetzbuch : ,,Der bürgerliche Ver- 
trag, dieser von den Weltweisen mit menschenfreundlichem 
Witz erfundene Grund des Gehorsams gegen die Gesetze 
wird alsdann (n&mlich wenn die Stände bei den Beratungen 
Uber den Ekitwurf zugesogen werden) mehr sein als eine 
schone Hypothese*. 

Ob es zweier Verträge bedurft habe nach der Meinung 
der meisten, nämlich neben dem Ptaatsentstehungs- oder 
Gesellschaftsvertrage, dem eigentlichen coutrat social, noch 
eines Unterwerfungs-, Herrschafts-, Mandatsvertrags, eines 
Vertrages der Gesamtheit mit demjenigen Organ, das zur 
Herrschaft bestimmt wird, oder ob man sich Beides als 
einen einzigen Akt vorzustellen habe, nach der Meinung 
von Hobbes und Rousseau, darauf ist von juiiatischer Seite 
oft ein übertriebener \Vert gelegt. 

Yen sehr viel größerer Bedeutung ist die Frage, wer 
zum souveränen Volk gehöre. Zwar hinsichtlich des Ur- 
vertrages dürfte es sieh von selbst verstehen, wenn das 
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auch uirgeuds ganz klar ausgesprochea ist. daß Mann für 
Mann, eigentlich aucii die Frauen, dabei miUuwirken h&tten ; 
ob auch Sklaven, die nach der Meuiiing einiger schon 
im Naturznatande vorhanden waren* mag dahingestellt 
bleiben. Was aber den Fortgang des staatlichen Lebens 
betrifit, so beseiehnet nichts mehr den flberwiegend 
theoretischen Charakter des Natuireclits als der Umstand, 
daß die meisten Xaturrechtslehrer dieser Frage, die ducii 
eine Kardinal frage, man sollte meinen die Kardinalfrage 
des Natnrrechts sein sollte, ausgewichen sind. Von dmen, 
die sich dazu geaufiert haben, sollte man erwarten, dafi 
sie Ukr allgemeines Stimmrecht gewesen seien; das ist aber 
keiücswegs allgemein der Fall. Selbst der Kadikalismus 
des Marsilius von Padua läßt es zweifelhaft erscheinen, da 
er zwar an einer stelle alle Borger zulaßt, die ein ehr- 
bares Gewerbe treiben, ausgenommen Unfreie, Unmündige, 
Weiber und Ftomde, wahrend er an einer Stelle es fflr 
besser hält, wenn nur die alteren, m&chtigeren und prak- 
tisch erfahrneren Bürger das Volk bilden.. Hugo Grotius 
erklärt, daß es keine noch so freie Republik gebe, in 
der nicht wenigstens Arme und Fremde, Frauen und Un- 
erwachsene von den Beratungen ausgeschlossen wurden 
(Buch I, Kap. 8, Abschnitt 8, § 6). Wo Hobbes von der 
demokratischen Republik spridit, sagt er zwar, dafi jeder 
Bürger zugelassen werden mtksse; ob aber dabei die Be- 
griife Bürger und Mensch als ideulisch betrachtet werden, 
scheint um so zweifelhafter, als er au einer anderen Stelle 
nur diejenigen für berechtigt h&lt, denen das Recht aus- 
drücklich beigelegt ist (De cive, Kap. VU, §§ 1, 2, 3; 
Leviathan, Kap. XIX). Locke ist der Meinung, dafi derjenige, 
der sich von den Gesetzen keinen rechten Konzept machen 
könne, kein freier Mensch sei, jedenfalls sei ein gewisses 
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Alter vorzuschreiben, welches einer erreicht haben müsse, 
um als freier Mensch zu gelten (Kap. 5, §§ 9— 11), während 
aoB einer anderen Stelle gefolgert werden kdnnte, dafi die 
erste englistsfae Beformbil! sein Ideal gewesen sei, da er 
auf die Ungleieliheiten hinweist, die hinsfeMlieh der Zahl 
der Wühler iu den einzelüen Beziikeii im Laufe der Zeit 
entstanden seien, indem verfallene Städte oft ebensoviel 
Vertreter zu senden hätten wie dichtbevölkerte Graf- 
sebaften, ein Übelstand, dessen Beseitigung er in ttber* 
rasehender Weise der königlichen Prärogative anheimgibt 
(Kap. XUI, §§ 9, 10, 157 ff. ; Kap. XIX, § 223). Pnfendorf 
will nnr Familienvftter zulassen ; Kant will die Lohnarbeiter, 
Fichte die Dienstboten, Gesellen, Handelsgehilfen, Zins- 
bauern, überhaupt alle Unselbständigen ausschliefen. Was 
endlich Rousseau betrifift, so könnte man aus einer Stelle, 
alierdingB etwas kOnstlich argumentieren, dafi er mit den 
Besehiinkungen des englischen Wahlrechts eiuTerstanden 
gewesen sei, denn so sehr er den Engländern den Besitz 
der politischen Freiheit abspricht, weil dort keine Gesetz- 
gebung durch das Volk besiehe, so gibt er doch zu, daß 
zur Zeit der Parlaments wählen' dort politische Freiheit 
bestehe (Lib. Ii, Kap. 2; Lib. Iii, Kap. 15); aber bei Rousseau 
spielen Wahlen doch nur bei der Gestaltung der ExekutiTe 
eine Rolle, also eine ganz untergeordnete Rolle; er spricht 
sogar von Walilen durcli das Lu.^; schon deshalb kann 
Kousseau nicht als \'ater des allgemeinen Wahheciits he- 
zeichnet werden, sondern höchstens als Yatei- des all- 
gemeinen Stimmrechts. Der einzige, der auf die Wahl- 
leehtsfrage n&her eingegangen ist, steht aufierbalb des 
naturrechtliehen Kreises; Montesquieu ist von deren Be- 
deutung für die Republik so überzeugt, wie von der Re- 
deutuug der Erbfolgeordnung für die iMouarchie; er hat 
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zu diesem Ende umfassende historische Untersuchungen 
angestellt und ist pribzipiell fQr aUgemelnerßtimi&recht, ex* 
cept6 cenx qui sont dans im tel ^tat de b^sseaae qnMls somt 
r^put^ n'a?oir pöint de volonte propre (]^ 2 ; II, 2 ; XI, 6X 

. Nur darüber llerrscht allgemeine Übereinstim^nung, daß das 
'Volk gegenüber oiiioiii wie iniuuT bescliafltenen flerrsoher 
* eine begriffliche Einheit bildet, ihm gegenüber einen Gesamt- 
willen repräsentiert, nicht in Klassen zerfällt, die ver- 
sehiedene Inter^sen haben könnten. * 
Ist nach, dem Katurreeht Einstimmigkeit erforderlich 

-^-t>der genügen MehrheltsbeBchlflsse? Fftr den Urvertrag 
wird allgemein Einstimmigkeit eifordert, so daß also jetler 
nach Belieben im Naturzustände verharren, außerhalb des 
Staates bleiben kann (Ilobbes, De cive, Kap. VI, §§ 1, 2; 
Locke, Kap, VII, § 2; Ronssean, Lib. Kap. 5: .La 
loi d% la plnralit^ des snffrages est eile mSme un dtabllsse- 
ment de Convention et suppose au moins nne fois Von- 
animit^"). Ebenso allgemein wird für die Folgezeit an 

^ Steile der Einstimmigkeit die Mehrlieit für gelingend er- 
klärt. Nach Marsilius deshalb, weil es nicht leicht oder 
überhaupt nicht möglich sei, alle Menschen unter einen 
Hut zu bringen, und weil auch theoretisch die blofie Mehr- 
heit genüge, omne totum majus sua parte ; oder wie Locke 
es ausdrückt, das durch den Staatsvertrag gebildete corpus 
würde sich sonst nicht liewegen kftnueu, den Tag seiner 
Geburt nicht überleben (Kap. Vll, 1, 3—5). Es kommt auf 
dasselbe heraus, wenn Rousseau Migorit&tsbeschlflsse nur 
da zulassen will, wo sie im Urvertrage für zulftssig erkl&rt 
worden sind; denn nur da sei der Mehrheitswille die wahre 
volonte g^nörale, nur dann könne mit Recht gesagt werden, 
daß der Minderheitswille sich über den Gesamtwillen ge- 
täuscht habe. So sehr die naturrechtliche Staatstheorie auf 
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* den Individuen beruht^ ^ hat doch nieiuand das polmsche 
liberam veto e&fübren wollen. 

£iQ6 nnmitttlbare TeOnahme des soaverftnen Volkes 
liAIt man nur bUm Urreitrag erfordirHchf wftbrend man 

Bich im übrigen mit d«r (fem Altertum fremden Reprftsen- 
'tation lirgniii^te. Nur Rousseau weicht wieder ab: ä riiistant* 
qu'un peuple se dunue des repr^sentantSt il n'est plus libre, 
U n est plus (III, 15). 

feine weitere natnrreelitliche .Frage ist die, ob das 

« 

Yolk im Urvertrage sieb seiner Gewalt fOr immer ent- 
äußert habe oder ob es später anderweitig disponieren 
könne, ob also der Urzustand wiederliergestellt werden 
dürfe, ob wenigstens wegen btaatsverdrossenheit der Wieder- 
austritt gestattet sei, und ob es den im Staatsverbande 
Verbleibenden 'freistehen solle, die Staatsform zu Andern, 
den Monareben abzusetzen nicht nur dann, wenn er ver- 
tragswidrig, sondern auch dann, wenn er nicht nach Wunsch 
regiert. 'In dieser Frage, die schon im Mittelalter auf das 
lebhafteate erörtert ist, ruht der Schwerpunkt der uatur- 

reehtlichen Theorie. 
« 

An der Spitze derjenigen, die dem Volke das Recht 
der Änderung und der Absetzung nicht zugestehen, steht 

gerade derjeiii<;e, der nach der bisherigen Meinung die 
revuhitioiiare Ära eröll'aet haben boll, stellt Hugo Grotiusl 
„Hier ist uuu zunächst die Meinung derer zu verwerfen, 
welche fiberall und ohne Ausnahme die höchste Gewalt 
dem Volke zusprechen, so dafi es ihm gestattet sei, die 
Könige, die von der Herrschaft einen sehlechten Gebrauch 
iiiiti iien, mit Gewalt zu hiudern und zu strafen. Dieser 
Satz hat viel Unheil angerichtet und kann es. wenn er in 
die Gemüter eindringt, auch fernerhin, wie jeder kluge 
Mann einsieht. Wir haben folgende Gründe dagegen:' 
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jeder Meusch kauii, wcim er will, sich in Privatsklaverei 
begeben, wie das jüdische und römische Hecht ergibt, wes- 
halb sollte es alae einem Volke nicht erlaubt sein, sich 
einem oder mehreraLSo zu ttberlasaen, dafi es die Regierangs« 
leehte nber sieh ihm ganz aberträgt nnd nichts davon 
znniekbeh&lt Man macht auch yergeblich die Nachteile 
geltend, welche daraus entstehen oder entstehen können. 
Denn man kauii keine Regierungsfo' ni sich ausdenken, die 
von Nacliteileu und Gefahren frei ist; wie es schon in der 
Komödie heidt, man mufi entweder dies mit jenem nehmen 
oder jenes mit diesem aufgeben. Wie es verschiedene 
Lebensweisen gibt, von denen eine besser als die andere ist, 
und jedem freisteht, die zu wählen, die ihm gefällt, so kann 
auch ein Volk sich beliebig seine Regierungsform wählen 
nach seinem Willen. Nun kann es mancherlei Gründe 
geben, weshalb ein Volk sich seines ganxen Rechtes ent- 
schlägt nnd einem Herrn abergibt. Was bindert ein Volk, 
sich einem einzelnen mächtigen Manne zn aberliefem? 
Manche sind nach Aristoteles von Natnr Sklaven«. Ebenso 
gibt es auch Völker von der Beschatieiilieit, daß sie besser 
verstehen zu gehorchen als zu regieren; manche könnten 
gar nicht ohne Könige leben, manche haben sich .Tahr- 
hnnderte hindurch unter königlicher Herrschaft sehr glück* 
lieh gefahlt, manche könnten nur durch die volle Herr- 
schaft eines einzigen gerettet werden, wie es viele Ein- 
sichtige anch von den» römischen Staat zur Zeit des 
Augustus annehmen ( Huch I, Kap. 3, Abschnitt 8, § 1). 

Die große Bedeutung von Hohhes für das Naturrecht 
beruht nicht darauf, dafi er die absolute Monarchie als 
einzige Staatsform gelehrt habe, was nicht wahr ist, auch 
nicht darauf, dafi er den Staatsabsolutismus gelehrt hat, 
was noch zu erörtern ist, sondern darauf, daß er den ür- 
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Tdrtrag Ar definitiT« das Volk for eirig an ihn gebundeii 
erklärt hat. Er macht nUth zwar den Einwurf, der noeh 

nicht einmal richtig ist. daß alle Vertiag/, wie sie ihre 
Kraft durch den Willeu der \'ertragsc'hließeiulon erhalten, 
so auch durch deren Einwilligung wieder verlieren , wes- 
halb man folgern könnte, daß durch die Übereinstimmung 
aller Untertanen auch die höchste Staatsgewalt wieder 
beseitigt werden kdnne. «Indessen wenn das auch richtig 
wäre, so sehe icli docli niclit ab, welche (refahr d.naus 
rechtlieh für die Inhaber (h'r Staatsgewalt erwachsen 
könnte; denn wenn auch nur ein einziger in die Auflösung 
nicht willigte, würden alle anderen gebunden bleiben; dafl 
aber a]le gleichseitig und ohne Ausnahme sich in dem 
Willen der Beseitigung der obersten Staatsgewalt ver- 
einigen würden, ist nicht aiiziim Innen." Die Cberein- 
stimniung der Mehrheil, die bei Aui>Laiiden leicht zu er- 
zielen sei, koHinie nicht in Betracht (De cive VI, 20; XII, 4; 
Leviathan XVIIl, XXVI, 29). Der eigentliche Grnnd fftr 
Hobbes lag wohl in der gänslichen Entituflerung der ge- 
samten Staatsgewalt, welche eine definitive Entftuflerung 
ififtijfern iu sich schloß, als es nach dem Vertragaahschlusse 
gar kein souveränes Volk mehr gnb. weiches seine kon- 
stitutive fiewalt nochmals hätte geltendmacheu können. 

Auch in dieser Hinsicht ist Fufendorf bei manchen ' 
Milderungen im einseinen der Nachfolger von Hobbes 
(Vn, 6. 8). 

"Wolf sagt einerseits, daß alles auch in dieser Hinsicht 
auf den Inhalt des Vertrags ankomme und daß. wenn bei 
der Delation des Imperiums gesagt sei, daß in einem be- 
stimmten Falle dem KOnige Widerstand geleistet werden 
dürfe, dafi dann der Vertrag auch in dieser Hinsicht zu 
halten sei. Er sagt aber nicht, dafl das Impennm nicht 



48 l'Absdinitt Di« polit Ideen voraehmL dei 17. n. 18. Jalirh. 

in der Weise transferiert worden könne, d&fi das Volk 
zwar dem richtig Regiereodan gehorchen mOsee, dad es 
aber dem schlecht Regierenden Widerstand leisten dürfe, 
weil darttber, ob gut oder schlecht regiert werde, die ?er- 

schiedeubten Meiuuugeu bestehen könnten (VIII, 1, § 59. 
82. 10Ü2). 

Und wie schon die Hohenstaufen bich mit den Grund« 
s&tcen der Volkssonver&nit&t und der Vertragsgnmdlage 
dadarch ansgesfthnt hatten, daß ihnen die Gewalt vom 
Volke definitiv fibertragen sei, so hatte auch Friedrich 

der Große sich die Sache zurecht gelegt. 

In (li'ius»>llH'n SiniM' äußerte sich auch Öunrez in 
den dem iiumaligen Kronprinzen, dem späteren Könige 
Friedrich Wilhelm III. zu Anlang der 1790er Jahre ge- 
haltenen Vortrftgen. Mit den „dreisten Worten, welche 
den Ohren der Farsten selten willkommen sind*, ist es 
nicht weit her. Vom bftrgerlichen Vortlage ausgehend, 
auf dem die ganze Rerlitsonlmiiig Iteruhe, lehrt er den 
- reiuHteu mouarchischeu Abbolutismus. Denn vermöge de» 
bürgerlichen Vertrags habe die bürgerliche Gesellschalt den 
Gebrauch und die Disposition Uber alle ihre vereinigten 
Kräfte ihrem Souverftn übertragen mit niemandem lur 
Seite, der ein Recht hatte, ihn bei seinen MaSnahmen ein- 
zusrlirflnkeii und zu kontrollieren , so daß er in Pich alle 
Uechte uud Bei'uguia.se der bürgerlichen (icscllseii.df ver- 
einige, alle Handlungen der Staatsbürger zu dem Zwecke 
der bftrgerlichen Gesellschaft nach seinem Gutbefinden 
dirigiere, auf dessen Willen alles sich in Bewegung setzen 
mftsse, um seinen Befehlen Genflge zu tun. Überhaupt weift 
er den Kronprinzen über die Ungrfälirliclikpit spekulativer 
Meinungen zu beruhicon. Auch die IVanzu^ibche Pa'volutiou 
dürfe nicht auf Rechuung der Philosophie gesetzt werden; 
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Hiebt ein einziges Dorf wttrde durch die isUlnzendsten Lob- 
reden auf repablikaniscbe Freibeit sich zum Aufruhr be- 
wegen lassen. Überall veifl er die Spitzen abzubrechen; 

die Gründe gegen die Todesstrafe nennt er sehr scheinbar, 
da kein Mensch einen Vertrag über sein Leben abscliließen 
kann; allein bei alledem sind Todesstrafen ein notwendiges 
Mittel, wenn die Sicherheit des Staates und seiner Bttrger 
erreicht werden soll. 

< Aber die grofie Mehrheit der Naturrechtslehrer wollte 
vou I )t;iler und definitiver Übertraguui; nichts wissen. 

Sclion bei Bartolus find« t sich die Unterscheidung, die 
m der spateren Lehre eine grofie Rolle gespielt hat^ zwischen 
dem tyrannns absque titnlo, dem Usurpator, mit dem gar 
kein ftechtSTerb&ltnis besteht, der daher ohne weiteres 
entsetzt werden kann, und dem rechtmäßigen Tyrannen, 
zu dessen Entsetzung eine justa causa notwendig ist, als 
welche vor allem ein Bruch des Urvertrages gilt. Und 
fast alle Glossatoren sind mit ihm der Überzeugung, dafi 
die Gesamtheit nicht fttr immer abdiziert habe, dafi ins- 
besondere wegen Vertragsyerletznng jeder Herrscher ab- 
gesetzt werden könne. Ebenso Thomas von Aquino und 
Marsilius vou Padua. Mariana erklRrt es für sehr un- 
wahrscheinlich, daß die Bürger sicii im btaatsvertrage ihrer 
Autorit&t fttr immer ganz hatten berauben wollen; der 
Sohn w&re sonst gewaltiger als der Vater; was durch den 
aügemeinen Willen bestimmt sei, könne auf demselben 
Wege wieder beseitigt werden. Lainez und Bellarmin 
lehiteii ganz ebenso; Bellarmin, daß die multitudo trotz 
der Entäußerung der Souveränität zur Wiederaulualime 
der konstitutiven Gewalt stets berechtigt bleibe. Und nun 
erst die Honarchomachen und Althusius, der geradezu ei- 
klftrte, dafi selbst daon, wenn die concessio an den Herrscher 

T«a X«l«f, Vcui. EiaflftiM I. 4 
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generalissiom verbis gescheheu sei, wenn die dem Herrscher 
Obertragene Gewalt eioe abBolutissima et plenuaima habe 
sein BoUen, dafi selbst dann das Volk auf seine Sonverfliiität 

nicht verzichtet habe, weil es darauf gar nicht verzichten 

könne (Kap. 38i Sobald der Hei iscln r. sagt Locke, statt 
des öffentlichen sein ei^itnes Wohl fördert, hat rhis Volk 
das Recht, ihn vom Thron zu stoßen, weil nur unter joner 
Yeraussetzung ihm die Macht abertragen ist. Das Volk 
bekommt dann seine vorige Freiheit zurQck und kann von 
neuem Vorsorge trefTen. Denn es hat kraft des Geeetzes, 
welches früher gewesen ist als alle positiven Gesetze, die 
Oberherrschaft, wenn es diese auili nicht immer sellist ans- 
übt; dem Volke allein, welches die Fürsten erst mit ihrer 
Macht bekleidet hat and welches also am besten wissen 
mnfl, in welchem Sinne das Mandat erteilt ist, kommt anch 
das Urteil darüber zu, ob das Mandat gut oder schleckt 
ausgeübt sei (Kap. XII, §§ 1. 3. 7; XIII, § 10; XVII. 
Ml: XVIII, 27. 29). IU)ussean. von dem wohl be- 
hauptet ist, (laß er die itevolution in Permanenz erklärt 
habe, scheidet vdllig aus, da er die Souveränität auch 
hinsichtiich der Ausübung fttr unttbertragbar erklärt hat 
und es folglich Bevolution für ihn gar nicht gibt. 

Und vom Standpunkt des Naturrechts aus haben die 
Monarchomachen und tutti quauti die Konsequenz für sich. 
Denn wenn die Menschen aus eigenem freien W illen in den 
Staat eingetreten sind« wenn sie selbst die Bedingungen 
festgesetzt haben, unter welchen sie im Staate leben wollen, 
so muB ihnen doch nicht nur freistehen, wieder auszutreten, 
sondern auch die Bedingungen jederzeit zu ändern. Ks 
wäre ungereimt, einer Generation in grauer Vorzeit etwas 
zuzugestehen, was allen s|)äteren unter ganz veränderten 
Umständen versagt sein sollte. Was Menschen bauten. 
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können Mensehen stUrzeo. Wenn die Vorfahren einen 
dummen Streicii gemacht haben, rouB der doch repariert 
lerrien kennen. Das Volk mufi stets in der Lnge sein, 
Mine konstitutive Gewalt wieder aufzunehmen. Nicht nur 

im Falle eines Vertriif^slirucli?;, wo selbst nach der Ansicht 
solcher, die mit dem Natuireclit nichts geiueiu haben, die 
Krone verwirkt sein soll; z. B. nach der Ansieht von 
Barke, der nur die Warnung hinzufagt, dafi man den Ver- 
trag nicht ohne den dringendsten Grund für erloschen er- 
Wären, ihn nicht wie einen Vertrag über Pfeffer und Kaffee 
bebaiHirlii solle. Die ganze Bescliiitnkuiig der Vertrags- 
lösuDg auf den Fall des Vertragsbruchs ist deshalb ohne 
jede praktische Bedeutung, weil nur das souverAne Volk 
darllber zu entscheiden hat, ob Oberhaupt ein Vertrags- 
brach und ob speziell einer von erheblicher Tragweite vor* 
liege. Vom Boden der Tatsache hat das Katurrecht die 
Revolnti<»n aut d* u Rechtsbudeu transferiert, ein Hecht 
aal Revolution deduziert. 

Was endlich die Organisation des Staates betrifft, so f 
gehen die Meinungen weniger auseinander als man meinen 
mochte. Die meisten erklären die drei aristotelischen 
Staatsformen, die Monarchie und die Republik, die aristo- 
kratische und die demokratische, an sicli für naturrerlitli< li 
zul&SFi?: nirgeuds mit Ausnahme von Rousseau ii^t aus 
der Volkssonverinitftt die Folgerung gezogen, daß die 
Republik die einzige berechtigte Staatsform sei. 

So auch Hobbes. Er steht ganz und voll auf dem 
ST iudjninlvtc des Naturrechts und wendet sich deshal)) fj;*'gen 
Aristoteles (De cive I. 2). Aucli nai'h iliiii «ind m-innng- 
lich alle Menscheo frei und glrirh. auch nach ihm beruht 
jede Staatsordnung auf der Volkssouver&nitAt. Auch er 
steht auf dem Boden der Entstehung des Staates durch 



^2 1* Abttclmitt. Die polit. Ideen TornehmL des 17. n. lö. Jfthrh. 

Vertrag. Denn uui auf diese Weise würden die einzelnen 
eine Persoa und hießen Staat Aucii er stellt die drei 
Staatsformen dem Volke zur Wahl. Er spricht stets nur 
vom InhabeV der Staatsgewalt und ]&fit es völlig dahin- 
gestellt, ob die staatliche Vollgewalt einem einzelnen oder 
einer Mehrheit von Mensehen (coetus) fibertragen werden 
solle. Alle drei Staatsformen, denn es gebe nur die drei, 
da die sogenannten Parekbaseu Despotie , Oligarciiie und 
Ochlokratie bloß zum Zweck der Diskreditierung erfunden 
seien, könnten an nnd fftr sich den Staatszweck erfttlien. 
Er erklärt allerdings die Monarefaie, ttnd swar die erbliche, 
für besser (De eive X, 3) als die beiden anderen. Aber 
auch er leitet die Mouarchie aus der Gewalt des Volkes 
ab (De cive VII, § 11). Auch in der Monarchie herrsche 
im letzten Grunde wie in jedem anderen Staate das Volk 
(XII, 8) und auch hier sei das Wohl des Volkes das oberste 
Gesetz (Kap. XIII, § 2). Worauf es ihm einzig nnd allein 
ankommt, ist, dafi das vom Volke einmal gesetzte Organ, 
sei es der Monarch, sei es die Aristokratie, sei es die 
Deniokiutie, die summa potestas ungeteilt besitze. Es ist 
ihm bloß um den Staatsabsolutismus zu tun, und ohne aus 
diesem Staataabsolutismus die absolute Monarchie als die 
einzige mit seiner Theorie vereinbare Staatsform abzuleiten, 
verlangt er nur, daß auch mit ihr Ernst gemacht werde, 
dad dem Monareben dieselben Befugnisse zustehen wie 
dem Volke, wo dieses das humniuhi miperium auszutoben 
hat. Wie das Volk als Souverän, so müsse aueii ier 
Monarch als Souver&n der alleinige Gesetzgeber, Gericht6- 
und Kriegsherr sein, die fons bonorum et dignitatum, und 
wie das Volk, so könne auch der Monarch als Souverftn 
kein Unrecht tun und dfirfe selbst bei schlechter FQhrung 
der Geschäfte nicht abgesetzt werden (De cive X.1I, § 4; 
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LeviathAn, Kap. XXVI, § 29). Eine Volksvertretung in 
emer Monarchie sei nur mit Zustimmung des Monarchen 
und nur in dem Sinne statthaft, daß sie nicht eine Re- 
präsentation des Volkes sei, weil der König aHein den 
Volkswiüen reprftaentieie, wie denn anch das UnterliaaB 
tats&chlicli nicht das Volk , sondern nur gewisse Bezirke, 
die Grafschaften und eine Anzahl Städte repräsentiere, 
tiiit Volksvertretun^i in einer Monarchie dürfe außerdem 
zu keiner Teilung der Staatsgewalt zwischen König und 
Parlament ftiliren, welches nur bei einzelnen Geschäften 
mitzuwirken habe, da es zwei Souveräne in einem nnd 
demselben Staate nicht geben könne, wenn nicht von nenem 
der Naturzustand des bellum omnium contra omnes ein- 
treten solle, wie das wiilirend der Revolution geschehen 
sei, wo die Untertanen sich an die Stelle des Souveräns 
gesetzt hätten. Es sei unrichtig, zu behaupten, dafi die 
Monarehen zwar majores seien gegenüber den einzelnen, 
aber minoies gegenober der Gesamtheit; dem Monarchen 
gegenOber mfifiten alle anderen sich verhalten wie der 
Mond beim Sonnenlicht. Das Wort l'ötat c'est moi könnte 
der Hobbessclie König von sich sagen, ebenso aber auch 
die Inhaber der Staatsgewalt in Republiken, und auch 
der Hobbessche König wäre doch nur der premier servi- 
teur, der erste Magistrat. Wie Hobbes, so läßt auch 
Pnfendorf neben der Monarchie die Republik in beiderlei 
Gestalt als Staatsform zn. Aber mehr noch als Hobbes 
sali er in der absoluten Monarchie die einzig richtige 
Staatsform; denn aul Einheit der Staatsgewalt kommt es 
auch ihm vorzugsweise an, auf das Ganze gegenüber den 
Teilen ; auch ihm ist jede souveräne Gewalt legibus soluta, 
auch ihm die Kirche dem Staate völlig unterworfen. 
Rousseau, und das ist das eigentttmliche an ihm, wollte 
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von einer Obertragung der Staatsgewalt seiteiiB des sou-- 
vertnen Volks an einen irgendwelchen Vertreter, sei dies 

ein eiii/t'liier, sei es eine Melirlu'it, ulit i liau|it nichts wissen. 
Die Kütaußerung der Einzelsouveraüität , vveuu der Aus- 
druck Entäußerung überhaupt statthaft ist, kann nar an 
die Gesamtheit geschehen, nicht an einen König, nicht an 
einen Senat, nicht an eine Volksvertretnng. Denn nnr 
dann bleibt die Soaverftnität trotz der scheinbaren Ver* 
äußeruii- uuvcm iiußert , bleibt bei der Gesamtmasse, beim 
Volke. Ks gibt daher uur eiueu eiui^igeu Vertrag, den der 
einzelnen untereinander, den Gesellschaftsvertrag, keines- 
> wegs aber einen Unterwerfnngsvertrag, weil das Volk gar 
keine andere Herrschaft über sich dulden will als die von 
ihm selbst geübte. Völlig durchführbar sei das allerdings nur 
hinsicbtlicb der Gesetzgebung, die al)er bei Rousseau einen 
sehr weiten Umfang hat, inuiin sie nicht nur Gesetze im 
materiellen, sondern auch im furmelleu iSiuue in sich be- 
greift. Sie stellt den Willen, die Seele, das Herz des 
Volkes dar. Jedes Gesetz, welches nicht vom Volke selbst 
gegeben oder wenigstens ratifiziert worden ist, erscheint 
als null und nichtig. Es müsse zwar in jedem Staate eine 
Exekutive vurlianden sein als Körper. Krall. Geliirn des 
Gemeinwesens, als der Motor, die Triebkraft, die alles in 
Bewegung setzt. Aber weit entfernt, daß diesen begriff- 
lich verschiedenen Funktionen verschiedene Gewaltentrftger 
entsprächen, eine gesetzgebende und eine vollziehende Ge- 
walt, ist vielmehr die Exekutive gemäfi der Unteilbarkeit 
der Souveriuiitiit. ^t iniiii (h r Einheit der Staatsgewalt der 
vom sduvt'ränen Volke gehandhabteu gesetzgebenden Gewalt 
völlig untergeordnet. Über die Gestaltung dieser Exekutive 
hat das sonverftne Volk frei zu bestimmen, nicht etwa im 
Staatsvertrage, sondern durch freien Akt der Staatsgewalt 
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Diese Regalang kann auf Tenchiedene Weise erfolgen. 
Der idealste Zustand ist der, wenn wie bei der LegislatiTe, 
80 auch bei der Exekutive das Volk selbst direkt in Aktion 

tritt. Rousseau noiint diesen Zustand, w(» also diese heideu 
Fuuktionen iü densellten Hrnnien sind, und diesen Zuölaud 
^allein Demokratie. Kr predigt die äußerste Selbstverwaltung 
aneh hinsichUioh der bewaffneten Macht, indem er die 
Bürger ermahnt, mit ihrer Person, nicht mit ihrer Börse sa 
dienen, so daB jeder kraft staatlicher Verpflichtung, keiner 
von berufswegen Soldat sein solle; auch hinsichtlich der 
öffentlichen Arbeiten, indem er die Wegefroudeu für weniger 
freiheitsfeindlich hält als die J^tetier (III, 15; Consid(^rations 
snr le gouvemement de Pologne, 1772, Kap. XII). £r 
gibt aber zu, dafi eine solche Gestaltung der Exekutive 
schwer durehftthrbar sei; s^U 7 avait un peuple de dieux, 
i! 86 gouvernerait dÄmocratiquement , un gouvemement 
si parfait ne convient pas h des hummes (III, IV); nur 
in ganz kleinen Staaten — die schweizerischen Laads- 
gemeinden schweben ihm vor — sei sie möglich; er 
predigt also insofern die Rückkehr zur Natur, zur primi- 
tiven Staatsordnung. In der Regel aber müsse das Volk, 
welches bei der Gesetzgebung nicht reprftsentlert werden 
könne, bei der Exekutive repräsentiert werden, das Volk 
habe die Waiil, (»b diese Kepräsentation einem einzelnen 
oder einer Mehrheit übertragen werden solle; insofern hat 
im Rousseausehen System auch ein König seinen Platz, 
aber einer, der jederzeit zur Disposition des souveränen 
Volkes steht, der jederzeit abgesetzt werden kann, ohne 
daß dafür der Ausdruck Empörung stattlialt wäre, denn 
das Volk übt dabei nur sein verfassungsmäßiges Recht aus 
(II. G; III, 1(3; IV, 2. 3). 

Wie Uobbes kein unbedingter Anh&nger der absoluten 
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' Monarchie, bo war Locke kein unbedingter Gegner. Wie 

Hobbes, so meinte auch er, das Volk könne seine Gewalt 
übertrat^cn an wrn as wolle. Auch er stellte Demokratie, 
Oligarchie, Erb- und WahUiioiiarchie zur Auswahl. Audi 
auf einen Monarchen könne das Volk seine Gewalt Ober« 
tragen. Und anfangs sei das vielfach geschehen. Aber 
eigentlich seien absolute Monarchien gar keine wirklichen 
Staaten. Man bleibe dabei gewissermafien im Natnrcustande 
stecken (Kap. VI, 161 ff.; Kap. IX. § 1). Im vollen 
Gegensatz zu Hoblres ist jedoch Locke der Meinung, daß 
das Volk im Staatsvertrage nicht seine gesamte Macht auf 
einen wie Immer beschaffenen Beauftragten fibertragen habe, 
denn eine solche absolute Herrschaft eines einzigen oder 
auch mehrerer sei schlimmer als der Naturznstand (Kap. VI, 
§ 15; Kap. X). Die gesetzjiehendft Gewalt habe sich das 
Volk voiiti'halten ; dirse sei die höchste (iewalt. die Seele 
welche dem Gemeinwesen Form, Leben und Einheit gebe; 
von ihr, der gesetzgehenden Gewalt, seien alle anderen 
staatlichen Organe abzuleiten, ihr alle untergeordnet. Sie 
sei die Quelle, woraus alle WohlfSahrt fließe ; der KOnig 
und die beiden Häuser als Inhaber der Legislative hätten 
diese Gewalt nur auszuftben , sie sei nur eine fiduciary 
power, die das Volk jederzeit an 8i( h nehmen könne. Sehr 
merkwAidig und meistens nicht gehörig beachtet ist bei 
Locke die Konstruktion einer unabhängigen exekutiven 
Gewalt mit Befugnissen, wie sie der Monarchie unter 
den Stuarts vom Parlamente streitig gemacht waren, ins- 
besondere mit einem Antt'il an der Gesetzgeliuna. Noch 
merkwürdi^ror ist die ü])pr die eigentliche Exekutive hinaus- 
gehende königliche Piärogative, welche in die Hand dee 
KOnigs besondere Machtvollkommenheiten ffir aufierordent- 
liehe Fftlle legte (Kap. VII, § 90; Kap. VIII, § 112; 
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Kap. XI, § 134; Kap. XUI, §§ 149 ff.; Kap. XIX, §§ 212. 

224. 293). 

Mindestens in deinselhen Mafie wie hinsirlitlirli der 
Organisation, der StaaUfürni . fjjt'hen die Meinungen der 
l^aturreebtslelirer Ober die Funktion des Staates, Qber 
seine Znstftndigkelt, Ober die Staatszwecke oder, wie es 
aneh ausgedrückt werden könnte, Ober das VerbftUnis der 
Einzelwillen zu dem Willen der Gesamtheit auseinander; 
der archinicdiscbe Punkt alles Staat&iebeuti , wie Gaeist 
einmal gesagt hat. 

Da nun nach natnrrecbtlicher Anschauung das ge- 
samte Recht im letzten Grunde auf dem Willen freier 
Individuen beruht, sollte man als eine unabwendbare Folge- 
run? die ansehen, daß di(^ Kechtssphftre der Individuen 
vor Kingritlen der btautsgewalt tiichergestellt werden müßte, 
dafi es neben der prinzipiellen Yolkaherrschaft ein Un- 
berfkhrtsein der einzelnen seitens der Staatsgewalt geben 
mOsae, daß der Mensch nicht geradezu aufgehen dürfe im 
Bürger, daß es suhjektive öffentliche Rechte, angeborene 
Menschen- und Bürgerrechte gehen müsse, die durch (ie- 
sellschafts- und Unterwerfungsvertrag nicht absorbiert, bei 
£ntaiehttng des Staates vorbehalten, nicht mit verftufiert 
seien, die demgemftd für den Staat als unantastbar zu be--^ 
traehten seien. Aber dieser Gedanke trat stark zurück 
nicht nur in der älteren Naturrechtslehre, in der mittel- 
alterlichen Doktrin, zu einrr Zeit also, w<> in Tat und 
Wahrheit die Individuen in den Verbänden verschiedenster 
Art mehr oder weniger aufgingen, sondern aneh in der 
Nenzelt, nachdem dnrch die Renaissance das Individuom 
glwehsam wieder 'entdeckt war. Wie viel Mühe man sich 
auch gegeben hat, Grund- oder Menschenrechte im Natur- 
recht zu finden, und wie erstaunt man auch gemetum i»U 



Digitized by Google 



58 l'Abichnitt. Die polit Ideen vornehnü. 4et 17. u. la Jfthrh. 

dergleichen nicht anzatreffen (Gierke): sie sind trotz der 
individualiBtisehen Grundlage des Natarreehts nicht vor- 
handen. Das Naturrecht unter seinem weiten Mantel hat 

mehr für den Polizfi- und WolLliiiiirtSätaat als dvu 
Rechtsstaat Unterkuult geboteu. 

Am weitesten in der Beschränkung der individuellen 
Freiheit und in der Ausdehnung der Staatst&tigkeit ist 
Hohbes gegangen, als er im Leviathan Jenen sterblichen 
Gott schuf, der alle Gewalt auf Erden, im Staat und in 
der Kirche in sich vi'ixMni*:le (Lcviathau, Kap. XVlIj, dfr 
alles kütporative und individuelle Leben, den Feiidalisnmü 
so gut wie die Gemeindeautonomie aufsog. Mit diesem 
AbsoltttiBmus der Staatsidee ist eine individuelle Rechts- 
sph&re, sind Rechtsschranken gegenaber der Staatsgewalt 
unvereinbar. Hobbes war demgemft6 auch gegen Prefi- 
freiheit, indem er dem Souverän, wer es auch sei, die 
Bttcherzeuhur uhci trup:; actione^ cnini ah o|iini()nihus ort um 
habent, aus Meinungen und Doktrinen gingen die Bürger- 
kriege meistens hervor: animabantur cives ad rebellionea 
a suis ipsorum phantasiis (Kap. XVIII). 
f Locke darf nur in einem gewissen Sinne der Be- 
gründer des Rechtsstaates genannt werden, indem er eine 
Beschränkung' der Staatstat igkeit zugunsten der Rechts- 
sphäre der Individuen postuliert hat. Aber zu solchen 
individuellen Rechten rechnet er doch hauptsächlich nur 
— ^das Eigentum, das schon im Katurzustande bestanden habe 
und zu dessen gunsten der Übergang in den staatlichen 
Zustand hauptsftehlieh erfolgt sei. Er geht in dieser Hin- 
sicht sogar selir weit. Die Regierung sei im wesentlichou 
nur zur Sicherung des Eigentums bestimmt. Dem Eigen- 
tum stehe der Staat mit gebundenen Hruidcn gegenüber. 
Gesetze wider das Eigentum und zwar wider das Eigentum 
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in seiner absolutesten Gestaltung, wie er es sich denkt, 

bedürfen nicht nur der Zustimmung der LejJiislative, sentit l u 
auch der der Eigentümer selbst (Kavi. VII, § 91; Kap. VIH, 
§ 131; Kap. XI, §§ 134. 138 fl.; Kap. XIX, § 222). heben 
dem Eigentum gibt es bei ihm als Einzelrechte eigentlich 
nur noch Leben und Freiheit, wie auch sie schon als Aus- 
flösse der PersOulichkeit im Naturzustände bestanden haben. 
Indessen er akzeptierte doch auch die Schranken, welche 
da? englische Strafrecht und der (niglischo Strafprozeß 
5>ciion damals beim Vorgehen der Staatsgewalt gegen An- 
geklagte aufgerichtet hatten. £r ist auch einer der ersten 
gewesen, der fttr religiöse Freiheit, wenn auch in be- 
schränktem Mafie, eingetreten ist. Aber man geht zu weit, 
wenn man bebau|»tet, daß er dem Natnrrecht einen freiheit- 
lichen Charakter gegeben habe. 

Bei Rousseau emilich sind die Meuscheu- und ijürger- 
rechte von der Volkssouveränität völlig absorbiert. Er 
hebt scharf hervor, dafi die Individuen zwar teil hatten an 
der souveränen Autorität, daß sie als solche BQrger hiefien, 
er weist aber zugleich darauf hin, dafl sie als Untertanen 
dem allgemeinen Willen unterworfen siden : jeder müsse so 
unabhängig wie möglich vom anderen j^ein , aber so ab- 
hängig wie möglich vom ganzen (1, G). Wie Hobbcs, so 
ist auch Rousseau gegen individuelle Glaubens- und Ge- 
wissensfreiheit. Wie jener, so ist auch dieser und ebenso 
Pnfendorf fQr ein vom Souverän festgestelltes ziviles 
Glauben^sbekenntnis, ohne dessen Annahme es nach Rousseau 
unmöglich ist, ein guter Bürger oder ein treuer Untertan 
zu sein. Es sind das jene sentimeuts de sociabilit^, der 
Glaube an Gott, an Unsterblichkeit, an Vergeltung nach 
dem Tode, an die Heiligkeit des contrat social. Wer daran 
nicht glaubt, wird verbannt Wer aber trotzdem, da6 er 
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im Lande bleibt, nicht daran glaubt, wird mit dem Tode 

bestraft, weil er das schwerste aller Verbrechen begaugeu, 
weil er vor dom Gesetze jjelogen hat. 
I Die Freiheit und der Kultus des Individuums, die Ent- 
faltung der Persönlichkeit, die znletzt alle objektiven Bande 
zu sprengen snehte, besonders in Deutsehland, ist unabhingig 
vom Naturrecht aufgekommen. Warum soll denn all und 
ji des auf das Naturrecht zurückgeführt werden, und warum 
soll nicht den Menscht' ii erlaubt sein, auch einmal außer- 
halb der Doktrin selig zu werden? 
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Zweites Kapitel 
Die GewaltenteUmig. 



Man wQvdfi got tun, diejenigen Stellen ans grieehischen 
Sehriftstelleni, die sieh anf Gewaltenteilnng beaelien, auf 

sich beruhen zu lassen; sie sagen weiter nichts, als daß 
jede staatliche Tätigkeit sich in gewissen Hauptrichtuiigeu 
bewegt, ohne diese Richtungen klar voneinander abzugrenzen 
nnd oline aus dieser an sicfa riehtigen Beobaehtung die 
praktische Folge zu ziehen, dafi den verschiedenen Funk* 
tionen auch verschiedene Organe entsprechen mOfiten. Es 
gilt das namentlich aneh von Aristoteles, der ja selbst rAt, 
die Obrigkeit, besonders ui Kleinstaaten, nach jenen Ge- 
räten einzurichten, die zugleich als Leuchter und als Brat- 
spieß dienen (IV, 11, § 1; 12, § 6; 13 §§ 1-3). Es güt 
das in noch höherem Grade von Thukydides und Dionys 
von Halikamafi. 

Im Natnrreeht des Mittelalters ist von Gewaltenteflung 
sehr wenig die Rede; Justiz und Administration lagen 
flberail im Gemenge; die Gesetzgebung ruhte fast ganz, 
es erbten sich Gesetz und Rechte usw. 

GrotiuB schlieft sich aufs engste an Aristoteles an 
(Buch 1, Kap. 8, Abschnitt 6, § 1). 

Hobbes h&lt jede Teilung der höchsten Gewalt fikr ver- 
derblich; ein jegliches Reich, welches mit sich uneins sei, 
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werde wüste; selbst wenn ein aus den drei Staatsformeu 
gcmiM'littT Zustand hergestellt wpkIo, würde dadurch für 
die Freiheit der Rürgcr solange nicht das geringste ge- 
woonen, als die dfei Faktoi-en unter sich einig seien. £r 
führt anch besonders die Meinung derer ad absurdum, 
welche so teilen wollen, dafl dem Monarehen die Ent- 
scheidung ober Krieg nnd Frieden^ dem Parlamente aber 
das Reclit Abgaben aui/.ulegon /.ll^tehen solle. Deuu da 
der nervus remra sowohl im Kriege wie iiu Frieden das 
Geld sei, hätten die über das Geld Disponierenden die 
etgentliehe Gewalt, der Monarch nur den Kamen davon 
(De ciye, Kap. VII, § 4; Kap. 12, § 5; Leviathao, 
Kap. XVITI). 

Wie llübht's. so ist auch Friedrich der Giußc gegin 
liewaltenteiluiig gewe^scii. Im (ieuenj^alz zum Antimncohia- 
vell, wo er sich günstig über die englische Verfassung aua- 
gesproehen hatte, erklarte er es nach dem Erscheinen tou 
Montesquieu, ohne diesen zu nennen, fOr ein Gebrechen der 
englischen Verfassung, dafl die Gewalt des KOnigs mit der 
des Parlaments in fortwährendem Kampfe liege, indem 
beide Firh gegenseitig beobachteten, um ihre Stellung zu 
behaupten und auszudehnen (Koser I, MM.). 

In einem gewissen Sinne ist Locke der Vater der 
Lehre you der Gewaltenteilung. Bei diesem strengen 
Logiker handelt es sich in der Hauptsache um zwo Ge- 
walten, die legislative und die exekutive power (Kap. VII. 
§ 38; Kap. IX, § 127). Nur insofern ist doch in den 
meisten Stellen von drei Gewalten die Rede, als die exe- 
kutive in zwei Unterarten zerlegt wird, so daß neben der 
power of making laws die power of employing the foree 
of the Community in the execution of laws und die power 
of defense of the Commonwealth from foreign injury als 
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besondere Gewalten ersclioinen iiinl das ^^wftlfte Kapitel ge- 
radezu die Überschrift flihrt: ot the legislative, executive 
and federative power (Kap. I, § 3). pavon aber ist bei 
Loeke gar keine Rede, daß die £wei,^))e2w. die drei Ge- 
walten einander gleichstAnden und einander im Gleich- 
gewicht halten müBten , vielmehr r&amt . er der gesetz- 
gebenden eine übergeorduete Stellung ein. Alle sonstige 
Gewalt im Staate sei nur ministeriel (Kap. XllI, § 153); 
die beiden anderen Gewalten ständen unter der legislativen. 
Ebensowenig ist bei Locke davon die Rede, dad diese drei 
Gewalten Jede einen besonderen Träger haben mofite; denn 
selbst die legislative Gewalt soll nicht den beiden HAosern 
des Parlaments au.sschließlich zustehen, sondern es soll 
daran aucli der Trüger der exekutiven Gewalt einen Anteil 
haben, nicht nur insofern, als ihm iu der Regel die Be- 
ruf ung, Vertagung und Schliefinng zusteht, sondern auch 
insofern, als kein Gesetz ohne seine Zustimmung erlassen 
weiden darf. Die beiden anderen Gewalten sind in einer 
und derselben Hund, in der des Königs; trotz ihrer Ver- 
scliiedenlieit sollen sie nicht verscliicdenen Faktoren an- 
vertraut werden. Ihre Verschiedenheit aber hernht darauf, 
daß die exekutive Gewalt im engeren Sinne die Munizipal- 
gesetze im Inneren anzuwenden, die föderative aber Aber 
Krieg und Frieden, Bündnisse, Staatsvertrftge , diplo- 
matische Verhandlungen zu entscheiden, fQr die Sicherheit 
und das Interesse narh außen zu sorgen hat. Auf den 
Namen komme wenig au; and may it he calied federative 
power, if aay one pleasses; so the thing he understood I 
am indifferent as to name (Kap. XI, g§ 3, 4; Kap. XII, 
§§ 3, 4, 5, 146—148). Endlich gibt es bei Locke neben 
diesen zwei oder drei Gewalten noch eine königliche 
Prärogative. 
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llDter d6D drei Lockeschen Gewalten fehlt es also an 
einer beBonderen richterliehen Gewalt. Und doch iat sieh 
Locke vollbewußt, da6 die Haupttätigkeit sowohl der ge- 
setzgebenden Gewalt als auch der exekutiven auf dem Ge- 
biete der Justiz liegen. Die gesetzgebende Gewalt sei 
wesentlich dazu, da, um Gesetze zu geben with penalties 
of death and consequently all the penalties for the rega- 
lation and preservation of property; die exekutive Gewalt 
sei Torzngswcise dazu da, um derartige Gesetze anzuwenden, 
um Strafurteile zu ftllen, so dafi die Strafgerichtsbarkeit 
als eine Hauptaufgabe der exekutiven Gewalt, diese Gewalt 
bclbbl als eine wesentlich richterliche erscheint. Alle-^ ganz 
naturgemäß in einer Zeit, wo die riehterUcbe Tätigkeit in 
mittelalterlicher Weise die weit überwiegende, die innere 
Verwaltung noch wenig entwickelt war, so daß sie ohne 
Schwierigkeit unter den mittelalterlicheo Begriff jnrisdictio 
gebraclit werden konnte (Kap. I, § Kap. VI, § 12; 
Kap. VII, § bb; Kap. IX, § 127). 

So lag die Sache, als fast nach zwei Meu&cbeüaltem 
"Motttesquieus Esprit des lois erschien. £& iat vieles darin, 
was uns heute nicht mehr zusagt, wie das Zutodehetzea 
des an sieh fragwürdigen Gedankens Ober die Prinzii)ien, 
auf denen die drei Staatsformen angeblich beiulieu, die 
Prinzipien der Tugend , der Ehre und der Furcht. Aber 
selbst für den Zustand der heutigen Kultur iat es za 
^bedauern, daß Montesquieu so wenig gelesen wird, wie 
es tatsachlich der Fall ist, dafi z. B. die Entwicklung 
des französischen Zivilrechts, woran er drei Jahre ge- 
arbeitet hat, worüber ihm die Haare grau geworden 
sind (Liv. 28), oder daß die Darstellung des französischen 
Feudalismus in bezng auf Entstehung und Entwicklung 
der Monarchie (Liv. 30. 31), was doch auch für die deutsche 
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Kechtsgeschichte in Betracht komiiit , uamentlich von 
deutschen Forschem ganz ignoriert wird. 

FOr die Zeit seineB Eraclieiiieiis, 1749, mnfite Moates- 
qoiea's Werk einen Mlir grofien Eindrndc madien, nieht 

nur wegen der glAnzenden Sdireibert, sondern besonders 
deshalb, weil es in einer Zeit abstrakter Doktrinen auf 
konkrete Beobachtungen gegründet war, weil es sich nicht 
auf dem Boden des Natorrechts bewegte, dieses Tielmehr 
nnr sehr flüchtig hegrilftte, weil es nieht von der Freiheit 
und Gleichheit her eine für alle Yfttter gleiehmlfiige, 
sondern ans der Versehledenheit der Lage der Lftnder, 
.uis der Stufe der Kuiiai verschiedene Verfa>sunp:en lur 
versi'hietleue Völker herleitete. Kiuen Codex des lAjUarerbts 
hat es der damalige Radikalismus genannt. In Wahrheit 
ist es ein fineh, aber den Staat, wie es seit Aristoteles nie ^ 
jemand yeriMIt hatte. 

Man beschäftigt sicli ei}jentli(h nur nucb mit Liv. \I. 
welches die Ülterschrift führt: des lois qni fonneTit la li- 
bert«3 poiitique, dans son rapport avec la constitutioD. Schon 
im Tierten Kapitel dieses Buches ist dsTon die Rede, dafi die 
Freilieit davon abhingig sei, dafl jede Gewalt im Staate 
Ib Schranken gehalten werde dnreh andere Gewalten. Es 
gebe, heißt e« im ftlnften Kapitel, eine Nation in der Welt, 
welche — was heute »eltsam berührt — nicht in der Ver- 
größerung, nicht in Elandel und Schiffahrt, uiclit im Kne^je 
ihieii Zweck habe, sondern in der politischen Freiheit. 
Das folgende Kapitel, das berohmte sechste, Ifthrt dann die 
Überschrift ,De la Constitution d'Angleterre". Hier heißt 
es nnn: J1 y a dans chaqne ötat trois sortes de ponvoirs: 
la puissance l^jrislative, la puissance ex^riitrice des choses 
qui depeiident du druit des geus, et la pius^ance ex^cutrice 
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de edles qiii d^pendent du droit civil." Im unmittelbaren 
Anschluß daraa hdi6t es von der zweiten Gewalt, daß sie 
Bich auf Krieg und Frieden, die Afaeendong und den 
Empfang von Gesandtschaften, auf ftufiere Sicherheit be- 
ziehe; Yon der dritten, dafi sie die Verbrechen bestrafe 
oder über die Differenzen zwischen einzelnen urteile, und 
weiter: _Oii appellera cctte derni^re lu puissauce de juger 
et Tautre simplement la puissauce ex6cutrice de T^tat"; 
und es heidt sp&ter einmal von den beiden letzten Gewalten: 
.La puiesance d'exteuter les rdsolntions pnbliqites et de 
juger les crimes on les dilFdrends dee particuliers.* 

So eng also der Anschluß au Locke ist — an einer 
anderen Stelle, wo Montesquieu nochmals auf F.uglaud 
zurückkommt, spricht auch er von zwei hichtbaren Gewalten, 
der legislativen nnd der exekutiven (XIX, 27) — so gibt es 
^doch bei Montesquieu eine richterliche Gewalt Was aber 
viel wichtiger ist, während Locke nur je für die legislative 
und je für die beiden anderen Kuflammen besondere Trftger 
fordert, will Montesquieu, daß die drei (Gewalten einander 
gleich gesetist werden, daß eine jede einen verschiedeueu 
Träger haben soll. Indessen dabei kommt er doch in die 
Bruche. Er sagt selbst: «Des trols pnissanees celle de 
juger est en quelque fs^n nulle.* An einem Trftger fbr 
die richterliche Gewalt fehlt es bei ihm. In welchem Sinne 
die Trennung der richterlichen (iewali gemeint war, ergibt 
sicli daraus, daß er schreibt: ^Daus la itlupart des rovaumes 
de l'Europe le gouvernement est mod^r^, parceque le prince, 
qui a les deux premiers pouvoirs, laisse k ses siyets 
Texercice du troisi^me. Ghes les Turcs, oh ees trois pouvoirs 
Bont r^unis sur la t^te du sultan, il i^gne un affireux des- 
potisme; dans les r6publiques d'Italie — es ist besonders 
Venedig gemeint — oü ees trois pouvoirs sont röunis, la 
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libeitö 8e tronve moins, quo dans hob nionarchieB. La 

puiäsance de jogier ne doit pas Hm donn^e k un senat 
permanent, mais exercj^e par des personues, tiröes du 
Corps du peuple daas certains temps de ramt^." Wio denn 
auch die Anstellung durch die Exekutive, die Gehalte- 
feetsetxung durch die Legislative erfolgen soll. Die Zu- 
ständigkeit der Gerichte ist hei Montesquieu so wenig fest 
bestironit, dafl unter Berufung auf ihn die Franzosen und 
ilit! Amerikaner die entgegeiii^c-etzteu Folgeruugeii gezügoii 
haben. Montesquieu ist weit davon entfernt, daß der 
Richter über jede objektive Uechtsverletxuog zu urteilen 
habe, dafi jede administrative Justiz ausgeschlossen sein 
soll; denn wenn er auch im Hinblick auf Frankreich ein- 
nui] ftuflert: »c'eet un grand inconvönient dans la monarchie, 
que les ministres des princes jugent eux meines les affaires 
contentieuses" , so schließt docli diese beilftutige Äußerung 
besondere Verwaltungsgerichte, wie sie damals in Frank- 
reich, noch dazu in koUegialischer Verfassung bestanden, 
nicht aus. Hat doch Montesguieu sogar die Zuständigkeit des 
englischen Oberhauses in ganz zweifellosen Justizsachen 
gebilligt, und nirgends ein schrankenloses richterliches 
l'rüfungsrecht gefordert. Dagegen hat er verlangt, daß die 
Kicliter sich streng an das Gesetz halten, im Gegensatz 
zu aolchen, welche für die Justiz eine ebenbürtige Stellung 
neben der gesetzgebenden Gewalt in Anspruch nehmen. 
Unter den drei Gewalten spielt auch bei Montesquieu die 
richterliche einigermafien die Rolle des heiligen Geistes in der ' 
Trinitätslehre : sie ist den beiden anderen nicht ebenbürtig. 

Wenn man fragt, wie die Zeitnenossen sich dazu 
gestellt haben, etwa Friedrich der Große, so sagt 
Bluntschli »später fand er auch an Montesquieu Gefallen**. 
Dan ist so unbestimmt wie mftgUch. Emsthafte Forscher 
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wie Droysen (Gesch. d. Preuö. l'ol. Th. V, Bd. 4, S. 3 ff.) 
und Koser (Gesch. Friedncbs des Gcofien, I, 344, II, 559; 
Epochen 283) stimmen darin aberein, dftfi der König daa 
Werk gelesen habe, beide aber auch darin, dafi er sich 

weiler in seinen Schriften noch in seinen Korrespondenzen 
zur Lehre von der Gcwaltenteilung habe vernehmen lassen, 
beide endlich auch darin, daß er sie nicht gebilligt habe. 
Droysen sagt: »Am wenigsten wird ihm die Lehre von der 
Teilnng der Gewaiten auch nur klar gedacht, geschweige 
denn heilvoll, den wirkliehen Aufgaben des Staates ent- 
sprechend, den möglichen Stürmen im Innern und im InBem 
gewachsen erschienen sein." Zwar als Kronprinz hatte er in 
der Refutation du prince de Macchiavell (VIII, 255) die eng- 
lische Verfassung als modele de sagesse bezeichnet, ,lä le 
Parlament est Tarbitre du peuple et da roi, et le roi a tout le 
pouYoir de faire du bien, mais il n'en a point pour &ira 
le mal*; aber in der unmittelbar nach dem Erscheinen 
Montesquicus verfaßteu dissertation sur les raisoiis (rötablir 
ou (rabro.t^er les lois (IX, 21) wurde ausgeführt, daß die 
königliche Gewalt sich unaufliörlich mit der des Parla- 
ments im Kampfe befinde, dafi die englische Verfassung ehi 
gouvemement turbulent et oragenx sei YoUends in seiner 
Praxis hielt Friedrich der Grofie alle Zllgel der Staats* 
gewalt fest in seiner Hand. 

Rousseuu war ganz entschioden gegen GewalteuieiluDg. 
Er hat die Lehre Montesquieus für ein Taschenspieler- 
kunststück (II, 2) uud gleich Hobbes die Staatsgewalt für 
unteilbar erkl&rt. Vollends die Konstruktion einer richter- 
lichen Gewalt war ihm so sehr zuwider, dafi er die Richter- 
steilen, auch die höchsten ^ nur als Durch gangsatufen für 
die Verwaltuugsiiuiler betrachtet wissen wollte. 



Drittes Kapitel 
Die Lehre yon Adam Smitli, 



Weder das Altertum noch das Mittelalter hat ein 
wiBsesschaftliches System über die wirtechaltliclieQ Be- 
aehmigen der MenBchen und YMker sueinander 1ier?or- 
gebracht. 

Was man das Merkantilsystem nennt, ist nichts weiter 
als der Niederscbla;:; derjenigen Maximen, die seit dem Be- 
gitio der Geldwirtschatt — denn gegenüber der Natural- 
wirtschaft hat der damalige Staat mit gebundenea U&nden 
dagestaulen und alles gehen lassen, wie es wollte — nach 
Mafigabe der damaligen BedOrfhisse und Anschauungen 
von den damaligen öffentlichen Verbanden, von Staats- und 
Stadt wegen, auch von Zünften nn i innnngen zur Regelung 
des Wirtschaftsiebens augeweudot waren. Das Merkantil- 
system oder, wie es Smi^th sfMlter genannt hat, das kauf- 
m&imisehe, das Handels^stem kam darauf heraus, Pro- 
duktion und Verkehr emporxubringen, insbesondere die 
Städte SU Treibhftosem fftr Handel und Gewerbe su 
machen, durch Regel uhl^ \on l'roduktion uml Konsumtion 
vermittelst objektiver Ordnungen (Gebote und Verbote), 
durch Abschließung aller bestehenden öffentlichen Verbände 
gegeneinander, durch fiingangszöUe und Ausfuhrverbote, 
durch Preisregulierungen, Festsetzungen von Arbeitsl5hnen 
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und Ärbeitsbedingttiigeii. Alle Staaten ohne Ausnahme 

haben diesem System gehuldigt, vor allem England unter 
den Tudors und mit ganz besuuderei Kntfrhiedcnheit unter 
Cromwell , dessen Navigationsakte den Hüiiepunkt des 
Merkantilsystems bezeichnete. Die Kavigationsakte vom 
9. Oktober 1651 hatte festgesetzt, daß alle Gnter aus den 
ttbrigen Weltteilen nur auf englischen Schiffen, dafi alle 
europäischen Güter entweder ebenfalls nur auf englischen 
oder auf Schiffen der LUnder. in dcuvn dimc Waren ihren 
Ursprung haben, in EnglauU eingeführt werden sollten, 
während die Ausfuhr von Roh- und Hilfsstoffen ganz unter- 
sagt war. Frankreich zur Zeit Golberts, Preufien unter 
Friedrich dem Grofien yerfuhren analog; Friedrich der 
Große ging nur insofern über die anderswo getroffenen 
Maßnahmen hinaus, als er bei der Kapital^arnuit des Lamies 
genötigt war, manches, was in den anderen webieuropä in- heu 
Ländern der Privatt&tigkeit überlaasen werden konnte, selbst 
in die Hand zu nehmen. 

Als die Zeit gekommen war, bildete sich in natürlicher 
Reaktion gej^en das Bestehende, vielfach Uberlebte zu- 
näclist nur in der Theorie ein anderes .'•System aus, welches 
unter Ausschaltung des Staates auf dem wirtschaftlichen 
Gebiete, alles tou dem Wettbewerbe und dem Unter* 
nehmungsgeiste des einzelnen, von dem freien Spiel der 
natürlichen Kräfte erwartete. Frankreich ist dabei voran- 
gegangen, die sogenannten rhysiokraten sind es gewesen, 
(Quesnay l'i'.'l 177 i , Turgnt 1727— 17bl, die zuerst 
l das droit naturel auf diesem Gebiete verkündet haben, 
in deren Kreise auch zuerst das Wort gefallen ist: laisses 
faire, laissez aller; das Hauptwerk Tnrgots, die 
fleiiouB Sur la formation et la distribution des richesses' 
ist neun Jahre vor Smith 17üG erschienen (Oeuvres de 
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Turgot. Paris, 1844, I, 7— Ö7). Turgot hat auch schon 
praktisch die Hand angelegt: was er beabsichtigte, geht 
namentlich ans den an den Ktoig gerichteteten Denk- 
schriften nnd ans den redseligen Efnleitnngen der Beform- 

gesetze seihst hervor; die Gewerbefreiheit stand dabei im 
Vui dergruiiile (a. a. 0. 247—249; 302— 316), während bei 
der Verwandlong der Wegefronden in eine Geldabgabe 
es sich im wesentlichen um Heranziehnng der bisher pri- 
vilegierten Stande handelte (a. a. 0. 237—24$; 251-298; 
323 ; 326 ff.). 

Aber der Ruhm . das System des wirtschaftlichen In- 
dmdualismus zur Vollendung gebracht zu haben, gebührt 
Adam Smith, Inquiry into the natore and canses of the 
wealth of nations 1775-1776. 

Man hat behauptet (Kraus), dafi seit den Zeiten des 
neuen Testaments kein Bneh wohltätigere Folgen gehabt 
hübe, mau hat Smith mit Kopemicus und Newton ver- 
glichen. 

Der Erfolg war jedenfalls ein beispielloser. Und in 
der Tat niemals, so lange die Welt steht^ waren die wirt- 
schaftlichen Dinge in solchem theoretischen Zusammen- 
hange behandelt worden. Der Erfolg beruht nicht zum 

wenigsten auf der formellen VolleinluiiL:. der klaren Methode, 
der plabtiBchen Darstellung; smd es doch stets nur form- 
yollendete Werke gewesen, weldie ihre Zeit beherrscht 
haben und welche, was viel wichtiger ist, die Gewähr der 
Dauer in sich tragen. Und bei Adam Smith kommt selbst 
ein formeller Hangel fordernd in Betracht, eine gewisse 
Weitschweifigkeit, ein übertriebener logischer Syllogismus, 
wie solcher auch im Naturrecht sich breit machte und der 
Halbbildung die Aneignung sehr erleichterte. Indem aber 
die neue Lehre gegen eine Menge bestehender Einrichtungen 
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Bich wandte, gegen Zünfte, Fideikomnusae , Feudallasteii, 
die sieh doeb nur zum Teil nberlebt hatten, und indem 
fiie nigleieh den Eigennitts, den Trieb nach dem Oelde 

zum Hauptmotiv der wirtschaftlichen Tfttigkeit machte, 
gleichsam ein Zugpflaster auf die schlechtesten Seiten der 
menschlichen Natur legte und alle ethischen Eücksichteu 
dagegen in den Hintergrund stellte, brachte sie ein 
neues Element der Zersetsnng und der Desorganisation, 
einen neuen Zttndstoff gegen das Bestehende, in erster Linie 
gegen den Staat in die Welt, weniger gegen seine Organi- 
satiuu .ils i^^ecren seine Zwecke, seine Zuständigkeit. 

Dabei darf aber nicht Hborsehen werden, daß Adam 
Smith l&ngst nicht in der Weise seiner Nachfolger den 
Staat zum Nachtwftehter gemacht, daß er ihm im Gegen- 
teil viele wirtschaftliche Funktionen bei der Post, dem 
MüQZwesen, lieni Wegebau belassen hat, und daß er sehr 
damit einverstanden war, was auch inkonsequenter Weise 
die Meinung der von ihm ausgegangenen „Schule'' war, 
wie List seine Anh&nger nannte, daft der Staat Ausgaben 
zu produktiven Zwecken aufs Budget brachte; Adam Smith 
war auch fQr Erfindungspatente und fftr Schutz gegen den 
Nachdruck; was beides namentlich von der deutschen Frei- 
handelsi)artei in den sechziger und siebziger Jahren des 
19. Jalirhunderts so heftig bekämpft ist. 
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Zweiter Abschnitt 

Die Yerwirklicluuig dieser MeeL 



Erstes Kapitel. 
Die beiden englischen Revolutionen* 



Der Kampf um die Vorhemdiaft zwiflchen Königtum 

und Parlament durchzieht die ganze englische Geschichte. 
Mit «ehr verschiedenem Ergebnisse in den verschiedenen 
Epochen. Durch die oonnannische Kroheruug hatte die 
Krone eine ganz auflerordentUche Maehtf&lle erlangt, die 
Toii den Nachkommen Wilhelms des Eroberers, anch Yon 
den Plantagenete der ersten Generationen noch weiter ans- 
gebildet, wenigstens aufrecht erhalten wurde. In den 
Stürmen der folgenden Jahrhunderte war vieles davon ver- 
loren gegangen, nameutlich unter den Lancasters hatten 
die Befugnisse des Parlaments eine weite Ausdehnung ge- 
wonnen. Aber die Tudors stellten alles im alten Glanse 
wieder her; kanm jemals hatte die hönigliehe Prärogative 
heller gestrahlt. Namentlich unter Elisabetli wurde das 
Parlament iu strenger Unterordnung unter die königliche 
Autorität gehalten, indem sie ganz nach ihrem Belieben 
das Parlament berief oder entließ, seine Beschlüsse ge- 
nehmigte oder verwarf, Mitglieder des Unterhauses wegen 
mifiliebiger Äuflerungen verhaften Ue6, das Schiffisgeld 
eigenmächtig einführte, die Sternkaniuier , den ober.-ten 
geistlichen Gerichtshot, errichtete. Gneist spricht von 
einer königlichen Diktatur der Tudors, und Macaulay 
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Terweist zur Erklftrung auf den Mat und die Willeasknft, 
die allen Männern und Franen dieses Gescbleebts eigen 

gewesen seien. Untersuchungen Uber die gegenseitigen 
Hechte und deren (ireiizeii vennied man und konnte mau 
vermeiden, weil mau im großou und ganzen miteinander 
übereinstimmte, weil dieser Zustand popul&r war. £s war 
diejenige Verfassung, die im 14, und 15. Jahrhundert In 
ganz Europa bestand. 

Als aber ein ausländisches Geschlecht zur Regierung 
gekommen war. bei dem es im letzten Grunde an jener 
Übereinstimmung fehlte, namentlich in dem, was damals 
die Welt bewegte, in den religiösen Überseugungen , da 
begann eine neue Epoche. 

Macaulay hat sich darüber aufgehalten, dafl alle 
whiggistischen Geschichtschreiber bewiesen hätten, daß die 
englische Verfassung vor den Stuarts republikaniscli . alle 
torystischea, daß sie despotisch gewesen sei; beide hätten 
in den Quellen leicht gefunden, was sie gesucht, und sieh 
bartnfteldg geweigert« etwas zu sehen, was sie nicht ge* 
sucht; jeder habe seiner Partei das Verdienst vindiriert, 
für tli(* imvcnintlorte Eriialluug der allen Verfassung ge- 
kämpft zu haben. 

Rein juristisch betrachtet war die Position der 
Stuarts eine sehr günstige. Die beiden ersten Kdnige 
hatten nichts weiter gewünscht, als in der Manier der 
Tudors weiter zu regieren; das berühmte Wort „nolumus 
leges Augliao mutari", das so oft ;^^egen sie zitiert ist, ist 
von Karl 1. gebraucht; die Gerichte traten in der Auslegung 
der Gesetze auf seine Seite (Ranke, Englische Geschichte, 
II, 201); ee ist ganz verkehrt, ihn einen meineidigen König 
zu nennen. Sagt doch selbst Gneist: .Man verkennt oft, 
daß viele der Mafiregeln mehr im formalen Rechte waren. 
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als uacli der heutigen Verfassung angenoauneu ^Tird" (Eng- 
lisehe VerfassnngBgeBehicbte, 549). Aber auch das Parla^ 
meat war juristiscli vegen seiner zweifellosen Finanigewalt 

in einer günstigen Lage, da die allgemeinen Welt Verhält- 
nisse es mit sich gehraclit liatteii, daß mit den bisherigen 
Eiunahmen die Geldbedürfnisäe des Staates nicht mehr 
n bestreiten waren nnd das Parlament also das Königtum 
dadnreh Ton sieb abhängig machen konnte, daö es ent- 
weder nichts bewilligte oder weniger ate der Bedarf er- 
forderte oder daß es die bewilligten Subsidien au alle 
möglichen Bedingungen band. 

Wie die Dinge im England des 17. Jahrhunderts wirk- 
lich lagen, handelte es sich darum, ob die Monarchie einen 
kontinentalen militärisch -administrativen Charakter an- 
nehmen oder ob die Macht des Parlaments sich hinfort auf 
die Verwaltung erstrecken sollte (Ranke, I, 103.442; 11,232; 
UI, 538; V, 569; VI. 37. 72). 

ll?ie jede große ReTolution, so war nach die erste 
esgliflche nor scheinbar ein Kampf nms Beeht. Sie war 
--kein Zivilprosefi, sondern ein Kampf um die Macht. Man 
suchte sich ge^^enseitig ins diplomatische Uorecht i\i setzen. 
Das Parlament, so sehr es sich scheinbar in Verteidigungs- 
stellong befand, hat dabei die Offensive ergriffen, ein Um- 
stand, der nur durch die Taktik in etwas Tersehleiert 
warde, indem man behauptete, die Rechte, die man er- 
werben wollte, schon zu haben, so daß es nur nötig 
sei, sie zu deklarieren. In Tat und Wahrheit waren die 
iit)lieren Klassen der euglischeu Gesellschaft sich ihrer 
Bedeutung bewufit geworden, gleichsam zu ihren Jahren 
and zu ihren Tagen gekommen. Dem Königtum über 
deo Kopf gewachsen, verlangte Aristokratie und Gentry 
einen erweiterten Anteil an der Staatsgewalt, was eine 
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Einschränkaog ' mouarcliisclieii Trärogative in sich 
schloi. 

wahrend ie» KampfeB gtng weit ftber die ursprftng- 
liehe Absicht hinavs die Staatsordniing aus den Fugen. 

Das Königtum, '-statt bescliKuikt zu werden, Muiile be- 
seitigt. Mit ihm ging ab. r auch die bisherige rarlaiueiits^- 
verfassung zugrunde. Das Oberhaus wurde aufgehobeo 
und die gesamte Staatsgewalt befand sieh in den Händen 
des Unterhauses, dessen Znsammensetzang unter den Ein- 
flu6 kirchlicher Sehten geriet. An Gewaltsamkeit ist die 
erste englische KevDlutiuu vou der ersteu irauzösischen 
kaum übertroffeu worden; auch die erste englische 
Bevolution wurde großenteils auf der Strafie vollzogen 
durch einen terroristischen Pöbel. Das Common Council 
von London hat eine ganz ähnliche Rolle gespielt wie in 
Paris die Kommune. Von Freiheit der Beratungen und 
Abstimmungen war beide Male gleicli wenifj; die Uede. Da- 
gegen waren Freiheitsberaubungen, Vermögenskoufiska- 
tionen, Todesstrafen hier so gut wie dort an der Tages- 
ordnung. Der englische Radikalismus unterschied sich von 
dem französischen nur darin, da6 er mit religiösen Ele- 
menten stark versetzt war, da6 er in einen finsteren und 
unduldsamen Puritaiiisnuis und li.dt pendentismus ausartete, 
- daß zur politischen Leidenschalt die religiöse sich gesellte. 
Wie die französische Revolution, so hatte auch die erste 
englische einen Militärdespotismus zur unmittelbaren Folge, 
allerdings in Gestalt einer Republik, aber der Protektor 
dieser Republik war ein militärischer Usurpator und Dik- 
tator, auch er hat Musketiere in den Parlamentssa.il i/rinsren 
lassen. Die ganze Commonwealth beruhte auf der faktischen 
Unterwerfung unter die militärische Gewalt, auf der Herr» 
Schaft der Soldateska der siegreichen Armee. 
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Vereinselt waren aneh in den ) «flehen K&mpfen 
des Mittelalten, wie bei der Abaetza. und Ermordung 
Biebudfl II., natnrteehtlidie Theorien mUi^^ ^getreten (Ranke, 

1, 106. 108). Jetzt, auf der Hübe des Kami)f*)s, wurden sie mit 
ganz anderem Nachdruck ins l eid gefulnt. Schon als bei 
der Anklage Karls I. die Lords nicht mittun wollten, 
hatten die Gemeinen beschloBsen, daB sie als Vertreter des 
•flonTeränen VolkeB die höchste Gewalt hitten* Der 
damalige Besehlnfi lantete: „the people are nnder god the 
original of all just power; tlie commons ot" England, in 
parliament aääemblüd, being chosen by and repre^euting 
the people, bave the supreme power; whatsoever is enacted 
and deelared for law by the commons in parliament assembled 
bath the foroe of ]aw, althongh the consent of king er 
house of peers be not bad there nnto. 

Aber tief gingen solche Doktrinen damals noch nicht. 
Sie waren ohne besonderen Enthusiasmus ergrilieu worden 
(Ranke, III, 313. 319). Als jedoch nach g&nzlicher Ver- 
nichtang der geschichtlich gewordenen Institutionen ein 
vdlUger Nenbau erfolgen sollte, sah man sich doch nach 
höheren Normen daftkr nm, nnd so trat nunmehr das Natnr-«. 
recht, allerdings nur für kurze Zeit, stark in den Vorder- 
grund, mit Gedanken, die nicht nui dem Königtum, sondern 
auch dem Parlament selbst feindlich waren. 

Diese Bewegung ging von denen aus, welche die tat- 
sachliche Macht in der Hand hatten, von der Armee. Unter 
dem Einfluß der levellers, besonders ihres Führers John 
Lillhurae legten die Kegiuienter Crom wt lt ilr iii l'nterhause 
einen Verfassungsentwurf vor unter dem ^ameu Agreement 
of the people mit dem Antrage, ihn dem englischen Volke 
zur Abstimmung vorzulegen. Es wurde dadurch unter Be- 
rufung auf die native rights zunächst die Zusammensetzung 



80 



2. Abidtnitt. Die VenrirUicbong dieser Ideen. 



des Unterhauses, welches jetzt das einzii^e rarhinientsorgan 
war, in dem 8mue geändert, daß die Keyräseutauteu, 4UU aa 
^ der Zahl, gleich m&ßig auf die Wahlbezirke verteilt werden, 
und nach allgememem gleichem Wahlrecht auf je zwei 
Jahre gewaUt werden sollten. £■ wurde aher nigleieh, 
zum ersten Male in der ganzen englischen Verfassungs- 
geschichte, der Grundsatz ausgesprochen , daß nicht das 
.Parlament; sondern das ^'olk selbst die staatliche Vollgewalt, 
wenigstens for gewisse F&lie, ansahen sollte; je nachdem 
es sich am gewöhnliche Gesetze oder um Grandgesetze 
handelte*). 

Auch der Gewalten trennung ist lau. als schon predacht 
worden: „In pruesenti cunstitutioue patebtas legihlaiiva ab 
exeqnenti potestate aegregatnr, com illa in parlamentis, 
haec Tero in protectore ejusque successoribus, e qaibns 
certi in concilio adsnnt, ooUocata est" 

Die damals mit ziemlicher Geranschlosigkeit nnd mit 
wenig Gewaltsamkeit vollzogene Restauration war eine so 
^ vollständige, wie vielleicht keine vorher und nachher. Es 
• wurde alles in integrom restitoiert, das erbliche Königtum 
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und die beiden Iluuser des Parlaments. Aber auch die 
StieiijiuukLe /witschen König und Parlament waren die alten 
gebiiebeiu Die Parlamente, selbst die loyalsten jener Zeit,. 
haben von der Maxiiiie, bei Geldbewilligungen in die kOnig-/ 
liehe Piftrogative einzugreifen, nieht wieder abgelassen ond 
dadurch langsam, aber stetig an Boden gewonnen. Und 
währeml unter der Regierung Karls II. auf beiden Seiten 
laviert wurde, endeten die unter Jakob IX. von neuem aus- 
gebrochenen Differenzen in kireblichen nnd aoflw&rtigen 
Ptngen mit einem entsehiedenen Siege des Parlaments. 

Das neue RochtSNeihailuis zv. L-sclieu den beiden Faktoren 
wurde durch eine neue VerfasHungBurkunde lestgestellt: 
die Bill and declaraüon of rights and liberty of the sub- 
ject, 1. William and Hary, Kap. II, 13. Febmar 1689. 
Sie war keine Verfassnngsnrkunde im modernen Sinne. 
Die dreizehn Artikel haben weder Ordnung noch Ensemble, 
sie folgen sich nach dem Zufall. Aber sie berühren doch 
alle diejenigen Fragen, die damals im Hinblick auf das 
soeben Erlebte znr Lösung drftngten. . Die Parlamente 
sollten hinfort hftnfiger berofen werden, die Wahlen sollten 
frei sein, yolle Redefreiheit sollte gew&hrt werden; Suspension 
oder Dispensation von Gesetzen sollte nicht mehr statt- 
ündeu ; auch die richterliche Gewalt der Krone wurde durch 
das Verbot von Ansnabmsgerichten und von strengen Strafen, 
dnreh genauere Yorschriften über Bildung und Zustftndig- 
keit der Geschworenengerichte gegen frQher eingeschrftnkt; 
der Bestand des stehenden Heeres dem Belieben des Parla- 
ments unterstellt. Auch Fjuzel rechte sind damals gewährt 
worden, aber doch nur solche, welche eng mit den Grund- 
lagen der Ver&ssung zusammenhingen, wie das Petitions^ 
recht, das Recht, Waffen zu tragen; aber weder Preg* 

T«A X«t«r, fnam, Blaflta» I. 6 
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freiheit, noeh Verein»« oder ReligionBfreiheit; eine Habens 

Corpus-Akt6 war unter Karl II. zustande gekommen. 

"Wohl gab es solche, die weiter gehen, die Prärogative 
nicht sowohl liesch ranken als zarstören wollten, aber die 
Mehrheit trat dieser Meinung nicht bei. Was in den Kaffoe- 
hinsem, die eben damals aufgekommen waren und die 
bei dem Mangel an Zeitungen und Versammlungen die 
Zentralpunkte politischer Diskussion bildeten, auf den Bier- 
bi\nken. würde man heute sagen, dai iilx r hiiiuuN verlangt 
wurde, wurde in ernsten politischen Kreisen nicht beachtet, 
— Was Boutmy so ausdrückt: «On s'est gard6 soigaeusement 
de ces g^nMisations et de oee dmplifications vers lesquellea 
notre droit public n*a pas eessd de tendre (£tudes de droit 
constitutioiicl , I rauce-Augloterre-I^tats unis. Paris 1885. 
I S. 17). Die Kngländer hatten schon damals jenen polnischen 
i Verstand, der keineswegs bloß den Franzosen abgeht. 

Immerhin war die Umgestaltung eine so tiefgreifende, 
dag es ein illegitimer König war, der sie gewBhrte; die 
Bill and declaration of ngbts ist eine Wablkapitulation^ 
wie später die belfi^ische \ d ^a-sun^^^ Denn so ruhig die 
zweit« iievulutiuü vbiiief und so sehr die neue ihronfolge- 
ordnung an die nächsten Verwandten sich hielt: ein Bruch 
der Rechtsordnung hatte doch stattgefunden; an die frei- 
willige Niederlegung der Krone durch Jakob II. glaubte 
kein Mensdi. Auch die zweite Revolution war immerblii 
eine Revolution. 

Darum rief mau auch diesmal das Natur recht zu Hilfe. 
Nicht ohne Widerspruch. Mit dem größten Nachdruck ist 
damals insbesondere von juristischer Seite her bestritten 
worden, dag dem Volke eine Superioritit über den König 
austeile. Man berief sich auf dessen göttliches Recht, was ' 
so viel heißen sollte, daß es unabhängig sei von meoach- 
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lieher Ubertragaiig. Man wies auch daraof hin, dafi rat 
Oberiumse guis abgesehen selbst im Unterhanse nicht die 

Kation, sondern nur ein Bruchteil vou ihr, vielleicht nur 
der vierte Teil der Gesamtheit vertreten sei, nur die Iree- 
holderB und die begüterte Klasse; und wo würde das 
Privateigentum bleiben, wenn man auf den Stand der 
Natur aurtkekgehe. Aber es aberwog die andere Meinungi 
—daß auch das Volk ein göttliches Recht habe, daß die 
Regierung auf \'ertr;ig mit dem Volke j?egründet sei (com- 
pact and agreeiuent), daß an dieseu Veitrag das Vulk nur 
80 lange gebunden sei, wie sich der KOnig daran binde; 
daß der König den Vertrag gebrochen habe, daß die 
Regierung dadurch aufgelöst und daß das Recht, darftber 
SU disponieren, dem Volke anheimgefallen sei; daß das 
Parlament dafür das richtige Organ st i. indem wenigstens 
im Unterhause der würdige Teil der Nation vertreten werde, 
alle die, welche an der Regierung teilzunehmen verdienten. 
Ii beiden H&ttsem ging das durch, im Januar 1689 (Ranke, 
V, 241 ; VI, 90 ff.). 

Von neuem kamen solche naturrecbtliehen Vorstellungen | 
iu England infolge der französischen Revolution ans Lieht, i 

Burkes Reflections Ende 1790 sind zwar völlig der 
Ausdruck der Übeneugung der herrschenden Klassen, aber 
daneben bestaad doch eine nicht unerhebliche Unter- 
strömuug. Sehlesser hat die Ansicht ausgesprochen, daß 
zur Zeit Georgs III. es den Anschein gehabt habe, als ob 
demnäclist eine Revolution ausbrechen werde. Er verweist 
auf den ProaseB Wilke's in den Jahren 1763 IT., auf die 
Juniosbriefe too 17^, die so radikal und demokratisch wie 
■tr möglieh mit der ReTolatien förmlich drohen, auf die 
Schriften von Franklin und Paine, darauf, daß die Stadt 

London sich anfangs 1770 fast in offenem Aufstande gegen 

6* 
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Regierong' und Parlament befunden und eine Sprache ge- 
flllirt habe wie 1791 in Frankreich; auf die Reden, die 

beim Abfall der anierikanischen Kolonien von den Lords 
Chatam, Camden , Slicllnii ne . Temple, den ilcizogeu von 
Riehmond und Manchester goiialteu wurden, die sich von 
den Reden Mirabeaus und Bamam in nichta unterschieden 
hfttten; auf den Ton vieler Zeitungen und BroachOren, der 
um nidits m&ßiger gewesen sei als später der von Marats 
Volksfreund oder des Pere Diichesne; er verweißt schließ- 
lich auf die biiandale der hühereii Gesellschafti^chichten, 
wie sie schlimmer in i'Yankreich unter der Regentschaft 
nicht vorgekommen seien (Schlosser, Geschichte des 18. Jahr- 
hunderts, III, 378 ff., 412, 448 ff., 459, 524, 626). 

Man Obersieht audi hftußg , da6 Burke nicht offensiv, 
sondern nur defensiv vorgegangen ist, veranlaßt lun li Aii- 
gnrte , die sowohl in Schriften , als auch in Veremeu uud 
Versammlungen gegen die Grundlagen der englischen Ver- 
fassung gerichtet wurden, insbesondere durch die Resolu- 
tionen zweier revolutionärer Klubs und namentlich durch 
eine Predigt des Dr. Price vom 4. November 1789, dem 
.luhic.siage der zweiten Revolution, in der er nicht nur 
das Lob der französischen Revolution, souderu auch die 
ganze naturrechtliche Staatstheorie mit Einschluß des 
Rechtes der Absetzung der Könige verkündet hatte. Das 
Auftreten von Burke hat aber den Anstofi gegeben su 
ehoier Flut von Gegenschriften , von denen zwar keijie an 
die Burkes heranreicht, auch die vou Mackintosh nicht, die 
unter dem Titel „Vindiciae Gallicae, defense of the french 
revolution and its englisch admirers against the accusation 
of the Right Honorable Edmund Burke* im April 1791 
erschienen war. Oder Thomas Paines, des Sekretärs des 
Auswärtigen heim Kongresse der Vereinigten Staaten, des 
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Mitglieds des französischen Convents, „Riglits of man", 
zwei Teile, voa denen der erste gegen Burke gerichtet war, 
w&hrend der zweite die RepubiikaiiieieniDg Englands in 
einer Weise empfahl, dafl gegen die zweite billige Ausgabe 
eiogesehritten wurde« die aber doch einen groflen Erfolg 
hatte: wie auch alle damaligen Poeten (Coleridge, Words- 
"worth, Robert Burns) auf revolutionärer Seite standen. Es 
ist auch gar nicht zu leugnen, da0 Burke als pnuzipieller 
AnbftDger der zweiten Revolution, der noch als Whig den 
Abiall der amerikaniscben Kolonien Terteidigt hatte, oft 
ins Gedrftnge geriet und auf die zahlreichen AnzapfungeD, 
die in der Regel übrigens nur Klopffechtereieu waren, 
nicht geantwortet hat. 

Praktisch hat die französische RoTolution nicht den| 
mindesten Einflufi auf das englische StaatBleben geflbt. . 
Selbst die Opposition unter Fox hat Mch auf liberal 

klingende itr, aut ] l itunische Liebeserklärungen be- 
schränkt und ist nur &q weit gegangen, wie eine nicht in 
der Macht befindliche Partei gehen darf, um sieh später 
die Aufgabe nicht allzusehr zu erschweren. Im Gegenteil. 
Der Ausbruch der BeTolution hat die Beform des parlsr 
mentarischen Wahlrechts um ein halbes Jahrhundert hinaus- - 
geschoben. Was erreicht wurde, weniger eine Er- 

weiterung des Wahlrechts als eine gerechtere Verteilung 
der Abgeordnetensitze auf die Wahlbezirke, wenn diese Mafi- 
regel auch indirekt der Industrie und dem Handel zu gute 
kam, war schon ▼ieUeicht infolge der amerikanischeD 
Revolution vorgeschlagen. 



Infolge der Theorie Montesquieus von den drei neben- 
eluauder bestehenden Gewalten, die auf die englische Wirk- 
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liebkeit wie die Faust aufs Auge paßte, hätte eine tief- 
gehende Umgeetaltmig der euglischen Staatsverfassmig 
stattfinden mftaBen. Es wftre das Veto des Königs, sein 
Reeilt auf Berufung und Sehfiefinng des Parlanents, der 
Aufhtoung des Unterhauses, der Bildung des Oberhauses, 
das Recht auf Erneimuiiti der Richter zu heseitigen, es wäre 
dagegen die Exekutive in voller Unabhängigkeit vom Parla- 
ment dem Könige beizulegen gewesen. Ks hätte femer die 
Oemenglage der Justiz mit der Verwaltung aufgehoben 
werden müssen, Insbesondere die Jurisdiktion der Friedens' 
richter, die Punktion des Oberhauses als Staats- und als Pet rs- 
geriehtshof. Das feste Gruiiil|iriiizi|) der englisclien Ver- 
fassung sowohl zu den Zeiten der Tudors, wie während der 
Commonwealth, wie zur Zeit der Pariamentsherrschaft ist 
immer die Einheit der Staatsgewalt gewesen, die Ver^ 
sehmelzuBg aller Zweige der Staatst&tigkeit in eine oberste 
alles tiberragende Gewalt. Nicht einmal in der euglisclion 
Theorie hat man sicli aul MuuleNjuieiis Lehre ernstluift 
eingelassen. Blackstone 20 Jahre später nur scheinbar; 
er spricht swar gelegentlich von den drei Gewalten, ver- 
steht aber darunter das Königtum und Jedes der beiden 
Häuser; er kennt nur zwei Gewalten, die legislaüve «ml 
die exekutive, die Gewalt making the laws and onforcing 
the laws, die eine liabe der König und da^ i'arlanieut, die 
andere der König allein ; auch die Gerichte, so sehr sie ia 
gewisser Weise unabhängig seien, gehörten zur Exekutive, 
die legislative Gewalt sei die höehste und absolute (Kapu II, 
Nr. 146, 147, 155, 267 ff.). 



Was vollends die Lelire von Adam Smith betriflft, so 
hat sich England aiieli von dieser Theorie nicht unterkriegen 
lassen, obgleich England damals das einzige Land war. 
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'welches allenfalls imstande gewesen wäre, den wirtschaft- 
lichen Individualismus, den Freihandel im englischen Sinne 
' des Wortes so ertragen. Man ist dem grofien Tbeoietiker 
nur so weit gefolgt, als es den piaktischen Interessen ent- 
spradi, und bat es anderen Völkern fiberlassen, diese Lehren 
wegen ihrer angeblichen inneren Wahrheit zu ihrem wirt- 
schaftlichen Schaden zu verwii kliclien. Man weiß nicht, ob 
mau die Aufhebung der Eingangszolle überhaupt ein Postulat 
von Adam Smith nennen darf, da er die Navigationsakte 
gebilligt nnd es fftr eine Utopie erklärt hat, dai England 
jemals mm völligen Freihandel ttbergehen werde. Aber 
wie dem aucli sei, man ist erst dann zum Freihandel (über- 
gegangen, nücluitm die großen Erfindungen in der Industrie 
gemacht und, was erst sehr viel später geschehen ist, in An- 
wendung gesetst waren (Bontmy, Le döTeloppement de la 
eoDstitntion et de la sociM politique en Angleterre, Paris, 
1887, S. 800 ff.). Die ganze BlOte der beutigen englisehen 
Industrie ist noch unter dem Schutzzoll herbeij?eflihrt, erst 
in den 20er Jahren hat sich die Idee der wuLscImltlicheu 
Freiheit der Gemtlter bemächtigt, erst 1849 sind die Reste 
der Kavlgationsakte aufgehoben, erst in den 40er Jahren 
siad die hoben EingangesGUe gefallen, weil erst damals 
England im Sehntee der nationalen Arbeit nnd ans anderen 
(•runden, auch wegen der insularen Lage so erstarkt war, 
daß es nuQ bei der Handelsfreiheit seinen Vorteii fand. 



Zweites Kapitel. 

Die Verfassungen der Vereinigten Staateu 

von Amerika*). 



Diejenigeu Engländer, welche im 16., 17. und 18. Jahr- 
hundert vor, während und nach den beiden englischen Bevo- 
Ivtkmen nach Amerika anflgewandert waran, lebten dort als 
Koloniaten im allgemeinen nach demselben Rechte wie bisher. 
Sie hatten ihr englisches Qebnrtsrecht mithlnflbergenommen; 

') JelUnck, Die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechtet 
Leipgig 1805k 8. Aoflage 1904; eine jener seltenen Seiiriften too ge- 
ringem Umfang bei sehr reichem Inhalt Bryce, The nmericaa 

Commonwealth, Tora. I, Part. 1 : The national government (Kap. 1—35); 
Part. 2: The State government (Kap. .%~152); Tom. II: Über Parteien, 
üflentliche Meinung nrul sonstige politische Fragen: Bryce, der einst 
mit einer Geschichte den heiligen roiuischeu Ueichs begonnen hat, 
war tpiter OehUfe Gladstones heun Hörnende« gehört dem JetxigeB 
KaldiietI als StMtasekretir für Irland an and scheint sor Botsehaft 
in Waibnigton bestimmt zu sein; mehr als irgend ein eingeborener 
Amerikaner hat er sirh das Verdienst erworben, die Kenntnis der 
politischen Zustande der \ ereinipten Staaten dem Auslände zu ver- 
mitteln j er ibt au&erdem ziemlich der einzige, der auf die Verhtilt- 
nleee der Einielitaaten nach MOgUchkelt eingeht Wenig ist in ent- 
nehmen ans den beiden Werken Ton BancrofI: Hiatory ot the 
ünited States of Amerii n. 6 Bände, zuerst 1834; die Centenary edition 
Boston 1876, T, Uiö. :522 -3!12; und Ilistory of the formation of the 
Constitution ol thi- 1 Ulted States of America, 2 Bände, 2. Aufl., New- 
york 1882; eine sehr detaillierte Geschichte der Entstehung der defini- 
tiTen Unienmr&SBuug in den Jahren 1788—1780. Die beiden henrer- 
ra|endaten Qnellenwerke sind Hongh» American cenatitniiona cen- 
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sie soliteu betrachtet werden, als ob sie in England wohnen 
geblieben oder dort geboron wtren; sie sollten alle Rechte, 
Privilegieii und Freiheiten englischer Untertanen geniefien. 
Es galt for sie anch in der nenen Heimat das eominon 

law, der Genuß der englisclien (iruiidrcchte, soweit sie da- 
mals schon entwiflvolt waren, der Schutz gegen Verhaltung, 
das ganze englische Gerichtswesen mit Eioschluß der Jury. 
Die Kolonisten entbehrten swar des Rechtes, Abgeordnete 
in das Unterhaus au wiUen, aber die meisten von ihnen 
h&tten diese Befugnis aueh In England nicht gehabt. Und 
es gab datiir fMiieii Krsatz, denn m jeder Kolonie gab es 
in der Kegel eine Nachbildung der englischen Parlaments- 
Terfassnng. Neben dem vom König ernannten Vertreter 
der königlichen Gewalt, der wieder seinerseits die Beamten 
und Richter ernannte, neben dem Go?emor gab es in der 
Regel ein Council, in swe! Abteilungen serfallend, den 
Senat, der vom Govemor bestellt, und die General assembly, 
die vom Volke gewählt wurde. Auf diese Volkswahl ist 
die allgemeine Bemerkung Ton Bryce II, 618 anwendbar, 
dafi die englischen Einrichtungen bei der Übertragung 
meistens eine Umhildung erfahren hätten. Denn so wenig 
in den General assemblies alle Kolonisten vertreten waren, 
so war docl» das Wahlrecht ausgedehnter als bei den Wahlen 
im Mutterluude. Diesen Councils standen im allgemeinen 
dieselben Rechte su wie dem englischen Farlament, also 

cemin'T the Constitution of cach State in the Union and of thi" f'jiited 
Statei, 2 Bande, AUiany 1872; enthält nur die zurzeit gliltigen emzel- 
glaatllchen Verfa§8uugeu, aber ausführliche historische Einleitungen, 
auch Bd. n, 6. 548^-872 enw Analjsis of americaa eonifeltatioiiSt 
einen tjttlma^ÜM^tn Abrift de« IMfentUehen Bechto der Teretaügten 
Staaten; und (Pooie), The federal and State constituticnis, colonial 
charters and others orpf<nic law.-, of the Tnitod States. 2 Bände, 
Washington lb77, enthaliend du- sumtlii hen Verfassungen der Kinxei- 
staaten von den Kolonialzeiten bis H6\). 
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TeUnahme an der • awtsgebuDg und Bewilligung der Stenm, v 

sogar die Bestellic g mancher Beamten. ^ 
Vüu diesem Typus weiclien die Verfassungen von i 
Connecticut und vmi Bbode Island, die Fundameutal ordre 1 
of Connectieat 14. Jaaiutr 1638, sp&ter 16Ö2 in ö»r Charter • 
iMBtttigt, nnd die Charter of Bhode Island 1668 insofern 
erheblich ab, als in beiden nicht nnr der Govemor und die 
übrigen Beamten und zwar auf kurze Fristen gewählt 
wurden, sondern auch die erste Kammer aus der zweiteu 
hervorging, äo daß diese beiden Staaten schon damals 
ziemlich unabhängig von der englischen Krone waren* 

Mit der Übertragnng der englischen Verwaltnngs« 
Organisation anf die Kolonien war es nicht weit her. Die 
Grafschaften hatteu eigentlich nur im Süden eine reale 
Bedeutung, wahrend sie in den iilirigen Teilen des Gebietes 
wegen der Dünnbeit der Bevölkerung eigentlich nur Bezirke 
fftr das Jnstiswesen darstellten. Und nun vollends die 
Einseigemeinden, die im Norden das ganse Kommunalwesen 
besorgten. Hier in der Einsamkeit der Urwälder mag es 
numcheui so vorgekommen sein, als ob er wenn auch nicht 
im Naturzustände, so doch außerhalb des Staatsverbandes 
lebe, als ob die Gemeinde vor dem Staate geschaffen sei. 
Die Folge davon war eine ziemlich schrankenlose Gemeinde* 
auAonomie» bei der keinerlei höhere Bestätigung der Ge- 
metndebeamten stattfand, zugleich aber eine wirkliche Teil* 
nähme des V(dks. Hier in dcu Towu uieetings wurden die 
Beschlüääe wirklieb von allen Angehörigen gefaßt, hier war ! 
jede Repräsentation unnötig wegen der geringen Zahl; hier | 
entwickelte sich wie in den schweizerischen Urkantonen 
in natürlicher Weise aus den gegebenen Zuständen heiaus 
das reinste demokratische System. 

Manches wurde überhaupt nicht mit herübergeuommen. 
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Vor allem nieht der in England noelt n Überresten lie- 

stehende Feudalismus, d. Ii. die Verl)indui iIü.n GruiHlhesit/es 
mit j)olitisclien Vonecbten. wie bei der Bildung des 01)er- 
bAuseä, beim Wahlrecht zum UuterhaOW, bei der Auswahl 
der Friedentriehter. Und swar waren es wieder tatsftebliche 
UMStftnde, die dem hindernd entgegentraten. Denn an mh 
war In den meisten Kolonien das eng lisehe Erstgebnrtsreclit 
und damit die liilduug eines (iroßgrundhesitz^es nebst den 
darans entstehenden Abliängigkeitsverhäituissen nicht aus- 
geschlossen, wie denn auch in einigen namentlich südlichen 
Kolonien, besonders in Virginien sich Anfiftnge einer solehen 
Entwicklung finden lassen. Aber die Verhaltnisse brachten es 
mit sich, dad in der Bogel kein Grofigrundbesits sieh bildete. ' — 
Wenn auch vielleicht die gesetzliche Bestimmung, die jedem 
Grundeigentümer die VerpHichtung auferlegte, einen l)e- 
stimmten Teil seiner Ländereien innerhalb bestimmter Zeit 
anxnbauen, mit der Wirkung, dafi sie sonst einem anderen 
verliehen werden könnten, nicht UbermftBig streng gehand- 
habt worden ist, so konnte doch in einem Lande, wo man 
mir wenig Meilen weiter zu gehen brauchte, um Grund 
Hiiii Boden als freies Eigentum in Besitz zu nüliuien, wetier 
•i» Obereigentum noch eine Hörigkeit noch Gruudlasten 
sich entwickeln, kein Unterschied von freehold und copy- 
hold entstehen. Daher war es auch gleiebgfütig, wie das 
Erbrecht beschaffen war, ob eine Bevorzugung des ältesten 
oder gleiches Erbrecht unter den Kindern, Mit Recht sagt 
btory, (Commentaries on the Constitution of the United 
SUtee, 4. Aufl., Boston 1873, I, 121): «On the slavish and 
military part of the ancient feudal tenures was effectually 
iprerenied fnm taking root in the American soll. Kone 
but freehüld tenures ever were in use among us ; nor traces 
are to be found oi copyhold, or gavelkmü, or burgage 
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teoure; there hab never been in tbis couQti) a dependant 
peasantry*'. 

Vor allem uatenchiaden sieh die Kotonidn vom Matter* 
lande dnreh die gans verftnderte Stellung der Kirche, 
wahrend diese in England somal seit der Reformation in 

alle staatlichen VerhAltnisse verquickt war, die established 
clnirch gleirhsam mit dem Staate zusammenfiel, fand bior 
You voiuheiein eine gAnzliclie Ausscheidung der kirch- 
lichen Beziehungen aus der Alitionssphäre der Offent- 
liehen Gewalt statt Waren es doch Torsugsweise die kircb» 
liehen Unterdrflclcnngen gewesen, welche die Puritaner, 
die Quftker und die Katlioliken zur Auswanderung veran- 
laßt haben. Hier war die "Religion von vornherein PrivaLsiclie. 

Die Kolonisten hatten zu den politisch und l&iFchlich 
fortgeschrittensten Parteien gehOrt, es waren Tonmgsweiae 
die mifiTergnngten Elemente der Mittelklassen. 



Ais diese Kolonien sich vom Mutterlande losrisseUi 
waren es nur in zweiter Linie Recbtsbesch werden, welche 
diese Revolution ToranlaBt hatten. Es sind zwar auch 
Bolehe Beschwerden geltend gemacht worden, wie man 
das yon den Englftudern in Ihren beiden RoYolntionen ge- 
lernt hatte; aucli die Amerikaner behaupteten jetzt Rechte 
zu haben, von denen es mindestens zweifelhaft war, ob sie 
sie wirltlich hatten. Im großen und ganzen liat ein rechts- 
^ widriger Druck nicht bestanden. 

Wie in den meisten Revolutionen, zumal bei Losreifimig 
Ton Kolonien, hat man es auch hier nicht mit einem 
juristischen Vorgang , sondern mit einem Naturereignis zu -~ 
tun, wie Goethe es so zutreffend ausdrückt: ,So losen sich 
in gewissen Epochen Kinder von Eltern, Diener Ton 
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Hemii , Begünstigte von GOnnern los^ und ein jeder Ver- 
Baeh, sieh auf eigene FQfle zu stellen, sich ttnabli&ngig za 
maehen, fQr sein eigen Selbst zu leben, er gelinge oder 

nicht, ist immer dem Willen der Natur gemäß'' (^Goethe, 
Dichtung und Wahrheit, II, U. Buch, Weimarer Ausgabe 
XXVII, 45). 

Zonftcbst waren In TOlkswirtschafUicher Beziehung die 
Kolonien mündig geworden, gerade hier hatte sich der 

Druck des im Mutterlande herrschenden Merkantil Systems 
zur Unerträgliclikeit gesteigert. Kein Hufnagel, hatte der 
ältere Pitt ges^igt . solle in Amerika fabriziert noch viel 
weniger in England importiert werden; nnr das gewöhn- 
liche Handwerk sei za dulden, Fabriken seien gemein* 
schädliche Einrichtnngen, common nuisances. Wie andere 
englische Kolonion, so war auch diese nur dazu da, um 
ausgebeutet zu werden; wie man später auch auf dem 
europäisclien Kontinent die Fabriken in den Windeln er- 
sticken wollte. Die Vereinigten Staaten, sagt List, sind 
Ton England abgefallen, sobald sie das Bedürfnis und die 
Kraft fühlten, selbst zu fabrizieien, selbst Schiffahrt und 
Handel zu treiben. 

Aber nicht nur in volkswirtschaftlicher, sondern in allen 
ihren Beziehungen zu England glaubten die Amerikaner 
Toiyatarig geworden, der englischen Oberherrschaft ent- 
wachsen zu sein, ihre Gesetzgebung ohne Bestätigung 
des Parlaments selbst erlassen, ihre Beamten selbst be- 
stellen zu können, nicht mehr Engländer zweiter Klasse 
sein zu sollen. „Welche Maßregeln man auch in London 
ergreifen möge, dies Land wird zu mächtig als daß es sich 
aus so weiter Feme — die Schiffe konnten damals die Fahrt 
über den atlantischen Ozean nur nach Wochen und Monaten 
▼eilenden — regieren liefie" ; «die drei Millionen werden sich 
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in 30 Jahren Yerdoppeln, man sieht Qberall wahre AmeiBen* 
häufen Yen Kindern'' (Kalb 1768 an Ghoiseul bei Kapp, 
Ana nnd aber Amerika, I, 59). 

Aber kein Mensch in Amerika bat damals bezweifelt, 
daß es pich hei Abwerfung der englischen Herrschaft um 
I einen Bruch der bestehenden liecbtsordnuog, um eine wirk- 
i liehe Revolution handele. 

Deshalb war in der Ton Jefferson verfaflten Unab- 
bängigkeitserklftrnDg, die am 4. Juli 1776 einstimmig Yom 
Kongresse der Vertreter der 13 vereinigten Staaten an- 
genommen wurde, zwar auch von Beschwerden, insbesondere 
von angeblichen Rechtsverletzungen die Hf^le; aber da mau 
zugleich anerkannte, dafi eine bestehende Regierung nur 
im äußersten Falle geftndert werden dOrfe , so griif man 
hoher hinauf und gründete das Vorgehen in erster Linie 
o — auf naturrechtliclie Erwartungen. Ks sei das Gesetz der 
Katur. wek-lK's die Losreißung rechtfertige; alle Menschen 
seien gleich geschaffen und mit gewissen unveräuderUcben 
Rechten wie Leben und Freiheit und dem Anspruch auf 
Glfiekseligkeit von ihrem Sehdpfer ausgestattet; nur cur 
Sicherstellung dieser Rechte seien Regierungen unter den 
Menschen eingerichtet, die alle ihre Gewalt von der Zu- 
stimmung der Regierten herleiteten; das Volk habe daher 
das Recht , wenn eine Regierung ihrem Zwecke entgegen- 
handle, eie abiusehafien und eine andere nach seinem Si^ 
messen einzurichten. 

Im üntersehiede Yon der ÜnabbftngigkeStserkliniog 
finden sich weder in der Konföderation sakte vom 15. No- 
vember 1777 noch iu der definitiven Unionsverfassuug voui 
19. September 1787 natumehtiiche Anklänge. Auch nicht 
in den von Jefferson beantragten Zusatiartikeltt nur Unitns- 
mfunuig Yom 3. Mftrz 1789. Die Aufnahme solcher Sfttse 
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in die Umonsverfissang war toh Hunilton im Federalist 
Kr. 81 alB »Aphoriims, wbich woiild aound rauch better in 

a treatise of ethics than in a Constitution of government^ 
mit Erfolg bekÄmpft worden ; die Zusatzai tikel enthalten 
zwar Grundrechte, aber nur solche im englischen Sinne, 
pomtiv-rechtUcher Art: Religion»-, Prefi-» Yereinslreüieit, 
Pelitionflreebty Recht Waffen zu tragen, Freiheit von Ein- 
quartierung, Freiheit von Verhaftung und Hauflsuchung, 
sonstige strafprozessualische und strafrechtliche Grundsätze; 
i sie waren hauptsächlich als Vorkelirungeu zum Schutze der 
Kechtssphare der Einzelstaateu gegen die Union gedacht. 

Um Bo mehr waren die Verfassungen der Einselstaaten 
^ fon natunechtlichem Fluidum erfftllt. Nur Connecticut und 
Rhode Island hah«i mit geringen Änderungen ihre Charters 
beibehalten. Die übrigen elf hal)en sich neue N'erfussungen 
gegel)en; an der Spitze Virginia, unter Führung von Jefferson, 
schon drei Wo* In n vor der Unionsverfassung, die meisten 
noch im Laufe des Jahres 1776, in der Regel durch eigens 
daio berufene Conventions. 

Diese Verfassungen zerfallen fast samtlich in die 
beiden Abschnitte: Bill aud (.[( rhu ttion of riL^hts und Krame 
of guverument, die eigentliche N eriassung; selbst in den- 
jenigen Verfassungen, wo die Zweiteilung ausnahmsweise 
fehlt, ist doch der Inhalt der Deklarationen in den Ein- 
leitungen enthalten, in die Charter von Connecticut au- 
sitzlich aufgenommen. 

Die Bili» and declarations stinmien so völlig unter- 
einander überein, daB man eine übematarliche Inspiration 
annehmen mttfite, wenn man nicht annehmen will, daß sie 
▼oa einander abgeschrieben sind, die meisten von der virgi- " 
nisehen Deklaration. In viel breiteren AusfQhrungen als 
in der Unabhflngigkeitaerkiftrung finden sich hier jene 
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SätM, wonach alle MeDseben von Natur gleich und frei, 
von einander unabhängig seien und gewisse angeborene 

Rechte besäßen, deren sie beim Übergang? n us ilem Natur- 
in den gesellsfliaftlichen Zustand durch keinerlei Vertrag 
hätten verlieren können; wonach alle staatliche Gewalt beim 
Volke liege und von ihm abzuleiten sei; wonach alle Ohrtg- 
keit nur der verantwortliche Diener des Volkes sei, die bloft 
auf kurze Zeit bestellt werden dttrfe, die auch Jederseit 
wieder abgeschätzt werden könne. 

IAus metaphysischen Postulateo der Lehrbücher waren 
Bechtssätze geworden und zwar solche, die über dem 
normalen GeBetzgeber stehen, nach denen er sich zu richten 
hat , hei deren Verletzung den hetreffsnden Gesetzen die 
Anwendung versagt wird. Und das hatte eine gewisse ge- 
schichtliche Berechtifjnng; schon das Abkommen der Pilger- 
väter auf der Maihiuuie vor der Laudung im Jahre 1G2U 
bietet ein gewisses praecedens; die Fundamentalartikel von 
Connecticut haben geradezu die Form eines von den An* 
Siedlern abgeschlossenen Vertrages; wenn sie auch nicht 
im Naturzustände bisher gelebt hatten, so hatte doch die 
Grürtduiig der Kolonien etwas VertragMu.ißiges au sich; und 
nun gar die ächrift von Otis, The rights of the colouies 
asserted and proved, die 1764 in Boston erschienen war, 
und die in Boston auf Antrag Adams beschlossene Er> 
kl&rung vom 20. November 1772. Kein Wunder, dafi dem 
Geschlechte von 1776 derartige Satze als »seUevident*^ er^ 
schienen. 

Von Jefferson hat Üancroft behauptet, daß er ein aln 
gesagter Feind aller Metaphysik, aber vom Qei&te des 
klassischen Altertums durchdrungen gewesen seL Da- 
gegen ist ein gewisser Einflufi Leckes unverkennbar; oft 

findet sich geradezu eine Berufung auf ihn ; hatte er doch 
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mit den Kolonien insofern eine persönliche Beziehung, als 
die Charten tob Carolina 1093 and von Pennsylvania 
1682'83 TOS ihm herrtthrten, wenn sie auch aUi anpraktisch 
wieder aufgehoben wurden; da6 sieh jedoeh ganze Loekeiehe 

Sätze Ui einzelnen DekldiaUuiitii landen, ist übertrieben. 

- - Ein Eiutluß Kousseaus ist nicht na('h\\Li>bar , auch nicht 

wahrscheinlich ; Jet^erson hat erfit während seiner Gesandt- 
Behaft in Paris von Boasaeaa Kenntnis erlangt. 

Die Verfassungen selbst, die Frames of goYemment, 
sind den Deklarationen sieht völlig geroftll. Der Satz von 
Tocqueville: .Le peuple r^gne snv le uionde politique 
amöricain cumme Dieu sur l'univers; il est la cause et 
la fin de toute chose; tout en sort et tout s'y absorbe'' 
trifll doch für die Anlangueiten nicht Tellig zu. Denn 
abgesehen davon, dafi die Verfassungen selbst der Volks- 
abstimmung nur In New Hampshire und Ifassaehusetts 
unterbreitet sind, ist doch nugcuds eine direkte Volks- 

- regierung eingerichtet, wie es in der Kousequeuz jener 
Prinzipien gelegen hätte; nicht einmal ein allgemeines 
fieferendum, was tlkt die Einzelstaaten alien&lls möglich 
gewesen wftie, denn die Volkszahl schwankte damals 
zwischen 60000 und 800000 in der Weise, dafi sieben von 
den dreizehn Staaten weniger als 300000, nur einer melir 
als 500 UOÜ hatte, es gab nur sechs Städte mit nielir 
als 8000, nur eine mit mehr als 40 ooo ; der Gebietsumfang 
freilich stand entgegen, snmal bei den damaligen Verkehrs^ 
mittein; Pennsylvanien allein war so grofi wie Englaad. 

Was damals geschaffen wurde, waren repräsentative 

- Demokratien mit Aufhebung aller Vorrechte und erb- 
lichen Auszeichnungen. Selbst das Zweikammersystem war 
doch mehr eine englische Beminiszenz, die in der Ge- 
Btaltnug der ersten Kammern in nichts an das englische 

TO» K«l«r, Vinai. BfaltiM 1- 7 
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Oberbaus erinnerte (Bryce, I, 670). Das Wakirecht ent- 
spracb nicht völlig dem Grundsätze der Gleicbbeit aller 
Menseben. Denn abgesehen davon, dafi Frauen und Kinder, 
Indianer und Neger als nicht zum sonverftnen Volke ge- 
hörig betrachtet wurden, wurde selbst für die erwachsenen 
Manner das allgemeine und gleiche Wahlrecht nicht ohne 
KiiiächiüDkung allgemein durchgeführt. Und wenn es auch 
bei den dortigen Yerb&ltniBsen eine Einschränkung kaum 
sa nennen ist, dafi Gmndbesits oder irgend eine Stener- 
sahlung oder irgend welches Vermögen als Wablqualifikation 
erfordert wurde, war man doch in der Hfllfte der Staaten 
weiter gepancren und hatte einen Grundbesitz, ein Ver- 
mögen, eiue Steuerzahlung vou gewisser Größe und Höhe 
^verlangt, mithin einen mehr oder weniger hohen Zensus 
eingefahrt (Tocqnevitle» I, 93— 162, 30a Fisk, Stimm- 
recht und Einseistaaten in den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika, Leipzig 1876, Beilage : Ein Jahrhundert des 
Stimmrechts in den Vereinigleu Staaten in statistischor 
Darstellung, S. 101 — 221; auf das aktive Wahlrecht be- 
schränkt). Im Übrigen waren die Wahlen geheim mittels 
Ballots, filr die Wählbarkeit keine gröfieren Anforderungen 
gestellt als für das Wahlrecht Die Wahlen mufiten meistens 
jährlich stattfinden, die Erneuerung war regelmäßig eine 
totale. Kur liinsiclitlicli der ersten Kammern war die Wi\hl- 
barkeit mehrfacli an einen höheren Zensus gebunden, die 
Zeitdauer des Mandats eine längere, die jedesmalige Er- 
neuerung eine partielle. 

Die Verfossung der Union beruhte swar gleichfalls 
auf der Idee der Vulkssouveränität. „Wir das Volk der 
Vereinigten Staaten heißt es im Eingang. Die Ströme 
der nationalen Macht flössen unmittelbar aus der reinen, 
ursprflnglichen Quelle aller gesetsmäfiigen Autorität. So- 
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wobl die goBetsgebende als auch die vollziehende Gewalt 
werden nach Art. I, Nr. 1 and nach Art. II, Kr. 1 un- 
mittelbar yom Volhe 1lbertiag<>n. 

Aber im Gegensatz zu deu eiozelstaatlicheu Ver- 
fassungen ist die der Union so wenig wie. möglich demo- 
kratisch. Das Volk wird, wo es irgendwie angeht, Tom 
direkten Eingreifen ansgeschlossen; nicht das Volk, sondern 

der Kongreß entscheidet, wenn es bei der Piüsidenteiiwalil 
an der absoluten MajuuUit fehlt; der Kongreß wählt den 
Vizepräsidenten, wenn der vom Volke gewählte Präaident 
w stirbt (Boutmy, 170 ff.). 

Nicht einmal das Allgemeine und gleiche Wahlrecht 

lür das llepräsentanteniiaus ist in der Unionsverfassung vor- 
geschrieben. Denn im Art. I, Nr. 2 ist nur bestimmt, dati 
die Wähler diejenigen Eigenschaften haben sollen, welche 
in den betreffenden Einzelstaaten for die Wähler der «weiten 
Kammer — des zahlreichsten Teils der gesetzgebenden Ver- 
sammlung — erfordert werden ; so daß es von den Einzel- 
staaten aliliaiigt, ob die Koii^'repjrepräsentaüttju iiarh all- 
gemeinem oder beschranktem J5tiramrecht, ob sie direkt 
oder indirekt gewählt werden sollen. £s gibt also keine 
Uttionnwähler, sondern nur Staatenwähler. 

Dasselbe gilt für die rriisidentmwaijl. Hier hängt es 
sogar von den Le^^iplatiiren der Eiuzelätaatea ab, ob die 
Präsidenten Wähler überhaupt durch Volkswahlen, ob sie 
nicht vielmehr durch Wahlen der gesetzgebenden Organe 
der Einzelstaaten bestimmt werden, oh die Wahlen im 
ersten Falle für den Staat im ganzen oder nach Bezirken 
vorgenommen werden sollen. 
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I Wfts die GewaltenteilaDg betrifft, so rnnfi aach da 
' zwischen der Union nnd den Einselstaaten nntersclrieden 

■ 

. werden. 

In den Einzelstauteu war sie nur iu sehr beschränkter 
"Weise zur Durchführung gekoiumeu. Nur die Legislative 
war von den beiden anderen Gewalten einigermafien un- 
abhängig. Denn sie konnte weder aufgelöst noeh rertsgt 
werden, und was sie besclilofi, hatte ohne weiteres Geltung, 
denn ein suspensives Veto stand damals der exekntiTen 
Gewalt, dem Governor, nur in Massachusetts zu. Was 
die exekutive Gewalt, deren Spitze überall ein Einzel- 
beamter war, betrifft, so hiltte auch dieses Organ vom 
Volke gewählt werden müssen; das war aher damals nur 
vereinielt der Fall, während in der Regel der Legislative 
das Wablreeht sustand. Seitdem hat sich die Stellung 
des Goveruors dadurch bedeutend verschoben, daß er zwar 
einerbeitb direkt vom Volke gewählt wird und dadurch 
seine Unabhängigkeit von der Legislative erlangt hat, 
dafi ihm aher anderseits in allen Staaten mit Ausnahme 
von vieren — den drei Originalstaaten Rhode Island, 
Delaware, Korth-Garolina und Ohio — das Veto beigelegt 
ist, so daß die ganze Stellung des Governors jetzt 
weniger auf seiner exekutiven, als vielmehr auf seiner 
quasUegislativen Funktion beruht (Bryce, I, 490. 533. 551). 
Es war anfangs auch vorgekommen, dafi der Governor 
Präsident des Senats war (Föderalist Kr. 47). Auch die 
weiteren Organe der Exekutive waren von vuiuherein re^al- 
mäßig vom Volke gewühlt, wenn auch indirekt durch 
mittlung von dazu bestellten Wahlmänuern, daneben aber 
auch ausnahmsweise von der Legislative oder vom Senat 
Die Zuständigkeit der einseinen Beamten ist eine sehr 
beschränkte, namentlich in den Gemeinden, wo man es 



Digitized by Google • 

I 



I 



2. Kapitel. Dt6 Yerfassimgen der Verein. Staaten von AmeriJca. 101 

vorzieht, die AmtsvemchtungeD an Tenebiedone Triger su 

verteilen, so dafi es fast ebenso viel voneinander unabhängige 
Organe wie Funktionen gibt. Die Kollegialitit ist dabei 
so gut wie ganz ausgeschlossen. 

Mit der Selbstftiidigkeit der riehterliebea Gewalt war 
ee iD den Einielataaten vom ▼omheiein nicht weit her« 
Die Beeetznig der Biehtereteilen stand nicht dem Volke, 
ii leni entweder der Legislative oder dem Governor zu. 
En hol dann zwar das Volks wähl j^rinzip seit den zwanziger 
Jahren des 19. Jahrhunderts Terrain gewonnen. Aber der 
neoeste Zustand ist das nicht Von den neuen Verfiusungei 
nbertragen sechs die Ernennung an die Legislative, fünf 
an den Goveruor mit Zustimmung des Council, eine an den 
Go t i iior mit Zustimmung der Legislative und nur eine 
an daö Volk. 

In viel hOlwrem Mafia ist in der Union mit der Idee 
der Qewaltenteflung Emst gemacht worden. Es ist keine 

Übertreibung, zu sagen, dafi diese Idee die ganzen Be-i 
ratungen der Unionsverfassung geradezu beherrscht hat. 
Mit größtem Kifer hat Madison in Nr. 47 des „ Federalist" 
die Unionsveriassung gegen den Vorwurf verteidigt, dafl 
sie mit der Theorie des »celehrated Montesquieu* nicht be- 
stehen kdnne, da sie dann allerdings verwerflieh sein wtrde. 
Er hat zwar bei seinen weiteren Ausführungen in Nr. 47 
und Nr. 48 darauf hingewiesen, dali eine absolute TiLüuuug 
sich nicht durchfahren lasse, dafi aber auch der Sinn des 
Monteoquiensdien Postulates nur der ssi, dafi die Freilieit 
dann als geflhidet erscheine, wenn die ganze Gewalt des 
einen Zweiges durch das Organ eines anderen Zweiges 
gehandhabt werde, während eine ]>artielle Teilnahme jeder 
Gewalt an der anderen, des Prääideuten an der gesetz- 
gebenden durch das suspensive Veto, des Senats an der 
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exekutiven durch BeamtenenieDnaiig und Zustimmung zu 

Staatsverträgen zulässig, eine gewisse gegenseitige Be- 
teiligung sogar zu erstrebeo sei und daß die legislative 
Gewalt schon deshalb die stärkste sein werde, weil sie Aber 
die Mittel verfQge, die beiden Anderen zu unterhalten« 

Danach iBt die Unionsverfaasung in der Tat gestaltet 
In der ünien liegt die Staatsgewalt wirklich In Ter- 
schiedenen Händen. Namentlich soweit die legislative und 
die exekutive Gewalt in Betracht kommen. Die beiden 
Häuser des Kongresses sind nicht die Generalstellvertreter 
der Union für die gesamte Staatsgewalt, der Präsident und 
der Eengrefl Bind jeder in seiner Sphäre selbständig. Der 
Kongreß hat die Gesetzgebung allein wenigstens insofern, 
als das Veto des Präsidenten durch Zweidrittelmajorität 
beseitigt werden kann, wie auch der Kongreß vom Präsi- 
denten nicht aufgelöst werden darf. Aber der Kougrefi 
hat nicht, etwa durch einen Ausschuß, die vollziehende 
Gewalt* Es besteht in den Yereinigten Staaten keinerlei 
parlamentarische Regierung. Der Präsident, nicht vom 
Kongreß, sondern vom Volke wenn auch nur indirekt ge- 
wählt, kann während seiner Amtsdauer seine eigene Politik 
treiben, wobei die Minister, die kein Kollegium bilden und 
nicht Mitglieder des EongreBses sein dürfen, nur seine un- 
verantwortlicben Gehilfen sind. 

Was das Verhältnis der richterlichen Gewalt zu den 
beiden anderen betrifft, so ist zunächst deren Kompetenz 
wie in den Einzelstaateu, so auch in der Union eine sehr 
weitgehende. Wenn die Unionegerichte auch keine alvil- 
oder strafgerichtliche Kompetenz haben wie das deutsche 
Reichsgericht, wenn weder die Gerichte der Union noch 
die der Einzelstaaten mit Prozessen zwischen dem einzelnen 
und dem Staate als Fiskus zu tun haben, was in Deutsch- 
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Und und boBonders in Preufleii der F^ll ist, so ist doch 
in Amerika selbst die gesetzgebende Gewalt der riehter- 

licheii unterworfen, die gesetzgebende Gewalt der Einzel- 
staaten und der Union; die Gerichte, selbst die eiuzel- 
staatlichen, haben darüber zu erkennen, ob die Unions- 
geaetsgebong oder die einzelstaatliche Gesetzgebung die 
ihr gesogenen Kompetenzschranken aberschritten hat, ob 
die ünionsgesetze in die Sphäre der Einzetetaaten eingreifen 
o(it 1 lie eiozelstaatlichen Gesetze in die Sphäre der Union; 
ob beide mit den Grundrechten übereinstimmen, ob ein 
Unionsgesetz gültig ist, welches die Franenarbeit beschränk t 
weil ▼erfassongsmftfiig jeder tun kann, was er wUl, ob ein 
Unionsgeeetz gültig ist, welches die Einkommensteuer ein- 
führt, ob ein Gesetz des Staates Newyork gültig ist. welches 
den Preis des Gases herabsetzt, ein kalifornisches Gesetz, 
welches den Chinesen nur in bestimmten Stadtteilen das 
Wohnen gestattet, ob ein Gesetz galtig ist, welches die 
räumliche Trennung der Weiften und Farbigen auf der 
Eisenbahn, auf Tramways und Schiffen vorschreibt Diese 
weitfrehende Künii)eteuz wiegt um so schwerer, als die Aus- 
legung vielfach wegen der Unbestimmtheit des common law 
und w^n der schlechten Fassung zahlreicher, namentlich 
einzelstaAtlicher Statuten eine so zweifelhafte ist, daB die 
Gerichte tats&chlieh geradezu eine Oberinstanz fOr die 
gesetzgebende Gewalt bilden. Dazu kommt, daß auch die 
amerikanischen Gerichte keineswegs über die jederzeitige 
ö£(entliche Meinung erhaben sind, ja sogar dieser mehr als 
anderswo unterliegen, weil ihre Amtsdauer wenigstens in 
den Einzelstaaten nur eine sehr kurze ist Was den gericht- 
lichen UrteOen vor 50 lehren Ter&ssungswidrig erschien, er- 
scheint jetzt als verfassungsmäßig, wie die Kinschrnnkung 
der Freiheit der Konkurrenz bei Trusts und dergleichen. 
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Aber es wäre trotzdem uuriclitig, die richterliche Ge- 
walt, selbst m der Union, den beiden anderen Gewalten 
gleiehsoatellen. Es hat nur eine theoretiBche Bedentuig, 
wenn die richterliche Gewalt in Art III, Nr. 1 der ümona- 
Verfassung als direkt vom Volke ausgehend, als von ihm 
übertragen bezeichnet wird. Denn die I^stallung der 
Richter in der Union geschieht nicht durch Volkswahieu, 
aondem gans wie die der anderen Unionabeamten dureh 
den Ftftaidenten unter Znatinimung des Senats, wie das 
flchweiseriflche Bondesgerieht von der Bnndesveraammlnng 
bestellt wird. Eine Unabhängigkeit besteht nur insofern, 
als im (iegensatz nicht nur zu den anderen Uniüiisbeamteu, 
sondern auch zu den Richtern in deu Einzelstaaten die 
Emenniing im Anschlag an die englische Rechtsansehannng 
auf Lebenaseit erfolgt, ihre Entfernung wenigstens nnr 
dureh den Senat bewirkt werden kann. 



Das, worüber die Kolonien in erster Linie sich zu be- 
schweren hatten, war die brutale Anwendung des eng- 
lischen Mwkantilsystems; sie klagten darttber, dafi sie alle 
ihre Naturprodukte ans Mutterland und nur ans Mutter- 
land vorkaufen durften, so daß luiiil i iid ein Monopol auf 
alle amerikanibcheu Rohstoffe hatte, und (iaß sie alle ihre 
Manufakturbedürtnisse vom Mutterlande kaufen müßten, 
SO dafi England auch ein Monopol auf Herstellung aller 
den Amerikanern notwendigen Industriewaren hatte, um so 
mehr, als aller Ein- und Ausfuhrhandel nur auf englisehen 
Schiffen treschelien durfte. A(l iiii ^inith nennt das eine 
üöeubare Verletzung der heiiigsteu Rechte der Menschen, 
meint aber, sie habe den Amerikanern bisher wenig ge- 
schadet. Darüber waren jedoch .diese selbst anderer An- 
sicht. Dureh die Losreifiung wurde das abgestellt Zu- 
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gleich haben in Amerika die VerhältuiBse voa selbfit dahin 
gefohri, mögUehst alles der privaten Initiative xn Aber- 
laasen, den «iffontlichen Verbanden keinerlei Hilftleistmigen 
aoCenbürden^ so dafi es in der Union und in den Einxelstaaten 

während des ersten Jahrhunderts des Bestehens zu keinem 
eigentlichen Wohlfahrtsstaate gekommen ist. Alles verdankte 
jeder sich selbst, die freie Konkurrenz war selbfitverständ- 
lieh. Deshalb ist kaun von einem fiinfioBse ven Adam 
Smith auf Amerika za spreehen* Bryce (II, 539) sagt 
ganz riefatig: „Every tbing tended to make tbe United 
States in this respect more engUsh thau Kugland.* 



Drittes Kapitel. 
Die französische fievolation') 



Ans Miflständen oder ans Reehtsverletningen ist die 

französische Revolution ebeusowenif? entstauden wie die 
beiden eiiglischeu und die amerikauische. Bloße Reformen 
wären loirlit zu erreichen gewesen. Wie Joseph II. wollte 
Ludwig XVI. Bein Volk glacklich maehea. In der Beruf img 

Faustiu-Helie, Les constitutions dp la France, Faris 18S0 
S. 1—562; das Werk enthält nicht nur, wie man nach dem Titel an- 
nehmen sollte, die Yertassungeo, sondern auch die Gesetze, die irgt^ud- 
wie mit d«r Yerfutong inaAmmmili&ngen, und iwar in einer Teil* 
stlndigkeit, dnb ninn nnr Behr selten enf du bnlletin des lois 
«urückzugrci'i I braucht; den Verfassungen und den Gesetzen sind 
sehr in-truktive Krläutcrnngcn lififrcf^clicn ; dir in einzolueu dieser 
KriautoruQgeu enthaltenen lionierkun^on, die namentlich vom deutsch- 
nationalen Standpunkte aus zu bean»taudeu wären, mögen um so mehr 
Mif sich bernhen bleiben, als sie hauptsächlich nnr in den sp&teren 
Partien von 1799—1875 Terkommen. Wfthrend LafwriireB Histoiie des 
prindpeiy des tnstitntions et des lois pendant la rdvolution ganz wert- 
^los ist, so mufk dagegen Aulard, Histoire politique de la r^volution 
Paris 1901, f[\r die beste rPvolntion;ire Yerf»*i<^ung8ge8chiclitp erklärt , 
werden, die es gibt. Eiu sehr merkwürdiges Üuch ist Jaures, Histoire 
socialiste 1789—1900, L La Constituante, II. La Legislative, HI. La 
OenTOition; Janrte siebt in der Revolution die politische Erbebnng 
des Bürgertums und erblickt die weltgescbiebtUche Bedeutung der 
Revolution darin, da(k sie die Vorbedingung für die Erhebung des 
Proletariats geschaffen habe: die Demokratie, als die politische Form, 
unter der der Sozialismns sich habe ausbreiten können, der das 
Proletariat grofsgezogeu habe^ er betrachtet also die Revolution als 
eine Entwicklungsstufe des absoluten Geistes, die nicbt sa aber* 
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Targota, in der swetmaligen Benifang Necken, des Aus- 
linden, des ProteBtanten, des Bankiers, der Frankreich 

nach dem Muster Eiijj,hiDds umgestalten wollte, ist er der 
öffentlichen Meiuuug ein gutes Stuck Wegs eutgegeu- 
gekommen. ,Als restaurateur de la libert^ frangaise'' ist er 
in den ersten 15 Jahren seiner Regierung häufig gepriesen 
TOiden. In diesen 15 Jahren sind auch in der Tat Re- 
formen von nicht geringer Bedeutung herbeigeführt worden. 
,La France" , sagt Leonce de Lavergne (Les assembl^es 
proviuciales) , „a fait plus de progr^s par TapplicatioD des 
id^ de justice, d'^galite et de liberte dans les quinze ans 
ta)Ql^s de Tav^nement de Louis XYL que dans les vingtr 

sprioRen gewesen wäre, das Emporkommen des Bürgertums als Vor- 
frucht der Sozialdemokratie mit cinpm «rrwisfcn Wulilwollon und tjoht 
Tiifhr als diP meisten liberalen Hi>t()ril<er mit der Ivcvolution (Inn h 
dicic und dünn; eine Hauptbedeutung de» Üucheä liegt in der Mit- 
teilung massenhaften Materials, wie die Zusammenstellungen und Aus- 
iftge ins den ealiien, eos den ParUmentsTerhandlnngen, ans sonstigen 
Akianstftctken, Bftclienif BroBehSren, Briefen niw«; etwa fSnf Sechstel 
bestehen daraus; wie das Werk in der biaherigen Yollständigkeit zu 
Ende geführt werden sol!, interessiert hier nicht. Kndlich ist niuh 
die Zeitschrift: La rrvolutioii fran^ai?!? -/u (■rwiihiicn, di»> licim 
Herannahen der Jahrhundertfeier der Kevoluliou gegründet worden 
itt, jIhrUch 2 Binde, 1904 beieiti 40 Bftnde; »eit 1888 das Organ 
dtt Sodlt^ de Pliistoire de la r^Tolutton fran^aise, die ttbrigens anch 
noch andere Publikationen veranstaltet, mit ziemlich reichlicher öffent- 
licher Unterstützung, sie ist wesentlich dazu bestimmt, die VerfassMn;^ 
von I7S1 zn verhcrrürlien und alles Spätere tu hpsrhnnigen: ?*ie enthalt 
Lebensnachrichteu von zum Teil sehr unbedeutenden Kevululions- 
ninnem, Porträts, Fak^iuiiles von Aktenstücken, Ahbilduiigen von 
Oebladen, Oedichte, Abbandlnngen „über das Dalsen in der Reroln* 
tion" ; die Abbandlnngen sind jedoch com Teil weitfoU, x. & Colfavru 
(einer der Proskribierten des 2. I>ezember 1852), De Torganisation et 
du fonctionnement de la souverainetc^ nationale sous la Constitution 
de nyi (ill, 241. ;W7. 429. 540; IV, m>. cm. m. 915. 1020. IIOÖJ und 
^^Organisation du pouvoir judiciaire (XI, 250); am wichtigsten sind 
^ die Arbaiten von Anlard, dessen spSleres Bneh grofientefls ans solchen 
Abhandlungen sasammengesetst ist (s. B. XXXY, 198. 207. 865. 484; 
^YD, & 481; XXXYHl, 5. 118). 
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einq ans 6ooaite de 17a9— 1815*. In der Tat haben die 
ProvüuialTersammlnngen und die Notaiieln mehr geleistet, — 
als man gewöhnlich zngebeo will Viel mehr ab man 

giuui)t, hin<;t'n die Revolutions^csotze mit der la lmmpericKie 
vor der Uevoliition , ja sogar mit dem ancien regime zu- 
sammen. Kameotlich liiusichtUch der revolutioDärea Finauz- 
gesetze hat sich die Constituante die frttheren Arheilen 
zu nntse gemacht Der Widerstand der Parlamente wire 
ZQ nherwinden gewesen. Das Defizit hatte leicht beseitigt 
werden können, >Yenn man ernstbali gewollt hätte; aber 
Mnabeau uaunte die StaatsschnldPB von seinem Stand- 
punkte aus mit Kecht den „tresor de la nation" (Wahl, 
Vorgeschichte der französischen Revolution, 1905; Stourm, 
Les finanees de Tanden regime et de la rdvolutioB« 2 Bde., 
Paris 1885). 

Auch die politischen Ideen des 18. Jahrhunderts sind 
nicht die eigentliche Triebkraft gewesen. 

Insbesondere ist die französische Revolntion nicht nach 
dem Rezepte Rousseans gemacht. Rousseau selbst hatte 
das gar nicht beabsichtigt. Soweit der contrat social 
ttberhanpt eine praktische Tendenz verfolgt, ist er Im 
Hinblick auf schweizcriscbe Znstiinde geschrieben, um für 
sich selbst als Bürger von Genf, als erneu der Souveräne 
jenes Xjandes das volle Stinmirecht wieder herzustellen, 
welches angeblich seit den Tagen Calvins verfälscht worden 
sei. Wie denn auch dss Erscheinen des contrat social 
in Frankreich keinerlei unmittelbare Wirkung gehabt bat, 
während iu Genf Unruhen ausgebrochen sind, welche die 
Regierung zum Eiusch reiten veranlaßt und welche die nur 
auf die dortigen Verhältnisse bezügliche Verteidigonga- 
Schrift der .lettres de la montagne* hervorgemfen haben. 
Durch den ganzen contrat social zieht sich die Über- 
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seugimg hindureh, dafi deesen Verfusangflideale nur In 
^klemen Staaten verwirkliebt werden konnten; kleine Staaten 
hatten zwar ihre Gefahren, denen jedoch durch Födera- 
tionen abgeholfen werden köuue: al>er nur in kleinen und. 
wie er einmal hinzufügt, in kleioen und aimca ätaateu 
Bei eine Demokratie in aeinem Sinne möglich, schon ans 
dem Grunde, weil nur in solchen die exekutive Gewalt 
ohne Repriaentation hergestellt werden könne; während 
für die mittleren die Aristokratie, für die großen die 
Monarchie die entsprechende Stautsfönn spi; selbst große 
Städte sind ihm zuwider (II, 9. lü; Iii, 1. 3. 8. 13, 
15). Vollends die Abhandlung Uber die polnische Yer- 
fasBungareform Ton 1772 ist mit solchen Betrachtungen 
durchsetzt. Grofie Staaten sind ihm die erste und haupt* 
bauptsiiebliehste (^Hielle für das Unglück des Menschen- 
geschlechts: Kleinstaaten sind als solche eine Woliltai;-^ 
„puisque tous les petita ötats, republiques ou monarcbies 
indi£förement, prospörent par cela aeul qu'ils sont petita"; 
das damalige Polen ist ihm daher viel an grofl; in einem 
Lande von diesem Umfange sei nicht nur das Königtum 
eine Notwendigkeit, das, wenn es erblich sei, das (irab der 
Freiheit bedeute, somiern iiueii uas Zweikammersystem; 
der große Umfang Polens ist für Kousseau so sehr das 
.yice radical", das GrundQbel, dafi er naiv, wie er h&ufig ist, 
den Polen eine Verkleinerung des Staates, eine Zusammen- 
siehung der Grenzen zumutet und ihnen geradezu sagt, 
daß wenn die Nachbarn in dieser Richtung tAtig werden 
W)llteri, solches zwar für die abgenssi iit n Teile bcbliuiui, 
für den Best aber die Yorbedingang einer ernsthaften 
Reform aein würde; er verlangt mindestens aus jedem 
der beiden Polen und aus Litthauen selbständige Staaten 
au formieren und diese durch ein föderatives Band zu ver- 



110 ^ AbBchaitt. Die Yerwirklidiiiiig dieser Ideen. 

einigen; eigentlich aber mQsse Polen eine Konföderation 
von 33 Staaten sein (CoDsidörationa cap. 5. 7. 8. 10. 11). 
Übrigens hatte schon Montesquieu heryorgehoben, dafl die 
Republik ein kleines, die Monarchie ein mittleres, die 

Despotie em großes Territuriuiu voraussetze; iind auch er 
hat schon auf die Föderation von Republiiien hingewiesen 
(VIII, 16-20; IX, 1-3). 

I Die Revolution hat aber auch eelbst nieht die 
jRousseauseben Maximen befolgt Denn ganz abgesehen 
davon, dafi erst sie es gewesen ist, welche die französische 

Einheit vollendet hat, hat sie gegen zwei Rousseausche 
Grundprinzipien, man könnte sagen gegen die beiden 

— KouBseaufichen Grundprinzipien verstoßen. Sie hat die 
I Yolkssouver&nit&t nur in der Gestalt der ReprSsentation, 

anfangs sogar nur als absorptive Repiftseutation verwirk- 
licht. Und sie hat dagegen die von Rousseau auf das Rufierste 
bekämpfte Gewaltenitiluu;^ durchzufiihrcii gesucht. Rousseau 
konnte übrigens, weuu es ihm ernsthaft um die Ver- 
besserung konkreter Zustände zu tun war, wie in der pol- 
nischen Verfassungsfrage, von Überrascheader M&fitgnng 
sein; so wenn er den Polen rftt «de ne rien ehanger sans 
nöcessitö'' und wenn er sagt, „il ne faut pas ontrer mos 
maximes au <lelü de mes intentions et de mes rai^^ons." 
Suarez hatte ganz recht, wenn er Rousseau dagegen ver- 
teidigte, die Revolution veranlafit zu haben, und wenn er 
statt seiner Mirabeau, Barnave und Lameth als die eigent- 
liehen Hochverrftter bezeichnete. 

Der Theoretiker der Revolution ist nicht Rousseau, 

— sondern Si^yes gewesen. Er hat das Signal gegeben durch 
die Schrift über die Bedeutung des dritten Standes, die im 
Januar 1789 erschienen ist Die drei Thesen können vor 
der historischen Wahrheit nieht bestehen. Der dritte Stand 
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hatte erstens schon vor der Bevolution «etwas* bedeutet; 
er hatte in den Generalständen eine erhebliefae RoUe ge- 
spielt nnd war spftter im Staatsdienste in einer Weise be- 

rficksiehtigt woiJeu, daß die Kegieruiii? Ludwigs XIV. ein 
„regime de viit bourgeoisie'* genannt worden ist; die meisten 
Minister nnd Intendanten worden der roture entnommen, 
wie auch beim Ausbruch der Revolution der vierte Teil 
der Offiziere bürgerlich war. Der dritte Stand war 
zweitens nicht ^alles"; denn neben ihm be^^uiiden die 
beiden anderen Stände, die erst zertrümmert werden 
mußten. Der dritte Stand wollte drittens nicht etwas, 
sondern .alles'' sein; ein heutiger Sozialdemokrat kdnnte 
im Parteiinteresse die Si^jessche Broscbttre abdrucken, 
er brauchte nur an allen den Stellen, wo vom dritten Stande 
die Rede ist, deu vierten zu setzen. 

Wie in den früheren Füllen, so handelte es sich auch 
diesmal um ein neues Element, welches emporgekommen 
war. Der dritte Stand (Thierry, Augustin, Essai sur 
lliistoire de 1a formation et du progrte du tiers ötat 1850, 
1853, 1883) fülilte seine Kraft und Stärke als Träger vou 
Bilduug und lithitz, als „eiite propriötaire et peusante** 
(Jaur^s, Ii, 1157); er war zum Klassenbewußtsein er- 
wadit, wollte seine spezifischen Interessen verwirklichen 
und sich deshalb der Staatsgewalt bemftchtigen nach der 
Maxime, die im Jahre 1848 auch in Dentschland offen aus- 
gesprochen ist: die herunter, wir herauf. In den tatsach- 
lichen Verhältnissen der Gesellschaft war die Kevolution 
' schon eingetreten, ehe sie ausbrach. 

Der dritte Stand entbehrte zwar der Geschlossenheit 
einer scharf abgegrenzten Gruppe, er bestand vielmehr aus 
den heterogeusten Elementen, aus Bankiers, Kaufleuten, 
Gelehrten, Künätiern, Handwerkern, Gesellen, Krämern, 
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Bauern, Tagelöhnern, Tagedieben, Vagabunden, daß schon 
während des ancien regime der Vorschlag aufgetaucht war, 
die nntenie Schicht als qnatnäme ötat AbmaoiidenL £r 
bildete ein ganxes eigentlich nur in negativer Rft^wcht 
dnreh den Gegensatz en den beiden privilegierten Ständen« 
Voihiuli^ genügte das, um die bisherige Verfassung aber 
den Haufen zu werfen. 

Um so mehr, als es au jedem ernsten Widei-Btande 
fehlte. Die Krftite, welche ein Jahrtansend hiadnreh die 
Geschicke des Landes bestimmt hatten, waren Terbrancht, 
sewoU das KOnigsgesehleeht, diese „trotsi^me race", welche 
einst Gestalten wie Ludwig IX.. Ludwig XL, Franz L, 
Heinrich IV. und Ludwig XU. liervorgebracht hatte, und 
der es gelungen war, die tranzösi&che Einheit herzustellen, 
begfinstigt dadurch, dafi die Krone Tierzebn Generationen 
hindurch Tom Vater auf den Sohn überging, wihrend die 
Dynastengefichleehter ausstarben. Ebenso verbraucht war 

. — jeuer gtimauische Adel, der einst mit der Dynastie in die 
Herrschaft des Landes sich geteilt halte; er war kein 
politischer Adel mehr, er war zum Hofadel herabgesunken. 

^ Es hat eben alles seine Zeit. Der französische Staat 
war alt und schwach geworden; man hatte aufgehdrt ihn 
zu fürchten und sich daran gewOhnt ilu zu mifiaehten. 
Wie Condorcet einmal gesagt hat: man litt schon (hniuils 
unter den NacliLcileu der Anarchie, während mau glaubte, 
die des Despotismus zu empfinden, oder wie Wahl es ans- 
drückt: im ausgehenden ancien regime habe eine Neigung 
zu Ubermftfiiger Humanität bestanden, mit der nur gelegent- 
lich große Härten, die dann als Ungerechtigkeiten empfunden 
seien, ai)j;üwechselt liiltteu ; es sei gewesen, als ob alle 
Vorgesetzten an ihrem liechte zu herrschen gezweileU 
h&tten. Vor allem hat die Armee in der entscheidenden^ 
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Stunde versagt Der Gewalt toü unten trat keine Qenalt 
von oben entgegen ; ein Umstand, der aneh das Gelingen 

der beiden englischen Revolutionen und der amerikanischen 
Kevolution herl)eigeführt lial. 

Der Kampf war trotzdem gewaltsam. Wie einst auf 
dem H4ihepnnkte der ersten englisehen Revolution Stimmeii 
laut geworden waren, dafi die von der normannisehen 
Eroberung siA herschreibende Staatsordnung vernichtet 
werden müsse, daß dagegen das Recht der alten Sachsen 
wiederherzustellen sei durch Abschaffung der Erbfolge nach 
Erstgeburt oder, wie Müton wollte, dnreh eine neue Acker- 
verteünng (Ranke, III, 328. 379. 398), so hat es auch da- 
mals m Frankreich nicht an Stimmen gefehlt, da6 die Ton 
einer Handvoll Barbaren im 5. Jaiü hundert gemachte Er- 
oberung den Nachkuiiiinen der T'^nterwttrfenen keinerlei 
Verpflichtung gegen die Nachkommen der Eroberer, der 
Conquistadorss auferlege. Auch Siöyes kommt darauf su 
sprechen und meint, dafi der Tiers sieh auf die Zeit 
vor der Eroberung berufen könne, und dafi die Abkömm- 
linge der bürgerlichen Kelten uiui Römer, bei denen jetzt 
die Stärke liege, wohl berechtigt seien, die angeblichen 
Abkömmlinge der wilden Eroberer in die Wälder und 
Moräste des alten Deutsehlands surttckzutreihen. So an- 
gesehen wurde die Revolution etwas von einem Rassen-^ 
kämpfe an sich haben, von einer Krhebung der keltischen 
üreiuwohoerschaft, von einer stärkeren Geltendmachung 
des römischen Wesens, wie ja die Erinnerung an dasKömer- 
tmn, oamentlieh in Äufierliehkeiten bald genug stark 
hervortrat. 

Der weitere Verlauf der Revolution beruhte zunldiBt 

(laruuf. daß in allen Revoluticmen mit Naturnotwendigkeit 
die Kntscliiedenen das Übergewicht Uber die Gemäßigten ^ 

TOB M«ier, Wnat, KiaitMC I. 8 
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gewinnen. Wie iMommsen einmal ßagt.: Die Deuiokialie 
habe sich immer dadurch veruichtet, daß sie die Kon- 
aequenzeii ibres PriiudpB dmfagefnhrt habe (Rdmischee 
Staatsrecht» 1, 15); das weise Ma6halten sei das wunder- 
bare Vorreeht Roms bei allen seinen politischen Schöpfungen 
gewesen (Römische Geschichte, II, 698); gerade unlogische 
und schwankende Begriffe hatten oft die Geschichte gemacht. 
Aber im allgemeinen gehört die Welt nicht dem Verätande, 
»sondem der Leidenschaft. An aweiter Stelle beruht der 
Verlauf der Bevolntion darauf, daß die Einheit des dritten 
Standes sehr bald in die Brüche ging und dafl die wirk- 
liehe Bildung und der wirkliche Besitz der Nichtbildung 
und dem Nichthesitz , daß sich Bourgeoisie und Peupie 
feindlich entgegentraten, viel früher als mau gewöhnlich 
anuimmt Denn Siäyes hatte nicht lange nach seiner 
Broschlkre schon am 22. Juli 1769 von den wahren Aktionftren 
gesprochen, die allein berechtigt sein sollten; die wahren 
Aktionäre seien aber iixa die, die etwas beitrtlfiren. Später, 
anfangs 1792 hieß es sogar: Proprietaires ! les hommes qui 
n'ont neu» ne sont pas tos ögaux. liCs vöritables dtoyens 
sont ceux qui out de possession, les antres ne sont gue 
prol^taiies ou faisenrs' d*enfants (Jaurte, I, SSI; II, 
1048—1048). Der gegenseitige Ha6 ging bald genug in 
Taten über. 



Die verschiedenen Phasen der Revolution haben sieh 
in drei Verfassungen kiystallisiert, die Verfusung der Con- 
stituante vom 8^14. September 1791, die VeiHusung des 

Konrents vom 24. Juni 1793 (an II) und die gleichfalls vom 
Konvent erlassene sogenannte Direktorialverfassung vom 
5. fructidor III, 22. August 1795. 

Die Verfassung der Constituante ist allmfthlich ent> 
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standen in der Weise, daß die Versammlung auf Vorschlag 
ihres VerfaBsungsausschusfies eine Reihe von Dekreten an- 
nahm, die naehdem sie Tom Könige gutgeheißen waren, 
sofort inB Leben traten: die Dödaration des droits de 
rhomme et dn eitoyen 26. August/ 3. November 1789; der 
Acte constitutionnel sur Ics pouvoirs publiques 1, Oktober/ 

3. Jvovember 1789, der in 19 Artikeln die Uewalteu des 
Königs und der NationalTerBammlnng gegeneinander ab- 
grenzt; der Acte eonstitntionnel sur les impOts et Bur la 
Promulgation des lois 12. Oktober/ 6. November 1789; die 
▼ier Verwaltungsorganisationsgesetze, loi sur les chef lieux 
des d^partements 9. Dezember 1789 / 8. Januar 1790; loi 
qui divise le royauiue en 83 departements 26. Februar/ 

4. Mftrz 1790; loi sur les munieipalitte HJIB. Dezember 

1789; loi sur les eleetions et snr les administrations 

d^partementales Art. 1 — 12, Sect. 2, 3; der Acte con- 

stitutionnel sur le droit de paix et de guerre 22./27. Mai 

1790; das Gerichtsverfassung^gi st tz 16./24. August 1700; 

endlich loi sur Torganisation du corps l^gislatif vom 13./ 

17. Jani 1791 , dessen mehr als hundert Artikel grofien- 

teils Wiederholungen aus den Gesetzen vom 1. Oktober/ 

3. November 1799, 12. Oktober / 6. No?ember 1789 , 22./ 

27. Mai 1790 enthalten. An der Zusammenstellung der 

wichtigsten BestimmuDgen dieser Gesetze war seit dem 

8. August 1791 gearbeitet worden, wobei es an einzelnen 

Modifikationen nicht gefehlt hat; diese Znsammenstellfing 

ist Ton der NationaWersanunlung am 3. September 1791 

angenommen, vom Könige am 14. September sanktioniert. 

Die Constituante war zuletzt msolern konservativ geworden, 

als sie ihr Werk sicherstellen wollte. Sie hat deshalb 

dieser Verfassung einen Schutz angedeihen lassen, wie er 

keiner anderen Yerfaflsung in der Welt vorher oder nach- 

8* 
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her xutfiil geworden ist. Zunächst durfte w&hreud der 
nAchflten und UbernAcbsten Legislatorperiode, das heifit in 
der Zeit von 179i— 05 die Änderung keines einzigen 
Artikels auch nur Torgeeehlagen werden. Sp&ter sollte eine 

Revision nur dauu statthaft sein, wenn drei auleiimiidcr 
folgende Legislaturen fibereinstimmeude Beschldsse gefaßt 
hätten. Die beiden ersten Legislaturen durften sieh nur 
in den beiden letsten Monaten Ihrer letzten Tagung damit 
hefiusen, die dritte nur am Ende ihrer ersten oder am 
Anfang ihrer zweiten Tagung. Die vierte Legislatur bildete 
dann die assembl6e de revision, alx r nur nach Verstärkung 
um 249 Mitglieder (Verdoppelung der Abgeordneten nach 
der Volkssahl der Departements), wobei die Mitglieder der 
dritten Legislatur unberHeksichtigt bleiben mufiten, und 
nur nachdem die Refisionskammer in corpore und jedes 
Mitglied persönlich besondere Eide geleistet hatte. Der 
rienareid lautete: de vivre libre ou nionrir (VII, 1—8). 
Auf ein Jahrzehnt, bis Ablauf des Jahres 1801, schien des- 
halb diese Verüsssung gesichert, um so da sie ander- 
dem der Treue des Corps l^gislatif , des Königs und der 
Richter, der Wachsamkeit der Familienvater, der Gattinnen 
und Mutter, der Liebe der jungen Bürger und dem Mute 
ailer Franzosen anvertraut war (VIII, 

Die Revolution wurde trotzdem nicht geschlossen. Die 
LegislatiTO liat zwar keine neue Verfassung gemachti aber 
die bestehende auf zwei wichtigen Punkten durch Ab- 
schaffung der Monarchie und durch Ausdehnung des Wahl- 
rechts modifiziert. Vor Ablauf ihrer verfas8ungsniiiljii4t'n 
Lel)ensdauer trat am 21. September 17P2 der Konvent au 
■ihre Stelle, der am 24. Juni 1793 eine neue Verfassung 
erlieft. Diese ist aber schon am 10. Dezember 1793 sus- 
pendiert mit der ErkUrong: le gouTemement provisoiie de 
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la FwMd est molotionaire Jiisqtt*^ la paiz. Es entstand 
damals jene Diktator des Gonveots, seiner Aossebüsse und 

seiner Kommissarien. die (lurcii das Gesetz vom 4. Dezember 
1793 (14. Brumaire ii) in einige Form gebracht wurde. 
Dieser provisorische Zustand hat nach dem Aufhören 
der Scbreckensfaerrscbaft nach dem Tbennidor 1794 fort- 
bestanden, bat aber doch nicbt bis zum Fdeden gedauert; 
▼ielmebr gab derselbe Konvent, der die Verfassung yon 
1793 besrhlossen hatte, uuterm 5. Fructuior III, 22. Auprust 
eine neue, sehr ausführliche von 377 durchgehenden 
Artikeln, die sogenannte Direktorial Verfassung, die im 
iresentlieben eine Wiederherstellung der Verfassung von 
1791 war und in der Hanptsaehe eine Beaktion bedeutete. — 
Sie ist ins Leben getreten, nachdem der Convent am 
21). Ül<tüber 1795 seine Sitzungen geschlossen hatte. 

Diese drei Verfassungen zerfallen wie die der uord- 
amerikanischen Einaelstaaten in zwei Abteilungen: die ! 
Deklaration der Ifensefaenreehte und die eigentliche Ver^ 1 
fassung. 

Jellinek hat zuerst wieder energisch daraufhingewiesen, 
da[; (ii»? Deklaration der Menschtu- und Bürgerrechte kein 
Originalwerk der französischen Revolution, sondern blofl 
eine Nachahmung des amerikanischen Vorbildes gewesen 
ist Die Verbindung zwischen den fahrenden Minnem 
beider Lander war eine sehr innige. Adam, der Drheber 
der Verfassung von Massachusetts, war schon 1779, Jeflferson 
1783 nach Paris gegangen; Franklin, der dort glpirlifalls 
lebte, hatte 1783 die amerikanische Verfassung in franzö- 
sischer Übersetzung herausgegeben; einer seiner nächsten 
Fkennde war Condoroet; im Verfiassungsausschusse safi 
neben Condoreet Thomas Payne als Abgeordneter des Pas 
de Calais, wie kein anderer mit den beiderseitigen Menscheu- 
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reehten bekannt, der aneh in beiden Landen amtUclifr 

Stellungen bekleidet und in einem Briefe an Si^yes vom 
8. Juli 17in sich dahin geäußert hat: die Erklärungen 
der Rechte vou Frankreich und Amerika sind ein und 
dasselbe im Qrundsata und fast im Ausdruck (American 
constitutional praecedencee in Tbe american historkal reTue, 
Vni, 466 ff. 473 ff.). Auch Aulard und Jaurte erkenneD 
das an. In der Tat ist die Übereinstimmung so vollständig, 
daß sie aus der allgemeinen Stimmung des 18. Jahr- 
hunderts Fclilpchterdings nicht erklärt werden kann. Der 
Widerapraeh einee Mannes wie Boutmj gegen Jellinek iat 
A: unbegreiflich« (Bontmy In den Annalea de VMie libre dea 
aeienees politiqnea XYII« 415—443; die Replik von Jellinek 
Iii der (iu droit public et de la science politique eii 

France et a 1 ötrauger XVllI. 385—400.) 

Die Deklarationen beschränken sich in beiden Ländern 
nicht auf individatile Rechte, wie die deutschen Grund- 
rechte von 1848, aondern erstrecken sich auf die Grund- 
lagen des staatlichen Lebens. Sie sollen mafigebend sein 
für die Gesetzgebung, als Em-iuationen eines obersten 
Gesetzgebers, des höchsten Wesens, das in den Kiogäugen 
der Deklarationen angerufen wird; in denen Ton 1791 und 
1795 unter der Formel ,en prtence et sous lea auspices 
de r^tre suprtme', in der von 1793 unter der Formel »en 
pr^sence de l'ßtre suprßme"; nur der girondistische Ent- 
wurf von 1793 hatte die Formel weggelassen. 

Nicht daß die Abgrenzung des Inhalts der grund- 
legenden Deklarationen und der eigentlichen Verfassungen, 
welche die DurehfUhrung im einseinen zum Gegenstände 
haben, logisch ganz korrekt wAre. In Nachahmung des 
amerikanischen Vorbildes zeigt auch die französische Ab- 
grenzung eine ganz unnationale Systemlosigkeit, wenigsten» 
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in den YerfassmigswerkeB der Jahre 1791 und 1795, wo manehe 
dieser Gmndlagen anch in die Yerfasenngen Im engeren 

Sinne aufgenommen sind, wenigstens aus den Deklarationen 
hier wiederholt werden; wihreiul in dem Verfassungswerke 
von 1793 eine reinliche Sciieidung stattgefunden hat, so 
daß alle grundlegenden Normen nur in der Deklaration 
und nielit in der Yer&BSung selbst enthalten sind. 

fibrigena hesieben sieh die Deklarationen niebt blo6 
auf Rechte, seien sie subjektiver oder objektiver Art; viel- 
mehr war schon in der Einleitung der Deklaration von 
1789/91 gesagt, sie sei bestimmt, den GUedera des sosialen 
Körpers aueh die Pflichten allezeit ror Augen zu bringen; die 
sonst wesentlich gleichlautende Fassung von 1798 hatte zwar 
die Erwähnung der Pflichten weggelassen, aber die Deklara- 
tion von 1795 zählt neben den Rechten auch auadi ücklich die 
Pflichten in neun Artikeln auf: „tous les devoirs de Tbomme 
et du citoyen*', heißt es, «d^rivent de ees deux principes 
grav4Ss iMur la nature dans tont les eoeurs: ne iaites pas 
k antnii ce qne tous ne voudriez pas qu'on vous ftt; faites 
constamment aux autn s le bien que vous voudriez en recevoir" 
(Art. II); »les obiigatiuus de chacun envers la soci^tö con- 
eiatent k la döfendre, k la servir, k vivre soumis aus lois 
et k rdepecter ceux qui en sont les orgay** (Art III); 
niemand kann ein guter Bflrger sein, wenn er nicht ein 
guter Solln, ein guter Vater, tiu guter Uiuder, ein guter 
Freund, ein guter Gatte ist (Art. IV); man soll die 
Gesetze beobachten, sonst befindet man sich im Kriegs- 
nistande mit der Gesellschaft, macht sieh ihres Wohl* 
wollene und ihrer Achtung unwürdig (Art Y— YII). Auf 
der Auf rech thaltung des Eigenfunis beruht Landwirtschaft 
und Industrie, jede Alt von Arbeit und die soziale Ordnung 
(Art Ylll). 
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Die Verfassungen sind nicht wie die DeklaratiQueu 
Nachahmungen, weder nach amehkaniachem, nocli nach 
lengliflcbem Muster. Die Verfaflsungen der amerikaniBdieii 
[ EinzeUtaaten konnten nieht nachgeahmt werden wegen der 

Verschiedenheit des Gebietsumfangs und wegen der Ver- 
schiedenheit in der Ausdehnung der Staatstätigkeit. Eine 
Nachahmung Englands scheiterte schon an dem „goüt natural 
de la 8implicit6 et de runifonoitö**, wie sie dem »esprit 
fran^ta' eigentflmlich ist. Aber aufierdem wollte man von 
der englischen Verfassung nichts wissen, nur vor dem 
Ausbruch der Revolution war sie von Necker und einigen 
anderen empfohlen. Die drei Rpv(»]uti(Ui8verfassungen sind 
völlig originale Schöpfungen, ganz und gar französische 
Produkte, Verfassungen, wie sie bisher noch niemals tOr 
Btandegebracht waren. Nicht der möglichste Anschlufi an 
das Bestehende, sondern die möglichste Entfernung von 
— dem Bestehenden ist maßgebend gewesen. Auf den Kopf, 
auf den Gedaiikeu hatte man sicli gestellt, um nach ihm 
die Wirklichkeit zu gestalten, als ob man nur mit der 
Kenntnis des Polarstenis ausgerftstet, ohne KompaB, Karten 
und Steuerruder sich auf die hohe See hegeben h&tte. 

Den Verfassungen entsprachen die Gesetze. Auch sie 
und selbst solche, die an sicli mit der Revolution nichts zu 

tun hatten , beruhten auf theoretischen Gesichtspunkten. 

Weder das neue Maß- und Gewichtssystem , noch der 
neue Kalender sind aus praktischen Bedürfnissen hervor- 
gegangen. Zumal der neue Kalender, bei dessen Ein- 
fOhrang zwar auch die KirchenfeiDdlichkeit mitgewirkt hat, 
war eine so unpraktissche Maßr irel , ein solches Monstrum 
einer Zeitrechnung, daß man, nachdem man sich 14 Jahre, vom 
22. September 1792 bis 1. Januar 1806 damit geplagt hatte, 
sich endlich doch zu seiner Beseitigung entschlieflen muflto; 
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nur wenige hatten LuBt gehabt, sieh die auf sehn Stunden 
hereehneten neuen Uhren ansnsehaffen (VUlain, fitades m 

k calendrier republicain in der Rev. fr. VII, 451. 5ii5; 
VIII, t>23. 740. 830. 883). 



Zirei Haniitgnindlagen flind in den Deklarationen, in 
der Yer&flBnng und in den Gesetzen der Revolntion ent- 
halten: die Volkssouveräuilal und die Gewalteuteiiuug. 

I. 

Die ToUcsaoaTeranitftL 
1. Die VerAflannflT von 1791. 
IHe Deklaration beaehrilnkt sieh auf den Sats: „Le 

priüciiie de toute souverainetö rdside esseutiellement dans 
k natiou, uul curpü duI individu peut exercer d'aiUoiite 
qoi n'en 6mane exprewöment'. £benso helBt es aemlieh 
w&rtlich in der Verfassnng Yon 1791 Titel III, Art, 9. 

Nach der Verfügung von 1791 wollte jedoch das Volk 
die Souveiilnetftt nicht selbst ausüben. „La nation, de qui 
Beule (^manent tous les pouvoirs, ne peut les exercer que 
par de delegatiüiiis par lesquclles la uatiou francaise est 
reprteentöe' (Tit. III, Art 2). Die Verfassimg ist deshalb 
endgültig Ton der NationalTerBanunlnng festgeaetzt, keinerlei 
VolksahBtimmmig nnterworte; das Plebissit hatte in dieser 
Verfassung keine Stelle. 

Bei der Bildung dieser Repräsentation wollte mau dem 
Beispiele dieses Zweikammersystems in £nglaad und Amerüu 
nicht folgen, so leicht auch ein Oberhaus nach englischem 
Mnster m den beiden oberen Standen hermstellen ge- 
wesen wtre. 

Ks sollte ein einziges Organ seiu, mit totaler Er- 
neuerung alle zwei Jahre. 



12.2 2. Abschnitt. Die Terwirklichiuig dioier Idees. 

Schon di8 Oeseti, aus dem die GoDatitnante seitat 
berrorgegangen war, das Werk Neekers (arr6t Tom 

27. Dezember 1788, r^glement pour la convocation des 
6tat8 g^D^raux vom 27. Januar 1789) hatte alles auf Wahlen 
gestellt, wie in den Vereinigten Staaten, indem es keinea 
einsigeii gab, der kraft eigenen Rechtes in der Versamm- 
lung gesessen bitte, wie in England, wo tats&ehlidi sogar 
das Unterhaus in seiner Mehrheit damals aas Ernannten 
bestand. In jedem der drei StAnde war die Repräsentation 
anders geordnet als beim letzten Zusammeotritt 1614; beim 
ersten Stande beschränkte sie sich nicht mehr anf den 
alten Lehnsadel, beim Klems trat dnreh Anihabme der Pfarier 
eine dnrch greilende Umgestaltung ein, beim Tiers worden 
die Abgeordneten nicht bloß aus den größeren Städten ge- 
uomiiitüi, wie bisher, aucli wai die j)timmi>erechtigung einem 
Jeden gewährt, der eine direkte Steuer zahlte; die Wähl- 
barkeit wurde an keine Btandiscbe Sehranke gebunden. Da 
dem dritten Stande ebenso viel Abgeordnete ngebilligt 
waren wie den beiden anderen nisammengeoommen, so war 
die Vernichtung der ständisclien Gliedtiuiig nur eine Fia^e 
der nächsten Zulunift, denn das doublenient d\i tiers hätte 
gar keinen Sinn gehabt, wenn wie bisher nach Ständen 
(Kurien), nicht nach KOpfen abgestimmt wäre. 

An das Naturrecht konnte man sich nicht halten, da 
jene Theoretiker sich mit dieser praktischen Frage so gnt 
wie giii liicht befaßt hatten; Rousseau ließ vollends im 
Stich, da er für die Gesetzgebung überhaupt keine Re- 
präsentation zuließ. Aus den Menschenrechten konnte eine 
direkte Antwort auch nicht entnommen werden. Denn 
wenn es auch im Art 1 hiefl: «Les hommes naissent et 
demeurent libres et 4gaui en droits'^, so hiefi es doch 
weiter : i^les distinctions sociales ue peuvent ßtre fond^es que 
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Sur Fntilit^ commune*. Und wenn es im Art 6 hiefi: 
„Tous les citoyeüs out droit de concourir personellement 
ou par leurs reprtoentants ä, la formation de la loi; tous 
leB eitoyens ötant^ 6gauz 8ont ^galement admissibles k 
toute dignitöy place et emplol pabli^ne*, so biefi ee doch 
weiter : „seien lenr eapadtö" ; und wenn dieee Einflcfarftnkung 
auch wieder wett gemacht zu sein scheint durch die Worte 
„Sans autre distiiK tiou que celle de leur vertu^ et de leur ' 
talent". so ist doch in diesem Art. ö nicht wie im Art. 1 
ven Menschen, sendern von Bfirgern die Bede wie auch im 
Titel I, ArL 1 der Verfassung, wo es heißt: »que tons les 
eitoyens sont admissibles aux places et emplois', so dafi wie 
im Naturrecht die Frage ofieu bleibt, ob Mensch und liürger 
gleiclilautende Begriffe seien. 

Man befand sich in offenbarer Verlegenheit. In die 
lionatitationellen Dekrete Tom September 1789, welche 
bereits in nnce die Verfassang von 1791 enthalten, wurde 
Uber das Wahlrecht noch nichts aufgenommen. Erst das 
Gesetz vom ^± Dezember 1789/8. Jai uai 1790 sur les 
61ecliüiis et sur Tadmiuistration des dcpartemeuts , dessen 
erste Sektion von der Wahl zur Legislative handelt, brachte 
die Entscheidung, aber noch nicht die definitive, da die 
Frage bei Festsetxung der Verfassung von 1791 von neuem 
erörtert und hinsichtlich des passiven Wahlrechts abweichend 
beauiwurtet wurde. 

Das aktive Wahheclit war kein allgemeines, denn es 
stand, mit Ausschlufi des Gesindes in Lohn und Kost, nur 
deiyenigen 25jährigen Mftnnem zu, welche eine direkte 
Steuer im Werte von drei Arbeitstagen, das heifit von 
drei I liuics, entrichteten. So war wenigstens der Wert der 
drei Arbeitstage durch das (iesetz vom ir)./16. Januar 179U 
iBStgesetzt, wogegen die durch Gesetz vom 2Ö./29. Mai 1791, 
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Titel II, Art. 3 herbeigeltthrten Modifikationen um so 
weniger in Betracht kommen, als sie niemals praktisch ge- 
worden sind. 

Gewifi war eine so weitgebende Beteiligung noch nie 

gewährt worden. Aber immerhin war das soiiveiitne Volk, 
von dem alle staatliche Gewalt ausging — denn nicht nur 
um die Wahlen zur Legislative handelte es sich, da auch die 
samtltehen Obrigen Staatsorgane, Richter nnd Verwaitnngs- 
^ beamte gewählt wurden — nicht das Volk im nattkrlichen 
Sinne. Die große Mehrheit der Constituante wollte gar 
kein suffra^^e imiversel. In den Demokratien des Alter- 
tums habe es auch nicht bestanden, überall hätten die 
Sklaven des Wahlrechts entbehrt; das Wählen sei aber- 
hanpt kein Recht, sondern eine Funktion, an der nur solche 
teilhaben dürften, welche den bestehenden Zustand kon- 
servieren , nicht auch solche . welche Oberhaupt keine Re- 
gierung wolltrii: auf dtT Mtiulkhsse müsse die politische 
Macht beruhen; Literaten und Journalisten könnten in den 
Wahlversammlungen viel Unheil anrichten; die Revolution 
habe ihren Zweck erreicht, sie sei nunmehr zu Ende. 
Rohespierre hatte allerdings, um den Ausschlug der Ärmeren 
ad absunluni zu führen, darauf liingewieseu, daß, wenn der, 
welcher keine Steuer im Werte vou drei Arbeitstagen zfihle, 
minderes Recht haben solle als der, wel -hrr solche zaliie, 
konsequenterweise auch der, welcher den Wert von lehn 
Arbeitstagen sahle, entsprechend gr50ere Rechte hahen 
müsse, also der, welcher 100000 Fr. Einkommen bedehe, 
hundertmal mehr Rechte als der, welcher 1000 Fr. beziehe. 

Statt wie bislier in drei mehr oder weniger natürliche 
Stande, wurden nunmehr die Franzosen in zwei künstliche 
Klassen geteilt, deren Angehörige als Aktiv- und Passiv- 
bttrger Toneinander geschieden wurden, wahrend sie eigentp 



Digitized by Google 



8. SapitoL Die fraudtisdie Bevolotioii. 



125 



lieh, da die Paastfbfirger von jedem politischen Tun avB- 
geechlosaen warn, Bftrger und SehatxTerwandte bfttten ge- 
nannt werden mfisaen. Die Teilung war die von Herrsehenden 

und Beherrschten, von bourgeoisie und pouple. Au Stelle 
des Standesnnterschiedes war der Unu i.-cliicd im Flesitz ^ 
getreteu ; nicht der Unterschied von Besitz und ^ichtbeBitz, 
denn daan hatte man zu tief naeh unten gegriffen; die 
damalige Abgrenzung wer nieht im Sinne der späteren 
Bourgeoisie, des pays l^gal der Restauration, der Juli- 
dynastie und der belgisclien Verfa. aber immerhin 

betrug die Zahl der Pasi>ivbürger etwa :{üUUU<>0 gegen- 
über von 430UOUU Aktivbürgern; nur ein Teil des Tiers 
hatte politische Macht erlangt, w&hrend der andere Teil, 
die sogenannten dasses dangereuses, die, welche die Reyolu- 
tion bis dabin gemacht hatten, die Bastillestürmer, die 
M iinu r und NVeiber des 5. und 6. Oktober, die sie auch 
noch wcitCT inaciiten. die aber, das Antlitz bloß gegen das 
ancien regime gerichtet, sich wohl über das Veto des Königs, 
die Entscheidung Ober Krieg und Frieden aufregten, wftbrend 
sie diese Entrechtung wenig empfanden, vOllig ausgeschlossen 
waren. 

Das aktive ^V lllll\eht, wie es kein allgemeines war, 
war auch kein direktes. Die Aktivbürger hatten nicht die 
Mitglieder der gesetzgebenden Versammlung und der Be- 
hörden selbst zu bestimmen, sie waren nur Urwähler, deren ^' 
einzige Funktion in den assembl4es primaires sieb auf die 
Wahl von ölecteurs de second degr6, Sekundärwfthler, be- 
scii rankte. Die zeusitiireii Ausprüche, welche an diese VVahl- 
männer gestellt wurden, die aus ihrer Mitte die Abgeord- 
neten zu w&hlen hatten» waren viel hoher. Sie bestanden 
naeh dem Oesetz Tom 22. Dezember 1789 m einer Steuer- 
zahlung im Werte Ton zehn Arbeitstagen — der Verfassungs- 
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ausschuß liatte sogar 40 Tage vorgeschlagen, was zur Folge 
gebabt haben würde, daß es auf dem Lande nur sehr wenig 
qualitizierte Wahlmänuer gegeben hätte — ; bis dann die 
Verfasflimg von 1789 (Titel UI, Kap. 1, SektioD 2, Art. 7) 
ein sehr komplizlertea System aufstellte, welches ein nach 
den Qnelleni aus denen es flofi, und naeh den Lokalit&ten, 
in denen es verdient wurde, bestimmtes Einkommen gleich- 
falls auf Arbeitstage reduziert, vorschrieb, durchweg ein sehr 
hohes, namentlich in den Städten über 6000 Einwohner. 
Die W&hlbarkeit, und das ist das eigentlich £nt- 

I scheidende, war an einen noch viel höheren Zensus ge- 
bunden. Nach dem Gesetz yom 22. Dezember 1789 an eine 
Steuer im Werte von einer Mark Silber, das heißt von 
etwa 25 Fr., dem in Paris eine Wohuungsmiete von 750 Fr. 
entsprach, und aufierdem an den Besitz von irgendwelchem 
Grundeigentum. Da diese Festsetzung grofies Ärgernis er- 
regte, weil durch einen derartigen Zensus, wie Camüle 
Desmoulins sagte, Rousseau, Corneille und Christus von 
der Wählbarkeit ausgeschlossen gewesen wären, Christus 
wahrsckeiuiich auch vom aktiven Wahlrecht, und weil wirk- 
lich nur der vierte Teil der Nation w&hlbar war, so eni- 
schloft man sich, in der Verfassung von 1791 (Art 8, 
Sektion 4), unter Erhöhung des Zensus far die Wahl- 
männer, hinsichtlich der Abgeordneten auf jeden Zensus 
zu verzichten. Das hat jedoch auf die Wahlen zur Legis- 
lative keine Anwendung mehr tiudou können, weil keine 
Zeit mehr war, die nach dem System von 1789 bereits 
aufgestellten Listen noch zu ändern, und hat ftberhaupt 
niemalB Anwendung gefunden (Aulard, 60—80. 158 ff. 
Jauräs, I, 32. 378-399. 736 flF.). 

I Die Zweiteilung der Franzosen in Herrscher uud Be- 
herrschte wurde dadurch zum Abschluß gebracht, daS nur 
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die Aktivbllrger und deren ober 18 Jahre alte Söhne zur 
Nationalgarde gehören sollten; es durften sogar nur die- 
jenigen das Stimmrecht ausüben, welche in das Begister 
der KaUonalgarde eingeschriebeo waren. Vergebens hat 
Bobespierre die Znlaaanng der PasBiTbflrger zur National- 
garde Terlangt Die Nationalgarde war weeentlieh zur 
Aufrechthaltung der Ordnung im Inneren bestimmt, „essen- 
tielh'iijfiit destin^ h afrir contre les perturbateuis de 
Tordre" (acte constitutione! sur 1 1 force publique vom ö. De- 
zember 1790; Verfaflsung Ton 1791, Titel IV). Sie hat als 
Organ der Bourgeoisie am 17. Jnll 1791 das massacre du 
ehamp de Mars angeriehtet, worflber 8|i&ter seitens des 
rroletariats durch eine besonders i^iausiune HinrielituDg 
des damaligen Befehlshabers, des Maires Hailly. (quittiert 
wurde. Das war in einem ganz anderen Sinne, als nach 
Gneist das stehende Heer und die Landwehr, eine Be- 
waffnung der Besitzenden gegenüber den Kichtbesitzenden. 
Es zog die wunderbarsten Konsequenzen naeh sieh; wegen 
Verletzuii^'( ü des Vereiiis- und VersaniuiUiügsgesetzes vom 
30. September / 9. Oktober 1791 sollten die Aktivbürger 
aus den Bargerlisten auf gewisse Zeit gestrichen, die 
PissiYbQrger mit einer Geldstrafe belegt werden, wenn sie 
Ausländer waren mit einer sehr hohen Ton 8000 Ft. 

In den schirmten Konflikt zwischen Prinzipien und 
Tatsachen geriet man bei Regelung der kolonialen Ver- 
hältnisse. £b sind weder die Sklaven far frei erklärt 
noch die farbigen Eigentümer den weißen gleichgestellt 
worden, so dafl Jaurds darftber in die Worte ausbricht: 
«Jusque-Ut )a r^volution atait ^td bourgeoise mais probe; 
k la question eoloniale eile a ponr la premi^re fois eonune un 
avant-godt de regime censitaire. de corrupiiuu orl^aniste, 
d'oligarehiecapiUli8teethuauci^reHl|öd*1^7.3ö7.5t>0— 675). 
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Oberhaupt wurden die PaflsiYbOiger, d. h. die Ärmeren 
Volkeklasaen, schlecht behandelt. Aua den Menschenrechten 
wftre doch za folgern gewesen, dafi jeder die freie Ver- 
fügung über seine Person und seine Arbeitskraft haben 
müsse, daß niemand gezwungen werden küuue, lediglich 
als Instrument eines anderen in dessen Interesse zu arbeiten. 
Als aber Im Frühjahr 1791 in Paris ein Zimmermaiuis- 
streik ausgebrochen war und sich beide Teitej Arbeiter 
und Unternehmer, deshalb an die Autorit&ten gewandt 
hatten, zuerst die Unternehmer an die Munizipalität, die 
Arbeiter an die Nationalversammlung, nahm die Bewegung 
einen Ausgang, den man vom prinzipiellen Standpunkte 
aus nicht hätte erwarten sollen. In der Eingabe der ei- 
devant mattres charpentiers vom 30. April 1791 ist bereits 
alles enthalten, was jemals später vom Unternehmerstand- 
punk le gepen Streiks gesagt ist; der Antrag auf 'vLibul 
derartiger Koalitionen und auf Bestrafuug der Zuwider- 
handelnden war sogar auf die Menschenrechte und die Frei- 
heit geetdtzt» da die Freiheit nur auf die Individuen, nicht 
aber auf die durch die Revolution abgescha^n Korpora- 
tionen sich bezöge. Aurli die ouvriers en l'art de la char- 
pente de hi ville de Piiris in ihrer Kiugalie an die Natiunal- 
versammlung vom 27. Mai 17ul verhalten sich ganz wie 
heute; sie wollen mit den Untemehmeni susammenkommen, 
um sich mit ihnen su einigen, sie rufen die obrif^it- 
liehe Vermittlung an. Das Gesete vom 14./17. Juni 1791 
tiur les coalitions, nach dem Berichterstatter loi Chapelier 
genannt, sii llie sicli völlig auf den Unternehmerstandpunkt, 
Da alle Arten von Korporationen zwischen den Angehörigen 
derselben Profession verboten seien, so durften in derartigen 
Versammlungen weder Präsidenten, Sekretäre und Syndiken 
bestellt, noch ober angeblich gemdnsame Interessen Be- 
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schlösse gefaßt werden, die vielDAehr von den Behörden 
für nichtig erklArt werden mtlsBten; alle Veiabfednngen, 
auch die eidlieh bekräftigten, daraof gerichtet, Arbmts- 
Idstimgen gemeinwm m yerweigem eder nur fu einem 

bestiimnten Preise zu gewahren, seien unkonstitutionell, 
aattentiitoires f> la liberte et ä la d^claratiou des droits 
de rhomme" und von keiner Wirkung; diejenigen, seien es 
Unternehmer, seien es Arbeiter, welche dagegen handelten, 
werden ein jeder mit 500 Fr. und eiiq&hriger Entziehung 
der aktiven Bttrgerrechte bestraft; diejenigen, welche solche 
Beschlüsse oder Vertrage provoziert oder unterzeichnet 
haben, sollen bei persönlicher Haftung der Behörden zu 
keinen öffentlichen Arbeiten zugelassen werden; di^enigen, 
welebe gegen Unternehmer oder Arbeitswillige, gegen von 
auswärts Zuziehende Drohungen ausstoflen, werden jeder 
mit 100 Fr. und drei Monaten Gefängnis, diejenigen, welche 
Lh'walt gegen Arbeitswillige anwenden, als „perturbateurs 
du repos publi^ite^, endlich diejenigen, welche aus solchem 
Anlaß an Zusammenrottungen sieh beteiligen, nach Mafi- 
gabe der Beetimmuugen über attroupementa söditieux be- 
straft H61ie meint dazu, dafi jede Fabrik eine soei^ttf 
durante, constante, h^röditaire sei und daß die Arbeitgeber 
die Stellung von Familienvätern haben müßten, derselbe 
H61ie, der zwei Seiten darauf Ludwig XVI. heftig tadelt, 
weil er angeblieh geglaubt habe, dafi ihm die Autorit&t eines 
Familienvaters über seine mindeijährigen Kinder zustehe. 

Das Oesetz ist seinerzeit ziemlich geräuschlos zustande 
gekommen. Selbst Robespierre hat keinen Widerspruch 
erhoben, der von Marat läßt die Tragweite nicht erkennen. 
Die Historiker haben es völlig ignoriert. Thiers erwähnt 
es Datftrlich nicht, aber auch Louis Blanc nicht; selbst 
Lorenz von Stein macht nicht viel Aufhebens davon; auch 
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LeYaaaear (Histoire des dasses oaTriöres, 2m» Edition, 
I, 51 ff. 280 ff.) gebt ziemlieh flftclitlg darüber weg. Erst 
— Marx im Kapital (I, 772) bat energisch darauf hingewieaen. 

Sehr merkwürdig ist tU<» iialtinm von Jaures, der tiutuiiich 
sehr ausführlich darauf eingeht; er neuut die Eiugalie der 
Unternehmer eine zynische; „eile invoqoe audacieuaement 
et inaolemment lea droits de rbomme" ; er spriebt von der 
«loi terrible qui, sona nne apparence de aymjAetrie entre 
lea entrepreneura et lea ouTriers ne frappe en r^alitA qne 
mix-ci", von ein» m Klussenget^etz, einem AusHuß des Bour- 
geoiscgoismus, von einem Gesetz „etroiteiueut bourgeoise"* ; 
von dem er behauptet „qu'elle atteste la force de T^goisme 
capitaliBte et de la pr^voyance bonrgeoiae*; er sagt bei 
dieser Gelegenbeit ?on der Demokratie Ikberhaapi, dafi sie 
oft sehr kflhn auf dem politischen, aber sehr furchtsam 
auf dem wirtschaftlichcu Gebiete sich bewege; er sagt yod 
Chapelier uud Minesgleichen: „ils sout prets aussi ä re- 
fouler le mouvement, s'il menace an momcnt la primant^ 
poUtique et la propriete de la bonrgeoisie", »Us ne sont 
pas assez fond^rement d^mocrats ponr ouvrir largement 
la r^volntion h la foree prolötaTienne naisaante*'. Aber er 
meint doch anderseits in Harmonie mit seinem allgemeinen 
Standpunkte, daß das Koalitionsverbot der Arbeiter in den 
Augen seiner Urheber noch nicht die spätere Bratalit&t 
gehabt habe, da der Klassengegensatz in jener Zeit erst 
schwach entwickelt gewesen sei (I, 871. 600—630). 

75 Jahre hat das Koalitionsverbot bestanden. Seibat 
im Jahre 1848 hat man sich weder zur Aufhebung, noch 
auch zu einer Milderung entschließen können; nur hin- 
sichtlich der Bestrafung wurde durch Gesets vom 27. No- 
Tomber 1849 eine solche bewirkt Erst Napoleon III. 
bat durch Gesetz vom 25. Mai 1864 unter Beibehaltung 
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der Stralbarkeit tob violence ei fraude die Koalitions- 
freiheit hergestellt, indem auch die drei Artikel des Code 
eiue andere Fassung erhielten; gegen den Widerstand der 
damaligen liberalen Opposition, von der nur üilivier sich 
trennte, gegen den Wideratand nicht nur der IndnstrieUen, 
Bondem ancli der grofien Masse des Bflrgertiuns, obne 
Dank seitens der Arbeiter, die unter dem Einflufi ihrer 
Zeitungen alles, was von der Regierung ausging, mit Miß- 
trauen aufna Innen. Noch 1872 hat die Pariser Handels- 
kammer f&r die Wiederaofhebimg des Qesetxes von 1864 
sieh ansgesproehen (Levassenr II, 437. $07 fl.)* 

2. Die Verfassung: von 1793. 

Die Deklaration yon 1793 nimmt natarlich hinsichtlich 
der Volkssouveränitat den Mnnd sehr viel TOller. Nicht 
mehr das Prinzip der Yolkssonverftnitat, sondern diese selbst 

^ ruht, nicht mehr wesentlicli, sondern schlechthin, nicht mehr 
in der Nation, sondern im Volke (25. 2()), im ganzen Volke, 

, und so, daß auch jede Sektion des Volkes das Recht haben 
mufi, seinen Willen mit g&nzlicher Freiheit auszusprechen (27). 
Das Volk hat jederzeit das Beeht, die Verfassung zn ftndem, 
da eine frühere Generation nicht berechtigt ist, die folgenden 
seinem Ge^etze zu unterwerfen (28). Wenn ein Indi\iduiim 
die Souveränität usurpieieu würde, soll es durch die frrieu 
Menschen auf der Steile getötet werden. Wenn die Re- 
gientng die Rechte des Volkes verletzen wUrde, so ist die 
Insurrektion ftlr das Volk und fQr jeden Teil desselben 
das heiligste der Keihte und die dringendste (le plus in- 
dispensable) der Pflichten (27. 35). 

Aber auch die Verfassung von 1793 unterscheidet sich 
hinsichtlich der Dnrehffthrung der VolkssonverAnität sehr • 
wesentlich yon der des Jahres 179L Wie schon das Wahl- 
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gttfletg i&r den K<my«nt vom 11. AogiiBt 1792, bo kannte 
diese YerfiuBiuig kfiiBen üntenehied mehr iwiBohen Aktiv- \ 

und Passivbargeni , keinen ünterBchied zwischen aktivem 
Uli ! passivem Watilncht, das Systeme censitaire, sowohl 
für UrwAlüec als auch fui Wahlmäimer, das «rögime des 
bonigeois* war keeeitigt, daa aafirage nnivenel an die Stelle 
getieten« 

Jeder 21jaknge (firdfaer jeder 25jakrige), aber wieder 

mit Ausnahme derer im ^ötat de la domesticitö", konnte zum 
Abgeordneten, zum Beamten, zum Richter wählen und 
gew&hlt werden (28. 29). Die Wahlen der Abgeordueteu 

^wnren aber nnnmehr direkte, wAhrend die der Beamtem 
und Riekter naek wie m dnrck WaklnAnner Tennittelt 
wurden (8. 9). Die Abgeordnetenwaklen &nden nickt mekr 
depurtementsweise statt nach dem kombinierten Maßstabe 
der Volkszahl, der Steuerleistung und dem Umfang des 
Departemeutü, sondern lediglich nach der Volkszahl, indem 
in jeder PnmanretBammlnng Ton 40000 Einwohnern ein 
Abgeordneter gewftklt wurde. Die Dauer des Abgeordneten- 
mandats betrug ein Jakr (21^^). Wie ungeniert aber 
seilet der politische Kadikalisnuis von damals mit i)()litischeu 
Frauen umsprang, ist daraus zu ersehen, daß ihnen nicht 
nur die Gründung weiblicher Klubs, sondern auch die Be- 
• teiügung an MAnnerklubs yerboten wurde (Geeets vom 
9. Bmmaire II, 30. Oktober 1793); Yon einem Stimmrecht 

-. der Frauen als Angehörige des Mensebengeschleehts ist 
während dvi [^an/eii Kevolution keine Rede gewesen. 

Die HaiipUa^he aber war die, daß die Befugnisse der 
VoULsrepräsentanten , der mandataires, wie sie jetzt ge- 
nannt wurden, w&hrend die Beamten agente biegen, im 
IntereBse der Volkseouverftnit&t wesentlicb eingCBchrftnkt — 
wurden. Das corps Idgialatif hatte fortan nur noch Uber 
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Dekrete^ 6ma Begriff im Art 54 feMigesetst wurde, definitiT 
xa entscMden, wihrend es liber Geset», deren Begriff im 

Art. 54 festgesetzt wurde, nur provisorisch beschließen konnte 
in der Weise, daß aus seinen Beratungen nur Gesetzentwürfe 
hervorgingen; „le corps l^gislatif propoee des lois et rend des 
dtoets* (5d. 57. 58). Alle solche Geaetiesprojekte mafiten 
gedruckt und an die Kemmnneii gesandt werden; wenn dann 
nach 40 Tagen in der Mehrzahl der Departements der zehnte 
Teil der Primärversammlungen keinen Widerspruch erhoben 
hatte, galt das Projekt fUr angenommen und wurde Gesetz,; 
•sonst mafiten die Primflnrersanunlongen berufen werden 
<Art 10. 19. 59. 60. 115); das war also das ReÜBrendum, das — 
PleUssit Die Annahme der jahobinisehen Verfassung erfolgte 
am 9. August 1793 mit 1 801 1U3 : 11010 Stimmen unter 
BeteiliguDg von etwa der Hälfte der Berechtigten (AuUird, 
20d. 392; Jaurte I, 735 ff.; Taine, fievolutiou, I, 251—273). 

8. Die Vraftsaungr Ton 1786. 

Die Direktorialverfassung von 1795 ist zwar wesentlich 
sowohl hinsichtlich der Deklaration wie iimsichtlich der 
Verfassung selbst eine Wiederherstellung des Verfassungs- 
— * Werkes von 1791 ; doch sind auch die Unterschiede sehr 
betrftehtUch. Nach der Deklaration ruht die Souyerftnität 
wieder wesentlich, wenn auch nicht in der Nation, so doch 
iü dei uuiv(jisalit6 des citoyens (17): kein IiKiividuuiii uuti 
kein Bruchteil der Bürger darf »le sich anmaßen (18); 
keiner soll eine ötTenÜiche Funktion anders ausüben d&rfen 
als auf Grund einer gesetzlichen Delegation (19); es soll 
endlich jeder Bftrger ein gleiches Recht haben, unmittelbar 
oder mittelbar an dem Zustandekommen der Gesetse, an 
der Pli iit iHuiHg der Volksrepräsentauten und der öffeut- 
lichen Beamten teilzunehmen (2u). 
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Diese BeBtimmuDg, welche Bich so in der Dekkration 
von 1791 nicht findet, ist um so auffallender, als das Wahl- 
recht der Ver&ssung von 1795 diesem Satze ftchlechterding» 

nicht ontspricht . da es in der Hauptsache tniie Wieder- 
herstellimg des Wahlreclits von 1791 ist. L>er&elhe ivou- 
vent, der nach nllgemelBem Stimmrecht gewählt war, hat 
dies wieder beseitigt, und zwar einstimmig. Aktivbttiger war 
wieder jeder 25 jfthrige, der eine direkte Steuer im Wert» 
von drei Arbeitstagen zahlte (Titel II, Art 8) oder doeb 
Bich bereit erklarte, eine solche zu zahlen (Tit. IX, Art. 304), 
auch der, weiclier eiueu Fekizug mitgemacht hatte (Tit. 11^ 
Art. 9), wieder mit Aasschlufi der Dienstboten (Tit II, Art* 
12. 13). Die Wahl war wieder in allen F&Uen eine indirekte« 
der Zensus der WahlmAnner sehr viel höher (Tit. IV, Art 23). 

Diese Bestimmiingen sind so unttbersichtlich in der 
Verfassung zerstreut, es sind dabei so zweideutige Aqs- 
drticke gewählt, daß man wohl nicht fehl geht in der An- 
nahme, daö das Volk aber seine Entrechtung hinweg- 
getäuscht, dafi das Zensus^stem gleichsam eingeschmuggelt 
- werden sollte (Aulard, 549—552). 

Im Unterschiede von der Verfassung von 1701 und 1793 
wurde aber jetzt die Reprä&eutation auf zwei Koi {»t i sch aften 
verteilt, den Rat der Alten (250 Mitglieder von wenigstens 
40 Jahren) und den Bat der Fanfhundert von wenigsten» 
80 Jahren. Beide EftrperBehaften wurden vom Volke g^ 
w&hlt, für beide galt dasselbe aktive und passive Wahl- 
recht. Die Verteilung der Gewählten in die beiden Körper- 
schaften geschah aher nicht durcli die Wäliler >eli>>t: sie 
hatte anfangs durch die Wahl der Gewählten geschehen 
sollen; es entschied schliefilich daraber das Los. Es fanden 
j&hrliehe Neuwahlen statt Jedesmal sum fünften Teil ; nur 
nach zwei Jahren war Wiederwahl zulftssig. 
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Tu geradem Gegensatz zur Konstituante, welche ihre 
eigenen Mitglieder für nicht wählbar in die Legislative 
erklftrt hatte, war im Konvent beBchloasen nicht nur, dafl 
die Mitglieder des EonventB wieder wfthlbar seien, sondern 
dafi mindestens zwei Drittel der Eonventsmitglieder gewählt 
werden müßten, daß also nur ein Drittel der beiden neuen 
Kammern frei gewählt werden durfte, so daß dem Kon- 
vente von vornherein die Mehrheit in dem neuen corps 
l^slatif gesichert war. Auch die Wahlen des letzten 
Drittels konnten auf Konventsmitglieder fallen. Diese Sach- 
lage wurde wesentlich dadurch verändert, daß statt der 
500 früheren Konveutsmitglieder, die gewählt werden mußten, 
Dur 396 wirklich ge^Y^lhlt wurden, und daß die an den zwei 
Dritteln fehlenden lü4 Mitglieder von den wiedergewählten 
Konventsmitgliedem ergänzend gewählt wurden (Lei sur les 
moyens de termmer la r^volution vom 5. fructidor III, 
22. August 179.5; loi sur la r661ection des deux tiers de 
la conventidu vom 13. fructi(hir III, 30. August 1795). Im 
Jahre 17UG hatte die Hälfte der Konventsmitglieder aus- 
zuscheiden, also ein Drittel des Ganzen, und zwar durch 
Los hei sofortiger Wiederwahl. Da bei der Wahl des 
zweiten Drittels 1797 sieh eine antirepnblikanische Mehr» 
heit herausstellte, so wurden die neuen Ah^'eordneten am 
1. prairial V gewaltsam beseitigt. Die Wahlen von 1798 
fielen wieder demokratisch aus. 

Wie die Verfassung von 1793, so wurde auch die 
von 1795 einer Volksabstinminng unterworfen, die unter 
Beteiligung von etwa dem vierten Teile am 23. Sep- 
tember 1795 sich mit 1075390:49977 f(ir Annahme er- 
klärte. Und so sollte es auch bei jeder \ er^a^,^uilgs- 
änderung gehalten werden. Dagegen war ein eigentliches 
Beferendum nicht vorgesehen» es heißt vielmehr im Art* 92: 
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«les r^lutious du couseil de o< >< > adopt^es par le cooseil 
des Tienz s^appellent lois*" (26. 343. 346). 

II. 

Die Gewaltenteiluiig. 
L Die Verfasaiuiflr Ton 1791. 

Pie Deklaration von 1791 l)esehränkt sich auf den 
Satz : „toute sociale (Inns laquelle la garautie des droits n'est 
assur^e ui la säparatioa des pouvoirs n'a poiut de Con- 
stitution/ 

Welches diese Gewalten sein sollten ist nicht Idar ge- 
sagt. In der Einleitung zur Deklaration ist nur yon zweien, 

der legislativen und der exekutiven, die Rede; in der Ver- 
fassung selbst werden Tit. III, art. 2 das corps legl^liltif 
und der König als die Repräsentanten des souveränen Volkes 
bezeichnet, was wieder eine Zweiteilung bedeuten würde. 
Aber der Tit. III, art 3, 4 nnd 5 enthält die drei Ge- 
walten: „le pouToir lögislatif d^I6gu6 k une assemblte 
ijahufinle; le pouvoir ex^cutif <161e,L'u6 au roi ; le pouvoir 
judiaaire d^legue ä deä juges 61us ä temps par le peuple". 



Die legislative Gewalt war nach der Verfassnng von 
1791 ganz auf sich selbst gestellt, völlig unabhängig von 
den beiden anderen. Das corps lögislatif versanunelte sich 
zu eigenem Rechte, konnte nicht anigeiöst werden , hatte 
allein die Initiative nnd hatte auch auf die Dauer keinerlei 
Zustimmung eines anderen Faktors zu seinen Beschlüssen 
nötig; denn was dem König durch drei aufeinanderfolgende 
Legislaturen vorgelegt wurde, war ohue ihn Gesetz. Das 
suspensive Veto, nach der ganzen Struktur dieser Ver- 
fassung eine Inkonsequenz, die auch Siäyes nicht mitgemacht 



Digitized by Google 



8. KftpitaL Dlo fttaidiiBClM BefolntioiL 1S7 

bat, bezog mk zudem nur auf den Bereich der eigentlicbeo 
Cl«Mtxg6bimg; die LegialftüTe hatte aber darfiber hiaaiu 
die weitgehendBteii Befugnisae; namentUeh auf fiiiaii|iellem 

<7ebiete hatte der König nichts zu sagen : sowohl der Staats- 
haushaltsetat wie die Steuergesetze bedurften der kuuig- 
iicheu Zustimmung überhaupt nicht 



Aber selbst als Delegierter der Kation fttr die Exe- 
kutive war der Könij^ ohne jede Bedeutung, er sah nur /u, 
wie andere Leute regierteu, er hatte nichts zu exekutieren. 
Es beifit zwar in der Verfassung, die Regierniigsform sei 
die moaarchisehe. Naebdem aber das Volk zum Soaverftn 
erUfirt war, kennte der König nicht fttglich auch Souverftn — 
sein. Das Königtum, noch dazu das erbliche, war in der 
Verfassung? von 1791 eine contra elegantiaiii juris bei- 
Iteiialteue Anomalie. Der König war nur noch ein Titular- 
kdnig, nicht nur der obersten Staatsgewalt, sondern jeder 
Staatsgewalt entkleidet. Er kam erst an dritter Stelle hinter 
dem Volke nnd hinter dem Gesetze; die Formel laatete: 
la nation, la loi. le rui. 

Er sollte zwar nach dem Gesetze vom 27. April / 
25. Mai 1791, portant Organisation du minist^re, die Minister 
firei ernennen nnd entlassen können; „au roi seol appartient 
la ehoix et la i^YOcation des ministres** heifit es im Art. 1. 
Aber schon lu-i der Eriieniuing der Minister war der König 
nicht gauz frei; deuu ein Gesetz vom 7. November 1789 
hatte vorgeschrieben, dafi kein Mitglied der Kationalver- 
«animlung zum Minister ernannt werden könne; ein Gesetz 
vom 26. Jannar 1790 hatte das dahin Tersebftrft, dafi die 
Ernennung eines Mitgliedes der Nationalversammlung zum 
Minister seihst dann uuzulässig sei, wenn der Betreffende 
iLUS der Nationalversammlung austrete; und ein Gesetz vom 
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8. April 1791 liatte sogar augeordnet, daß die Unrähigkeit 
eine Mmistersteile zu bekleiden für die nächsten vier Jahre 
nacli dem Ausscheiden gelten solle, was dareh die Ver- 
fuBung von 1791 wieder auf swei Jahre reduziert wurde 
(Tit III, cap. 2, section 4, art. 2). Noeh weniger war der 
Köni^ frei bei der Entlassung der Minister. Denn der 
Art. 28 enthält die ominöse liestiuimuug: „le corps legiölatif 
pourra präsenter au roi telles observations, que)Ms jugera 
oonTeuablefi sur la oonduite des miniBtres et m^me loi 
döclarer qu*ü8 out perdu la confiance de la nation', was 
doch in dieser Verfossung eine ganz andere Bedeutung 
hatte als die gleiche, der politischen Naivität iStüves ent- 
sprungene Bestimmung in der hannoverschen Verfassungs- 
novelle von 1848. In dem Augenblicke» wo eine Anklage 
beschlossen wurde, mußten die Minister suspendiert werden. 
Sie waren also nicht die Vertrauensmftnner oder die Oi^ 
gane des KönigB, sondern der Mehrheit des gesetzgebenden 
Körpers. 

Sie hatten aber überhaupt nicht viel zu sagen. Es 
gab im damaligen Frankreich keine ZenUalregierung im 
Sinne der übrigen europäischen Länder, wie sie nameot-' 
lieh in England bis auf den heutigen Tag, wenn auch 

im wesentlichen vom Parlament, besonders vom Unter- 
hause und dessen Ausschüsfeen in weit behendster Weise 
geübt wird. Die französische Dezentralisation nach der 
Verfassung von 1791 war eine so vollständige, dafi die 
Minister den Verwaltungsorganen eigentlich gar keine Be- 
fehle mehr zu erteilen hatten, da6 sich der ganze admini- 
strative Verkehr auf eine unverbindliche Korrespondenz 
bescliraukte. Selbst in Angelegenheiten der reinen Exe- 
kutive hatte der gesetzgebende Körper das letzte Wort. 
Die Verwaltungsbehörden aufier den Ministem wurden 
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nicht einmal fonnell vom Könige bestellt, eondern wie die 
geeetzgebende YernmmluDg und nach wesentHcb denselben 
Onmds&tzen vom Volke gewftblt 

Es fehlte an einem einheitlichen Verwaltungsorgani- 
sationsgesetze , wie es anfangs der Plan gewesen war, för 
welches auch der Berichterstatter Thouret einen Entwurf 
vorgelegt hatte. E» kommen jetst^ abgesehen von den Ge- 
setzen Aber die DeportemeetBeinteilnng vom 26. Februar/ 
4. Mftra 1790, drei Gesetze in Betracht : das Mnnicipalitftts- 
gesetz vom 14./18. Dezember 1789 (62 Artikel), welclies 
teils die Organisation, teils die Wahlen regelt; das Gesetz 
über die Wahlen und die Departemental- Verwaltungen vom 
22. Dezember 1789 / 8. Januar 1790, welches zwei ganz vor* 
sehiedene Materien verkoppelt, indem es zunächst das 
Wahlrecht znm gesetzgebenden KOrper regelt (seet I, art 
1 — 35). dann aber zugleich die Vei waUungsorsanisation 
enthält, und zwar nicht nur, wie man nacli der Überschrift 
annehmen müßte, die der Departements, sondern auch die 
der Distrikte (sect II, art 1 — 31 de la formation et de 
rorganisatlon des assemblta administratives, sect III, art 
1 — 10 des fottctions des assembldes administratives); endlieh 
das Gesetz über die Organisation der .uiuiinistrativen ivorper 
und über die Wahlstreitigkeiten vom 15./27. Mftrz 1791, 
wodurch das Gesetz vom 22. Dezember 1789 / 8. Januar 1790 
auf einigen Punkten modifiziert wurde. 

An die Stelle der Provinzen, die deshalb von sehr ver- 
sebiedener Größe gewesen waren, weil in ihnen die all- 
Uiali liehe Entstehung des Staates sich wiederspiegelte, und 
an Stelle der verschieden benannten Zwischenstufen, der 
Baillages, Elections, S6necbauss^s (Memoire de Turgot sar 
les mnnicipalitee in Oeuvres, II, 504), traten jetzt 83 De- 
partements, 574 Distrikte, 4730 Kantons, wahrend ,die 
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44000 Kommimea (Land^ and Stadtgemeiiidaii) damals in 
ihrem Umfange bestehen bUebm. 

In jedem Departement und' in jedem Distrikt gab es 

eine kollegialische Verwaltungsbehörde, deren Mitglieder 
im übrigen nach denselben Nnrineii, von denselben \Vahl- 
m&nuem, iu derselben indirekten Weise wie die Abgeord- 
neten gewählt wurden, nur dafi die WAhlbark^t auf solche 
AktiTbfirger, welehe eine Steuer im Werte von mmdeatens 
sehn Arbeitstagen entriehteten, besehrftnht war und dafi die 
regcImüßigL' Anitsdauer vier Jahre 1* tiui^. 

Diese lieliunie zerfiel auf beiden Stufen in ein conseil 
ond in ein directoire; fUr das Dei^artement bestand das 
conseil aus 36 Mitgliedern, die nur einmal im Jahre auf 
vier bis seehs Wochen sich yersammelten , das direetoiie 
aus acht Mitgliedern, die von jenem aus seiner Mitte auf 
zwei .hl In e gewählt wurden und iu reiiaanenz dir l;iufenden 
Geschälte zu besorgen hatten , während für den Distrikt 
die Zahl der Mitglieder die Ilälfte betrug. Beiden Be- 
hörden war ein auf gleiche Weise gewählter Syndikus, der 
gehört werden mußte, aber keine Stimme hatte, bei- 
gegeben. Die Mitglieder der DepartementsbehOHen be> 
liefen sich aul etwa 7000, die der Distriktslu lioi iku aul 
etwa o'MiO. Das Gesetz vom 2. August 1792 führte Öflent- 
lichkeit der Sitzungen nicht nar der conseils, sondern auch 
der directoires ein. 

Weder die Departements- noch die DistriktsbehOrdoD 
hatten eigene, sondern nur delegierte Funktionen, „les ad* 
minist rateurs n'out au<^un caractere de repr^seutatiou. 
ils sunt ageuis eius ä temps par le peuple" (Verfassung von 
1791, Tit. III, cap. 4, sect. 2, art. 2). 

Der Schwerpunkt lag in den Departementsoiganeo. 
Die des Distrikts waren eigentlich nur dasu da, deien 
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BeseUOflfle Tonabeieiteii und aiiBKiilQlireiL Jene heiden ad- 
ministntiODB Bapörienres, dl68e Baboidonn^ee. 

Die Departemeiitfladiiuliistrationen hatten unter der 

Aufflicht des corps lögislatif die Unterverteilnii^ der 
Steuern uud unter AuÜBichl des KOnigs die gesamte iimere 
Venraltung. 

Weder Dejttrtements noeb Diatrikte waren Kommanen; 
sie durften weder Stenern neeh Anleihen beschliefien 

(Gesetz Yom 22. Desember 1789 / 8. Januar 1790 sect. III, 

art 6). 

Was die Überwachung durch den Konig betrifft, so 
konnte er allerdings diejenigen Akte der Departements- 
behfoden, welche den Gesetzen und den königlichen Be- 
fehlen widersprachen, annullieren; er konnte auch im Falle 

eines danemden Ungehorsams , oder wenn die öffentliche 
Sicherlieit oder Ruhe kompromittiert war, die Departe- 
mentsorgane vom Amte suspendieren; dasselbe Hecht der 
Annnllation und Suspension hatte die Departements- 
Verwaltung gegenfiber den Distriktaverwaltungen, nur daß 
sie im Falle der Suspension die Entscheidung des Königs 
einzuholen hatten; der König konnte auch selbst, wenn 
die Departements von iliren Rechten keinen Geltrauch 
machten, diese Befugnisse gegenüber den Distriktsbehörden 
ansahen. Aber der König mußte in allen Fallen, wenn er 
eine Suspension der oberen oder der unteren Stellen aus- 
gesprochen oder bestätigt hatte, den gesetsgebenden Körper 
beiiucLrichtigen. welcher die vom König verfügte Suspension 
auflieben kuiioLe, welcher auch das Recht besaß, die be- 
treffenden Administrationen aufzulösen und die Schuldigen 
dem Gerichte zu fiberweisen (Verfassung von 1791, Tit lU, 
eai^. 4, seet. 2, art, 5—8). 

Alle diese Befugnisse des Königs waren schon deshalb 
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illuBorisch, weil er und die Minister uur zufällig Keuntnis 
Yon den betreffendeiL VorgftngeD diesen VerwaltnngB- 
organen erlangen konnten. 

Die Kantons iraren nur Besirice fftr Friedensriditer, 

für Wahlen und für MilitÄraushtbuug. 

Die in der bisherigen Begrenzung bestehen gebliebenen 
£inze]gemeinden wurden in ihrer Organisation gänzlieh 
omgestaltot, 8tadt und Land einander gleichgeetellt und 
das allgemeine Stimmrecht eingeführt; auch de konnten 
nur mit höherer Genehmigung , sei es des Departements, 
sei es des gesetzgebenden Kört>ers Steuern und Anleihen 
beschiieüen. 



Das grundlegende Gerichtsverfassungsgesetz war das 
sur Torganisation judteiaire Tom 16./24. August 1790, sieh 
lediglich auf die Zivilgerichtsbarkeit beschrankend, in Ver- 
bindung mit dem Gesetze qui institue un tribunal de 

Cassation vom 27. November ' 1. Dezember 1790, wogegen 
die Gesetze vom l./ll. beptember 1790, vom 6./27. M&rz 
und 17J23. September 1791 wenig in Betracht kommen. 
Für die Strafgerichtsbarkeit gilt das Gesetz qui ötablif^ les r 
tribunauK criminels vom 20. Januar / 25. Februar 1791 und 
das Gesetz sur la proc6dure criminelle vom 16./19. Sep- 
tember ITl'l nebst der Instiuktiun von demselben Tage. 
Das Wesentliche ist in der Verfassung von 1791, tit. III, 
cap. 5 wiederholt'). 

') bfliiriiiami , l.a justice en France [»riplaiit la revolution 
lTö9— 1792, l'atib 1^01; De^gardios, Eiudeb bur i inuinoTibilitä de la 
magtotrature, Paris 1880; Taiiw, La Revolution, I, 851— 238 1 v«r> 
schiedaae Abhaadlungen in der R^olntion fnuifaise: CoI&ttu, 

pouvuir jiuluiairc sottS le regime de la SOnTerainete nationale 
1789—1799(1, d07); L'innmovibilit*^ pendaut la revolution, II, 755— 9S": 
Jeanvrot, Les juges lie |.aix t las sou» la revolution (IV, 865. 99». 
1091 5 V, 46. 137. Sit>6. m. 894. 683;. 
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Zum entenmal im Verlauf der fraasOnaehen Geseliiefate ' 
war fttr das ganze Land ein einheitlidier hiVehster Geriehtshof i 

ges( baffen, welcher sowohl für Zivil- wie für Strafsachen kom- 
petent war, der aus 42 Mitgliedern bestehende Kassationshof. 

Die einzigen ordentlichen Gerichte far die Ziviljustiz 
waren die Distriktstribunale, die gegenseitig als Berafungs- 
geriehte fangierten. Es gab anfleidem nnr noch Friedens- 
gerichte fflr jeden Kanton, bestehend ans einem Friedens- 
richter und zwei Beisitzern . die aber nur für Bagatell- 
sachen zuständig waren, außerdem für Vergleiche, die der 
eigentlichen Prozefierhebong vorhergehen mufiten. In 
diesen Gerichten gab ea zwar Yorsitzende, aber In den 
Bistriktstribnnalen fungierten als solche nur die an erster 
Stelle gewälilten oder die an Jahren Altesten: sie hatten 
auch nur die Auirechthaltuug der äußeren Ordnung in den 
Sitzungen, sonst lieinerlei materielle Autorität. Beim 
Kaasationshof wurden die Vorsitaenden sowohl des Plennma 
sis der chambre des i^qufites ?on den Mitgliedern auf 
sechs Monate gewählt, indem der ftitere der beiden dem 
Plf uüiü präsidierte; aiu Ii die Bildung der ans 20 Mit- 
gliedern bestehenden chambre des requOtes erfolgte alle 
aechs Monate durch Wahl der sämtlichen Mitglieder des 
Kaasatioiishofes. 

Bei jedem Gerichte sollten commissaires du roi, Tom 
Könige ernannt, aber nur wie Richter absetzbar, mit der 
Aufgabe ernannt werden, die Beobachtung der die allgememe 
Ordnung betreffenden Gesetze zu sichern, weshalb sie 
namentlich auch bei dei^enigen ZirilproTessen gehört werden 
mußten, wo es sich um Frauen, Mindeijährige, Abwesende 
oder um Staats- und Gemeindeeigentum handelte, und mit 
der weiteren Aufga])e, den Gesch.lftsbetrieh hei den Ge- 
richten zu überwachen, sowie die Exekution des Urteils 
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ZU bewirken. Sie mufiten zwar auch bei allen Anklagen 
gehört werden, aber die Erhebung der Anklagen wurde bei 
jedem Kriminalgeriehte einem yom Volke gewählten Öffent- 
lichen Ankläger übertrageu (Gesetz vom 16./24. Augu^l 1790, 
Sect. VIII Du miniätere public; Gesetz vom 20» Januar/ 
26. Februar 1791). 

Hinsichtlich der Bestellung der Richter hatte der Ane- 
flchufi (Thouret) ehi genuvchteB System in der Weise vor- 
geschlagen, daß fOr jede Stelle drei gewählt nnd einer Ton 
diesen vuiu Könige ernannt uud daß die Stellen heim 
Kassationshof auf Vorschlag der Wahlmänner halb vom 
Kitakig, halb vom gesetzgebenden Körper besetzt werden 
sollten. Aber im Plenum siegte am 7. Mai 1790 mit einer 
Mehrheit von 503 : 450 Stimmen das reine Wahlprinrip. 
Die dabei dem Könige vorbehaltene Erteilung des brevet 
d'institutiou war oline jede Bedeutung, da sie nicht ver- 
weigert werden durfte. Der König, dem auch das Be- 
gnadigungsrecht abgesprochen wurde, war mithin trotz des 
Tit II) Art. 1 des Gesetzes vom 16./24. August 1790, wo 
es heifit: »la justice sera rendue e» nom du roi* nieht die 
Quelle der Gerichtsbarkeit, sondern nur der Chef der Sub- 
altern- und Unterbeamten der Justiz, die er selbständig 
ernannte. 

Die Wahl der Friedensrichter und deren Beisitzer er- 
folgte direkt durch die Urwähler des Kantons aus den zu 
den Distrikt»- und Departementsverwaltnngen Wählbaren, 

üoferu sie ;3<i .lahre alt waren, auf 2 Jahre. 

DieAVahl zu livu Distnkt.sgerichten und zum Kassatiou^- 
hof war indirekt. Wähler für die Distriktsgerichte waren 
dieselben Wabimftoner, welche die Abgeordneten und die 
Verwaltungsbehörden zu wählen hatten auf sechs Jahre, 
mit unbeschränkter Wiederwahl, ohne dafi für die Richter 
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die fOr die AbgeordneteE ond VerwaltungsbMiDten er- 
forderliehe Steaerleistiing bezw. Gnuidbesits , wohl aber 
eine gewiflae Qualifikation, eine ftnQ&hrige Besehifügnng 
alB Richter oder Anwalt gefordert wurde. Die Wahlen für 

den Kassatioiishof orfol{?ten durcli die Wahlmänner von 
ganz Frankreich depurtemeatüweiöe, so daß alle vier Jahre 
sftmtliche Mitglieder erneuert werden mußten, aber nicht 
so, dafi jedesmal die WahlnAnner aller Departements teilr 
genommen hfttten, Tielmehr so, dafi die Departements dieser- 
halb in zwei Serien geteilt wurden, von denen nur die 
eine zum \VahiL'n kam, also jedes Departement nur alle 
acht Jahre; mair mußte, um gewählt werden zu kOoneu, 
eine sehnjAhrige Besch&ftignng alft Richter oder Anwalt 
nachweisen. 

Eine Entsetzung simtlicher Richter war nur durch 

Richterspruch wegen strafbarer Handlungen zulassig. 

Im Mittelpunkt der Straf^eriehtsl. m k( It stand die Jury, 
die einzige direkte Nachahuiuug von Euglaud und Amerika, 
als Anklage- und Urteilsjuiy, aber wie schon im Gesetse 
▼om 80» April/ 24. August 1790 festgestellt war, nur fbr 
Straf-, nicht auch für Zivilsachen. Die Geschworenen 
wurden nicht wie di«' Ricliter von den Wahlmännern ge- 
wählt, sondern von den De]iartementsdircktorii n aus einer 
Liste bestellt, welche der procureur du drpartement alle 
drei Monate ftus den Wahlmftnnem in Zahl von 200 vor- 
legte. 

Die Kriminalgerichte, denen in den schwnrgerichtlichen 

Sachen die Stralziimessung, in den übrigen die Urteils- 
fallung zustand, die übrigens nicht wie die Zivilgerichte 
den Distrikt, sondern das Departement zum llezirke hatten, 
waien insofern lediglieh Annexe der Zivilgehchte, als äe, 
ahgeeehen von dem durch die Depnrtementswfthler gewählten 

TO» X*Ur, ritmt. Bfal««M I. 10 



146 8. Abidmitt Die YenriiUicluing di«t«r Umn. 

PrtBidentoii, ans drei ßiehteni bestanden, welche aus don 
DiBtriktsgeriehten auf jedesmal drei Monate nadi einem 
ToniiiB entnommen wofden. 

Was die Zuständigkeit der richterlichen Gewalt betrifft, 
^ 80 war jede Eimnischuiig der Gerichte in di(* gesetzgebende 
Gewalt auf dae strengste verpönt. Es heißt in der Ver- 
fassung Ton 1791, Tit. 3, Kap. 3, Art. 3: .les iribonanx ne 
peuTent s'immiscer dans rexereiee du pouToir lögialatif on 
suspendre rezteution des lois". ünd es heifit im Justis- 
orgtiuisationsgesetz Tit. 2, Art. lü: „les tribuiiaux ne 
pourront prendre directement ou indirectement aiiciine part 
ä Texercice du pouvoir legislatif ni empecher ou suspendre 
l'ezöeution des d^crets du eorps lögislatif sanctionnte par 
le loi ä peine de forfalture* ; Art 11 : »ils seront tenus de 
faire transerire purement ei simplement dans an registre 
pal ti( ulier, et de publier dans in liuiLaine. les lois qui kui ^ 
seront euvoyöes"; der Art. 12 verbietet ihnen noch außer- 
dem, irgend ein Reglement oder eine authentische Inter- 
pretation zu machen. 

Man hat damals mit vollem Bewufitsein das Verh&ltnJs 
der Gerichte zu der gesetzgebenden Gewalt in einer ganz 
i' entgegengesetzten Weise geregelt wie in Amnika. Den 
französischen Gerichten sollte keinerlei Befugnis zustehen, 
die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen zu prüfen; man hatte 
die Einmischung der Parlamente in die reformfreundliche 
Gesetagebung Ludwigs XVI. noch in zu frischer Erinnerung. 
Die amerikanische Begelnng widersprach aufierdem der 
französischen Logik. 

Mau könnte freilich sagen, daß diese Logik zu Un- 
gunsten der Gerichte im Interesse der gesetzgebenden Ge- 
walt verletzt sei. Denn obgleich die Verfassung von 1791» 
Tit 8, Kap. 5, Art 1 ausdmcklicb vorgeschrieben hatte : 



Digitized by Google 



8. Kapitel. Die framöiiMilie Berolation. 



147 



Je ponToir judiciaire ne pent en aneim eas dtre ezereö 
par le eorps lögislatif*, so fand dodi eine Emmisehniig 

des gesetzgebenden Körpers ia die richterliche Gewalt ' 
mehrfach statt. 

Scliou die Stellung des gesetzgebenden Körpers zu der 
dureh Gesetz vom 10J15. Mai 1791 (Verfassong 1791, Tit. 3, 
Kap. 5, Art 23) gebüdeten Haute cour, eines Ausnahme- 
gerichts für Staatsverbrechen, war nicht korrelct Zwar 
dessen Zusammensetzung sowohl hinsichtlich der Richter 
wie der Geschworenen war unabhängig von der Einwii kung 
des gesetzgebenden Körpers; eine T^nabhÄngigkeit, die noch 
terst&rkt werden sollte durch die Vorschrift, dafi die Haute 
cour ihre Sitzungen in emer mindestens 15 Meilen Tom 
Sitse des gesetzgebenden Körpers betragenden Entfernung 
abhalten sollte. Aber der gesetzgebende Körper, und zwar 
ohne daß der Kimig das betreffende Dekret zu sanktionieren 
gehabt liätte, hatte das ausschließliche Recht, die Anklage 
zu erheben, dieserhalb eine formlose Zeugenvernehmung zu 
veranstalten, den Angeklagten zu verhalten und zwei Mit- 
glieder als grands proeurateurs de la nation zu bestimmen, 
welche au t Li naid it A nklagedekrets die weitere Verfolgung 
zu besuigen hatten. Das bedenklichste war aber, daß das 
Gesetz die Zuständigkeit in keiner Weise näher bestimmt, 
die Erhebung der Anklage vielmehr lediglich von dem Er- 
messen des gesetzgebenden Körpers abh&ngig gemacht hatte ; 
erst die Yerfassung beschrankte die Fttlle auf Handlungen 
der Minister und agents principaux und auf solche Ver- 
brechen, welclie die allgemeine Sicherheit betreffen, was 
immer noch unbestimmt genug war. 

In die Geschäfte des Kaasationshofes mischte sich der 
gesetzgebende Körper in doppelter Weise ein. Zunächst 
dadurch, dafi er durch ein deklaratorisches Dekret den 

10* 
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Siuü des GeseUcs in dem Falle feststellte, wenn nach 
zweimaliger Kassation das Urteil des Gerichts vou neuem 
angogrifiten mude (Verfamang 1791, Tit 3, Kap. 5, Art 21); 
vor ftllem dadurch, dafi der Kassationshof alljtiirlicli 
eine achtgliedrige KomminioD vor die Schranken des 
gesetzgebenden Kürj)ers zu entsenden hatte, um diesem vor- 
zulegen: „l'etat des jugeuieuts rendus, A cute de chacuQ 
deaqueUes serout la notice abr6g6 de l'aiTaire et le texte 
de loi qoi anra dötermmö la d^ion'' (Art 22X so daß Tom 
KasBationshof mit Recht gesagt werden konnte: «stabil 
anprte du eorps 16gislatif" (Art. 19). 

Endlich hatte sich der gesetzgebende Körper die Ent- 
scheidung in allen auf die Natioualgüter bezaglicheu Streit- 
Bachen und in allen Rechnungssachen vorbehalten (Gesetz 
vom 22. NoT./l. Deaember 1790, 4. JaU/25. August 1791, 
17m September 1791). 

Was aber das Verhältnis von Justiz und Verwaltung 
betrifft, so war zunächst in sehr bedeutendem Umfange mit 
der aktiven Verwaltung eine Verwaltungsgerichtsbarkeit 
Terbunden. Zwar hatte das Gesetz Toni 7./11. September 
1790 sur la Jurisdiction administrative alle bisherigen Ver- 
waltungsbehörden, welche eine Verwaltungsgerichtsbarkeit 
hatten, aufj^ehoben» aber nur um die bisher den ordent- 
lichen Gerichten entzogenen Sachen den neuen Verwaltungs- 
beborden, den DepartemenUi- und Distriktsverwaltungen zu 
übertragen. Wie im aneien rtgime, so waren auch jetst 
die meisten der bei der Verwaltung entstehenden Streit- 
fragen, msbeeondere alle Streitigkeiten Ober öffentliche 
Arbeiten sowohl zwischen Untemehmem und Behörden, 
als auch zwischen Unternehmern und lYivaten, alle bei 
i:^jiteignungen entstandenen Streitigkeiten, alle Beschwerden 
wegen Überbürdung mit direkten Steuern, Oberhaupt alle 
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Prozesse, bei denen die Verwaltong irgendwie beteiligt war, 

der J\i-nz entzocren, so daß diese wie bisher nur iu 
Streitsach eu bezüglich der Erhebung der iodirekteu Steuern, 
des Wegebaues, der Forstwirtsehaft und der Fischerei m 
befinden hatte. Was die BeTolntion geftndert hat, war blefi, 
dafi an Stelle der alten atftndigen Behörden solche getreten 
waren, die zwar auch kollegialiscb organisiert waren, aber 
ans auf kurze Frist gewählten Vertrauensmännern der 
Wähler bestanden, ferner daö die Entsclieuiuugeu dieser 
Behörden meist endgültig waren und daß als Oberinstani 
an Stelle des an^hobenen Staatsrats, zom Teil aneh an 
Stelle der aufgehobenen Parlamente, der König an eonseil 
des ministres getreten war, tatsächlich das vom Parlamente 
abliaagige Miiiisteriuiu , vielfach jeder einzelne Minister 
(Gesetz vom 27. April / 23. Mai 1791 Art 15. 17. 35). Auch 
insofern griff die Verwaltung in das natürliche Jostizgebiet 
ein, als das Gesets vom 16./24. Angnst 1790 Tit 11 mnni- 
mpale, also aus Verwaltongsbeamten bestehende Polisei- 
gerichte gebildet hatte, die auch nach deui Gesetz vom 
19. Juli 1701 Sur la police municipale et corrcctionelle für 
Übertretungen bestehen blieben, während neben diesen 
tribasaux de poüoe sogenannte tribonaux de police corree^ 
tionelle eingerichtet wurden, die aus Friedensrichtern be- 
standen und „pour le petit criminel* sust&ndig waren für 
d61its, die eigentlich vor die Schwuii;crichte gehört hätten, 
indem diese auf cnmes bescliräukt wurden. 

Die im weseutlichen nur für Streitigkeiten unter 
Privaten und fQr Strafsachen sustftndigeo Gerichte hatten 
sich aber in keiner Weise ihrerseits in die Verwaltung ein- 
cnmtschen, sofern diese au ge blich Bechtsverletsungen be- 
gangen ha])en sollte. Schon Thoiiret liatie am 24. März 
i7Öü erklärt, daß die Sorge Ittr die Verwaltung den Ge- 



150 2. Abschnitt. Die Verwirküchoug ditia^r Ideeu. 

riefaten nicht ansuTertraneii sei. SämtUehe Verwaltongs- 

und .lustizorgauisationsgesetze der Constituante stiinmen 
darin Ubereiu. Das Verwaltuugsorganisatioii^gesetz vom 
22. Dezember 1789/8. Januar 1790, öect. 3, Art. 7 drückt 
sieh darQber bo aus: «elles* (lea administratioDS de döparte- 
ment 6t de distriet) „ne poarront 6tre troubldes dai» Tezer- 
dee de lean fonctions administretiTes par anean aete dn 
pouvoir judiciaire'*, oder wie es in der dazugehörigen lu- 
strukliuii heißt: „tout acte <les tribuuaux et des cuurs de 
justice, tendaut k coutröier ou ä suspendre le mouvemeut 
de l'administratioD , ötant inconstittttioiiel, demeurera saus 
elfet et ne dem paa arrtter les eorpe administratifi daas 
rez^tion de lenrs opörations*' ; ebenso Im JnstizoTgam- 
sationsgesetz vom 10.24. Aiiuu>t 17'ni, Tit. 1. Art. „les 
* fonctions judieiaires sont distmctes es demeurerout toujouii» 
- geparöes des fonctiona administratives; les juges ne poarront 
k peine de forfhiture trottbler de qnelque mani^re que ce 
seit les Operations des corps adminiatratilB ni dter denut 
eox les administrateurs pour raison de lenrs fonctions"; end- 
lich heißt es in der Verfassung von 1791 einerseits (Tit. 3, 
Kap. 4, Sect. 2, Art. 3) von den Verwaltungsbehörden, 
dafi sie nichts unternehmen sollen sar Tordre judiciaire, 
anderseits aber (Tit. 3, Kap. 5, Art 3) von den Gerichten, 
da6 sie nichts unternehmen sollen „sur les fonctions ad- 
ministratives ou citer devant eux les administrateurs pQur 
raison de lenrs fonctions". Ks ist also die Constituante ge- 
I wesen, welche das Verhältnis von Justiz und Verwaltung 
I in dieser Weise geregelt hat; es ist daher unrichtig, diese 
Regelung der Verfassung von 17% oder gar dem 
napoleonischen Regime in die Schuhe zu schieben. 

Es ist auch das nicht wahr, daß die Gerichte in eng- 
lisch-amerikauischer Weise damals Uber ihre Zuständigkeit 
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selbst zu entsclieiden gehabt b&tteiL Nach dem Qeaetze yom 
7J14. Oktober 1790 aar les reeoan contre les aetes ad- 
]iiiiii8trati& stand dieae Entflelietdiiiig dem EOnige im 
MiniRterrat mit Berufang an den gesetzgebenden Körper 
zu, nach der Verfassung von 1701. Tit. 8, Kap. 5, Art. 27 
dem Kassationshofe, der für den Fall, daß solche Gerichts* 
ezMBBe sieh als foifaitares darsteUten, den gesetsgebenden 
Körper za benachrichtigen hatte, um darftber tu befinden, 
ob eine Anklage gegen die Kiehter yor der Haute conr er- 
hoben werden sollte. 

2. Die Verlassiuii; von 178a. 

Die Deklaration ?on 1793 Art. 24 hielt awar theo- 
retisch, übrigens in sehr TOrsichtiger Fassung, an der 6e- 
waltent^ilüng ie^t: „eile" (la souverainet6 nationale) „ne peut 
exister, si les limites des fonctions publiques ne sont paa 
eiairement d^terminM par la loi". TatsAchlich aber war 
— es mit der Gewaltenteilung vorbei, da der Konvent die 
gesamte Staatsgewalt in sich konzentrierte. Das ergibt 
sich bereits aus der Verfassung von 1793, die dem Kon- 
vente die doppelte Beluguis beilegt, teils das aus 24 Mit- 
gliedern bestehende eonseil ex6cutif zu w&hlen, wobei er 
allerdings auf die von den Departements vorgeschlagenen 
88 beschrftnkt war (Art 62 ff«), teils bei Komplotts gegen 
die allgemeine Sicherheit die Anklage zu erheben (Art. 54). 
Als aber die Verfassung von 171i:{ beseitigt wurde durch 
den Akt vom 19. vend^miaire II, 10. Oktober 1793, qui 
read le gouvemement r^volutionaire jusqu'ä la paix, erhielt 
das damals eingesetzte comit^ de salut publique, vom Kon- 
vent ans seiner Mitte gewfthlt, den Auftrag, die Minister, 
Generale, Behörden, Beamten und Korporatiuueu zu über- 
wachen und darüber an den Konvent zu berichten, w&hrend 
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das Gesetz Tom 14. frimaire II, 4. Dezember 1793, qui 
organise le gonTemement r^volaüonaire, den GrandMts auf- 
stellte: ala eOATention nationale est le centre nniqne de 
rimpnlsion da gonvernement* ; es wnrde damals neben dem 

WolilfahrtsauBsrhuß auch ein cornit^^ de la süret6 g6n6rale 
errichtet. Der Konvent ernannte die Minister, so lange 
es welche gab, entsandte seine Mitglieder mit absoluter 
Gewalt^ nur ihm Terantwortlichy jene reprtentaots de la 
nation, eomminaires de la Convention, erst an die Armee, 
dann in die Departements, als ambulante Prftfekten und 
besetzte beim triimnal criiiüiiel extraordiiiaire die Stellen 
der liichter, der Geschworeneu und öffentlichen Ankläger. 

8. Die Verfaasun« yoü 178& 

) Sie war aueh hinsichtlich der GewaltenteUnng eine 

I Wiederherstellung der von 1791. Es heißt im Art. 22 der 
Deklaration: „la garantie sociale ne pcut exister, si la 
division des pouvoirs n'est ötahlie, ni leurs limites ne sont 
pas fixte^ Es beifit in der Verfassung Tit 5, Art 46: 
«le Corps l^gisktil ne pent ezercer par Ini mdme ni per 
des d^l^gu^ le pouvoir ex4catif ni le pouToir judiciair«*. 

Die Legislative war auf sich selbst gestellt, deun die 
Exekutive hatte weder die Sanktion der Gesetze noch die 
Auflösungsbefugnis. Al>er die Geualtenteilung war dadurch 
anf das Gröblichste verletzt, dafi das Organ für die eze- 
^. kutive Gewalt, das Direktorium, nicht unmittelhar durch 
das Volk, sondern durch die legislative Gewalt bestellt 
wurde, in der Weii>e. daß der Rat <ler Alten aus einer vom 
llate der Fünfhundert auf^^estellien Liste die Direkloreu 
ZU wählen hatte (Tit. ü, § 132 ff.). 

Ein besonderes Verwaltungsorgaaisatioasgesets ist da- 
mals nicht erlassen, weil die VerüMSSong selbst im Titel 7 
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(Corps administratife et munieiiMiitx) Art. 174—201 sehr 
ansflklirlieh daraber handelte. Die VerwaltuogabehördeB 

wurdeu nach wie vor vom Volke gewillilt. An der Or- 
gauisatiuii aber wurden zwei wiclitige Änderungen vor- 
genommen. Erstens wurden die 547 Distrikte beseitigt, 
die schon Miraheau flkr aberflfiesig erklftrt hatte, wenn die 
Zahl der Departementa anf 120 erhöht wQrde; die Erh- 
sehaft der DistriktsbehOrden ging anf die Departements- 
behörden ttber, die im übrigen ilire liisherijje Verfaf^sung 
behielten, nur daß die Zahl der Mitglieder der Departe- 
ments-Direktorien vermindert wurde. Noch wichtiger war 
die Schaffung von Organen fOr die bisher oiganloeen Kantons 
yon 4 Quadratmeilen und 7000 Einwohnern; schon Siöy^s 
hatte das im Verfassuu^saussclnisse der Constituante an- 
geregt; spater hatten die Girondisten sich der buche an- 
genommen , namentlich bei der Beratung der Verfassung 
▼on 179B; im Projekt C^ondorcet hiefi es: »chaque d6parte- 
ment sera dlvis6 en grandes communes*, deren Begrenaing 
dahin bemessen wurde, dafi kein Ort weiter als 2*/« Meilen 
vom nau])torte entfernt sein dürfe; indessen die jak()l)i- 
nische Mehrheit teilte auch in dieser Hinsicht den girou- 
distischen Radikalismus nicht, und die Verfassung von 
1793 hielt den unter der Constituante beibehaltenen Zu- 
stand des Rleingemeindetums aufrecht (Aulard, 292—306; 
Rex. fr. 34, 508; die Doktordissertation von Vergues, 
Couinoutions ä Tetude des muuicij)alites de cautons de 
ran III, Carcassonne, 1902, ist nicht im Buchhandel er- 
schienen und mir unsuginglich geblieben). Jetzt gelangte 
die girondistisehe Idee zum Siege auf Kosten der Einzel- 
gemeinden, weil man fand, daß die meisten zu klein, einige 
wenige aber zu groß seien. 

Für die Gemeinden von 5000—100000 Seelen blieb 



154 



8. Absclmltt. Die yerwiiUüeliiuig dieaer Ideen. 



alles beim Alten. Sie behielten ihre bisherige Organisation, 
bildeten gleichaam fOr sieh selbst einen Kanton. Aber alle 
Gemeindeii unter 5000 Seelen wurden su Samtgemeinden 
yereinigt mit einem doppelten Organ, einem ansffthiendeD, 

(municipalit^) , bestehend unter dem Vorsitz des Kanton- 
Maire aus zwölf Mitgliedern, und einem l)escliließenden, 
(conseil g6n6ral), bestehend aus den Mitgliedern der muni- 
dpalitö nnd aus so iriel sonstigen Mitgliedern, wie es Ge- 
meinden im Kanton gab, das heifit aus deren Vorstehern, 
den sogenannten agents secondaires. Die Landgemeinden 
und die meisten kleinen Städte verloren damals ihre Selb- 
gtändiglLeit, hörten eigentlich auf Kommunen zu sein, wurden 
aus Kommunen zu Sektionen von Kommunen herabgedrückt; 
sie verloren nicht nur ihr Vermögen, sondeni auch ihre 
Organisation, da es Versammlungen in den Einzelgemeinden 
nicht mehr gab und der sogenannte Maire nur fllr die 
Funktionen des übertragenen Wirkungskreises, für Standes- 
amtsgeschftfte und die Ortspolizei in Betracht kam (Ver- 
fassung 1795, Tit. 1, Art 5; Tit. 7, Art 174—201). 

Gemeinden Aber 100000 Einwohner gab es nur vier: 
Paris, Lyon, Marseille, Bordeaux. Die Gemeinde von Paris 
hatte j^anz Frankreich beherrscht, die übrigen drei hatten 
Staaten im Staate gel>ildet; deshalb wurcien sie geteilt. 
Paris in zwölf, die drei anderen in je drei Arrondissements 
mit besonderen Maires und besonderen Versammlungen, 
nur daß gewisse unteilbare Geschftfte wie die Poliaei von 
einem bnrean central besorgt werden sollten, dessen drei 
Mitglieder von den Depai Lernen tsadministrationeu zu er- 
nennen waren. 

Sehr viel Autonomie besann die Selbstverwaltuugs- 
organe auch unter dieser Verfassung nicht Die Mitglieder 
der Departements- und KantonsbebOrden konnten suspen- 
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diert und abgesetstrwerden (Tit 7, Art 190 ff. 201; Tit U, 
Art. 811). In jedem Departement und Kanton waren im 
Interesse der AnsfOhrung der Gesetze, was an sich sehr 
notwendig war. denn die Steuerlisten waren Feit vier 
Jahren rückständig, Kommissare bestellt, welche auf Re- 
quisition einschreiten mafiten. Wiederum konnten Anleihen 
nnd Steuern nur mit höherer Genehmigung ausgesehrieben 
werden (Gesetz Tom 11. frimaire VII, 1. DeEomber 1798 
Sur les riM-ettes et les d6peuses departementaleti, munici- 
pales et communales). 

Die Nationalgarde wurde durch das (iesotz vom 27. fruc- 
tidOT III, Id. September 1795, unter Befreiung der onmen 
ambnlantfl, dtoyens peu fortun^s, domestiques, jonmaliers, 
nuuiouYriers des Tilles reorganisiert 

Die richterliche (Icwalt beruhte wieder aul den vom 
Volke auf Zeit gewählten Gerichten. Auch hier wurde die 
Organisation geändert, indem an Stelle der Distriktsgericbte, 
da es Distrikte nicht mehr gab, Departementageriehte traten, 
die wieder untereinander gegenseitig als Berufung^erichte 
substituiert wurden und zur Bildung der Kriminalgerichte 
dienten; indem femer nunmehr ilic rnunizipaleu Polizei- 
gerichte aufgehoben wurden, da Straten nur gerichtsseitig 
verhängt werden konnten (Code des deiits et des peines 
3. Brumaire IV, 25. Oktober 1795, hauptsächlich Straf- 
prozefiordnuDg, Art 16, 258. 600 ff.). 

Das YerhaitDis von Justiz und Verwaltung blieb genau 
dasselbe (Tit. 7, Art. 189; Tit. 8, Art. 202. 203; Gesetz 
qui d^lend aux tribunaux de cuuuaitre des actes d'admini- 
Btration vom 16. fructidor III, 2. September 1795. 



Von Adam Smith ist in der französischen Revolution 
wenig die Rede gewesen. Die Physiokraten hatten doch 
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schon vielfrch vorgearbeitet; ytm den Befomen Tnigots 
hatte Neeker manches gerettet (Stoorm, I, 221 ff.). 

Im übrigen ergab sieb die Freiheit der einzelnen be- 
zQ^Iich des Wiits('liaft<ilel>ens. insbesondere die (ieweibr- 
Ireiheit, aus den Monscheurechteu. Es heißt im Eingänge 
der YerfuBnng 1791 : n'y a plos ni jorandes, ni eorpo* 
rations de profeflsions, arts et m^tiers. Das Decret, portant 
snppreeeion de tons les droits d*aide8, de toutes les mattrises 
et juraudes et 6tal)liss<'iueut des patentes 2./lf*. Miirz 17V>1 
(LevasKfiir. I. 291— J'.Hl) lautet im Art. 7: A\ sera libie ä 
tonte personne de faire tel negooe ou d'exercer teile pro- 
fession, art et mutier, qnelles tronvera bon; mais 11 sera 
tenn de se pourroir anparavant d*un patente, d*en aeqnitter 
le prix Buivant les tanx et-aprte detenninte et de se eon- 
forraer aux r^prlements de polier?, qui sont oii poun ut etre 
fitits'*. Die üewerbefreiheit war also au eme Steuer ge- 
bunden, und polizeilichen JBeschränkungen unterworfen. Za 
den Gewerbetreibenden wurden nicht gerechnet: dffidntliche 
Beamte, Landwirte, Diejenigen, die nicht mindestens eine 
Steuer im Betrage ▼on drei Arbeitstagen zahlten, Gesellen 
und Lehrlinpe. Auch das Hausi er ge werbe wurde hier 
(Art. Itj) geregelt, liegen Nachahmung von ürhudiingeu 
und gegen Nachdruck wurde, wie früher schon in England, 
Schutz gewährt (Gesetze vom 81. Dezember 1790, 7. Januar 
1791 und 17. Mai 1791). 

Auch hinsichtlich der Steuergesetzgebung schloß man 
«-^ sicli au die l'hysiokrateu an, namentlich in der Abneigung 
gegeu mdiiekte Steuern. Das Tabaksmonopol, die (ietriinke- 
Bteuern, die Salzsteuer wurden abgeschafft, aber das En- 
registrement, die Stempelsteuer und die Zölle wurden bei- 
behalten. Auch darin ist man damals physiokratlschen Im- 
pulsen gefolgt, daß eigentlich die Grundsteuer die einzige 



Digitized by Google 



& EftpiteL Dia fruufitiiclio Itoroliitioii. 



167 



durfte Steuer seitt sollte, daß man sich nur angern zur 
MobiliarBteiier entscblofi und naeb engUaehem Yorbflde die 
Tllr- und Fensterstener eiDfnhrte, wobei man sieb sebr eng 

äü (Iii! vorrevolutionären Reformarbeiteu anschloß (Stourm, 
I, 2m. 303. 325. 331 ff. 394. 404—432. 444-4Ö2. 470 ff.; 
U, 61 ff. 475 ff.), 

III. 

Die ümgestaltmig der soalalen YerMl^nisse* 

Man bat yon der fhmzdsiseben KeTOlntion gesagt, da6 

sie eine politische und keine soziale geweseu sei, daß sie 
«- vor dem Kigentum Halt gemacht habe. 

In gewisser Weise ist das ricbtig. In den drei De- 
klarationen wird als m den natttrlicben und nnverftafier- 

licben Menschenrechten gehörig, deren Erhaltung der Zweck 
jeder politischen Assoziation sei, neben der Gleichheit, Frei- 
heit und Sicherheit, welche letztere jedoch in der von 1795 
fehlte, auch daa Eigentum aufgeführt. Im Art 8 der 
MensebeniiAicbten von 179& heifit es : „c*e8t sur le maintien 
des propri^t^, que repose la culture des terres, toutes 
les productions, tout le moyen de travail et tout Tordre 
social", ^'acli diesen Deklarationen und auch nach den 
drei Verfassungen soll das Eigentum nur entzojzen werden 
dftrfen bei gesetzmäßig festgestellter öffentlicher Not- 
wendigkeit und nach Torgftngiger gerechter EntsclAdigung 
(1791 Deklaration Art 17, Verfassung Tit 1, Art 8, 
§ 0; 1793 Deklaration Art 19; 1795 Verfassung Tit. 14, 
Alt. 358). Ein Gesetz vom 18. MSrz 1793 belegte jeden 
mit der Todesstrafe „qui proposera le partage des terres"", 
und nach dem Gesetse vom 29. M&rs 1793 sur les dö- 
Uts de la presse sollten di^enigen, welche durch ihre 
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Schriften den Mord und die Vrrletzuug des Eigentums 
proToaerlen, je naehdeni dio Provokation Folge gehabt hat, 
mit dem Tode oder mit sechs Jahren Eisen hestraft irerden. 
^ Das Privateigenttim hat man in keinem Stadium der Revo- 
lution prinzipiell beseitigen wollen. Man hielt Gleichheit 
der Hechte und Uugleicheit des Yermogeuä ifH völlig ver- 
traglich miteinander. 

Gerade die französische Revolution ist es gewesen, 
welche den Eigentnmsbegriff ober seine bisherige Bedeutung 
hinaus gesteigert bat. Bisher hatte man geschieden swiseben 
Gi uiideigentum , ursprünglich die einzige Eigentunisart, 
und Kapitalvermügen ; man hatte den ürundbesitz seiner 
innersten Katar entsprechend behanddlt; er war daher 
vielfach gebunden gewesen, unverftnfierKeh, unteilbar; er 
war mit Lasten und Pfliebten belegt gewesen; neben dem 
Eigentum hatte es dingliche Nutzungsrechte gegeben ; mit 
dem GrunUeigeutuiu war vielfach eine öffentliche Rechts- 
stellung verbunden gewesen. Das alles wurde mit dem 
Namen Feudalismus bezeichnet Ein grofier Teil des Grund- 
eigentums hatte im Besitze des Landesherm, der Kirche, 
der StAdte und sonstiger Korporationen zu öflbntlichen 
Zwecken gedient, so daß es neben dem ager privatus in 
großer Ausdehnung einen ager puhlicus gab. Neben dem 
Privateigentum bestand ein gemeinsames Eigentum von 
Markgenossenschaften. 

Die Tendenz der Revolution ging dahin, diesen Zu- 
stand dadurch zu beseitigen, dafi das Grundeigentum dem 
Kapitalbesitze vftllig gleichgestellt, daß das Grundeigentum 
mobili^^iert wunie, indem es die Eigenschaft eines un- 
beschränkten dinglichen Hechts annahm, über das vom 
EigentOmer nach Belieben disponiert weiden konnte. Der 
Art 16 der Deklaration von 1793 gibt diesem Gedanken 
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etaen besopders krftftigea Anadraek, indem er dem Eigen- 
tlboer das Becht gibt, „de jotiir ei de disposer ä eon gf^ 
de pes revenus, du fruit de son travail et de son industrie"; 
aht'i iiucb der Art, 5 der Deklaration von 1795 lautet fast 
wörtlich ebenso. Erst seit der frauzösischen Revolution 
.ist die Idee anfgekommen, da6 das Eigentum die volle 
.rechtliche Herrschaft über eine Sache gewfthfe^ erst seitdem 
haben die Grundeigentümer Ober und unter der Erde sieh 
Liuhilden köuueu, de könnten mit ihrem Eigentum machen, 
was äie wollten. 

In keinem anderen Lande war diese Umgestaltung so 
einfach durehzufllhreD wie gerade in Frankreich. Von 
ÜMidalen Begierungsrechten des Adels war ernsthaft keine 
Rede mehr. Nur die Trtlmmer einer längst obsolet ge- 
wordeueii Grundherrliehkeit waren noch vorlianden Knapp, 
Bauernbefreiung, 1, 320; ürundherrschal; und Rittergut» 68). 
Aber auch mit der privatrechtlichen Abhängigkeit war es 
nicht mehr weit her; ein eigentlicher landwirtschaftlicher 
Orefibetrieb hat rieh fai Frankreich nicht entwi^elt; nament- 
lich auf den ausgedehnten Hesitzuiigeu der Kirche lebten 
die zahlreichen Pächter in ziemlicher Selbständigkeit. Die 
persdnliche Befreiung der Bauern war im grofien und 
gannen hergestellt, ihre Gebundenheit an die Scholle zuerst 
auf den Domftnen, dann allgemeiner durch Turgot 1776, 
zuletzt in den neui ii Provinzen l?^''» aufgeliohen. Jaures 
&igt ganz mit Recht (I, 19. 27 ff.) > > avait eu dans 
U aociötä frangaise de Tancien siecle d'autre vice que les 
restes ficheux d'un Systeme, eile u'aurait pas eu besoin 
pour se gu6rir de la m6thode r6?olutionaire; ü eilt M 
fscOe de proe^er k un raehat gradnel des droits f^odaux 
et ä la lib^ration i»ro£?ressive des il est certain 

que c'est plus de la iuoiti6 du territoire qui 6tait poes^ö 
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par la bourgeoisie et les paysans^ 7, ie Jaures in Überein- 
Stimmung mit deo meisten anden^ , siiit, hfttten die beiden 
oberen StI&de b<tehBteii8 die Hftl- wabcseheinlieb nur ein 
reiehliebes Drittel des Orund r Bodens besessen. 

Das erklart auch , außer t , Furcht vor der bereits 
damals auf dem platteu LauiJ errschenden Anareiiie, die 
Bereitwilligkeit, milder in dei^.« oeiidsitzuug des 4./5. August 
von 8—2 Ubr die beiden oberen Stände auf diese Reehte 
venicbteten. Das Gesetz vom 11. August 1789, welehee 
jene Besebiflsse in feste Form bracbte, beb diejemgen 
Rechte der Gruudherren, welche mit der )iersünlicheii Unter- 
täuigkeiL, mit der Hörigkeit zusammeuliingen . wie Jagd- 
recht, KaninehenheguDg, Taubenschlarr. alles wirtschaftlieb 
wertlose, aber sozial erbitternde Rechte, ohne Entschädigung 
auf, während dic|jenigen, welche als Preis und Bedingung 
för dereinstige Hergabe von Grund und Boden betrachtet 
wurden, die eigentlichen feudalen Lasten, insbesondere die 
Fronden, abgelöst werden sollten, was im Gesetz vom 
15./28. Miüz 17*)(j näher bestimmt wurde. Man kann des- 
halb nicht fftgUch von einer Bartholomäusnacht des Eigen- - 
tums sprechen. Wohl aber konnte der Art 1 des Code 
rural Tom 28. September / 6. Oktober 1791 sich dahin aus- 
drücken: „le territoire de France est libre coninie les 
persounes qui rhabiteut". Das Gesetz vom 11. August 1789 
hatte außerdem die Reste der grundherrlichen Gerichts- 
barkeit, die Käuflichkeit der Richter- und Munizipalämter, 
die Privilegien der Städte und Provinzen, die Vorrechts 
der Geburt In bezug auf Stellen und Worden aufgehoben. 

Allerdings waren die geistlichen Zehnten schon durch 
Art. 5 dieses Gesetzes ohne Entschädigung aufgehoben; 
der Verlust betrug 123 Millionen; auch die Art. 8, 12, 
18, 15 hatten tief in das kirchliche Finanzwesen ein- 
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gegriflGw. Und «eb me» '89/90 batte die Regiening der- 
gestalt alle Macht ▼ "Bi. en, dafi die Bauern sieh eigen- 

mächti^j lastenfrei ma . , die Schlösser stürmend, die 
ürkuiideu verbreuuend. ie Ablösung der grundherrlichen 
Bechte zerrann zuletzt ». lichts; denn alles, was die Kon- 
sütnante fttr ablösbar ei rt hatte, hob die LegiBlati?e 
ohne Entschädigung auf. Si *ott durch Gesetz vom 25. August 
1791 war entschieden, daß ''die Lasten „tant föodaux que 
censut;ls seraient pnrement et simplement abolis ä iiioiiib 
qui n'aient eu pour cause primitive ciairement justifi^e par 
un acte öerit" (Janrte, II, 958—1300); bis der Konvent 
durch Dekret vom 17. Juli 1793 jede Entschädigung 
unterdrQekte, „les redevances seigneni^les de tonte esp^ 
m^me Celles qui provenaieut d'une concession primitive", 
und zugleich anbefahl, alle „titres coiiätitutifs et r^cognitifs 
de droits supprimAi par le pi^nt decret et par le decret 
anMrieur" bei den Munizipalitäten niederzulegen und zu 
verbrennen. 



Aber nicht nur ein affranchiBsement, sondern auch ein | 
döplacement, eine transformation de 1a propri^tö hat statt- 
gefunden, was sclion Si6y^8 gefordert hatte: „il laut quc 
la proprieie reste et que les proprieiaires chaugent''. Die 
ganze durch die Vorzeit etablierte Güterverteilung, der 
ganze Besitzstand wurde vernichtet; den beiden privilegierten 
Standen wurde ihr Eigentum genommen. Mindestens die 
Hälfte des französischen Bodens ist damals in andere Hände - 
gelautrt. Eine <jranz neue Eigeutuuisordnung wurde vor- 
genummeu, indem der dritte Stand das ganze Grund- 
eigentum bekam und das mobile Kapital behielt Worüber 
Thiers sich in völliges Schweigen hflllt, was Ranke mög- 

▼•m X«l«r, VMuw. llaiAiM L 11 
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licbBt venchleiert hat (IfuueB, 8. 7, Note 3), was aelbet 
Niebuhr sieh hat entgehen laaaen» darttber sprieht rieh 
heutzatage Taine (R6v., I, 38ö) folgendermafleD aus : „Queis 

que soient les ^frands nomR Iiibert 6^alit^. fraternit^^, dont 
1a rövolutiou se decore, eile est par essence uue translation 
de la propriötä; eu eela consiste son support intime, sa 
force pennanente, soa moteur ptemier et son sens hiato> 
rique. Far dellt lee propri^tös eile 8*attaqne ans pro- 
pri^ires*. Ebenso Sorel, L^Enrope et la r6iPolntlon, 1, 511 i 
„La revüliitioii de 17S'.* est avaut touL uiie r^volution dans 
la pn)i)riete". Und Aulard (R6v. fr., XXVII, 30) „Sans doule 

la Involution de 1780 avait 6tA sociale , puisqn'elle avait 

distribude antrement la poesesston du sol, en mettant en 
vente les Mens des priYÜdgi6s*. 

— Ober die Kirehenglkter ging es znnlehst her. Das 
Gesetz vom November 1789 sur les biens du clerg6 
erklaiie kurz uud bündig, daö sie sflmtlich zur Verfügung 
der l^ation stilnden . die jedoch verptlichtet sei , auf eine 
passende Weise für die Kosten des Kultii% den Unterhalt 
der Geistlichen und die Annenpflege m sorgen, mit dar 
Mafigabe, dafi kein Pfarrer, abgesehen von der Wohnung 
und den damit verbundenen Gärten, weniger als 12(i(i Fr. 
erluiUeii sollte. Zu den Kirchengütern gehörten auch die 
Guter der Klöster, die übrigens durch Gesetz vom 13JI9. f e- 
braar 1790 snr les eouvents et les Toeux monastiques 
aufier den fftr Ensiehnng und Annenpflege bestimmten« die 
Torläufig bestehen bleiben sollten, aufgehoben worden 
(Jaur^s, I, 436). Bei den Verhandlungen suchte mau sich 
durch die Argumentation zu beruhigen, daß die Heiligkeit 
des Eigentums nicht auf juristische Personen Bezug habe, 
die der Staat, wie er sie ins Leben gerufen habe, so auch 
jedeneit wieder aufheben kOnne, ramal wenn er die Zwecke 
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auf sein Budget übernehme (Campion, Les biens du clerge 
et U r^volutioo, zuerst in Revue bleue YOm 26. Juli 1790, 
lUum in. der B6v. fr., XXIII, 481 ff.)* ^ Wert wird in 
der Regel anf 3 Milliarden» von Taine (I, 211 ff.) auf 
4 Milliarden geschätzt, die Revenuen in der Regel auf 
60 — 7o. von Taine auf 80 — 100 Millionen. Die Verfassung 
von 1791 (Tit. 1, Art. 3, Abs. 0 — 8) nachdem sie von neuem 
die UnverletzUcbkeit des Eigentums proklamiert hatte, 
epraeh ans» dafi die tfOx den Snltns und für den Offiant- 
liehen Nutzen bestimmten Güter der Nation gehörten und 
daß die in den gesetzlichen Formen vorgenommenen oder 
noeh vorzunehmenden Veräußerungen garantiert würden. 

Aber sehr bald kam audi der Adel an die Reihe; es 
waren schon dureh das (besetz vom 20./2d. Juni 1790 qui 
abolit la noblesse, welches im Eingang der Konstitution 
Ton 1791 wiederholt wurde, die adligen Titulaturen, auch 
die Titel monseigneur, excellence, altesse, sowie die Livreen 
und Wappen als unverträglich mit den Mensclienrechten, 
mit der Freiheit und Gleichheit verboten worden, und 
das Dekret ?om 27. September 1791 hatte diese Yer* 
böte zwar nicht unter die Strafe des Prangers, wie unter 
dem Beifoll der Galerien Torgeschlagen war, wohl aber 
unter die Strafe des Sechsfachen der Mobiliarsteuer ge- 
stellt. Der Einziehung des Eigentums des Adels jring 
eine Zelt tatsächlicher Gewalttätigkeit voraus; denn nicht 
Ruhe und Befriedigung, sondern Flttndemng, Brand, 
Tötung waren der Nacht des 4. August gefolgt. ,Ce n*est 
plus h la f6odalit6, c*est k la propri6t6 qu'on /Teuf* 
sagt Lavergne; „mit Knüppeln," sagt Knapp (Grundherr- 
5>chaft und llittergut, Leipzig 1807. S. 68), „wurde der Adel 
von den Bauern aus ileui Laude g€(jagt, nachdem die Schlosser 

verstört waren." Die Auswanderer haben das Land nur 

11* 
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verlassen, am den BrutalitAten zu entgehen, gegen welche 
sie das Gesetz und die BehArden nicht sehütsten. Die Zahl 
der AnBwandeniden wflrde DamoDtlich nach dem 10. Anguat 
mid nach den Septembermorden 1792 noeh viel grOfier ge- 
wesen sein, wenn man sie nicht durch Patrouillen, welche 
die Grenzen bewachteu, au der Flucht gehindert hatte. 
— Wie schwer ist es ftlr Goethes Lilli gewesen, zur Grenze 
XU gelangen nnd sie zu überschreiten (Ferdinand Gral 
Eekhrecht Dttrekheim, Lillis Bild, 2. Avil., München 1894, 
8. 49 ff.; Brinnemngen alter nnd neuer Zeit, I, 10 ff.). Es 
warcu uur ganz weuige von den zuerst Ausge wanderten, 
die Prinzen mit dem hohen Adel, höchstens 10000, welche — 
die bewaffneten Haufen bei Koblenz bildeten. Alle übrigen 
haben in Deutschland nnd in der Schweiz, in England nnd 
In den Vereinigten Staat«! ihren Unterhalt dnrch Unterricht 
in der französischen Sprache, im Fechten und Tansen, durch 
Kochkunst abseits aller i)ülitischen Bestrebungen venlient. 
Die ungeheure Mehrzahl ist zur Auswanderung geradezu 
gezwungen worden (Tocqueville, 165; Taine, R6v, I, 206. 
210. ma ma mm m. 608; U,127; lll,38a). Das 
Vaterland war Ar sie unbewohnbar geworden wie fHkher 
fttr die Hugenotten. Auch sie waren refugiös. Diejenigen, 
welche nicht geflohen waren, wunieu ohne weiteres ge- 
fangen gesetzt. Manche aber kamen, obwolil sie dageblieben 
waren, auf die Emigrautenliste ; denn das hing lediglich 
von den Lokalbehörden ab, ohne rechtliches GehOr. Zu- 
letzt waren 170000 nicht nur Adlige, Priester und Beamte, 
sondern auch die Liberalen von 1789, die Fonillants der 
Legislative als Emigranten verzeichnet. Selbst Necker be- 
fand sich unter ihnen, obgleich er schon 1790 in seine 
Heimat zurückgegangen war; er mußte, als Genf annektiert 
wurde, um seine Streichung von der Liste einkommen. 
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Diese Stmchnng hatte sich der Konvent vorbehalten. 
Selbst dann worden die verkaiiften Güter nieht in natura, 
sondern nnr in wertlosen Assignaten znrftekgegebeo. 

Die Konstituante war nur sehr zögernd vorgegangen. Als 
dort zum ersten Male im Mflrz 1791 die Fra^e zur Beratung? 
kam, ob gegen die Ausgewanderten gesetzlich eiogeschritteu 
iverden solle, spradi Mirabean von der absurden Tyrannei, 
jemsnden sn bindern, dahin sn gehen, wohin er wolle; und 
der Beriehterstatter erklirte, dafi ein solches Qesetx allen 
revolutionären Prinzipien widersprechen wQrde. Es kam 
auch damals kein« zustande; die Verfassung von 1791 
Tit. 1, Art. '6 garantierte vielmehr als nattiiiiches und 
bargerliehes Recht: »la Ubertö k tont honune d'aller, de 
restar, de partir*; ein Dekret vom 1. Angost 1791 besehrftnkte 
sieh darauf, die Emigrierten hei Strafe der Verdreifachung 
<ler Grund- und Mobiliarsteuer zur Rückkehr aufzufordern, 
und das Gesetz vom 14. Soi)tember 1791 bewilligte ihnen 
für diesen Fall volle Amnestie. 

Die Legislative ging sofort viel weiter. Der von ihr 
am 9. November 1791 beschlossene Geeetaentwurf , wonach 
alle diejenigen Emigranten, welche beim Beginn des 
Jahres 1792 sich noch im etat de rassemblement ä Tf^tranger 
bcfancien — wie ;lu- den Debatten hervorgeht, waren nicht 
nur die Ansammlungen an den Grenzen, sondern die 
Emigranten schlechthin gemeint — mit dem Tode, sowie 
mit Einziehung des Einkommens zugunsten des Staates, 
aber ohne Präjudiz der Frau, der Kinder und der Gläubiger, 
bestraft werden sollten, fand freilich nicht die Sanktion 
des Königs, der schon am 11. Kovenil)er 1791 sein Veto 
einlegte. Aber das Gesetz vom 9. Februar 1792 sequestrierte 
die Gfiter der Emigranten, und das Gesetz yom 30. Mai 1792 
arklirte ihr gesamtes Mobiliar- und ImmobilianrermOgen 
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fftr dem Staate verfallen, sie seibät für bargeriich tot, das- 
heifit für vemOgensloe, erblos und ehrlos. 

JanrtB sagt daia II. 1082: .8i la granda röTolntion 
mialisto et prolatariemie al'admiiaUe foitiuie de 8*aeeomplir 

par nne aetion r^gvli^re et paiBible, eile mMitera utileinent 
l'esprit de ces yvreinieres döcisionSf 6nergiques et dementes, 
de la revolutiou bourgeoise." 

Der Koaveat verbot den Emigranten in sieh über* 
stnrseoden, einander wiederholenden Dekreten die Rttekkehr 
und swar bei Todemtrafe (23. Oktober 1792, 28. März 1798) 
und belegte auch die Güter der Eltern der Emigranten mit 
dem Sequestec, um sichdi«» Krb])ortionen der ausgewanderten 
Söhne zu sichern, das noch zu erwerbende Vermögen im 
Torans su konfiszieren. 

Das wiederhergestellte Bourgeoisregiment bat dieee 
Maßnahmen nicht nur in nichts gemildert, sondern sogar noch 
gesteigert. Die Direktoriaherfassung vom 5. fmctidor III, 
22. August 17!t5 Tit. 14, Art. 378. 374 beschränkte sich 
darauf, die Rückkehr der iMiiiu'ranten zu verbieten, 
die Unwideirofliehkeit der Konfiskationen der Emigranten- 
gttter zu betonen und die Kftufer aller NationalgHter dnreb 
die Garantie des Cffimtliefaen Glanbens zu berabigen. Aber 
das Gesetz vom 3. bmmaire IV, 27. Oktober 1795 qui 
exclu^ des fonctions publique^ certaines cat^gories de 
citoyens, gewissermaßen die Autwort auf die Revolte des 
13. Vendömiaire, entzog allen Verwandten der Emigranten 
bis znm dritten Grade, etwa 900,000 Franzosen, die ganz 
rahig im Lande geblieben waren nnd sieb nicht das Geringste 
hatten zn schulden kommen lassen, s&mtliche Staats- und 
Gemeindeämter, jeglicheB Wahlrecht, und zwar mit rück- 
wirkender Kraft, sodaß sie ihre Ämter binnen 24 Stunden 
niederlegen mnflten, wenn sie nicht mit ewiger Verhannunc^ 
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bestraft werden wollteu; eine Strafe, die auch diejenigen 
traf, welche bei Wahteu falsche Angaben Uber ihre Ver* 
waikitscbaflsverh&ltniflse gemacht batton; es staod ihnen 
swar frei, in den nichsten drei Monaten nach einer Anzeige 
bei der Munizipalität das Land zu wlassen; aber erstens 
durften sie kein bares Geld oder Metall mitnehmen, auch 
keine Waren, deren Ausfuhr verboten war, und zweitens 
wurden sie bei der RQckkehr als Emigranten betraehtot 
und a]8 solche mit dem Tode bestraft Zugleich wurden 
die F^uen der Emigrierten, selbst die geschiedenen Frauen, 
deren Mütter, Schwiegermütter, Töchter und Schwieger- 
töchter gezwungen, sich binnen 8 Tagen bei Strafe zwei- 
jähriger Detention in die im Jahre 1792 innegehabten 
Domudlgemeinden zurOcksubegeben , um dort unter der 
Überwachung der Munizipalität zu leben: nur diejenigen 
sollten davon befreit sein, deren Kommunen sich in den 
Departements des Westens in der Gewalt der Kebellen 
befinden. Ganz das « ll t gilt von jedem, de«?sen Frau 
emigriert ist oder der mit Kmigrierten als Vater, Schwieger- 
mtor, Schwiegersohn oder £nkel zusammenhängt. Jeder 
Offizier, der nach dem 10. August 1792 seine Entlassung 
genommen hat, aber nachher wieder eingestellt ist, wird 
abgesetzt usw. usw. Das Äußerste leistete das Gesetz vom 
9. frimaire VI, 29. Noveml)er 1797: qui asMiuiit* les t idevant 
nobles aux ^trangers pour Texercice du droit de citoyen. 

Die Direktorialregierung und was damit zusammenhing 
gravitierte stark naeh Zuchthaus und Bordell. Ein Sumpf, 
aus dem allmählich Bonaparto und Josephine auftauchten. 

J^iu großer Teil dieser NatioiiiHiiiiter ist als unverkäuf- 
lieli in der Hand des koütisziereiiden ^Staates geblieben ; 
nicht nur die Waldungen, sondern auch viele andere Grund- 
stöcke, namentlich die Kirchengttter, die wegen der mit 
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dem Erwerb wknlliifteii monliBcheii Bedenken auch 

niedriger iiu Preise standen als die Adels guter. Der 
finanzielle Zweck des Verkaufs der Nationalgüter ist nicht 
erreicht, man war trotzdem gezwungen, Anleihen, aogar 
Zwangsanlethen anfzunehmen nnd die Afisignatenpreaae ar- 
beiten zn lassen. 

Wenn man aber fragt, was aus den wirklieh Terkauftea 
Gütern ge\vot(ieii sei, wie die Maßregel volkswirtschaftlich 
gewirkt habe, so wird Jaur^s recht haben, wenn er sich 
gegen die legende bonrgeoise wendet, ^qne la r^volntion 
a donnö la terve anx paysans", wenn er vielmehr behauptet, 
,11 est materiellemmt iaux, qoe les paysana aient aeqois la 
plus large part des biens natlonanx; e'est övidemment la 
bourgeoisie, surtout la bouigeoiäie des villes qui a et^ le 
principal acquöreur" (I, 474). 

Die Zertrümmerung des Großgrundbesitzes wurde 
erreicht; der Umfang der mittleren und kleineren Besitzungen 
mag sich for den Augenhliek vergr06ert haben, aber die 
Zahl der mittleren und kleinen Besitzungen, die ja schon 
vor der Revolution viel «lößer gewesen ist als man oft 
annimmt, hat kaum zugenommen. Im großen und ganzen 
hatten die Pächter und vollends die liandarbeiter nur den 
^ Herrn geweebselt. Selbst die Tendenz auf Vermehrung der 
Gmndeigentftmer ist in der Bevolution gar nicht so allgemein 
gewesen, wie man wiederum fltlsehlieh oft angenommen bat 
Tn der Sitzung der Legislative vom 23. Juni 1792 ist zwar 
einerseits darauf hingewiesen, „que l'ögalitö des droits ne 
peut se soutenir que par une tendenee continueUe vers 
le rapprochement des fortunes*, von der anderen Seite aber 
geltend gemacht, dafi das Staatswohl darunter leiden würde» 
wenn man jeden zum Grundeigentümer machen wollte, weil 
dann dem Grundbesitzer und dem Fabrikanten die Arbeiter 
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fehlen und somit der Handel, die Kttnste nnd die Industrie 
xugmnde gerichtet werden wttrden >)> 

Mit dieser Behandlung der beiden oberen Stände stand 
die des dritten Standes oder vielmehr der Bourgeoisie im 
schneidendsten Gegensatz. Das Eigentum dieser Klasse 
wurde soig&itig geschont. £s bestand sn sehr grofiem 
Teile in Staatsschnldscheinen, von denen die beiden anderen 
Stftade sehr wenig besaflen. Es waren besonders die Be- 
wohner der Hauptstadt, die schon damals von deren 
Zinsen lebten. Obgleich nun die Staatsschuld angeblich 
nur dem Luxus eines verschwenderischen Hofes gedient 
hatte, obgleich man sich über alle sonstigen Verpflichtungen, 
die der König eingegangen war, namentlich ans Dienst- 
▼ertrftgen, mit grofier Leichtigkeit hinwegsetzte, hielt man 
die Ton ihm kontrahierten Schulden für heilig und unver- 
letzlich. Der 8tllal^lK^u]^erott wäre zugleich der Bankerott 
der mafigebenden Schichten, des dritten Standes gewesen. 



^) Tain«, L'ancieii regime, 17. 58. 5S9; La r4fr^ m, 70; Lavergne, 

Äconomie rurale de la Fr.ince depuis 1789, 4. Aufl. 1877; Sagnac, 
L''*Ki>lation civile, 75—190; La division du m\ pendant la rövolution 
(Revue d^histoire modern»' contemporaine, April 1904); Lcvasseur, 
Histoire des classes ouvriere», 2. Aufl., I, 83 fi'. ; iiuuvicre, L'alidnation 
des Mens aationaiix dani le Oard (Riw, fr., 88. 860—269); Minns 
(Profestor an der Hochechule su Solia)^ Die NationaigQterrertalteffnBg 
wibrend der französischen Kevohition, mit besonderer Berücksichtigung 
der Departements Seine et Oiae (Kister, Btaatswissenschaftliche Studien. 
IV, 1—115, b.'s. 42 ff. ;)*)-! 18). - Aulard (R4v. fr., XXXVIII, 260, vom 
14. l>eiteuiber 1892) hat eiue vulbUiudige Geschichte der Guter- 
konfiekation gewflneclit; diesem Wunsche gemUii wird jetst auf Afr 
regnog von Jaorftt staataeitig eine Histoire ^conomiqne de la r^vola- 
tion vorbereitet und ist zu diesem Zwecke zunächst ein Vercinsnetz 
gebildet (H. v. fi., XXXXVI, 451fr.; XXXXVII, 241 tt). Gewife würde 
mati von der Güierverteilung vor der Hfvolutinn und infolsfe der 
Revolution gern mehr wisiteu; aber man m\i(6 biuher trotz aller üsuui 
Teil eelir fleibigen Arbeiten sagen: ignoranras» und wahrscheinlich: 
ignorabimus. 
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Necker h&tte garuicht nötig gehabt, in der Tbroureih die 
Erhaltimg von Treu nnd GUaben g^nfiber den Staats- 
glänbigern der VerBammlung aoa Herz zu legen. Und 
Laferri^re b&tte den Mund nicht so voll zu nehmen 

bi iuichen, von der „haute probit6 de Tassembl^e consiituante* 
zu sprechen, „qui avait mis les cr^anciers de l'^tat sous la 
sauvegarde de Tbouneur uatioDal^". Das lag im eigensten 
Intereeae der Mitglieder der konatituante, fkber deren 
Haltung flchon damals Burke und Wieland sieh lustig 
gemacht haben. Unter keinem Verwände, hetfit ee in 
der Verfassung von 1791 Tit. 5, Art. 2, sollen die zur 
Begleichung; der oileiitlichen Schuld nötigen Fonds ver- 
weigert oder suspendiert werden. Nicht einmal einer 
Beeteuemng wurden die Zinsen der Staatasehuld unter- 
worfen und sind das selbst heute noch nicht ; Thiers geriet 
1871 in helle Entrüstung, als man die Rente zur Besteuerung 
heranzielien wollte. Auch die Verfassung von 1703 gewähr- 
leistete den Franzosen die dette publique. Das Gesetz vom 
24. August 1793 verfügte, daß sie in das damals errichtete 
Steatsschuldbucb eingetragen werden sollte. 

Die Verfassung Yon 1793 hatte natürlich die Heiligkeit 
der Öffentlichen Schuld von neuem erkl&rt, aber dann unter 
dem Direktorium kam es zum Krach. Alle Veräußerungen 
der NiitioualgUter. alle Ausgabe von Assignaten, wegen 
deren Necker einst (8. September 1790) lurückgetreteu war, 
waren schließlich nicht imstande gewesen, die w&hrend der 
BevolutioD ins Riesenhafte gewachsene Staatsschuld zu 
tilgen oder auch nur zu Terzinsen. Selbst die wiederholt 
• aufgelegten progressiven Zwangsanleihen von 1793. 1795 
und 179i», l)ei denen natürlich die besitzenden Klassen die 
Hauptleidtragenden gewesen waren, konnten den Staats- 
bankerott nicht mehr aufhalten. Kur von den Maßnahmen 
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des Direktoriums kann gmgt werdeft (Oneken, August, 
Gesehiehte d«r KatioiialAkoiioiiiie I, 479), der Staat habe 

die Staut>glauhiger totgeschlagLU. Das Gesetz vom 
9. vendt'iniaire VI, 3o. September 1797, bestimmte zwar, 
daß zwei Drittel zurttckgezalilt werden sollten, was aber 
memals gescIwlieD ist; wAhrend das letzte Drittel durch 
Geeets vom 8* niTOse VI, 28. Dezember 1797 als tiers 
eouBolidd in ein neues StaatseehuMbnch eingetragen wurde, 
und den Aiis^anpfspuiikt der lieiitigen französi fachen Staats- 
schuld bildet, die sich in der capoieouischeii Zeit wegen 
der Aussaugung der eroberten Lander nur um die l&cber- 
liehe Summe von 23 MiUienen Termehrt bat. 

Auch sp&ter ist der französischen Staatsschuld dieselbe 
Fürsorge zuteil geworden; es heifit in der Senatsakte vom 
14. Ai)ril 1814 in einem Atem mit der Garantie di - \ n i^aufs 
der Natioualgüter : „qu'il ue sera port6 aucune aiteiiite ä la 
dette publique"; ganz ebenso in der Senatsverfassung vom 
6. April 1814. sowie in der Iwurbonischen Charte consUtu- 
tionelle vom 4. Juni 1814: .la dette publique est garantie*. 
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Viertes Kapitel. 
Der Napoleonismiifii^). 

SehOB Ende 1790 hatte Barke ausgesproehen« dafi die 
ReToltttion sieh weiter entwickeln werde, bis endliefa ein 

beliebter General, der die Kuust verstehe, die Soldaten 
zu lesseln uud der deu wahren Geist eiues müitäri&chea 
Befehlshabers besitze, es dahin bringen werde, aller Augen 
anf sich zu ziehen; Ton dem Augenblicke an aber werde 
der Mann, der die Armee wirklich kommandiere, auch 
Meister alles Obrigen, Herr der gesetzgebenden Yersammtung, 
Herr der ganzen Republik sein. Und im Fehniar 1708 

- hatte Wieiand im zweiten Gespräch unter vier Äugen erneu 
der beiden sagen lassen, daß es eines Diktators, Protektors 
oder Protarehen bedürfe und daß der dafür geeignete Mann 
in der Person des Generals Bonaparte schon Torhanden sei. 
I Kapoleon war zwar der Bändiger und Beendigter der 

; Revolution, aber zugleich ihr Vollstrecker. Wenn auch 
durch den 18. Brumaire die Republik zu Tode getrotteu 
war, die Revolution war gerettet. Die Revolutionsanarchie, 
die innere Zerrattung, die gerade unter dem Direktorium 
sich so breit gemacht hatte, war beseitigt: insofsm war 
die BoTolution geschlossen, »eile est finie*, wie es in der 

1) FMBthi H^lie, 8. 508—916, and em Teil der warn dritten 
Kapitel angeführten Uterntur. 
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Froklamation Tom 24. inmaire VIII heißt, als der neue 
ZostaDd der Dinge dem Volke znr Annahme unterbreitet 
wiude. Aber wie ee in derselben ProUamation heifit: „^lle 

est fixöe aux principes qui Tont commenc6e*. Durch die 
Revolution emporgekommen, konnte Napoleon gar nicht 
daran denken, sie zu vernichten iiu Biuue einer Uftclikehr 
zum anden rtf(ime. Vieles von den Frinsipien von 1789 
blieb besteben, vieles aneh von den Einrichtnngen der 
Refvolntion. Gewifi war Kapoleon der einzige, der wirklieh 
etwas zu befehlen hatte und der von seiner VerfaSbung 
sagen, konnte, „c'est ce qu'il y a d'admirable de cette Consti- 
tution c'est qu'elle ne m'empeche jauiais de faire ce qua je 
veux*. Er war ein Tyrann, aber ein demokratischer Tyrann, 
der es wohl verstand , sich mit der Volkssonverftnitftt 
abzufinden, der auch die Menschenrechte, vor allem die 
Rechtsgleichheit, nicht völlig außer Acht ließ, der in wirt- 
schaftlicher Beziehung nicht nur die freie Bewegung der 
Individuen, die Gewerbefreiheit, sondern auch den ganzen 
sozialen Zustand, wie er durch die Revolution geschaffen 
war, die Veränderung der Besitzverhftltnisse aufrecht erhielt 
Jeder, der die Ehrenlegion bekam, mufite schworen, dafi 
er sich der Wiederherstellung des Feudalsystems wider- 
setzen und Freiheit und Gleichheit aufrecht erhalten wolle 
(Lei 29 Flor6al X, 19. Mai 1802, Art. 8). Es trifft auch 
nicht zu, wie ee bei der Absetzung im Jahre 1814 behauptet 
wurde, dafl Napoleon diese €hrundlsgen der Verfassung ver- 
letzt habe. 



V^&hrend der fünfzehn Jahre napoleonischer Herrschaft, 
1700—1815, sind vier Verfassungen erlassen worden: die 
Koufiularverfassung vom 22. irimaire VIII, 13. Dezember 1799, 
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das organiisthe >eiuiiu,>Koiisult vom Iß.- lliemmior X, 
4. August IsiiJ. (Jas orgauische Seoatuäkouäult von 
1& flor^ XII, 18. Mai 1B04, und die acte addiüoiiiie)le ii k ^ 
eoQBlittttion de rempire TOm 22. April 1815. Im Gegemati 
zu denen der Kevolution haben diese VerfaBSimgen einander 
uit'ht abgelöst, soiideru einander ergänzt. Napoleon liebte 
eine iiüvellaribclie (iesetzgeliiing und hat noch 181. "> auf 
dieser Form bestanden» als sein damaliger Uatgeber, 
BeiOamin Constant, eine Ton Grand ans neue VerfiuBang 
wollte. Der VerfaBBungsmatand war deabalb nichts weniger 
als Oberraehtlich; die Konsnlarverfassung bildete bis mletit 
die Grundlage, die Andci ungt u sind oft unerheblich, Erzeug- 
nisse augenblicklicher Laune, aber anderseits siiui ein- 
greifende Neueruugeu ziemlich geräuschlos erfolgt, fi. 
der Wegfoll der Wahl der Richter 1802. 

Wie der Staatsstreich des 18. Bromaire bei Licht 
betraditet (Vandal, L'aTönement de Bonaparte I, 46), nichts 
heidenmäßiges, nichts von einer Handlung aus einem Guß 
au >icn hat, so ist auch die Konsularverfassuug nicht fertig 
aus Napoleons Haupt hervorgegangen, vielmehr tastend 
mit aofierater Vorsicht und fiebatsamkeit zustande gebracht 
I Sie beruht auf einem Entwurf von Siöyte, der die Verf assunga- 
I macherei gewerbsm&fiig betrieb, einem der kflnstUchsten 
Machwerke, die je ein menschliches Gehirn ausgel)rütet 
hat. Und obgleich Najioleon selbst, wie auch die beiden 
anderen Konsuln und einige Mitglieder beider BAte mit- 
gewirkt haben und somit das allerabsurdeste ausgeschieden 
ist, haften ihr dennoch die Eierschalen ihrer Entstehung . 
an. üie Sache liegt nicht so, daß Napoleon auf diesem ihm 
völlig tiemden Gebiete sogleich gewußt hätte, was er wollte. 
(Sieben Titel: I. De l'exercice des droits de cite; II. Du 
&6nat conservateur; XIL Du pouvoir lögislatif; IV. Du 
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fiXNiyenieiDeiit; V, Des tribtmaiu; VI. De la responfiabilitö 
d» fonelioBiiaires publica; YII. Dispositioitt gdoöralee). 
Die erste Revision dieser EoDsalaryerfaflsung erfolgte 

durcli (las organische Senatskonsult vom -t. August 1802, 
uaclulem Napoleon zuui Konsul auf Lebenszeit erwählt war: 
eine weuig umf&ogreiche, aber sehr einsclmeideude Revision, 
beinahe eine nene Konstitation, das persdnlichste Werk 
Napoleons, welches er seinem Sekretär in die Feder dik- 
tierte nnd dann eigenhändig korrigierte. Napoleon glaubte 
jetzt weiter gehen zu können, nameutlich wegen der 
geringen Teilnahme au deu Walilen. Der Kest der 
demokratischen Bestandteile der Konsularverfassung wurde 
ausgemertt (Zehn Xitel: I. ohne Überschrift Besirks- 
einteilnng; II. Des assenibl^es de canton; III. Des Colleges 
«leetoranz; IV. Des consuls; Y. Du s^nat; VI. Des eon- 
seillers d"6tat; VII. Du coips legislatif; VIII. Du tri- 
bunat : IX. De la justice et des tnbunaux; X. Droit de 
faire grace>. 

Sehr viel grOfier an Umfang« aber sehr ?iel geringer 
an politischer Bedeatnng als die erste war die zweite 
Revision, sehr viel kleinliches Detail enthaltend, wie sie 

nach der Wahl Napoleons zum Kaiser durch das organische 
Senatuskonsult vom 1^^. Mai 1804 erfolgt ist. (iSerhzchn 
Titel : I. ohne Überschrift Übertragung der Regierung der 
Republik an den Kaiser; II. De Thör^ditö; III. De k famttle 
imperiale; IV. De la r^gence; V. Des grandee dignitös; 
VI. Des grands offieiers; VII. Des serments; VIII. Du s6nat; 
IX. Du conseil d'ätat; X. Du corps legislatif; XI. Du 
tribuuat; XII. Des Colleges electoraux; XIII. De la haute 
Gour imperiale; XIV. De l'ordre judiciaire; XV. De la 
Promulgation; XVI. ohne Überschrift Volksabstimmung Ober 
die Erbliehkeit des Kaisertums.) 
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Formell gleichfalls eine blofie Kovelle, aber mateiiell 
eine neue Verlawiuig war endlich die Acte additioneUe 
vom 22. April 1815, welche dem Volke die Freiheit bringen 

sollte, woran Napoleou bisher durch die Kriege verlimdert 
gewesen war. 

T. 

IHe dmndiagen. 

L Die VolkaBOUTvvänltät» Insbesondere das 

WalUreeht. 

Alle vier nnpoleoiiisrheTi Verfasr,uiigen beruhen im 
letzten Grunde auf der Volkssouveränitat; über die Kousular- 
vertoong ist wirklich wie über die zweite und dritte 
Bevolntionmrfaseiing nach sniBrageimiversel durch Plebiflsit - 
abgestimmt, nachdem sie von den beiden Kammern ange- 
nommen war. Die Annahnje war erfolf^t unterm 18. Pluviose 
VIII, 7. Februar 18(JU mit ;3<)1 1 (iii? : lö'JO Stimmen, was 
gegenüber den beiden trüberen Plebi&ziten von 1793 und 
1795 eine ganz exorbitante Zahl war; es hatten dieeer 
Verfassttng zweimal mehr zugestimmt als der von 1796 
und es konnte deshalb im Berichte dee Ministen des Innern 
mit Reclit gesagt werden, „Leö FrauQais ont re^u la coubtitu- 
üon avec enthousiasme**. 

Über die beiden Seuatuscousulte ist nicht durch Ple- 
biszit abgestimmt worden, indessen wurde vor dem Erlasse 
des Senatnsconsttlts vom August 1802 schon im Mai dem 
Volke die Frage vorgelegt: Kapolten Bonaparte sera-t-il 
consul h vie? eine Frage, die mit 3 568 885 : 8374 bejaht 
wurde. Ebenso wurde in (iemüßlieit des Senatusconsults 
vom Mai 1804 Tit. XVI, Art. 142 dem Volke die Frage der 
Erblichkeit des Kaisertums vorgelegt und mit 35216 75 : 2679 
bejaht. 
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Bei seiiier Wiederkehr hatte Napoleon am 13. Mftn 
1815 von Lyon ans ein Dekret erlamen, welebes sar Her- 
stellung einer neuen Verfassung eine außerordentliche Ver- 
sammlung der Wulilkoiiegien von ganz Frankreich, etwa 
100000 W&hler nach Paris zu einem champ de mai berief. 
Dam ist es non freilich nicht gekommen. Aher die Addi* 
tionalakte vom April 1815 wnrde doch dem Plehiszit nnter^ 
worfen , welches die Annahme mit 1805206:4206 ergab; 
tlie liailie der Stimmberechtigten hatte sich damals nicht 
beteiligt; erst am 1. Juni 1>^15 bei Anwesenheit Napoleons 
und in Gegenwart von bOOO Deputierten der Wahlkollegien 
ist infolge des Plebissits auf dem Marsfelde die förmliche 
Pablikation erfolgt 

Weder die VerCusung von 1814 noch die von 1831 
noch die von 1848 ist einer Volksabstimmuiig unterworfen. 
Als aber nach der \ ertassung von 1848 als Präsident der 
Republik vom Volke nach allgemeinem Stimmrecht am 
10. Desember 1848 gegen Ledni RoUin, der nur 370119, 
und gegen Cavaignac, der 1448107 Stimmen erhielt, der 
Prinz Louis Napoleon mit 5434226 Stimmen gewählt war 
und dieser am 2. Dezember 1K'»1 die Verfassung von 1848 
kassiert hatte, ist nicht nur dieses Vorgehen, sondern sind 
auch die Grundlagen einer neuen Verfassung, wie sie in 
der Proklamation vom 2. Dezember 1851 enthalten waren, 
durch das Plebiszit vom 20. Dezember 1851 mit 7489216: 
640 737 Stimmen gutgeheiien ; die Yerfassung vom 14. Januar 
1852 hat daher keiner neuen Volksabstimmnug miterlegen, 
wohl aber hat eine solche im Mai IS?'» stattgefunden, als 
es sich um NeugeBtaitung der Verfassuug im liberalen Sinne 
handelte. 

Allen napoleonischen Verfassungen fehlt zwar die Ein* 
tdlung in die Deklaration der Menschenrechte und in die 
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eigentliche VerfassuDg, es fehlt aber trotzdem nicht an ver^ 
fasBnngnnftfiigen £inz6lrediten. Die Konaalanrerfassnng 

hat sie vom und hinten in Tit I De Vezerdee des droits 
de citö und Tit. VII Disposition^ g('n<irales; jedoch beziehen 
sich die iiechte des Tit. I nur auf die Teilnahme am Staate, 
auf das Wahlrecht; in Tit VII finden sich eine Habens 
corpus Akte, Art 76—82, mit der es emsthaft gemeint 
ist, and aufierdem das Petitionsrecht, Art 83, wdehes aber 
nur individuell gellbt werden kann; wahrend Pre6- und 
Veieinsfreiheit mit Stillschweigen ubeiv;angen sind. Das 
organische Senatusconsult von 1604 nahm sich jedoch auch 
dieser beiden Grundrechte an. 

Die Art und Weise freilich, wie die Beteiligung des 
Volkes bei der Bildung des Staatswillena^ insbesondere bei 
der Zusammensetzung des gesetzgebenden Körpers und der 
sonstigen Vertretungskörper geharnihaiu wunie, war eigen- 
tümlich f^t nug. Das allgemeine Stimmrecht bildete dabei 
die Grundlage, denn alle über 21jahrigen waren fnuuEö- 
flische Bürger. Aber dem allgemeinen Stimmrecht wurde 
doch nur sehr platonisch gehuldigt, es war praktisch un- 
schädlich gemacht: „toutenr^tablissantlesuffrage universel 
^ on l'annihile." Es war, wie Na])oleoii selbst gesagt hat, „une 
participation illuäoire et uieta]»liysique". Denn nur auf 
einem sehr indirekten Wege kam dabei die Volksstimmung 
zum Ausdruck. 

1. Nach der Konsularverfassung Art. 7^9 in der 
Weise: Die Urwähler jedes Arrondissements wählten aus 
öich den zelintL'ii Teil als Vertrauensmänner, von dent n sie 
glaubten, daß sie am geeignetsten seien, die ödeutlichen 
Geschäfte zu führen (liste communale); aus dieser ersten 
Liste mOssen die Ofientlicfaen Beamten im Umfange des 
Arrondissemeiits entnommen werden. Die Urwfthler Jedes 
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Departements reduzieren sich wieder auf den sehnten Teil 
Oiste döpartementale); ans dieser zweiteB Liste mOsBeD die 
öffantUeheB Beamten des Departements entnommen werden. 
Die TJnraUer des ganzen Landes yollnehen diesen RednlL- 

tionsprozeß nocliiiials durch Auswahl des zehnten Teils 
(liste nationale): aus dieser Liste müsseu die Trftger der 
Funktionen bei der Zentralgewalt entnommen werden; sie 
sind öiigiUes aux fonetions pabliques nationalea. Wenn es 
also in ganz Frankreich 5000000 AktiTbOrger gab« so 
Stenden auf den Arrondissementelisten 500000, anf den 
Departementslisten 50 OO». aul der Nationalliste 5000. 

Die Bedeutung dieser Xotabilitätslisteu war aber ledig- 
lich eine passive. Sie gai)eu denen, die auf ihnen standen, 
sieht irgend ein Wahlrecht, sondern nur ein Recht gewfthlt 

■ 

nnd angestellt za werden. Es war in der Hauptsache der 
— erste Konsul, der die Auswahl unter denen hatte, die 

durch das Vertrauen ihrer Mitbürger aui die Listen ge- 
langt waren. 

2. Das Senatnsconsult von 1802 setzte an Stolle dieses 
Systems ein wesentlieh anderes (Art. 1—38). Man unter- 
schied Assembltes de eanten und Collies dlecteraux, 
letztere der Arrondissemente und der Departements. Die 

aus sämtlichen Urwählern bestehende Kanton^^versammlung 
präsentierte dem ersten Konsul zwei Katutidaten für die 
Stellen der Friedensrichter auf zehn Jahre, indem die 
1799 beibehaltene Wahl der Friedensrichter damals auf- 
gehoben wurde; sie priaentierte aufierdem in den St&dten 
von 5000 fQr die Stellen im Gonseil munieipal je zwei 
K iii'lidaten aus den hundert Hftchsthesteuerten auf zehn 
Jahre, während die Maires und deren Adjoints ohne Präsen- 
totion, aber aus den Mitgliedern des Gonseil munieipal vom 

erstM Konsul auf fftnf Jahre ernannt wurden; sie wählte 

12* 
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endlich die Mitglieder der Colleges ^iectoraux der Arrou* 
disBements und der DepArtementB. Die WahlkoUegien der 
ArrondisBemeiitB haben ein Mitglied »uf je 500 Einwohner, 
jedoeh hOehsteoB 200 und mindestens 120, die der Departe- 

iiients haben ein Mitglied auf je 1000, jedoch höclisteus 
;iO() und mindestens 200. Während die Mitglieder des 
Arrondisfiementswahlkollegiums ?ou den Kaütoo&versammr 
Inngen ohne jeden PassivsenBns gewfthlt werden, mltoeen 
die Mitglieder des DepartementswahlkoUeginma einer Liste 
▼on 600 HfVehstbestenerten entnommen werden. Der erste 
Konsul konnte den Arrondissementswahlkollegieu 10 Mit- 
glieder, den Deiiiutemeutswahlkollegien 20 Mitglieder zu- 
fügen, indem von den letzteren zehn aus den 30 Uöchst- 
beeteuerten des Departements entnommen werden mfissten* 
Die Mitglieder der Gollöges ^lectoraoz wurden auf Lebens- 
zeit gewfthlt; Ergftnsungswahlen fanden nur statt, wenn 
zwei Drittel der Stellen erledigt waren. 

Die beiden WahlkoUegien hatten folgende i'iasen- 
tationen au den ersten Konsul: die des Arrondissementfl 
von zweien f<lr jede vakante Stelle im Arrondissementsrat, 
Yon sweien iQr die Liste, aus der die Mitglieder des Tri- 
bunats entnommen wurden; die des Departements von 
zweien fflir jede vakante Stelle im Generalrat, von zweien 
für die Liste, aus der die Mitglieder des Senats entnommen 
wurdeu ; die des Arrondisaements und die des Departements 
jede swei ffir die Liste, aus der die Mitglieder des Corps 
l^gislatif entnommen wurden« Alle solche Kandidatenlisten 
muBten dreimal mehr Kandidaten enthalten als es vskante 
Plätze gab. Die frühere Generalliste existierte nicht mehr. 
Man konnte nicht zugh'ich beiden Wahl koüegieu angehören; 
sie konnten aufgelöst werden. 

3* Dss Senatosconsult von 1804 handelt nur im 
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Tit. XII (Art. 98—100) vou den coUäges 61ectoraux; es sind 
gaox unbedeutende Änderungen, von denen die wichtigste 
Ist, daß jedesmal, wenn ein DepartementswahlkoUegium 
mr Bildung der Listen der Kandidaten fftr den gesete- 

gebeuden Körper veri?uiiiinL'lL ist, auch die Liste der Kaudi- 
dateu für den Seuat erneuert weiden mUsse, die hinfort 
jiUein maßgebend ist. 

2. Die GewaltenteUuniT. 

Aneh die Teilung der Gewalten wurde in den napo> ' 

leouisclien Verfassungen beibehaltcü . nui in ganz amlerer 
Weiht* wie in den drei Revolutionsverfassungen. Wenn in 
diesen die gesetzgebende Gewalt eine überwiegende Be- 
deutung gegenüber der exekutiTen und richterliehen ge- 
habt hatte, 80 trat jetzt das umgehehrte Verhältnis sn-^ 
gunsten der exekutiven Gewalt ein. 

Zwar folgt in der Konsularverfassung erst im vierten 
Abschnitt nach dem Bürgerrecht, dem Senat und der ge- 
setzgebenden Gewalt das Gouvernement. Aber das Gou- - 
▼emement hatte den Vorschlag der Gesetze, den £rla6 der 
Verordnungen, die Kegelung der auswärtigen Beziehungen, 
übrigens mit Ausnahme der Bündnis- und Handelsverträge, 
der Kriegserklai iiiiL'i 11 und Friedensschlüsse, die als Gesetze 
behandelt wunieu, nur daß die Beratuugen im Tribunat 
und gesetzgebenden Körper auf Verlangen des Gouverne- 
ments in geheimer Sitzung stattfinden mufiten; das Gou- 
vernement hatte auch die Ernennung der Beamten und 
Militärs, namentlich der Verwaltungs- und Munizipal- 
beaniten, bald auch die der Richter. T^nd dieses Gouverue- 
meiil war niclit oligarchisch-re])ublikaiu^(*h, sondern monar- - 
«hiscb; es war allerdings drei auf zehn Jahre vom Senat 
gewählten Konsuln abertragen» als welche die Konsuhir» 
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verÜMSuiig selbst die Bürger Bonaparto, Caiubacörts and 
Lebmn beieichnete; aber w&biend die beiden anderen 
Konsuln dem ersten nur in bestimmten Fallen Rat zu er- 
teilen (Art. 42) und ihn nach Bedürfnis zu vertreten hatten^ 
hatte der erste Konsul für sich allein die Promulgation der 
Gesetze, die Emeuuuug und fintsetzung der Minister, der 
StaatsratsmitgUeder, der Gesandten, der Ofifiziere des 
Heeres und der Marine und der Richter mit Ausnahme der 
Friedensriehter und der Richter des Kassationshofes. 

Nach dem Senatusconsult von 1802 führten die Konsuln 
ihre Ämter auf Lebenszeit , nachdem solches hinsichtlich 
der damaligen Konsuln schon zwei Tage vorher (2. August) 
durch Plebiszit bestimmt war; ihre Nachfolge beim Amta- 
aUauf oder sonst wurde auslÜhrHeh geregelt (Art 40 ff.); 
dem ersten Konsul wurde das Reeht beigelegt, Friedena- 
si'hlüsse und Httndnisverträge dem Senat nur zur Kenntnis- 
nähme vor der l'ruiiiulgation vorznlecren (Art. 5Ö); er sollte 
auch das Recht der Gnade haben (Art. 86). 

Durch das Senatusoonsult von 1804 ist dann das Qou- 
^mement dem eisten Konsul als Kaiser zu erblichem Rechte 
flbertragen (Tit I, II). 

In den Verfassungen von 1814 und \H'M gab es keine 
Gewaltenteilung. Die Verfassung von 1848 ist zwar darauf 
zurückgekommen, denn es heißt Kap. III, Art. 19: Die 
Gewaitenteilung ist die erste Bedingung einer freien Re- 
gierung; und ea heiflt Kap. IV, Art. 20: Das fransOsiBchd 
Volk delegiert die legislative Gewalt einer einzigen Ver- 
Sammlung, Kap. V, Art. 43: Das französische Volk delegiert 
die exekutive Gewalt einem Bttrger, welcher den Titel 
Präsident der Republik erh< aber es fehlt etwas Ana* 
loges an der Spitze des Ton der richterlichen Gewalt han- 
delnden Kap. VIII, wo der Art 81 sieh darauf beschrankt 
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zu sagen : Die Justiz wird im Namen des französischen 
Volkes ausgeübt; die Richter wurden vom Präsidenten er- 
luumt, nicht vom soaveränea Volke gewählt. 

IL 

IMe OrgMüMlIoB im einieliien. 

1. Der Senat. 

Das wichtigste Organ in den uapoleonischen Ver- 
fMBungen neben dem ersten Koneul resp. dem Kaiser war* 
der Senat 

Seine Znsamraenaeizung war eigentfimlieh genug. 

Die Konsularverfassung Art. 15—24 bestimmte zu Mit- 
gliedern die beiden abgebenden Kuusulii Sieyes und Roger 
Ducos, sowie die beiden neuen Konsuln Cambac<^r68 und 
Lebnm und fiberliefi es diesen Vieren, weitere 29 Mitglieder 
zu wihlen, so dafi damit die Mehrheit des zunächst auf 
00 Mitglieder festgestellten Senats hergestellt war-, «e 
ordnete endlich an, dafi die ferneren Wahlen durch Koop- 
tation geschehen sollten aus je drei vom gesetzgebenden 
Körper, vom Tribunat und vom ersten Konsul vorzu- 
schlagenden Kandidaten in der Weise, dafi jedes Jahr zwei 
Senatoren hittzasnwfthlen waren, bis nach zehn Jahren die 
Normalzahl von 80 Mitgliedern erreicht sein wttrde. Die 
Senatoren waren lebenslänglich, bezogen Gehälter von 
25 000 fr. und konnten keinerlei andere öüeutliclie Funk- 
tion versehen. Die Sitzungen waren nicht öffentlich. 

Dnrch das Senatnskonsalt von 1802, Art. 61—64 wurde 
daran geändert, dafi, um die Zahl 80 firoher voll zu machen, 
schon im folgenden Jahre die Kooptation von 14 Senatoren 
erfolgen, ferner daß die Präsentation zu den 14 Stellen 
sowie alle späteren Präsentationea von dreien nur dem 
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ersten Konsul zustehen sollten, dafi er dabei zwar an die 

Kationalliste gebanden sei, daß er aber aafierhalb dieser 
Liste Vorschläge machen könne, sofern die Zahl der Se- 
natoren dadurch die Ziffer von 120, die neue Normalzahl, 
nicht übersteige, also für 40 Präsentationen. Von den 
120 Mitgliedern gingen mithin 80, wenn auch nur indirekt 
aus Wahlen hervor* Zugleich wurden die Senatoren zu 
den Stellen der Konsuln, Minister und einigen anderen 
zugelassen. 

Eine uüchmalige auderweite Zusammensetzung hat der 
Senat durch das Senatuskonsult von 1804, Art. 57 erhalten. 
Er bestand seitdem aus den 18jährigen franzOsiseben 
Prinzen, aus den sechs Grofiwttrdentrftgem (Art 82 ff.), aus 
den 80 Mitgliedern, die der Senat anf Vorschlag des Kaisers 
aus der Nationalliste willilte, aus solchen, die der Kaiser 
nunmehr in unbeschränkter Zahl, also auch über 120, frei 
ernennen durfte mit der Mafigabe, dafi bei Überschreitung 
der Zahl 120 ein Gesetz erforderlieh sei. 
I Mit der Selbstftndigkeit des Senats gegenaber dem 
; Kaiser war es also nicht weit her; ein Senatuskonsult 
machte ihm nicht viel nielir Mühe als ein d6cr«*t imperial. 

Die Zuständigkeit des Senats war eine sehr bedeutende. 

Schon nach der Konsularverfassung war zwar der Plan 
von Siöyte, der dem Senate eine Stellung über den drei 
Gewalten hatte geben wollen, als oberster Regulator des 
Staates, als pouvoir mod6rateur et eonservateur , nicht 
durchgedrungen. Aber der Erhalter sollte er wirklich sein. 
Der Titel 11 Du sönat eonservateur — der Titel I De 
l'ezercice des droits de cit6 enthält nur wenige Para- 
graphen — steht gewissermafien an der Spitze der Konsular- 
ver&BBung. 

Wenn sie der Verfassung widerstreiten, aber nur naeh- 
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dem ne innerhalb besUmmter Fristen Tom Tribunat oder 
vom Goaveniement als ^rfusoDgswidrig beieichnet sind, 
kann der Senat alle Staatshandlnngen, alle Akte der Legis- 

latiN'e. Kxekutivo und ricliterlichen Gewalt i iiniillieren : 
Gesetze, \ eronluungen, KeglemeuUj; Entsciieiduugeu des 
Staatsrats, YerfOgungen der Minister, Präfekten und Muni- 
zipalorgane; letstinstansliche Urteile der Gerichte, auch 
solebe dee Kassationshoft (Art. 21. 37). Wfthrend die Be- 
setzung aller Ämter in Verwaltung und Justiz der erste 
Konsul sich vof Im h dten hatte, hatte der Senat das Recht, 
alle Wahlcu der Gesetzgeber, der Tribuueu, der Konsuln, 
der Kassationsriehter vorzunehmen. 

Durch das Senatuskonsult Yon 1802 sind diese Befug- 
nisse erheblich gesteigert Dem Senate wurde jetzt das 
Beeht beigelegt, alles zu regeln, was nicht in der Ver- 
fassuni? vorgesehen und docli zu ihrer W irksamkeit not- 
wendig ist: „tout ce qui n a pas ^tc^ pr^vu par la Constitu- 
tion et qui est n^c6asaire ä sa marche" ; er hatte femer 
das Recht, die Verfassung authentisch zu interpretieren; 
die Geschworenengerichte auf einen f&njQihrigen Zeitraum 
zu suspendieren, Departements hors de la Constitution zu 
erklären, gerichtliche Urteile aller Instanzen, vveuu sie 
die öffentliche bicliorheit bedrohten, zu annullieren; ihm 
stand die Auflösang des gesetzgebenden KOrpers und des 
Tribnnats zu, eine Funktion, die 1799 Tergessen war und 
Jetzt dem Senate, nicht dem ersten Konsul beigelegt wurde. 
Zum ErlaB von Senatuskonsulten blieb auch jetzt die Ini- 
tiative des Gouvernements erforderlich, i'ür den Erlaß 
TOn sogenanuieu organisclien Senatuskonsulten, ein etwas 
unbestimmter Begriff, bedurfte es einer Zweidrittelmajoritftt 
im Senate (Tit. V, Art. 54, 55, 56). 

Das Senatuskonsult ?on 1804 ging noch weiter. Auf 
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Antrag eines Mitgliedes moflte jeder vor dem geseto* 
gebenden KOrper anhängige oder von ihm angenommene 
Gesetsentwurf .tendant au r^tabllssement du regime föo- 

dal, coutrairo k rirr6vocabilit6 des ventes des domaines 
nationaux, n'ayant pas ^tt' delib^r^ dans les formes pr^s- 
crites par les constitutiüus de Tempire, les reglemeuts 
et les lois, portant atteinte aniprdrogatiTe de la dignit^ 
impMale et h celle du stoat*,' anf solange suspendiert 
werden, Ms der Senat auf Grund eines Eommissionsheriehtes 
nach drei Lesungen sich darQber schlüssig gemacht hatte, 
ob eine dieser Tendenzen vorliege (Tit. VllI , Art. 7<> ff.\ 
Wenn jedoch der Senat den Beschluß gefaßt hatte, „qu'ü 
n>ait pas lien 4 promnigner la loi", so konnte der Kaiser 
trotzdem tun und lassen, was er wollte (Art 72). Zu- 
gleidt wurde dem Senate die Sorge fnr die persOnliebe 
Freiheit und für die Preßfreiheit beigelegt ; es wurden zwei 
Senat^kunimissionen gebildet, die eine de la libertö indivi- 
duelle, die andere de la libert^ de' presse, von denen jene 
den Ausspruch tun konnte: »il-y-a dei fortes prteomptions. 
queN. estdötenu arbitrairement", die andere, ,que la libertfr 
de presse a 6t6 violte'^, mit der Wirkung, dafi in beiden 
Fällen die Haute cour entschied (Tit. VIII, Art 60 ff., 
04 ff.). 

Im Jahre 1813, nach der Einnahme von Paris, ging 
auch der allerdings besehludunfllhige Senat xur Opposition 
aber, setste am 1. April 1814 eine proYisorische Regierung 
Yon Kknf Mitgliedern ein, za denen Talleyrand gebOrte, 

um eine neue Vei^fassung zu entwerfen, und erließ am 
■ K April ein Dekret, welches die Absetzung Napoleons und 
die Abschaffung des Erbrechts seiner Familie aussprach, 
ein Vorgeben, dem sieh der gleichfalls besehludun&hige, 
gesetzgebende KOrper noch am selben Tage ansehlofi. 
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In der NtpoleoniBebem Additionalakte von 1815 ist da- 
her Ynm Senate nicht mehr die Bede; wohl aber ist er 

dunli die Verfassung vom 14. Jauuar 1852 zu neuem 
Leben erwacht 

2. JDer ffemtesebende Körper. 

Naeh der KonsularYorfassung Art. 24 erfolgten die 
Wahlen duieli den Senat aus der Nationalliste, das erste- 
mal durch den uoch uDvollbtandigen beuat, nachdem er 
die Beschlußfähigkeit erreicht hatte. 

Darch das Senatuskonsnlt von 1802 Art 32 wurde 
aber den Departements- nnd Arrondissementa-WahlkoUegien 
die Wahl in der Weise llbertragen, daß jedeB dieser beiden 
Kollegien dem ersten Konsul zwei Kaiulidaten präsentiert«^ 
sodaß eine Gesamtlisto im dreifaclieu Umfange der vakanten 
Sitze sich ergab. Und dabei ist es geblieben. 

Die Zahl der Mitglieder betrug 300, die Dauer des 
Mandats 5 Jahre mit Partiaiemeuemng su einem Fünftel 
jedes Jahr, das Einkommen 10000 M. Bis zu 200 Zuhdrem 
war Öffentlichkeit gewährt. Der Präsident wurde auf Prä- 
sentatioü vom Kaiser ernannt. 

Die Attribute waren an sich reichlich bemessen. 
Napoleon wollte kein Diktator in dem Sinne sein, dafi er 
die Gesetze selbst machte. Er begnfigte sich mit der ezeku* 
tiTon Gewalt Der gesetzgebende KOrper war keine beratende, 
sondern eine entscheidende Köi-perschaft nicht nur tu i tlw 
Gesetzgebung, insbesondere der Steuer;^osetzgrhung, sondern 
auch bei der Feststellung des jährlichen Bmlgets, nur daß 
bei Ablehnung des Budgets der Senat es bewilligen konnte. 
Kleht dafl er alle Befugnisse gehabt hätte, die sonst einer 
gesetzgebenden Versammlung zustehen. Nach der Konsular- 
verfassuug Art. 25 ff. sollten die Gesetze vom Gouverneuiont, 
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welches also alleiii die Initiative hatte, proponiert werden. 
Dazu hatten die Minister nnr die erste Anregung zu geben 

und deu Staatsrat, zu dessen Plenum sie zwar Zutritt 
hatten, aber ursprünglicli ohne Stiiiimrocht, das iiineu erst 
1802 beigelegt wurde, mit der Ausarbeitung zu beauftragen. 
Vom Tiibonat wurde dann der Gesetzentwurf nach statt- 
gehabter Diskussion angenommen oder abgelehnt Eine 
Diskussion fand nur insofern statt, als drei Mitglieder des 
Tribunats das Tribunatsvotum Terteidigten , auch drei 
Redner des Staatsrats gehört wurden, während eine Dis- 
kussion durch die Mitglieder des gesetzgebenden Körpers 
nicht erlaubt war. Indessen wurden schon 1804 Sitsungen 
des gesetzgebenden Körpers als GomitÖ g6ndral angelassen, 
in denen diskutiert werden durfte ; solche Sitzungen fimden 
entweder auf Antrag von 50 Mitgliedern statt und waren 
dann geheim, oder auf Anregung des Gouvenionieiits und 
waren dann üifeutliidi. Nachdem durch öeuatuskonsult 
vom 19. August 1807 das Tribunat aufgehoben war, wurde 
gleichzeitig bestimmt, dafl die bisher von den Sektionen 
geschehene Yorberatung durch drei aus je sieben Mitgliedern 
bestehende Kommissionen des gesetzgebenden KOrpers, fOr 
Justiz, innere Verwaltung und Finanzen, erfolgen sollte, 
die auch berechtigt waren, mit derjenigen i^fktion des 
Staatsrats, welche den Entwurf ausgearbeitet hatte, Kon- 
ferenzen abzuhalten. Im Falle, dafi die Annahme befür- 
wortet war, durfte der Vorsitzende, und im Falle, dag die 
Ablehnung befürwortet war, durften alle Mitglieder dieser 
]\i)iumissionen auch iui l'U nuiu das Wort ergreifen. Aber 
fehlte bis zuletzt das Kecht, die Gesetze artikelweise 
zu beraten oder sie gar zu amendieren, wie auch der gesetz- 
gebende Körper ohne Verbindung mit den Ministem blieb 
(Aulard 701). 
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Man könnte nicht sagen, dafi Kapoleon diese seine 
Verfaasnng midnchtet habe. Er bat keine Geeetse erlassen, 
keine Stenern erhoben als mit Zustimmung des geeets* 

gebenden Körpers, und wenn dieser auch als Kreatur des 
Kaisers dessen Willen sklavisch befolgte, solange die Masse 
des Volkes mit der uapoleonischen Politik einverstanden 
war, so hat es doch zn keiner Zeit an opponierenden 
Minoritäten gefehlt Das Gesetz ftber die Ehrenlegion vom 
29. floröal X, 19. Mai 1802 ist wie im Tribunat so auch 
im gesetzgebenden Körper lebhaft bekämpft worden; die 
Abschnitte des Code d'instruction cniiiüielle wurden im 
Jahre 18UÖ mit 178: 8ö, mit lH4:lüU, mit 1^1 :9ü, mit 
190 : 72, mit 199:62, mit 194:41, mit 197:56, mit 
150:105, mit 199:58> die Abschnitte des Code p6nal im 
Jahre 1810 mit 225:35, mit 240:16, mit 208:43, mit 203:42, 
mit 221:22, mit 237:21, mit 239:15; auch das Gesetz 
vom 20. April 181U, Sur rorganisatiou de rordre judiciaire 
et Tadministration de la justice wurde nur mit 188:50 
aiigenonuneD. 

Als aber Napoleons Stern im Untergehen war, hat 
auch der gesetzgebende Körper versagt , indem er die Be- 
willigung außerordentlicher Mittel durch eine mit 223:31 
beschlossene Adresse von der Abstelluuf,' von Mißbrauchen 
abhängig machte; was am 31. Dezember die Vertagung und 
beim NeniahrBempfang eine heftige Ansprache Napoleons 
zor Folge hatte. 

8. Dm Tsllmiiat; 

Nach der KonsularvcrfasBung bestand das Tribunat 
aus lOo Mitgliedern, die vom Senate aus der Nationalliste 
aul fOnf Jahre unter j&hrlieher Emenenuig Ton einem 
Fttnftel gewählt müden, mit jederaeitiger Wiederwahl; der 
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Gehalt betrug ijüUU Fr., die Öifentlichkeit wurde bis zu 
200 Zuhörern gestattet. Die Funktion war gewissermaflen 
die einer ersten Ennuner, aber ohne jede Entaeheidung^ 
gewalt (Art 27— S0> 

Das Senatnskonsnlt von 1802 setste die Hitgliederzahl 
auf 50 herab mit i'artialerneueruug zur Hälfte alle drei 
Jahre (Art 7i>). 

Das Senatuskonsult von 1804 erhöhte die Dauer der 
MitgUedaehaft aaf sehn Jahre mit Partialemenemng alle 
ftnf Jahre. Der PifUiident sollte auf PrAsentation yom 
Kaiser ernannt werden. Das Wichtigste war, dafi die Ver- 
handlungen nicht mehr im Plenum, sondern nur in den 
damals gebiUleteu Sektionen ütatttindeu sollten, wodurch 
die ÖiTentlichkeit ausgeschlossen war. 

Aufgehoben ist das Tribunat durch Senatuskonsult, eon- 
cemantrorgaoisation du Corps lögislatif, vom 19. August 1807 
in der Weise, dafi die Mitglieder des Tribunats in d^ 
gesetzgebendi 11 Kuiper eintraten bis zu der Zeit, wo ihre 
Funktion im Tribunat atUgehört haben würde. 

4. Das MlnlBteriuni. 

Wie im ancieu regime und während der Revolution, so 
war das Ministerium auch unter Napoleon keine Kollegial- 
behOrde. 

6. Der Staatsrat. 

'Er war in seiner Organisation und Zuständigkeit 
keineswegs in der Weise wie h&ufig angenommen wird, eine 
napoleonisehe Neusehdpfung , sondern in der Hauptsache 

eine Wieih'rherstellung der gleichnamigen Institution des 
ancieu regime, welches noch in seiner letzten Zeit durch 
das Beglement vom 9. August 1789 den Versuch einer 
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leitgem&fien Reform gemaebt hatta (Aaeoc 2&— 88, Ltoing 
343 ff.)- Die Revolution hat den Staatsrat aufgehoben; von 
1790 — 1800 hat es keinen in Frankreich gegeben ; er wurde, 

abgesehen vou den !• uuktioneii. die auf den Kassationshof 
übergiügcü, gewisserinalieii mit dem Staatsministei iuiii ver- 
schmolzen, mit dem Ministerium unter dem Vorsitz des 
Königs (Gesetz vom 27. April / 23. Mai 1790, Art 15, 17, 35. 
Aneoc 85-99, Uning 355—362). 

Der napoleonisehe Staatsrat war wieder keine ScbOpfong 
aufeioen Wurf; die Grundlajre bildete dieKousularverfassung 
Art. 52 i die näheren Bestimm uugeu enthalten das Arrßtö 
eonsulaire vom 5. ni?08e VIII und 26. Dezember 1799, das 
Arrttö vom 27. frnetidor YIII und 25. August 1800, das S. C. 
vom 18. fructidor X, das RegUroent vom 19. germinal XI, 
das S. C. vom 28. floreal XII, 18. Mai 1804, Art. 75-78, 
die Reglements vom 11. Juni und 22. .luli IROfi. vom 
26. Februar 1800 und vom 7. August 1811. DieKeorganisation 
von 1814 wurde dureh das Gesetz vom 23. August 1815 
Tftekgftngig gemacht Namentlich hinsichtlich der Zahl der 
Mitglieder, der Amtsdauer und anderem hat man ge- 
schwankt. 

Im großen und ganzen aber handelte es sich um VVieder- 
herf^tellung. Sowohl hinsichtlich der Zusammensetzung wie 
hinaichüich der Zuständigkeit hat man sich an das Frühere 
angeschlossen. Wie der alte, so war auch der neue Staats- 
^ rat Im wesentlichen eine beratende Behörde; er hatte die 
Entwürfe zu Gesetzen und Verordnungen festzustellen, 
aber namentlich die su^^enannteii \ erwaltungsstreitsachen 
zu entscheiden, fUr die durch das Gesetz vom 8.pluviose YXII 
auch hinsichtlich der unteren Instanzen eigene Organe 
gesehaflfon wurden ( Aucoc 89—100, LGuing 363, 376 ; Faustin- 
H6Ue I, 225, II, 590). 
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6. Die VerwaltuBSsorffanisatioii. 

Im GegeDtMitz rar DirektorialverfaaBiiiig enthAlt die 
Konsnlarverfassung darüber sehr wenig. Üm so wichtiger 

ist (las Gesetz vom 28. pluviose VIII, 17. Februar 1800. 
Sur lu division du territoire et sur radministration (Taiue 
R^v. 1, 250, 292; III, Ö2, 291, 025; R6g. moderne 
L 117. Aolard 716). £b ist schon den Weg der ordent- 
lichen Gesetegebnng gegangen ; im Staatsrat ausgearbeitet, 
im Tribunat am 23. — 25. pliiTiose diskutiert, wobei viele 
Beden dagegen gehalten wurden, ist es vom gesetzgebenden 
Kuri er am 28. pluviose mit 217 :63 aDgeuommen. Wohl 
das bedeutungsvolUte Gesetz, welches Napoleon erUssea 
hat, sich in manchen Beziehungen stark an das acien 
rögime anlehnend und in den Hauptzagen noch heute 
gültig. Die Hauptpunkte sind : 

1. Es wurden die Departements beibehalten, die 
Distrikte wiederiiergestellt, die Kantons als Verwaltungs- 
bezirke und als Kommunalverb&nde gänzlich beseitigt, die 
Einzelgemeinden in den Torigen Stand wiedereingesetzt. 

Die Wiederherstellung der Distrikte von 1790 (föO) 
geschah unter dem Namen Arrondissements (402); sie 
wurden zwui mtinigs Arrondissements coniiuuuaux ge- 
nannt, das l)eUt'utet aber nicht, daß austeile oder 
neben den Kantonalgemeinden die Distrikte kommunali- 
siert worden w&ren; es heifit im Senatuskonsult vom 
16. thermidor X, 4. August 1802, ganz richtig: .chaque 
arrondissement communal ou district de sousprAfeeture* ; 
bald luil sich der Zusatz ganz verloren: man wollte 
eben höhere KommunaiverbüDde über den tinzeigemein- 
den, die stark genug gewesen wären, der Zentral- 
gewalt Widerstand zu leisten. Überhaupt nicht Die 
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7000 KaDtODS Warden wieder, was sie 1791 — ^1795 gewesen 

waren^ zu Bezirken für die Friedensfzerichte, für Wahlen, 
för Militilraushebinig degraciiert; nur l!^4S 49 hat man 
ernsthaft an den Kantou als Verwaltungsixv.irk wieder 
gedacht; in der damaligen Verfassung heiöi es Art 77: 
,qa'il y-anndt dans ehaqne eanton an eonseir ; der damals 
▼om Staatsrat ausgearbeitete nnd von einer Kommission 
der National versammluDg nach dem Berichte von Odilüu 
Barr5t im großen und ganzen augeuüiuuiene Entwurf ist 
wegen des 2. Dezembers 1851 nicht zustande gebracht; 
aber Vivien, der Hauptnrheber dieser Idee» ist noch in 
seinen Itltudes administratiTes darauf zurQckgekoromen, und 
Aulard sagt bei Gelegenheit der Schrift von Vergues (R^v. 
franc. 44, 88): „aujüurd'hui jilu.-. d'un homnie politicjue 
songe k modifier notre r^ime municipal sur le modele 
du regime de Tan III." 

Die44,000 Einzelgemeinden, in etwas reduziert, erhielten 
ihre Selbstftndigkeit zurfleh wie naeh der Verfassung von 

1791 und liaben diese Selhstilndif^ki it bis auf den heutigen 
Tag bewahrt. Ks besteht demnach wii' in Preutien, so auch 
in Frankreich und zwar vor und nach der Revolution, mit 
Ausnahme der Jahre 1795 — 1800, das Kleingemeindetum, 
indem Uber 8000 Gemeinden weniger als 300, Uber 12,000 
weniger als 400 Einwohner haben. 

2. Die bisherigen Wahlen hörten gänzlich auf, nicht 
nur für die Orgaue der laufenden Verwaltung, sondern 
aueh fftr die Vertretungen, fUr die Konseils der Departe- 
ments, der Arrondissements und der Kommunen; anstelle 
der Wahl trat auch für die kommunalen VertretungskOrper 
die Krneuuuug durch das iStaatsoberhaupt oder ilesbeu 
Beamte. 

Toa M«i«r, fnax, EioflOsM 1. 18 
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3. Für diese ernannten Konaeils blieb swar die Kollegial- 
verfassang beateben, fttr den ConBeilgönöral des Departements 

Yon Mitgliedern, der sich j&brlieb wie alle diese 

KonseÜB auf 14 T;me veisaimnelte, der die Beschwerdeu 
wegen ÜlH'iiuiniuug mit mdirekten Steuern eutüchied, die 
Unterverteilung auf die Arrondissements vornahm, die Höhe 
der zugunsten der Departements aufzulegenden Zuschlags- 
oentimes festsetzte und die vom Prftfekten ttber diese letzteren 
gelegte Rechnung prüfte, der aber im übrigen nur WQnscbe 
auszuspredieu hatte: Je conseil exprime sou opiniou sur 
Tötat et le besoin du departcmeüt et 1 adresse au ministre 
de l'intörieur" ; ft\r den Conseil d'arrondissement von 1 1 Mit- 
gliedern, der die Unterverteilnng der direkten Steuern 
auf die Gemeinden Yomahm, die Rechnungen des ünter- 
prftfekten über die Zuseblagcontimes anbftrte, Uber Steuer- 
beschwerden nicht zu entsdieideu, sondern nur Gutachten 
abzugeben hatte, aber wieder Wünsche äußern konnte; 
und für den Conseil communal, der gleichfalls nur 14 Tage 
im Jahre zusammenkam. 

Aber für die laufende Verwaltung hürte die Kollegialitat 
auf; anstelle der Direktorien für die Departements und für 
• — die Arrondissenients traten Präfekteu und Uuterjiräfekten. 
Auch die Stellung der Maires wurde jetzt eine ganz andere, 
selbst gegenüber dem acien regime, wo es bäuftg Corps de 
ville gegeben hatte; die Maires wurden nunmehr Prftfekten 
^ • in Duodez. Wie schon 1799 Röderer gesagt hatte : ,d61ib6rer 
c'est le fait de plusieurs, administrer e*e8t le fait d*un senl*, 
oder wie es in den Mutiven zu dem Gesetz vom 2R. pluviose VIll 
hieß: „aduäni^^trer doit etre ie lait d'uu homme et juger 
le fait de plusieurs". 

Selbst diese von Staatsbeamten regierten Kommunen 
wurden yon anderen Staatsbeamten, man kann nieht sagen 
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beTonDundet, Bondera auf ScliriU und Tritt geleitet Sftmt- 
liehe Beschlüsse der Munizipalrftte, Jede noeb so kleine 
Ausgabe bedurfte der Genebmigung des Prftfekten; nicht 

dem Munizipalrate, souderu dem Unterpräfekten legte der 
Maire dieiiechuuüg; derPräfekt mußte jede» Jahr weuigsteus 
zweimal, der Unterprftfekt wenigstens viermal jede Gemeinde 
Tisitieren. Die Gemeinden waren wirklich nur passiTe 
SelbBtyerwaltnngBkOrper, BeTdlkerongsabteilaiigen ftr die 
Erhebung der direkten Stenern und für dielfilitilrauBhebung, 
Im iiiv mati^re coutrihuable et conscriptible. Die vijlligf 
Identität vou Staat uud Gememde wurde im Jahre 1813 
erreicht, wo auch das beiderseitige Vermögen zusammen- 
geworfen wurde, indem die Überweisung aUee Gemeinde- 
TBnnAgeuB mit Ausnahme der Waldungen an die Staats- 
sebuldentilguugskasse behnft Yerkauf zum Yorteil der Kasse 
gegen eine Kente im Staatsschuld buch erfolgte. 

7* Die GtöriclitB Verl a SS ung- und die materlelie 

Bureb die Konsularrerfassung Titel V Des tribunaux 

Art. 60 —68 wurde die Justizorganisation in zwei wichtigen 
Beziehunjren geändert. Erstens trat auch hier mit Aus- 
nahme der Friedensgerichte, für welche die Wahlen damals 
bestehen blieben, anstelle der Wahl die Ernennung, die 
jedoch auch hier an die WAhlbarkeitslisten, je nachdem an 
die kommunale, departementale oder naUonale Liste gebunden 
wurde. Zweitens wurde duicli Einrichtung von Appellatious- 
^rericbten Uber denen der ersten Instanz eine gerichtliche 
HieraK hie wiederhergestellt. 

Das Geseta vom 27. ventose VIII, 18. M&ra 1800, sur 
rorgaaisation des tribunaux, welches für die Justiz dieselbe 
Bedeutung bat wie für die Verwaltung das Gesets vom 

18* 



196 & AbMkaitL Iiis Tcrwiridiebnof dieser Um. 

28w plmrioee Vni, hob nmielMt die ImiinrigeB Gerichte 
enter Inatam, die 17d5 geacfaifieM Deperleiiieetflgeriehte 

auf und enifhtete, wie schon 1789-91, Gerichte enter In- 
stanz für jeden der daiuüls wiederhergestellten Distrikte, 
bestehend aus 3 bis 10 Mitgliedern, die größeren in Sektionen 
seslüleiid, neUndig für die meisten Zifüsarhen. fQr die 
poüee eometioMlle und fftr die Berufung von den Friedenn- 
gerichten. Über ihnen gab ee 29 AppeUationsgerichto« 
bestehend aus 12—31 Mitgtiedeni, die grftOeren wieder in 
Sektionen zerfallend- Der Kassationshof blieb in bisheriger 
Weise bestehen. Sodann hob das Gesetz die bisherige 
Wahl der Vorutienden erster Instanz durch die Mitglieder 
ftof, indem se nnnmelir nnter Beschiinkong nnf die Mit- 
glieder ernannt worden, wihrend Ar die Präsidenten vnd 
Yiseprlsidenten des KassationsholeB die Wahl durch die 
Mitglieder «laiuals bestehen blieb. Dagegen brachte das 

Gesetz für alle ernanuten Richter die lebenslängliche Amts 

daner, da sie nur entsetzt werden konnten — und daa galt 
auch fhr die gewählten Friedaisrichter, — wenn sie ent- 
weder ana den Listen gestrichen oder wegen forfattnre 
gerichtlich Terurleilt waren. Die Anklage- und Urteil^fnrj 
wurden beibehalten. 

Durch das öenutusconsult von 18o2 wurde die Bindung 
an die Listen, indem diese damals beseitigt wurden, auf- 
gehoben und dadurch die Unabsetabarlceit gesteigert Denn 
bisher hatte es in der Hand der Wähler gelegen, die Biehter 
durch Streichung ans den Listen Tom Amte zu entfernen. Das 
Senatuskonsult von 1804. Tit. XIII, Art. 101-131 führte 
neue ^ouit'uklatureu ein und legte dem Kaiser das Recht 
bei, auch die Präsidenten des Kassationshofes sowie die 
Übrigen Präsidenten auflerhalb des Kreises der Mitglieder 
XU ernennen; die Haute cour wurde durch Abschaffung der 
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OfiflciLWoreDen und durch genauere Kompetonzbesümmimg 
reorgwisiert Dm Senatoakonsiilt vom 12* Dezember 1807 
▼erfQgte, dafi die LebensUnglielikeit erst naeh faufjähriger 
Probezeit beginnen sollte, zugleich aber wurde behufs 

Reinigung des Richterstandes eine Senatskonimission nieder- 
gesetzt, was zur Folge hatte, daß duich Dekret vom 
24. M&n 1808 etwa 60 Richter ihrer Amter enthoben 
wurden. 

Dnreh den Code dMnstmetion eriminelle voni 16. Deiem- 

ber 180« wurde die Anklagejury mit 8 Geschworenen ahge- — ' 
«Charit, die Urteilsjury dagegen beibehalten gegen Napoleons 
eigentliche Überzeugung ^ruppi, Napoleon et 1^ jury. 
Bede bei Wiedereröffiinng der Sitsongen des Kaasations» 
bolBs 1896; im Bnehhandel nicht erschienen, mir unzu- 
gänglich). Die Bildung der Gesehworengeriebte erfolgte 
auf Grund einer vom Präfekten aufgesteilteu, vom Assisen- 
prüsidenten reduzierten Liste, wiilirend früher die Kom- 
munal- resp. die Nationalliste maßgebend gewesen war. 

Das Miniatöre public wurde durch die Vereinigung der 
Funktionen des StaatflkommiBsars und des dflfientlichen An* 
Uigerg zu der noch jetzt bestehenden Einrichtung um- — 
gestaltet. 

Die koUegialische Veriassung der Friedeusgerichte war 
achoD durch Gesetz vom 29. ventose X unterdrückt. 

Das Gesetz vom 20. April 1810 snr Torganisation 
judiciatre et FadminiBtration de justice bildet einen 
xusammenfaseenden Absehlufi. 

Das Nota I Kit v, ar 1803, das Hypothekenwesen schon unter 
dem Direktorium, dann durch den Code Art. 2092 — 2203, 
die Erfordernisse zum fiichteramt und zur Advokatur waren 
1804 neu geregelt 
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Hinsichtlich des materiellen Rechts war w&hi-enddes anciea 
— regime der Zustand sehr bantseheckig goweeen ; namentlich 
huuiebtlieh des ZiTÜreebts. Es bestand nicht nur eine Schei- 
dung in die Gebiete des droit 4crit und dee droit coutninier^ 

soudeiü jede Provinz, jede (iegeiid hatte ihr Partikularrecht ; 
es gab 3(i<t Provinzialrechte , iu gröberen oiier kleineren, 
Gebietsteilen ; auch iu den Ländern des droit äcrit war das 
römische Recht vielfach durch Observanzen und Statuteir 
modifixiert, wfthrend es umgekehrt ein gewisses gemeines droit 
eoutumier gab, das man gleichfalls zu kodifizieren suchte» 
Schon das Königtum hatte auch in dieser Beziehung 
die Einheit gefordert, insbesondere liudwig MV. und 
Ck)lbert 1607, 1070, 1673. NamentiicU die Reform des Zivil- 
prozeeses durch die Ordonnanzen von 1607, unter Bei- 
bebaitung der «bis auf die Wurzel zurückfahrenden ger- 
manischen Gedanken der Mflndlichkeit und Verhandlungs- 
maxime" (Wach), im Sinne der Vereinfachung und Abkürzung 
j ist eme &o vollstitndige gewesen, liaß sie noch die Grund- 
' läge des heutigen Code de procedure bildet. Und auch 
die Ordonnance criminelle von 1670, bei der wie stets in 
alterer Zeit Strafrecht und Strafverfahren zusammengefafit 
wurden, bedeutete einen aufierordentlichen Fortschritt. 
Ebenso die Koditi/i mng des Handelsrechts durch die 
Ordonnance de conunerce von 161'*. 

Was unter Ludwig XIV. begonnen war, ist unter seinem 
Ilachfolger durch den Kanzler D'Aguesseau weiter gefuhrt» 
indem nunmehr auch einzelne Teile des Zivilrechts in An* 
griff genommen wurden, so die Materie der Scbenkunge» 
durch die Ordonnauie von 17;n, die der Testamente durch 
die von 1735, die der Substitutionen durch die van 1747^ 
alles Materien, die ohne wesentliche Änderungen in den 
Code civil aufgenommen sind. 
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Die Kevolutiüu hat diese Bestrebungen mit großer 
Energie wieder aufgenoiiiiuen. Das denchtsverfassuugs- 
gesetz vom 16. August 1790 Tit. II, ArU 19 schreibt vor: 
«Lee lois civües seront reviies et röformöes per les l^ft* 
latoree; et il sera fait un code g^nöral de lote simples, 
claires et appropri^es k la constitiition'' ; es hei6t in der 
Verfassung von 17?n Tittjl 1, Art. 3, Nr. 13 unter den Dis- 
positioDS foudamentales : „II sera fait uii cude de lois civiles 
eommunes & tout le royatime" ; es beißt endlich in der Ver« 
fassuDg TOD 1793 Art. 85: Le code des lois civiles et 
criminelles est nniforme par tonte la r^pnbliqne. Der 
Konvent hat diesen Plan zu verwirklichen gesucht. Schon 
am i». August 1703 hatte Cambacön'^s Namens des Gesetz- 
gebuugsausächttsses ein voUstäudigeö L'rojekt zum Code civil 
in drei Bttcliem: Personen, Eigentum, Verträge vorgelegt; 
das erste Buch ist in den Sitzungen vom 22., 24., 29. Angnst 
diskutiert und angenommen; eine Diskussion Ober das 
zweite Buch hat am 2. September stattgefunden; die beiden 
Osetze nber die unebf'lichen Kinder vom 2. November 1793 
und t^ber die Schenkungen und Sukzessionen vom <i. Januar 
1794 sind daraus hervorgegangen ; gleichseitig wurde jedoch 
das ganxe Projekt als zu zahm und zu juristisch an die 
Kommission zurftckverwiesen ; Cambeo^rte hat einen neuen 
Entwurf vorgelegt, lil^er den die Diskussion am 1<>. Fel^ruar 
1794 begonnen hat, ohne zum AhschUiß zu kommen; die 
Verfassungskonimission wurde nun mit einem nochmaligen 
(dritten) Entwurf beauftragt; es ist dann aber nichts 
weiter erfolgt (H41ie 792 ff.). 

Unter dem Direktorium hat die Sache ganz geruht, 
aber Napoleon hat die Wiederuuii.ahme des Werkes gleich- " 
zeitig mit dem ^5^aats^lreiche in die Hand geuommeu und 
durch Arr^tö consulaire vom 24. thermidor Vlll eine Kom- 
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misnon niedergesetzt, sä der Tronehet und Portalis ge- 

höitcü; der Staatsrat, das Tribunat, der Senat ha))eii sich 
damit heschaftigt; scliließlich wurde das Ganze iu :»')Gesetz- 
eutwUrfeu oacheiimoder dem gesetzgebeudeu Körper vor- 
gelegt uad von dieMtn Jn den beiden Sessionen 1803 und 
1804 in der Zeit vom 8. Mäns 1803—15. M«rz 1804 nach 
und nach angenommen, die Einzelgesetze aneh sofort publi- 
ziert; bis das Einführungsgesetz vom 30. ventose XII, 
21. März diese 36 Einzelgesetze ziisanuueufaßte und 
sie als einheitlithes GeseU unter fortlaufender Artikelfolge 
— als Code eivü des Francs noehmals publisierte. Abgesehen 
yon den Prftliminarartikeln, die sieh auf die Verkttndigung, 
die Wirkung und die Anwendung der Gesetze beziehen, zer» 
fÄllt der Code in drei Bücher, von denen das erste das Per- 
sonen-, Familien- und Erbrecht, das zweite den freiwilligen 
Übergang des Eigentums durch Schenkung und Sukzession 
enthalt, w&hreud das dritte eine Anzahl von Regeln über die 
Obligationen aufstellt Der Code ist in gleichsam zweiter 
) Auflage unter der Bezeichnung Code Kapoleon durch Gesetz 
. vom 3. September 1807 nochmals publiziert mit etwas ver- 
ändcrttiu Text; doch war die einzige wesentliche Ändeiung 
die Aufnahme der durch das Senatuskonsult vom 
14. August 1806 für das fitablissement des neuen Adels 
eingefbhrten Substitutionen als Zusatz zu Art 896. 

Von politischer Bedeutung sind der absolute Eigentums- 
begriff des Art 544, femer die schon durch Gesetz yom 
20. Sei)(emer 1792 eingeführte Ehescheidung (H^lie, l[\b) 
und besonders die Gestaltung dta Erbrechts. Bereits das 
Gesetz vom 8./15. April 1791 sur le partage des suoces- 
sions ab intestat hat den rOmisch-rechtlichen und in vielen 
Gegenden, namentlich iQr den dritten Stand, gültigen 
Grundsatz aufgestellt, das beim Intestaterbrecht alle Erben 
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gleicbeu Gruden» ohue Kucksicbt auf Alter und Geschlecht 
gleiehe Teile erhalten sollen. Dieselbe gleiche Teilung 
bntte das Gesetz sur les Dotküons et soccessions vom 
6. Janoar 1794 aach fQr daa testamentariache Erbrecht 
«iugefohrt. Das Gesetz sur lea liböralit^s per acte entre 
vifs et de tleiuiere volonte vom 2'), Marz 180U hatte 
einiges korrigiert. Der Code eudlich ist zu folgendem 
Syatem gelangt: fftr die Intestaterbfolge herrscht völlige 
Oleichbeit unter den Blindem; durch Testament kann 
diese in etwas eingesebrinkt werden; die Erbschaft ser- 
fällt in zwei Teile: die Reserve und die disposition dis- 
puuible; die Reserve betragt l)ei nur einem Kinde ^/s, 
bei /w* ieu ^/s, bei dreien oder mehr der Gesamt- 
hinterkssenschaft ; die Reserve gehört den Deszendenten 
und Aseendenten ohne Zulaasigkeit der Enterbung, wahrend 
Aber die Diapeaition disponible der Vater verf&gen kann. 
Die durch Gesetz vom 2, November 1793 eingeführte Gleich- 
stellung der uneiielichen Kinder und die Berücksichtigung 
der Adulterinen (H61ie 797) wurde aufp^eboben. In den 
JBestimmungen des Code Art. 1048 f. ädO. 766—762 liegt 
irotzdem eine Schwächung der väterlichen Gewalt, eine 
Auflösung der Familie (Lassalle, System der erworbenen 
Rechte I, U, 29-35. 377—381; 11,499, Rivier bei Holt/en- 
-dorflf, 5. Auflage. 711. Grome, tl. Auflage, I, Fuld, Das 
Erbrecht dp« Code civil, in bchuioUers Jahrbuch Xil (188Sj 
9d9ff. V. Miaskowski, Das Krbrecht und die Grundeigen- 
tumsTerteilung, I, 197—221: 255—278. Lavergne^ 31 ff.). 
Eine Ergänzung dee Code civil war der Code de 
- commerce, in den vieles aus den Goutumes und aus den 
Ordonuauceis de coninieixe von lü7o sowie auch aus der 
Ordonnance de marine von 1071, aus diesen beiden oft wört- 
lich, abergegangen war; imbliziert am 15./24 September 1807, 
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gültig vom 1. Januar 180S au (Lovasseur, üistoire des 
classes ouvri^)res, 2. Auflage 1903, I, 893 ff.). 

Hmaicbtlich des Strafrechts hatte bereits das Juatia- 
organiaationsgeseta ?om ltf./24. August 1791, Tit II, 
Art 21 vorgesehrieben : ,Le code p^nal sera ineessamment 
röformö de manifere, que les peines soient proportionn^s 
aux d<^lits: observant qu'ils Hoient modernes et ne perdent 
de vue cette maxime de la d^claratiuii des droits de rhouime, 
que la loi ne peut ötablir que des peines strictement et 
övidemment n^oessaires.*' Über das Strafrecht und den Straf- 
prozefi sind im Sommer und Herbst 1791 drei Geaetse 
einander rasch gefolgt. Auf die geringeren Sachen bezieht 
SU h das Gesetz sur la police mimicipale et correctionelle 
vom 19. Juli 1791, sowohl das ätrafrecht wie den btraf- 
proaefi umfassend. Fflr die schwereren F&lle sind schon 
damals Prozefi- und materielles Recht durch besondere 
Gesetze geregelt; durch das vom 16./19. September 1791 
sur la proc<''dure criiuinelle und durch das vom 26. Sep- 
tember/O. Oktober 1791, dem code ix'nal, wobei die 
* Todesstrafe fast einstimmig gebilligt war. Während des 
Direktoriums erging der Code dea dölits et des peines 
vom 3. brumaire IV, 25. Oktober 1795, ein sehr umr . 
fassendes Gesetz von 646 Artikeln» mit den Formularen 160, 
ohne diese 141 Seiten; es begreift sowohl Strafprozeß 
wie Strafrecht, wie auch Strafgerichtsverfassung: es über- 
wiegen bei weitem das Prozeßrecht und die Strafgerichts- 
barkeit; es zerfällt nach den Dispositions pröliminaires 
in drei Bücher: das erste de la police, das zweite de 
la justice, das dritte des peines; es trat an Stelle der- 
jenigen Partien des Gesetzes vom 10. .lull 1791, welche sich 
auf das Verfahren lu'ziehen, und an Stelle Jtb ganzen Ge- 
setzes vom 16./19. September 1791, w&hrend die auf die 
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btrafen bezüglichen BestimmuDgen des Gesetzes vom 
19. Juli und 26. September / 6. Oktober 1791 weBeoUicb 
fortbeBtandeOt und das dritte Bneh mit den Unterabsebnitten 
peinee de simple police, peines correetionnellee, infamantee 

et afriictives nur die Art. 599— ()4G entliielt. Zu den iu- 
famierenden Strafi'ii .irliort die df^gradatiou ciuque und der 
Pranger, zu deu aftlictiveo, die aber stets zugleich aucb 
inlamierend sind, das Eisen, la röcluaion dans leB maiaoiw 
de force, 1a g4ne, la döteation. Es stebt Todesstrafe auf 
Kindesmord, MIkiizfUscbung und Diebstabl. Der Versneh 
und die Teilnahme werden der VoUemluug und der Täter- 
schaft gleichgestellt. 

Uuter Napoleon wurden sowohl der Strafprozeß wie 
das Stralrecht abermals umgestaltet, jener dureb den Code 
d^instmction criminelle vom 16. Dezember 1808, dieses dnreh 
- den Code pönal vom 20. April 1810, die aber beide erst 
mit dem 1. Januar l-^il in Kraft getreten sind. 

Der Code dMnstruction criininelle wurde in neun Ab- 
sebnitten während des Novembers und Dezembers 1808 dem 
geeetagebenden Körper vorgelegt und in beiden Monaten 
von diesem angenommen. Er entbielt, wie bereits erwähnt, 
anfier dem eigentlicben StrafprozeS auch noch die Organi- 
sation der Strafgerichte und der Jury: es gibt dreierlei 
Strafgerichte: die Friedensrichter und die Maires in Polizei- 
sachen, die Zuchtpolizeigeridite der Tribunale erster Instanz 
und die Assisenböfe mit fünf Richtern des ApeUhofs oder 
des Tribunals erster Instanz. 

Der Code p^nal bestebt ans sieben Einzelgesetzen, ein - 
(liiikonisch-terroristisches Strafgesetzbuch, „ein Revolutioas- 
gesetz von einem Diktator Ireitiiilen" , zu einer Zeit revo- 
Intion&rer Zugellosigkeit und Verwilderung erlassen, auf 
krasaer Absebrecknngstheorie bembend ; Gleiebstellnng des 
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Versuchs mit der Vollendung, der Teilnahme mit der Ur- 
heherschaft j K&ckfall bei Begehung irgend einer strafbaiaa 
Haadlung; «Is Sirafen Tod, Brandmarkimg, Pranger, 
Galeere, Deportation, Verbanniing, VemOgeDskonfiskation, 
lAigerliefaer Tod; 219 Artikel kommen aof die Verlireeheii 
und Vergehen gegen die Sicherheit de« Staates; jeder 
Wider*5tand ge^jen niedere Vollziehujig>l»eauit<'. auch wenn 
er ohne Waffen geschieht, wurde mit zehn Jahren Zueilt- 
haus, jede M&nxfillschnng, Brandatütuag, Kindeaabtreilrnng, 
unter Umatänden auch der nftchüieiie Diehetahl mit dem 
Tode heetralt, Jede einfache Tötung mit lebenalftnglieher 
Galeerenstrafe, jeder, auch der unbedeutendste Hausdieh- 
stahl mit Zuchthaus bis wenigstens Umi Jahre (H41ie 831). 

Was endlieh den Zivüproxefi betrifft, so war durch die 
I Revolution an den Grundlagen, wie aie Ludwig XIV. ge* 
^ ichaffBU hatte, wenig geftndert. Der Entwurf zu einer neuen 

ZiyilproKeßordnung , der gleichfalls wenig änderte, ins> 
besondere kein materielles Prozeßrecht enthielt , gelangte 
im April 1800 bücherweise an den gesetzgebenden Körper, 
wurde im Laufe desMlbeo Monats von ihm angenommen 
und am 29. April 1806 publiziert, um am 1. Januar 1807 
in Kraft su treten; eine neue Redaktion des Code de proc6* 
dure civile vom 20. April 1810. 

m. 

Die Aiift*echthaltnng der sozialen Umgestaltung. 

Gerade in dieser Beziehung war Napoleon der Voll- 
strecker der Revolution; er hat nie daran gedacht, den 
depoflsedierten Grundadel in sein Eigentum wiedereinzuselssii. 

Den Recbtstitel der neuen Erwerber in Frage stellen, 
wurde auch den Rechtstitel der neuen Regierung in Frage 
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gfistellt haben, deven Autorität ans denelben Quelle flofi 
wie der Besits jener. .Dans cette transporition universelle 
dee fortunes le premier cohbu! eet le plus grand des par- 

venus et doit soutenir les autres, sMl veut etre soutenu par 
eux". (Taine.) Gerade die 1 2uoaoO Erwerber der Natioual- 
gfiter, weil sie trotz der Quittung für ihren fieeits ffirchteten, 
der noch data viel zu billig erworben war, gehörten zu 
seinen eifrigsten Anhängern. ,Lee dötenteurs des biena 
nationaux ne respir^rent qne lorsquMlB virent au dessus de 
leurs t^tes im guuvernement despotiqiie" (Edpar Quinet). 
»Jung und alt warf sich in die Arme des erlösenden Des- 
poten, der die glücklichen Erwerber in ihrem Grundbesitz- 
genme m bewahren verspraeh" (Minzes). Deshalb waren 
in die Konsularverfassung unter die Dispositions g^n^rales 
zwei Artikel anfgeDominen, der Art. 93 fast gleichlautend 
mit Art. 383 der Verfassung von 1795: „Lu uutiun fran- 
Qaise declare, qu'en aucuu cas eile ne souflFrira le retour des 
Francis qui ayant abandonnö leur pays depuis le 14. juiliet 
1789, ne sont pas eompris dans les ezeeptions portäes aux 
lois rendues eontre les ömigrte eile interdit toute exeeption 
nouvelle sur ce point Les biens des ^igr^s sont irrö- 
vocablement acquis au profit de la n'^publique". Es standen 
damals noch 146000 auf den Emigrantenlisten. Art. 94: 
«La nation fran^ise d^lare, qu*aprte une vente legale- 
ment consomm^e de biens nationauz, qu*elle qu*en seit 
Torigine, Taequ^reur ne peut en dtre dÖpossMö, sauf au 
tiers r^lamants k dtre, s'il-y-a Heu, indemnis^s par le tr^aor 
public* 

Hinsichtlich der Kirchengüter ließ sich Napoleon noch 
besonders vom Papste im Konkordate vom 22. fructidor IX, 
10. September 1801 Art. 13 verspreehen: „Sa Saintetö 
pour le bien de la paix et Theureux rötablissement de la 
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religioQ catholique declare, que in eile ni ses successeuiä 
ne troubleroDt en aueiuie maniöre les aoqaöreurs dds biens 
ecdteiastiques aliönte et qtt*0n cona^qaence la propriM 
de oes m^meB biens, les droits et reveniu^s y attaehM 



demeureront incommutables entre lettr mains oa cellee de 
leur ayants cause." 

Nachdem bereits nach dem Siege von Marengo durch 
Arr6t6 vom 28. vendömiaire IX zahlreiche liamen ron der 
Emigrantenliste gestrichen waren, gew&hrte nach dem 
Frieden von Amiens das Senatnseonsult vom 6. flordal X, 
26. April 1802 auf Grund sehr langer Erwägungsgründe 
mit der Tendenz, die Maßregel vor der öffentlichen Meinung 
zu entschuldigen, den Kmigranteu eine prinzipielle Amnestie, 
unter der Bedingung, daß sie bis zu einem bestimmten Zeit- 
punkte lurüekkehrten und einen Eid leisteten, auch auf sehn 
Jahre lang unter Polizeiaufsicht gestellt wurden; aus- 
genommen wurden die am schwersten belasteten, deren 
Zahl jedoch 1000 nicht überschreiten sollte. Dabei wurde 
aber zugleich von ueueiu ausgesproclieii und zwar schon im 
Eingang, daß die Aufrechthaltung der GUter>'erk&ufe stets 
ein besonderer Gegenstand der Fürsorge des Senats und der 
Konsuln sein werde, wie auch in Tit. II, Art. 16 erklärt 
wurde, da6 die Amnestierten in keinem Falle und unter 
keinem Verwände „les partages de prösuccessions, successions 
ou autres acti et arrangements faits entre la r6publique et 
les particuliers" angreifen durften. Kur diejenigen Güter, 
welche in den H&nden der Kation waren, mit Ausnahme 
der durch ein früheres Gesetz für unverftufierlich erkl&rten 
Waldungen und derjenigen Grundstücke, welche einem 
öflfentlichen Gebrauche dienten uder als öffentliche Sachen 
zu betrachten seien, suiiteu nach Art. 17 zurückgegeben 
werden. 
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Du SenatitseoiiBiilt von 1802, Titel YIII, Art. 70 
stellte, wie flclioti erwfthnt, die Unwidemifliehkeit des 

\ c^kau^^ der NatiüualgUter uuter deu besonderen Schutz 
des Senats. 

Das Senatusconsult von lS(j4, Titel VII, Art. 53 Iftfit 
den Kaiser die ÜDwidermfliehkeit beseaders beechwOren. 

Die Aete da Senat vem 1. April 1814, betreffend die 
Ernennung einer provisorischen Hegiernng Nr. 4 und die 

soüjenaiinte SenatsverfassuiiLj noiu ü. April 1Ö14, Art. 24, 
euliiaiten die gleiche Zusicherung. 

Ebenso die bourbonische Verfassung, die Charte con- 
stitutionelle vom 4 Juni 1814, Art. 9: »Tontee les proprietes 
Bont inviolables sans aueune exeeption de celles, qa*on appelle 
nationales; la loi ne mettant aueune differenee entre ellee.** 
Nur die noch nicht verkauften Kungrantengüter sollten 
nach dem Gesetz vom 5. Dezember 1814 zurückgegeben 
werden. 

Als dann unter Karl X. das Gesets vom 27« April 
18S5 erlassen wurde, welches den Emigranten eine Milliarde 
bewilligte, war das ein Nagel tarn Sarge der Dynastie. 



Fünftes Kapitel. 
Daa Königreich Westfalen 'X 



In (lemjeDigeii Teile Deutschlands, der im Frieden von 
Lnneville, tatsftehlich Bchoii f raher an Fraokreieb ab* 
getreten irar, auf dem ganzen linken Bbennfer, einem Ge- 
biete, das mit 1150 Qnadratmeilen und 4000000 MenselieD 

beinahe den siebenten Teil des Deutschen Reiches aus- 
machte, im größten Teile der iieutigen Rheiuprovinz , in 
Rheiubesseu und in der bayrischen Pfalz, in einem Gebiete, 
wetebes der Sehanplatz unserer mittelalterlichen Geschichte 
gewesen war, sowie auch in den 18t0 in Frankreich ein- 
verleibten Gebieten des nördlichsten Deutschlands, an den 
Mündungen der Elbe, Wefer un(i Knis war die französische 

, Gesetzgebung in der napoleouischen Gestalt unmittelbar 

i eingefQhrt worden. 

In den L&ndem des Rheinbundes, der sich mit 
14 Millionen auf das ganze aufierpreufiische und aufier- 
österreichische Deutschland erstreckte, war die französische 



<) Solletill des lois et des d^efets dn tojwwm de WeatphsUe; 
in deattcher ÜbersetsimK unter dem Titel Bnlletin der Gesetie nnd 

Dekrete des Königreichs Westfalen; im ganzen 13 Bände; 3 Binde 
Dezember 1h»7 und 1808; H Bände 1809: 8 Bftnde 1810; 1 Band 1«H : 
2 BÄnde 1812; 1 Band bis 31. Mai 18ia. Thimme, Die inneren Zu- 
gtände des Kurlurstentums Haanover unter fraoüuüiüch-webtlaliiBcber 
Hemchall, 2 Binde, Humorer und Leipzig 1805—1805; n. 47—005. 
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Eiairirkiing eine sehr venelüedene. Iii den norddeotBcheii 

Ländern, mit einziger Ausnahme von Anhalt-Köthen , hat 
sie sich ^nr nicht geltend gemacht: im Königreich Sachsen 
und in den beiden Mecklenburg blieben die Zust&nde gerade 
80 mitteUlterlieh» wie sie vorher gewesen warn; w&hread 
in SflddentsehUnd namentlich die beiden Königreiche 
nnd die beiden GroftherzogtHnier, die als solche erst yon 
Frankreich geschaffen waren, bei der notwendigen Reorgani- 
sation des inneren Staatslebens von Napoleonischen Impulsen 
sich leiten liegen. 

In noch höherem Mafie machte sich der franzflsisehe 
£inflQ6 in den fransOsischen Vasallenstaaten geltend, die 

nach d€i K«T,tastrophe von 180() und schon in der ersten 
Hälfte diese» .Jahres aul iieulschein zwischen Rhein 

und Elbe, ja sogar über die Oder und Weichsel hinaus, 
wenn man das Groöheraogtnm Warachan mitrechnet, er- 
richtet wurden, Vasallenstaaten deshalb, weil sie in der 
Person ihrer Herrseher aus der Kapoleonisehen oder ans 
der sächsischen Familie völlig abhäu^^ig von irraiikreich 
geworden waren. 

Unter ihnen hat das Königreich Westfalen die gröfite 
Bedeutung gehabt. 

Der Name Westfalen war lui Unterschied von dem 
Nameu Ostfuleu beit lauge volkstümlich gewesen. Mau 
sprach von westfälischen Femgerichten, vom westfälischen 
Frieden, Yom ItOlnischen Herzogtum Westfalen, von .den 
westfiüischen ProTinzen Preufiens. Den Fhtnzosen des 
18. Jahrhunderts erschien Westfeien als ein ziemlich 
wildc^. iMikiiltiviertes Laoci, in welchem auf einem alten 
Schlosse Voltaire semen Candide wohnen läßt. Aber eine 
politische Einheit hatte das Land der roten Erde noch 

T»» M*Utf rnu. SiaMM* 1. 14 
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ntemftla gebildet; Joctiis Gruner, als er in einer iwei- 

l)aiKligeü lieisebeschreibung den sittlichen und l»ürgerUchen 
Zustand Westfalens zu Ende des 18. .lahrhunderts 
schilderte, rechnete 2a Westfalen im uatOrlichen Sinne 
nieht nnr diejenigen Landeeteile , die heute zur Provinx 
Westfiüen gehOrem, sondern auch solehe, die der Rhein- 
provins einverMbt sind, wie Cleve, Wesel, Duisburg, Düssel- 
dorf, Kllierfeld, ii.uuien. Crefeld, Essen, weite Gebiete der 
Provinz Hannover wie Osnabrück, Hoya, Bremen, ü^tfrie^j- 
land, die Grafschaften Lippe und Scilaumbarg-Lippe , das 
Herzogtum Oldenburg. 

Bei der Orttndung 1807 umfaßte das Kdnigreich West- 
falen 700 Quadratmeilen mit fest zwei Millionen Eln- 
^v(»llnem. Ks war eine stark»^ Übertreibung, wenn der 
Geiieraldireklor des ölieutlicheu Unterrichts , Johannes 
von Mtlller, in seiner fiede beim Schlüsse des ersteu west- 
fUiflclien Beichstages am 30. August 1808 sagte: »Aus 
zwanzig Lftndem sehuf er ein Reich*, denn dazu mttfiten 
die einzelnen Anteile erst in ihre Urbestandteile aufgelöst 
werden. Die gute Hälfte, 354 Quadratnieileu mit einer 
" Million, war bisher preußisches Gebiet gewesen, das gauz ' 
Preußen westlich der Elbe: das Ileryn-tuni Magdeburg mit 
den St&dten Magdeburg und Halle, das Fürstentum Halber- 
atadt, die Altmark, das Eichsfeld, die Siidte Kordhausen 
und MOhlhausen» femer Hildesheim und Goslar, einige 
rarzellen iler alten und neuen )»reußisclien Gebiete in 
Westfalen; gerade die pieußisehen Gebiete haben dem 
neuen Staate den eigentlichen Charakter gegeben; aus 
ihnen stammten die meisten und tüchtigsten Beamten, 
namentlich die der Verwaltung. Der hannoTersche Bestand- 
teil betrug ursprünglich nur 108 Quadratmeilen mit dOOOOO, 
<lemi es handelte sich damals lediglich um das GötUngen- 
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Orabenhfigeiisehe mit 52 Qaadratmeilen und 170000 und 

iitti (1 (s 0 üabrücksche mit 5() Quadidtmeilen und 136000 
Kiiiwoiineru; erst 1810 wurde der übrige Teil des Kur- 
fürstentums Hannover, der bis dahin in unmittelbar franzö- 
«Bchem Bedtz geblieben war, dem KOnigreieh WeBtialen 
zugelegt, dessen Umfang dadurch auf 1150 QuadratmeOen 
mit fast drei Millionen stieg, also beinahe rerdoppelt wurde ; 
damals hat der hannoversche Anteil den preußischen tiber- 
troffen; diese Vergrößerung wurde aber nach wenigen Mo- 
naten in der Hauptsache wieder rückgängig gemacht da- 
durch, da6 der nördlichste Teil Hannovers und aufierdem 
das Osnabraeksehe in Frankreich inkorporiert wurden. Knr- 
hessen bildete mit 100 Qaadratmeilen und 400000 den 
vierten Teil Westfalens; Braunschweig war etwa 7<> Quatrat- 
uieilen und 20UUUU groß. Nur der preußische Anteil war 
durch Vertrag, Hannover, Kurhessen und Braunschweig 

^ durch delyUlatio erworben. 

Man war weit davon entfernt, eine tyrannische Fremd- 
herrschaft aufrichten zu wollen. Im Gegenteil war der 
oberste Grundsatz bei der Errichtung die Herstellung eines ^ 
neuzeitlichen Musterstaats mit allen Errungenschaften der ( 
Bevolution, soweit sie von Napoleon gutgeheifien waren. 
Wie ee Leist in der Sehlufirede vom 12. März 1810 aus- 
gesprochen hat, in den westiUischen Einriditungen sei das 
Vorbild für die übrigen Staaten des Rheinbundes zu er- 
blicken. Namentlich gegen Preußen sulUt Westfalen ein 
stärkeres Bollwerk bilden als die Elbe; niemand sollte 
wünschen, unter die preuftische WillkUrherrsehaft zurfick- 
mkehren. West6üen sollte sogar ein "Werkzeug weiterer 

^ Propaganda sem; man sah ein, dafi es fftr jetzt nicht m(^- 
licli sei, das Land zu französieren, aber man betrachtete 
doch die Westfälinger als künftige Ernnzosen. 

14* 
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Zwar Ton VolksBouveriniUt^ voa MenseheDreebten und 
TOD Gtowalte&telliiiig war in der tod Napoleoa selbat d. d. 
Fontainebleaa, 15. Koyember 1807 erlaflsenen« vom franiO' 

sischen Staat88*»kretftr Maret gogengezeiclmeten und von 
J6r6me durch Deki t t vom 7. Dtzeiiiher 1807 lediglich pub- 
lizierten \ erfassuugsurkuüde keine llede. Sie war auclk 
sieht eigaaUich ein Abklataeh der franxösischen Verfasaiuig, 
die damals in Terscliiedene Urkunden lenplittert war, aoeb 
deshalb nicht, weil manche französische Einrichtungen auf 
ein so viel kleineres Land schlechterdings nicht Qbertrag- 
bar waren: von den großen Staatskürpern fehlte in West- 
falen nicht nur das Tribunat, welches ziemlich gleichzeitig 
in Frankreich aufgehoben wurde, sondern auch der Senat» 
} Staatsministerium und Staatsrat wurden you Frankreich 
.einfiaeh herttbergenommen. Das Staatsministerium bestand 
wie in Frankreich aus einzelnen Fachminist^m, von denen 
jeder dem Könige verantwortlich war. Nach der Ver- 
fassung selbst, Art. 19 und 2Ü, waren es vier Minister, 
einer für Justiz und Inneres, wobei zum Innern auch der 
KnItDS, die Landwirtschaft und die Oifentlichen Arbeiten 
gehörten, der Kriegsminister , der Finansminister, der 
Minister für Handel und öffentlichen Schatz und der 
Minister-Staatssekretär für das Auswitrtige; durch Dekret 
vom 2. Dezember 1808 wurde aber das Ministerium für 
Justiz und Inneres in zwei Ministerien zerlegt, so daB es 
Tom 1. Januar 1809 ab fftnf Minister gab. Von diesen 
waren Franzosen Simten, der Minister des Inneren und 
der Justiz, zuletzt der Justiz, der kein Wort Deutsch ver- 
stand, und die Kriegsminister, die sich bis 1812 gefolgt 
sind, biö aul den Grafen Höne, der im Almauach von 1813 
als solcher aufgeführt wird; die übrigen waren Deutsche. 
Finanzminister wurde am 8. Mai 1808 der Präsident der 
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Kriegs- und Domäueiikammcr zu Magde!)urg. Hans von 
Bülow, der Vetter Hardenbergs, der spätere preußische - 
Finanzminister (1813 — 1817)« der schon seit dem U. De- 
lember 1807 Mitglied des Staatsrats gewesen war, Ins 1811 
blieb und dann von einem anderen Prenfien, Malchns» frfiber 
Kriegs- und Domlnenmt bei der Halberstftdter Kammer, er- 
setzt wurde und bis zulotzt als Graf von arienrode blieb. 
Minister des inuern wurde Ik i d^r Teilung dv- Mmeouschea 
Ministeriums der frühere Braunscliweigiache Minister von 
'Welffiradt, der merst im Staatsrate Prisident der Sektion 
des Inneren und der Justiz gewesen war und der bis zn 
Ende blieb; Minister-Staatssekretär war anfangs der 
Deutsche Tacitus, der Schweizer Johannes von Müller, der 
dieses Amt aber nur vom 23. Dezember 18U7 bis zum 
21. Januar 1808 innegehabt hat, um dann auf seinen 
Wunaeh Generaldirektor des Unterriebts zu werden, wo 
epAter der GOttinger Professor Leist sein Naebfolger wurde; 
im Staatssekretariat folgte ibm J^rdmes intimer Freund 
und ehemaliger Sekretär, der iVauzose Ltonius, aus 
Martinique gebürtig;, bekannt als Graf von Fürstenstein, 
nachdem ihm das erledigte Lehen der Diede von FOrsten- 
atein verliehen war; auch er blieb bis zuletzt; als Iran- 
BllBiflcher Gesandter in Kassel fungierte Reinhardt, als 
wBstfiUischer Gesandter in Paris Graf Wintzingerode. 

Der Staatsrat (Verfasaungsurkunde Art. 21^28; 
Dekrete 24. Dezember 18<J7, 25. Mai 18u9, 0. April l8iu, 
1. November 1812) stimmte hinsichtlich seiner Organisation 
bia in die Einzelheiten mit dem französischen Staatsrat 
Oberein; auch die Attribute waren genau dieselben: Ent- 
werfung und Diskutierung von Entwürfen zu Gesetzen 
und Verorduiumeu. Entscheidung von Kompetenzkonflikten, 
\ou V erwaltuugöstreitsachen und Uber die Frage, ob Be- 
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amte wegen ihrer Amtfibandlmigeii vor Gerielit geetellt 

werden sollten; neu war jedoch die Zuatändigkoit des 
westfiilisL-hen Staatsrats als Kassationfhof, wozu man sieh 
wegen der Kleinlieit des Gebietes hatte eutscbliefien müssen, 
DMbdem noch der Entwurf der VertasBnDgsnrkiinde einen 
besonderen Kassationsbof entbalten hatte. 

Im Staatsrat wurde franEteifleh verhandelt, weshalb 
die von Napoleon gegebene Direktivo. wonach mindestens 
die Hälfte der Mitglieder dem dritten St^inde angeliüren 
sollte, nicht befolgt werden konnte; manche, wie Leist und 
Dohm, waren erst eben geadelt; der Adel war ja nach der 
Verfassung sulftssig, nur dafl kern ausschliefiUehes Recht 
m Ämtern, keine Befreiung von öffentlichen Lasten damit 
verbunden sein sollte. 

Eine Beteiligung des Volkes bei der Bildung des Staats- 
willens sollte statttinden. Aber hierbei wurde das franzö- 
sische Vorbild nicht befolgt^ weder das System der Konsnlar- 
Verfassung, noch das des Senataseonsnlts tou 1802. Nach 
Art. 29—33 und 39—44 der Verfassung sollte in jedem 
Departement ein aus lebenslänglichen Mitgliedern bestehen- 
des Departementskollegium errichtet werden, ein Mitglied 
auf je liMX) Einwohner, doch so, daß die Zahl der Mit- 
glieder nicht unter 200 sein durfte. Diese wurden nicht 
gewählt wie in Frankreich, sondern vom Könige ernannt, 
der nur insofern beschrftnkt war, als er *k den Höchst- 
besteuerten, den reichsten Kaufleuten und Fabrikanten 
und deu ausgezeichnetsten Gelehrteu uud Ktlnstlern 
sowie den um den Staat meistverdienten Einwohnern ent- 
nehmen mu6to. Diese vom Könige ernannten Wahlver- 
sammlungen hatten iQr die Stellen der Friedensrichter 
sowie iDr die Stellen der drei Gonseils: der Departements- 
der Distrikts- und der Muuizipalräte, und zwar für jede 
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Stellung xwei Kandidaten dem Könige vorzuseblagen, aufler- 
dam aber die Mitglieder der StAndeTereammluDg, des 
Reiehstags ohne jede BeteUignng des Königs zu wftblen in 
der Weise , dafi 70 Mitglieder ans den Grondeigeotttineni, 

15 aus den KaulU uten und 1 aiin kauten, 15 aus Gelehrten 
und den um den Staat verdienten Einwohnern entnommen 
weiden mußten. 

Der Reiehstag (ötats da royanme) bestand also aus 
100 Mitgliedern, die alle drei Jabre zu Vt zu emenem 
waren ^ sie sollten zwar nach der Verfassung keine Diftten 
i)ekonimen, aber das vor Eröffnung der ersten Stilnde- 
versammlung erlassene Dekret vom 10. Mai 18» »8 bewilligte 
solche im Betrage von täglich 18 Fr. nebst Beisekosten 
anf den dringenden Wunsch der Gewiblten, wie in den 
ErwagungsgrOnden hervorgehoben worde. 

Zn der Kompetenz der Stande gehörte erstens die 
jährliche Feststellung des Finanzgesetzes, des Budgets; es 
hatten deshalb jedes Jahr Reichstage gelialten werden 
— mftasen; es sind aber nur zwei gehalten: der erste im 
Sommer 1808, der zweite nnd letzte während der ersten 
Monate des Jahres 1810. Anfierdem hatte der Reichstag 
die Zustimmung zu Steuer-, Justiz- und MQnzgesetzen, 
wobei jedoch keine volle Ül)ereinRtimmung zwischen dem 
französischen und deutschen Texte der Verfassuugsurkuude 
besteht (Art 22, 23). Dagegen war eine Zusümmnng der 
Stande ZOT Verwaltungsorganisation und zur Verwaltungs- 
gesetzgebnng nicht vorgesehen, hier wurde vielmehr alles 
durch königliche Dekrete geregelt DemgemAfl sind, ab- 
gesehen von den beiden Budgetgesetzen, folgende Gesetze 
erlassen: während der Session von IbUH das über die 
Patentsteuer vom 5. August 1808 (II, 275), das Uber die 
bürgerliche Prozefiordnung vom 16. August 1808 (II, 487) 
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das Uber die p«iiiliehe Proeeflordnimg vom 19. Angnst 1806 

(III, 3), das über die Gruudsteuer vom -1. Au^u:?t 1808 
(III, 107): in der zweiten Session das über die Pateut- 
steuer voui 12. Februar 1810 (VII, 123), das über die 
komktionelle Pn»e6ordiiimg vom 14. Februar 1810 (VII, 
175), das über dea Yerkaiif and die BesteneniDg des 
SalKes Tom 26. Febmar 1810 (VII, 243) und das Ober die 
Einriclitung und Krliebiiniz: der KonsumtionssteuerD vom 
8. März 1810 (VII, 275). Die Auuabme ist meistens mit 
sehr großer Mehrheit ertolgt, die der bttrgeriicheu Prozeß- 
ordnang mit 83:2 Stimmeii. £s hat aber auch an Ab- 
lehnongen nicht gefehlt. Das 1808 vorgelegte Gnmdsteaer- 
gesetz wurde wenigstens anfangs abgelehnt und im Yer- 
lauf derselben Session erst dann angenommen, als es im 
Sinne der Stände abgeändert, von neuem eingebracht war. 
Das irauzö8ische Enregistremeut ist 1810 völlig am Wider- 
stande der Stftnde gescheitert. Auch das Stempeigesets 
ist damals abgelehnt» wofftr Leist in seiner Sehlufirede 
Tom 3. Mftrs 1810 MifiTerstftndnisse verantwortlich machte. 
Ob das Dekret vom 9. Juni 1810 (VIII, 203). das den 
Stempeltarif regelte, streng verfassungsmäliig war. mag 
dahingestellt bleiben ; Malcbus hatte den abgelehnten 
Entwurf in ein Dekret umgeformt, weiches dann publi- 
ziert wurde. Wie suletst in Frankreich, so sollten In 
Westfalen von vornherein die GeBetsentwtkrfe im Plenum 
diskutiert werden dürfen; unter ähnlichen Modalitäten 
wie dort 

Hinsichtlich der Verwaltungsorgauisation bestimmt die 
Yerfassungsurkunde in Übereinstimmung mit dem franzö- 
sischen Recht, dafi das Gebiet in Departements, die De- 
partements in Distrikte (statt der franzOsiBchen Bezeich- 
nung Arrondissement), die Distrikte in Kantons und diese 
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in Munizipalitateu zerfallen sollten, in der Weise, daß die 
Zahl der Dci)aiteiiieiits weder unter acht noch über zwölf, 
die Zahl der Distrikte jedes Departenumts weder unter drei 
noch Aber fünf sein sollte (Art 34), dafi jedes Departement 
darck einen Prifekten verwaltet wird , d&fi ein Prifektur^ 
rat die Streitsachen entscheidet und daß ein General rat 
bestehen solle (Art. 35); daß die Distrikte durch tdueu 
Unterpräfekten verwaltet werden, iie])eii dem ein Conseil 
de distriet bestehen solle (Art at>), dafl jede MnniaiiiaUt&t 
durch einen Maire verwaltet wird nnd dafi daneben ein 
Monisipaliat besteben solle (Art. 37). endlieh dafi die Mit- 
glieder der drei Conseils alle zwei Jahre zur Hälfte zu 
erneuern seien fArt. 38) 

Alles weitere berttht uicJit auf Gesetzen, sondern auf 
königlichen Verordnungen. Zun&chst ist durch königliche 
Verordnung vom 24. Dezember 1807 die Einteilung In 
Departements und Distrikte erfolgt Es wurden 8 Departe- 
ments gebildet, kleiner als die französischen; das der Elbe 
mit M;igdel>in>^ als iIaui*:oiL bestehend in der Hauptsache 
aus dem größten Teil des Herzogtums Magdel)urg und der 
Aitmark mit 253000 Einwohnern, in die 4 Distrikte Magde- 
burg, Neuhaidensleben, Stendal und Salzwedel zerfallend; 
das der Fulda mit Kassel als Hauptort, bestehend aus einem 
Teile von Niederhessen, Paderborn und einigen kleinen 
westphälischen Parzellen mit 'JiüjiiOU lMi»w(diiiern, in die 
3 Distrikte Kassei, Höxter und Paderborn zerlalleud; das 
Harzdepartement mit Heiligenstadt als Hauptort, bestehend 
aus dem FOrstentnm Eicbsfeld, den Städten Mfihlhausen 
und Nordbausen, der Grafschaft Hohenstein, einem Teile des 
Fürstentums Grubenhagen, aus kleineren brannschweigischen 
und hessischen Parzellen mit 21<»000 Ennvohueru, in 
die Tier Distrikte üeüigeustadt, Duderetadt, Osterode 
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und Nordhanaeo zerfallend; das LeinedefMiTtenient mit 

Göttingen als Hauptort, bestehend aus dein Fürstentum 
Göttingen, eiuem Teile von Grubenhageu mal Teilen von 
HUdesheini, ßrauuschweig uud Hessen mit 145000 £in- 
wehnern, in die beiden Distrikte Göttingen und Einbeck 
zerfallend ; das Ockeidepartement ndt dem Hanptorte Brann- 
sehwelg, bestehend ans dem Hanptteil ▼on Brannschweig, aus 
Teileu von llildesheim und aus der Stadt Goslar mit 267 000 
Einwohnern, in die 4 Distrikte Braimschweig, Helmstedt, 
Hildesheim, Goslar zerfallend; das Saaledepartement mit 
Halberstadt als Hanptort, bestehend ans Halberstadt, 
Blankenburg, Wernigerode, Quedlinburg, dem SaalkreiBe 
und Teilen von Mansfeld, mit 260000 Einwohnern, in die 
3 Distrikte Halberstadt, Blankenburg und Halle zerfallend; 
das Werradei»artemenl mit Marburg als Haui>tui t. ! t stehend 
aus dem größten Teile des Hessischen mit 2.''i4<mhj Ein- 
wohnern, in die 3 Distrikte Marburg, Hersfeld und Esehwege 
zerfallend; endlieh das Weserdepartement mit OsnabrOek als 
Hauptort, bestehend ans Osnabrflck, einzelnen hessischen 
und westfälischen Gebieten, mit 334000 Einwohnern , in 
die 4 Distrikte Osnabrück, Minden. Bielefeld und Hinteln 
zerfallend. Infolge der Vergrößerung des Jahres 1810 
traten diesen 8 Departements durch Dekret vom 19. Juli 1810 
drei neue hinzu, so dafl es im ganzen 11 waren, das 
Norddepartement mit Stade als Hauptort, aus dem grödten 
Teile von Verden, dem nördlichsten Teile von Hoya und 
einigen Itiuehurgisclien Amtern bestehend, mit 214n(M) Ein- 
wohueru , in die :J Distrikte Stade, BremervOhrde und 
Verden zerfallend; das Departoment der Kiederelbe mit 
LHaeburg als Hauptort^ aus dem grOfiten Teile des LQne- 
burgisehen, kleineren Teilen von Bremen und Verden, mit 
218000 Einwohnern bestehend, in die 3 Distrikte Lüneburg, 
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Harburg und Salzwedel zerfalleod, endlieh das Departement 
der AUer mit Hannoyer als Hanptort, ans dem gr06ten 
Teile von Kalenberg, den sttdliehen Teilen von Lüne- 
burg (Cellisches Quartier), dem größten Teile von Hoya 
und Dieiiholz bestehend, mit 2500<X) Finwolinern , in die 
3 Distrikte Hannover, Celle, Nienburg zerfallend. £s 
hatten dabei aneh Modifikationen der filteren Departements- 
einteflnng, des Leine-, Ocker-, Elb* und Weierdepartements 
stattgefunden. 

I n st I^eainten der Departements und der Distrikte 
waren Deutsche, ^amt liehe Präfekten, von denen die inei>len 
früher dem preußischen Staatsdienste, in ungewöhnlicher 
Zahl der Kriegs- und Domflnenkammer in Minden angehört 
hatten, wie Reimann, Prftfekt des Werra- und spftter des 
Oekerdepartements, Hövell, Prftfekt des Leinedepartements, 
Pestel und Delius. lieide PrÄfekten des Weserdepartenients, 
letzterer nachher des Leinedepartements. Nur die Deauiteu 
der technischen Verwaltungszweige waren in der Mehrzahl 
Franzosen. 

Wie in Frankreich, so sollten auch in Westfalen in 
jeder Einseigemeinde ein Maire mit Adjoints und ein 

Munizipalrat sein, sollte auch hier das Kleingeraeindesystem 
herrschen , der bestehende Zustand konserviert wcnlen. 
Indessen hörten doch die selbständigen Gntsbezirke, Kitter- 
gftter und Domftnen auf als solche za existieren, indem 
sie mit benachbarten Gemeinden yerbunden wurden, sodaß 
die Zahl der selbst&ndigen Elementarbezirke sieh insoweit 
etwas veränderte; diese VereiüijiüDg scheint übrigens 
keine voUstiindi^^e gewesen zu sein, sodaß ein doppeltes 
Budget blieb: ein gemeinsames und zwei gesonderte, wie 
solches wenigstens fUr das Allerdepartement bezeugt ist. 
Wie in Frankreich, so worden auch in Westfalen die 
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Maires eruauut, iu den größeren Ortoii vom Könige, in den 
kleineren von den Prftfcktcn, oline daß diese Erueuuiuig 
an irgend welche Vorschläge gebunden gewesen wäre ; wie 
in Frankreich, so entDahm man sie auch hier mit Vorliebe 
aus den Mitgliedern der Monizipalrftte, welche ihrerseits ja 
auch, freilich auf Vorsehlag der Departementskommission 
von zwei für jede Stelle, ernannt wurden. Beliebig ernannt, 
konnten sie ebenso beliebig entlassen werden; indessen 
wurde durch Dekret vom 20. Mai 1809, (V, 301) bestimmt, 
dafi die bisherigen Ernennungen am 1. Januar 1810 nach- 
gesehen werden und daß, wenn nichts zu erinnern wäre, 
sie dnrch königiiehes Dekret bestfttigt werden sollten und 
daß die auf diese Weise und später Ernannten nur auf 
den Vorschlag des Ministei*s des Innern eutäetzt werden 
dürften. 

Alles weitere ist durch das aus dem französischen 
Original wörtlich .QberBetzte Dekret vom 11. Januar 1808, 
das sich nicht einmal in Übereinstimmung mit der west- 

fali^clien Verfassung befand (vgl. Art. 1 und 15 dcü Dekrets 
mit Art. 34 und 35 der Verfassung, den § 27 des Dekrets 
mit dem § '^7 der Verfassung) geordnet worden. Zur 
Ergänzung dienen die beiden im Briefstil an die Prftfekten 
gerichteten Instruktionen vom 26. Januar und 4. Februar 1808, 
die im Bulletin zwar nicht publiziert, aber als Zugaben 
zu Band I, Nr. 13 und 16 abpfedruckt sind, die erste für die 
Präfekteu selbst, wo die französische Verwaltungsorganisatiou 
Überschwenglich gepriesen wird und wo auch wiederum 
der Satz nicht fehlt, daß Verwaltung Sache eines einzelnen 
sei; die andere fUr die Prftfektur-, Departements- und 
Distriktsr&te, fOr die Unterpräfekten. Maires, Adjoiots und 
die Munizipalräte. Für die M<iiiv> und die Adjunkten 
war in Übereiuätimmung mit Frankreich schon durch das 



Digitized by LiOOgle 



6i.Kapit»L Dm K5aigi«ic]i WettfUeo. 



221 



Dekret yom 11. Januar 1806 eine EntaehAdIgnng in Aus- 
sieht genommen, aber im Unterschiede von Frankreich 

durch (las Dekret vom 13. Dozemher 1808 iü ganz exorbi- 
tanter Höhe namentlich für die Städte fe^^tgesetzt ; sie sollte 
2war nur auf Verlangen gezahlt werden und auf Grund 
einer £rklftning der Mnnizipalr&te, dad die Gemeinden 
imstande seien, diese Ausgabe zn bestreiten; indessen beides 
stand nur anf dem Papier; alle Terlangien die Entscbftdi- 
gung. und Woltli idr an den die Rekurse j?ingen, klagte, 
daß mau seihst in üemeinden ohne Vermögen die Stellen 
als Bedienungen angesehen habe, die ein gem&chliehes Ein- 
kommen gewihrten, die ihre Inhaber allein em&hren sollten. 
Zu leisten hatten die westfälischen Maires weniger als^ 
die fhinsitetschen; insbesondere wurde ihnen die FIkhrung 
der Zivilstandsregister nicht /Uf^emutet, sondern den Predigern 
und Geistlichen aller Religionen wenigstens provisorisch 
ttbertragen (Dekret vom 22. Januar 1808). Meistens wurden 
auf dem Lande die Rittergutsbesitzer zu Maires ernannt. ^ 
„Die mehrsten Edelleute,' schreibt Wolffradt, „befolgten 
meinen Rat, die Mairestellen anzunehmen.** Wie es auch 
in Frankreich unter Napoleon der Fall war. „lu dem 
Städtchen Dt^lmen im Münsterschen war der Herzog von 
Groy Maire" (t. Wolfiradt, Denkwardigkeiten , in der 
Deutschen Rundschau 1885, S. 376 ff., 1886, S. 52 ff., 8. 66). 
£in Mann freilich wie der sp&tere Oberprisident Vincke 
flnfieile sich, als ihm die Zumutung im Herzogtum Berg 
gemacht wurde: „Zu einem Werkzeug der iiru» n Ref^ierung 
kann ich mich unter keinen Umständen bestimmen. Lieber 
will ich Tagelöhnerarbeit ▼errichten. Ich werde alles auf- 
bieten, einem Maireposten zu entgehen, wenn mir solcher 
auijgenOtigt werden sollte, obgleich das eigene Interesse zu 
solchem rät und er auch der unschuldigste ist** Bodel- 
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schwingb, Leben dea Oberprftsideiiteii Vincke, 1853, 
S. 484). 

Sehr weit eutferute man sich von dem französischen 
Vorbilde durch eine Einriclitung, die weder in der Ver- 
fassuügt noch in irgend einem (iesetzc und Dekrete vor- 
gesehen war, sondern wie die ähnliche £iarichtang in den 
Tier rheinischen Departements lediglieh auf der Praxis der 
VerwaltungsbehArden beruhte. Indem man wie am Rbein, 
80 auch in Westfalen mit den Maires der Einzelgemeinden 
nicht auskommen zu können glaubte und zwar wegen der 
Unkenntnis der französischen Sprache, da doch die große 
Mehrzahl Bauern waren, so gelangte man hier wie dort xu 

^Kantonmaires. Schon am 7. Juli 1808 hatte der Bfinister 

des Innern und der Justis (Winkopp, Rheinischer Bund, 
VII, 323 , 331) vor dem Reichstage geäußert, daß die 
Zahl der Gemeinden vermindert werden und daß wo- 
möglich über jeden Kauton ein Maire gesetzt werden müsse, 
zu welchem die anderen in das Verhältnis wie früher 
die Vögte zu den OberamtmAnnern zu treten hatten. 
Zur Durehflkhrung ist das zuerst im Weserdepartement 
gelangt durch Dekret vom 28. April 1808, wonach in der 
Regel in jedem Kanton eine Munizipalitüt sein sollte; es 
waren das Gegenden, wo die Verhältnisse der Einrichtung 
insofern entgegenkamen, als es w^n der zerstreuten 
Wohnungen eigentlicbe Dörfer nicht gab; ausgenommen 
waren jedoch 9 Kantone des Distrikts Bielefeld, deren jeder 
in 2 MunizipalitAten zerfallen sollte, weil man in diesen 
dichter h. vulkuiten, mit Dörfern und Gütern ausgestatteten 
Landesteilen mit den üalbkautouen als Verwaltungsbezirken 
über den Elementargemeinden besser fahren zu können 
glaubte. Der Minister des Innern y.WolSradt hat dann 
am 2. Februar 1810 dem Reicbstage da^on Kenntnis gegeben, 
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iiai) Kauloumaires ernauut beieu, daß jum /u diesen Stellen 
die vorzüglichsten Munizipalniaires geuummen habe als 
Muster für die übrigen, um sie anzuweisen und zu leiten. 
Dadaidi 8et die Adnumetralion der Prftfekten und Unter- 
prifekten nngemeiii erleichtert; er klagt jedoch ober die 
hohen Bureankosten, welche diesen Kanionmaires hatten 
zugestunden werden müssen, und darüber, daß es nicht zu 
vermeiden gewesen sei, auch Personen, welche dem Kanton 
fremd seien, mit solchen Stellen zu betrauen; er stellt des- 
halb in Aussieht, allmfthlich mehrere Kantons einem ein- 
aigen Kantoamaire ansuyertranen, wie solches im Wem- 
departement schon geschehen sei, dessen 54 Kantons von 
15 Kantoiiiiiaues vorwaUi't würden. Bei der Annexion des 
gioßteu Teiles von iiuuuuver 1810 trat das BedUr£nis am 
stärksten hervor, weil hier die Einzelgemeinden gaaa he- 
Bonders klein waren, wie aus einer Verfflgnng WoUfradts 
Yom 90. Oktober 1810 an die hannoverschen Prafekten 
hervorgeht. Eine nicht geringe Förderung hat diese Ent- 
wicklung dadurch erfahriMi. dafi es galt, den eneI>;l^^ lien 
Widerstund der Bevölkerung gegen die Militlrptlicht zu j 
brechen. In einem w^en Yollaiehang des Dekretes vom 
29. Juni 1808, betreffend Mafiregeln gegen die Deserteurs, 
die widerspenstigen Konskribierten und deren Begünstiger 
an die Prftfekten gerichteten Runderlasse des Ministers 
des lunt'ni und dt r Justiz vom 30. Juni 1808 (abgedruckt im 
zweiten Bande des Bulletins S. 195 mit besonderen Seiten- 
aahlen) heifit es nach den üblichen Klagen aber die Un- 
taehtigkeit der Maires Überhaupt, dafi sie vor allem die 
Deserteurs nicht gehörig überwachten, die oft in ihrem 
Heimatsdorfe so ruhig lebten als ob sie sich auf Urlaub 
hefÄnden. ..Um diesem Mangel abzuhelfen, haben Sie 
folgendes zu tun. Sie soeben in jedem Kanton denjenigen 
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Maire ans, den Sie fftr den tflehtigsten halten, und über- 
tragen ihm alle in seinem Ranton auf die Konskription 
sich beziehenden Verrichtungen; Sie haben die übrigen 
Maires davon 2a benachrichtigen, daß diese ihm uuter- 
geoTdnet seien und den in dieser Hinsicht erteilten Befehlen 
Folge zn leisten und in allen schwierigen F&Uen dessen 
Entselieidang anznmfen haben; sie haben sich sehriftlieh 
oder mündlich an ihn zu wenden wie ehemals die BOrger- 
mcister an ( n ßeamten/ Aus dem Aliii in ich royal de 
Westphalie pour Tan 1810 uud auä dem pour Tan 1812 
ergibt sieh, daß alle Knntons Kantonmairee hatten ; in dem 
von 1810 wmden sie noch nicht der ordentlichen Ver- 
waltungBOTganisation eingeieiht, noch nicht bei den Prafekten 
und Unterpräfekten, sondern am Schlüsse nach Departe- 
ments geordnet, für jedes nach ulphabetiscIitT Folge auf- 
geführt, wfthrend sie in dem für 1812 bei jedem einzelnen 
Distrikte in der Weise, daß der Name des Kantons voran- 
steht, der Name des Maires folgt, anfgeftthrt werden. 
Erst im Almanach von 1812 ist anch in der Einleitung 
zwischen der Administration de district und der Ad- 
ministration nmnicipale ein Abschnitt eingeschoben „Ad- 
ministration des cantons" folgenden Inhalts: „Les maires 
de canton, plaete provisoirement dans rhierarcbie admini- 
strative entre les sonspr^fets et les maires de commune 
sont an mdme temps maires de la commune oii ils ont 
leur domieile. Instituts pour rendre une administration 
plus uniforme el plus ]uomte, ces maires qui u ont point 
d'ajoint, inspectent et dirigpnt les travaux des maires de 
commune qu*ils snnreiUent/ Die west&lischen Kantoo- 
- maires waren also Commissarii perpetoi der Unterprftfekten, 
keine eigentliche Zwischeninstanz; sie hatten es zwar anch 
in kommonaler Hinsieht mit der Beaufsichtigung der Einiel- 
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gemttiiiden za tun» insoleni sie auch ttber deren Hausbalt 
die Kontrolle m ffthren hatten. Aber im groflen nnd 
ganzen haben die Kantons des KOnigreiohs Westfalen nieht 

selbständige Kommunaherbäiide, Samtgeuiei utlüü gebildet^ 
wie auch auf dem erbteu Laudtage der Provinz Westfalen 
1826 best&tigt worden ist, dafi unter der Fremdherrschaft 
das YennOgen der Einxeigemeinden gesondert geblieben sei. 
Znsammenl^^nngen yon Einzelgenieittden gingen daneben 
her; im Saaledepartement ist die Zahl TOn 310 auf 26a, 
im Leinedepartement vou 3b2 auf 2öl durch Dekret vom 
18. April 18U8 reduziert wordeu; ganz besonders fand da& 
statt bei der Annexion des größten Teils von Hannover, 
wo Yorgeschrieben wurde, dafi die Gemeinden möglichst 
ans dOO-^500 Einwohnern bestehen sollten (Instruktion vom 
18. Mai 1810), während sie in Lfinebnrg und Hoya oft nur 
aus 40 — 90 Einwohnern bestanden hatten. 

Unter den Subaltern- und Unterbeamten, namentlich bei 
der Polisei, auch in der Gensdarmerie war das französische 
Element ziemlich stark vertreten« 

Unter etwa 1000 Offizieren zihlte man deren nur 
82 Franzosen. 

„L'ordie judiciaire e^t iiidt iH iideiit." heißt es im Art. 10 
der Verfassung. Nach Art 47 sollten hinfort als Gerichte 
bestehen: far das ganze Königreich ein Appellations- 
geriehtshof (die Funktion des Kassationshofes war dem 
Staatsrate beigelegt worden), fflr jedes Departement ein 
Kriniinalgerichtshof . für jeden Distrikt ein Zivilgericht 
erster Instanz, für jeden Kanton ein Friedensgericht. 

Das damals geltende französische Gerichtsverfassungs- 
gesetz Tom 27. ventose VIII, 18. M&rz 1900 und das west- 
fUische Dekret betreifend die Verfassung der (Gerichtshöfe 
vom 27. Januar 1808 stimmen materiell yOllig fiberein; 

▼OB Ifcler, Frau. Magtoe I. 16 
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lonnell haben sie die umgekehrte OrdnuDg; dtt fnosfi- 
fliflche Oeflets geht Yen unten nach eben, beginnt nach den 
Dispositione g^nöraleB (Tit I, Art 1—5) mit den Tribnnanx 

de premi^re instauce (Tit. II, Art. 0—20); es folgen die 
AppellatioustribuDale (Tit. III, Art. 21—31), die Kriminal- 
tribunale (Tit. IV, Art. 32—39), die Tribunale des De- 
parteneotB der Seine (Tit V, Art. 40—47), der Kaseatione- 
hof (lit VI, Art. 48—101), nnd endigt mit den Oreffien usw. 
(Tit VII, Art 102—107). Dagegea beginnt das west- 
fälische Dekret mit dem Appellationsgerichte (Tit. I, Art. 
1 — 18), es folgen die Kruniiialgericbte (Tit. II, Art. 1—7), 
die Distriktstribunale (Tit. III, Art. 1—13), die General- 
proknratoren und die königlichen Prokarateren (Tit IV, 
Art 1—6), waa im franaOriBehen Gesetae bei den einseinen 
Titeln über die Gerichte erledigt war; die Greffiera usw. 
(Tit. V) , die Friedensrichter (Tit. VI) uud bchließlich die 
allgemeinen Verfllgungen. 

Das Appellationsgericht in Kassel bestand aus drei 
Präsidenten und 26 Richtern, welche jedoeh xngleich die 
Fanktien der Präsidenten der acht Depaitementskrimlnal- 
gerichte wahrznnehmen hatten, nnd verfiel in drei Sektionen 
zu je sechs Richtern. Das Appellationsgericht war zu- 
ständig für Berufungen von den Distnivtsgerichten in Zivil- 
sachen. Die Departemeutskriminatgerichte bestanden aus 
einem Präsidenten nnd zwei Richtern. Die Distrikts- 
tribunale, bestehend aus einem Prftsidenten nnd fftnf Richtern, 
waren für Zivilsachen die erste, in nnbedentenderen die 
end^ltige Instanz; für die vor die Friedensrichter ge- 
hörigen Strafsachen, für Polizeikoiitraventionen und für 
die gleichfalls vor die Friedensrichter gehörigen Bagatell- 
zi?Usaehen die aweite Instana. Die Friedensgerichte be- 
standen ans emem Friedensrichter nnd awei Gehilfen; 
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die Zusüiiidigkeit ergibt sich aus dem Bisherigen. Handels- 
gerichte waren statthaft. Die früheren Gerichte aller Art, 
insbesondere die geistlichen, städtiscken aad Patrimonial- 
gerichte sowie alle und jede Exemtioiieii wurden aufgehoben. 

Alle Richter wurden vom Kdnig ernannt auf Lebens- 
seit, aber erst nach fflnfjähnger Amtsdauer. Die Amts- 
entsetzung eines Richters k onute nur wegen Verletzung 
der AmtspHichteu aul Beschluß des Appel latiousgerichts 
vom Könige ausgesprochen werden (Art 48. 50. 51). Die 
Ernennung der Friedensrichter durch den KOnig erfolgte 
auf Vorschlag der Departementskollegien auf vier Jahre. 

Die EinfOhrung des Ministe public geschah nach ^ 
napoleonischem Muster. 

Diese Gerichtsverfassung wurde durch das mit dem 
Dekrete vom 27. Januar 1808 wOrtlich ttbereinstimmende 
Dekret vom 7. August 1810 auf die vormals hannoverschen 
Gebietsteile, die drei neuen Departements, Qbertragen. Nur 
wurde ein zweites Appellationsgericht in Celle errichtet, 
dem auch einige, wenn der Ausdruck erlaubt ist. altwest- 
f&lische Gebietsteile, die Departemeutö der Elbe und der 
Ocker, ragelegt wurden. Außerdem wurde jetat angeordnet» 
dafi hei erfolgter Kassation durch den Staatsrat die beiden 
Appellationsgerichte umschichtig das neue Urteil iUlea 
sollten, wahrend es bisher durch das Plenum des Appellations- 
gerichts in Kassel mit Ausschluß der beim ersten Urteil 
beteiligt gewesenen Mitglieder gefällt worden war. 

Der Code KapolOon wurde in der Gestalt vom d. Sep- 
tember 1807 schon durch Art. 45 der Verfassung vom 
1. Januar 1808 ab als bürgerliches Gesetzbuch ei&gefflhrt. ^ 
Eine offizielle deutsche Übersetzung wurde erst durch ' 
Dekret vom 21. September 1808 publiziert. Wie in Frank- 
reich JÜcht als subsidiäres Eecbt, sondern unter Aufhebung 

15 • 
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sowohl des geineiiieu Reciits, des rümiächen und kancoi- 
schen, «neh aller Baichsgesetse, aller LandesgeseUe und 
Verordniingeii, spetiell auch dea AX.R., als auch aller Par- 
tikalarrechte, aller Statuten, ObeerYanaen undGewohnheiteik. 

Zur Einführung des Code p^nal ist es bei der Gründung 
des Königreichs Westfalen scliou deshalb nicht gekommen, 
weil dieser erst viel später, im Jahre IHIU, in seiner 
definitiven Gestalt soatande gekommen and in Frankreich 
erat mit dem 1. Januar 1811 in Kraft getreten ist Ea 
bestand swar der Plan einer Neugestaltung und Vereinheit" 
lichung des Strafrechts, der aber von Yomherein ohne 
großen Eifer verfolgt wurde. „In einer anderen Session", 
sagte (in Minister des Innern und der Justiz dem Reichstage 
am 7. Juli 1808 bei seiner Darstellung der Lage (Winkopp, 
VII, 342}« »wird Ihnen ein POnalkodex vorgelegt werden, 
mit welchem ea weniger eilig war sich zu beschiftigen 
als mit anderen Ihnen Torzutragenden Gegenständen; die 
pf'inlichen Gepetze in den meisten Staaten, welche das 
Königreich bildcu, sind sanft und allenfalls kann die könig- 
liche Gnade sie mildem. Auch habe ich den westfälischen 
Völkern mit Vergnügen die Gerechtigkeit zu leisten, da6 
Verbrechen selten vorkommen.* Man ist sp&ter nie darauf 
znrfickgekoromen. Es blieb während der ganzen Dauer in 
den früher preußisclien Teilen der lül II, Titel 20 A.I..P.. 
in den anderen die Karoliua mit ihren lieichsnebeugesctzeu, 
mit den partikularen Landesgesetzen und mit dem Gerichts- 
gebrauch fortbestehen, so daß beim Untergang des König- 
reichs Westfalen nichts ge&ndert zu werden brauchte. 

Hinsichtlich des gerichtlichen Verfahrens war in der 
Verfassunfz Ai t. 45 nichts weiter vort^esclii ielx'n . als daß 
es öÜ'eutlich sein holle, was ebensowohl für den Straf- als 
auch für den Zivilprozefi galt. 
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Du ZoBtandekoinnieii einer neuen bürgerlichen Pnwefi- 
ordnnng war nicht ganz normal; die Materie gehörte 

zweifellos in das Gebiet der GesetzRebunp;; die Stände sind 
auch gleich beim ersteu Zusaiumeutieteu damit belaßt; 
sie haben aber in ihrer ersten Session nur die drei ersten 
Bftcher erledigt, die aneh sofort am 16. August 1808 als 
Gesetz pnblisiert wurden (Art 1—418). Die Absieht, 
die Obngen fttnf BQcber noch bis zu dem ffir den 1. Marz 
1809 in Aassieht genommenen Anfangstermin zu erledigen, 
scheiterte an dem Nichtzusamnientritt der Stände, so daß 
nichts übrig blieb, als diese fttnf Bücher neben den ab- 
sebliefienden allgemeinen Yerf&gnngen durch kdnigUche 
Dekrete einstweilen in Kraft zu setzen. Beim nächsten 
Zusammentritt ist auch dieser Rest (Art 419—^62) den 
Ständen vorgelegt, von diesen an^'unommen und durch 
Gesetz vom 12. Marz 1810 nochmals in der Gesetzsammlung 
publiaert worden. 

Wie schon dieser Vorgang Tormulen lAßt, handelte es 
sich hei der bttrgerlichen Prozefiordnung nicht um eins 
einfache Übertragung des Ck>de de procddure vom 
29. April 1800. Die StJlnde wollten doch dies und das 
anders gestaltet wisbcu. in welcher Weise, ergibt sich aus 
der Bede- des Ministers der Justiz und des Innern in der 
Sitzung des Reichstags vom 7. Juli 1808: Westfalen 
wflrde am besten getan haben, wenn es wie Italien 
die französische Prozedur einfach angenommen hfttte; 
statt dessen hätten die Rechtsgelehrten von der Gesetz- 
gebungssektion viele Kegeln beibehalten und aufgenonuneu, 
welche ihnen vor der französischen Prozedur den Vorzug 
zu yerdienen geschienen und die jedenfalls das Gute hätten, 
Gebrtittchen gemftß zu sein, welchen man ungern entsagen 
wollte; so sei ihnen der franzftaiBche Codex Führer und 
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BeiBpiel, nicht strenge Regel gewesen. ,»Ich glnube, men 
liätte das Verfahren einfuher gestalten können, aber 

Männern, die an schwerere Formen gewöhnt waren, er- 
schien es sim|)el genug; für jetzt sind nützliche Neue- 
mogen in zureichender Zahl herbeigciührt, Zeit und Er- 
fahrnng werden weiter belehren" (Winkopp, VII, 337). 
Auch Leist in seiner Sebluflrede vom 12. Mirz 1810, als 
auch die letzten f&nf BOcher in Gesetzesform gebracht waren, 
spricht davon, daß diese Prozeßordnung durch Zusätze, Er- 
Idärungeu. Veräuderungen, Weglassunjien. durch Annahme 
verschiedener in deutschen Provinzen herrseheuder Grund- 
sUze von seinem Vorbilde in vielen Stücken abweiche 
(Winkopp, XV, 408). Im ganzen ist es damit nicht weit 
her; von irgend welchem KompromiB zwischen französischen 
und deutschrechtlichen Anschauungen kann nicht entfernt 
die Rede sein ; auf der ganzen Linie war der gemeinrecht- 
liche Prozeß vom französischen geschlagen; die Unmittel- 
barkeit, die Prozeßfübning durch die Parteien, die Ein* 
schrftnkung von Bechtsmitteln und von Fristen, mit einem 
Worte die Einfachheit, Schnelligkeit und Wohlfeilheit hatte 
den 8ieg davongetragen, und man kann es Stromheek nach- 
f Hillen, mit welcher Freude er in Eimbeck und Celle aa 
die AutarbeitUDg der Keste ging. 

Hinsichtlich des Strafprozesses schrieb der Art 46 der 
Verfassung nicht nur die Öffentlichkeit, sondern auch die 
Mitwirkung von Geschworenen vor und zwar vom 1. Juli 
r 1808 ab, obgleich wie Kapolton so auch Simeon eigentlich* 
^ gegen Geschworene waren. Doch spendete letzterer ihnen 
vor dem Reichstag am 7. Juli 1ÖU8 (Winkopp, VII, 339) 
großes Lob. 

Auch die westfiiliseheStra^rozefiordnung, loi 19. August 
1808, ielati£i la procAdure criminelle (III, 3—83), ist 
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formell keine Nachahmung des Code d'instruction crimi- 
nelle, der erst im November und Dezember 1808 dem Corps 
lögislatif vorgelegt, erst am 16. Dezember 1808 publiziert 
und erst am 1. Janaar 1811 in Geltung gesetst wurde. 
Die irestlMiBelie Strafproieflord&mig beniht tiotsdem durch 
nnd doreh auf franzOeisehen GnindlageD. Sie weicht nur 
darin von diesen al), daß bloß die Urteilsjury, nicht auch 
die Anklagtijuiy eiiigelührt wurde; aber die Ankhigejury 
wurde auch in Frankreich bereits am 16. Dezember 1808 
abgeachafit Merk wardig bleibt, dafl eine w tiefgehende 
UmgOBtaltnng des StndVeifahrens ohne jede Andenmg dea 
materiellen Strafreehts erfolgt ist 

Auch darin folgt r iiinu ciem französischen Vorbilde, 
dafl die eigentliche Strafprozeßordnung streng geschieden 
wurde von der Polizeistrafprozefiordnung ; eine solche (fdr 
die jurisdiction correetioneUe) wurde durch Dekret vom 
18. Mftn 1809 (IV, 628—656) erlasaen, um im Genetze Tom ^ 
14. Februar 1810 (VII , 175-~228) in umgearbeiteter und ' 
meiiifach ergänzter Gestalt zu erscheinen. 

Das Hypuihekeuwesen wurde durch Dekret vom 
23. September 1800 (III, 95—103), das Notariat durch 
Dekret vom 27. Februar 1809 (IV, 255—339), das 
GehUhrenweaen für die Gleriehte durch Dekrete vom 
11. November 1810 (IX, 225— SOS) und vom 22. Mai 1813 
(XIII, 453—469) für die FriedeuL-gerichte durch Dekret 
vom 21. Juli 1809 (VI, 16.'}— 189), für Anwälte durch die 
Dekrete vom 18. November 1S12 (XIII, 351— 411) und vom 
22. Mai 1813 (XUI, 453— 4Ö9), fOr Cleriehtsboten durch 
die Dekrete vom 11. März 1809 und 22. Juli 1818 (XIII, 
61 — ^115), Ihr Hypothekenwefsen durch das Dekret vom 
lü. Januar 1800 (IV, 43—49), für Notare durch das Dekret 
vom 14. Mai 1810 (Vlll, 43— 46j, endlich die Amtskleidung 
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durch Dekret vom 4. September 181U (IX, 5) wurden mit 
geringen Abweichungen nach fransösischem Muster eiji- 
gerichtet. 

Im ganzen war min gar nicht flo nnmf rieden ; man 
beklagte eich hauptsächlich nar Uber die Militirpflicht, 

über die Höhe der Steueru und i\her die durch das Kon- 
tinentalsysteni ])eNvirkte Preissteij;rriiii!j ; was aber alles 
weniger mit deu westfälischen Verhältnissen, als mit der 
Zagehörigkeit snm Bheinbunde, mit der AhhAngigkeit von 
Frankreich znBammenbing. 



Digitized by Google 



Sechstes Kapitel 



Die Aüftialiine der Revolntton in der 

deutschen Literatur. 



Das Freiheitsfest Tor den Toren Hamburgs am eTsten 
Jahrestage der ErBtttrmung der Bastille, das ?4m 10 Uhr 

morgens während des ^^inzon Tapos mit Gesang, Tanz 
und Tränen der Rührung geleiürt wurde unter Beteiligung 
▼on Klopstock, der seine d&nische Pension fortbezog, aber 
swei neue Oden vorlas» unter Beteiligung des Freiberrn 
Knigge, der seinen Orden in die Tasebe steckte, nm sieb 
mit dem tricoloren Freibeitsbande tn scbmQcken, der sieb 
aber in derselben Zeit in Hannover um den P(»sten eines 
Oberhauptmanns bewarb, mit Trinksprüchen auf die baldige 
Kaebfolge in Deutschland, mit Geldsammlungen „der drei 
Bcbi^nsten Weiber* ffir die Armen: der Be^^ublikanismus 
soleber FreibeitsscbwArmer war nicht tragisch su nehmen 
(Weiland , Festrede bei der Gftttinger Preisverteiinng am 
4. Juli 1889). Und ebensowenig hatten ähnliche Ulks an 
ein paar anderen Orteu etwas zu bedeuten. 

So ttnYOllkommen das Mittel auch ist, da die grofie 
Masse noch YOllig unliterariseb war, die wenigsten auch 
nur lesen konnten, so ]&6t sich doch die Aufnahme von 
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Zeitereiguiösen nur im Spiegel der zeitgeuübsiischeu Literatur 
einigermaßen erkennen. Und wenn es sich dabei auch in 
der Tat nur um Minoritäten bandelt, so Bind doch von 
^ > jeher eben die Minorit&ten es gewesen, welche die Geschichte 
gemacht haben. 

Kun ^iib es im damaligen Deutschland eine politische 
Literatur überhaupt nicht. Ks gab weder Zeitungen im 
heutigen Sinae noch andere Orgaue der ötieutlichen 
Meinung. Die paar politischen Broschflren von Rehbeig^ 
Emst Brandes nnd Gens, die sämtlich Gegner der Revolntion 
waren, kommen daftlr wenig in Betracht, nro so weniger, 
als auch andt're iia ( ntgegengeset/.teu Sinne erschienen. 

Um so mehi ^viid die sugenauute schöne Literatur 
befragt werden m&ssen. 

Das ist neuerdings in sehr umfassender Weise von zwei 
fransOsisehen Schriftsteilem geschehen, von Hippolyte Gamet, 
Les premiör^s öchos de la röTolution fran^aise an delä du 
Rliiu (Seanc'es et travaux de l'academie des sciences morales 
et politiques, 1—45), und von Jaures, Ilistoire sociali^ti- 
(III, 442— ()4Ö), namentlich von letzterem, denn die Aus- 
züge bei Ihm erstrecken sich Uber mehr als 200 Seiten und 
beziehen sich auch auf England und die Schweiz. Beide, 
Gamet und Jaurto, kommen etwa zu demselben Resultate» 
welches bei Jaur^s schon aus der Überschrift hervorgeht: 
.Causes politiques et ^conomiques qui s'opposent en Alle- 
magne au mouvement revolutionnaire," und welches er dahin 
formuliert: »Non, rAllemagne des artisans, des petita 
bourgeois et des paysans 6tait somnolente encore et rAlle- 
magne des pensenrs regardait curieuse, souvent sympathique» 
mais d*un esprit d*abord assez d4tach<^ et k demi passif 
(III, 532); die Deutschen, sagt er ein anderes Mal, seien 
Spectateurs, nicht acteurs gewesen (535^; auch Forster sei 
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flei keine AtUDahme gewesen, er habe sieh in einer »ntuatien 
temblement fantte* befanden, er babe, abgeseben Yon den 
Kbeingegenden, die aneb noeb nicbt reif gewesen seien, 

keinen Augenblick an die Möglichkeit einer deutschen 
Revolution geglaubt (Iii, 578. 58ii, :m, 595, 807). 

In der Tat war in Deutschland nicbt nur das Inter- 
esse an der franxösiscben Aevolution groft, wie sieb auch 
darin zeigt» dafl die Yer&ssong der Constitnante bald nacb 
ibrer Fertigstellung in deutscber Übersetzung yon der 
Vossischen Buclibandlung in Berlin veröffentlicht wurde, 
sondern man stand ihr auch in weiten Kreisen, wie man 
beute sagen würde. sympatlii.scb gegenüber, ^^idit, dafi 
man sieb in Deutschland durch schlechte Regierungen ge- 
drflckt gefttblt bAtte, es herrschte im ganzen wenig Snltanis* 
mus und Tiel Aufklftning. Aber die ganse Stimmung des 
18. Jahrhunderts war freiheitlich und gleichheitlich. Frei- 
heitstaumel und Fttrstenmord trieben in den Musen- 
almanachen ilir bpiel ; der Hainbund begeisterte sich an 
der Ode, mit der Stolberg das 20. Jahrhundert ansang, 
wo die Throne und die ^rrannen dahinsinken würden ; der 
Wandsbeeker Bote stellte die Forderung auf: »der Ednig sei 
der bessere Mann, sonst sei der Bessere König." Auf dem 
Theater waren die Minister und iiulmarBchalle, die Amt- 
männer ^und Justitiarien stets Bö»ewicbter oder Narren, 
w&hrend der Bttrgerstand sich vor Tugend nicht zu lassen 
wnfite. Von den kleinen Verdrie61icbkeiten, sagt Goethe, die 
dem jungen Jerusalem in vornehmer Gesellschaft begegneten, 
sei der ganze Mittelstand aufgeregt worden (Dichtung und 
Wahrheit, Zwölftes Buch, Weiraarische Ausgabe XXVIII, 
140 S, 194 ff. 232). Aber uachabmeu wollte man die franzö- 
sische Bevolntion nicht. Kur theoretisch galt die Bepublik 
als die ideale Staatsform. Man bellte wohl, aber man wollte 
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nicht beifien. Um so mniger, als viele Schriftsteller 
Kostgftnger der H6fe waren. Sie dachten sich nicht Tiel 
bei ihren Ättfierongen, es war nicht höse gemeint. 

Das einzige, womit es ihnen bitter ernst war, war 
— ^ihr Friedensbednrfnis. Mau wollte Kriege fiberhaui>t nicht 
mehr; numentUch auch Claudius stieß iu dies Horu; deu 
klaasiscben Ausdruck dafür bat aber Geliert gefunden in 
dem Welterobeier und seinem Beitknecht; nur Fichte 
-^tand abseits, er pries Friedrich den Grofien aach wegen 
seiner Kriegstaten. 

Als PS min vollends nach dem wirklichen Ausbruche 
der Revolution nicht so gemtltlich zuging, wie man gedacht 
hatte, als die nnvermeidlichen Begleiterscheinungen einer 
so gewaltigen Umwälzung sntage traten, da schlug die 
^ Stimmung sehr bald um. 

Gans unberücksichtigt geblieben Ton den beiden Fran- 

zosen ist Joacliiin Heinrich Carupe. Einer der radikalsten 

Jünger der Aufklärung war „Johann Jakob" Rousseau, wie 
^ der Si>rachreiniger ihn nannte, sein Heiliger, dessen Central 
social ihm fflr ein Volksbuch galt, durch welches die Welt 
snm ersten Mal über staatliche Verhältnisse anfgekUrt 
worden sei. Auf die erste Nachricht vom Ausbruch der 
Uevülution begab er sich vun Braunscliweig aus auf die 
Reise nach Paris; er erreiclite zwar den Bastillesturm nicht 
mehr, aber verlebte dort die Zeit vom 3. bis 27. August 1789. 
Seine .Briefe aus Paris*, die noch zu Ende 1789 und 
schon im Sommer 1790 in dritter Auflage enehienen, sind 
fnr Freiintle unfreiwilliger Komik eine wahre Fnndgrnbe. 
Caiiipr laiiii, „daß (las ganze weiße, schwarze, l)raune, gelbe 
Menschengeschlecht rund uui deu Erdkreis herum ein all- 
> gemeines feierliches Herr Gott, dich loben wir anstimmen 
sollte;* er nannte die freigewordenen Gallier neue Griechen 
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und Römer, die PariseriDnen Spartanerinnen, er glaubte, 
obgleich er noch niemals in Frankreich gewesen war, eine 
TölUgeUmgeeUltuig des Volkfgeiates feststellen za können; 
er ist bis sni Fkendentrftnen geröhrt Ober die allgewaltigeD» 
wunderfthnlichen Wirkungen, welehe das Freiheitsgefohl 
hervorgebracht hat: er sieht das an (len frohen, auf ihren 
nunmehr igen Vorzug vor anderen Völkern stolzen Gesichtern; 
er weidet sein Ange am Anblick freigewordener Menschen, 
die er hAtte nmsnnen mögen; er kommt aus der Rflhntng 
ttber die Wiedergeburt gar nicht heraus und muß sich 
fortwährend die Augen trocknen; von dem hohen BQrger- 
sinn und dem Freiheitseuthusiasmus ihrer Vftter seien 
gelbst die kleinsten Knaben beseelt, wenn sie nach ihrer 
Weise bewafifoet und mit Trommeln und Fahnen yersehen 
durch die Strafien zögen. Es machte ihn auch nicht irre, 
als ihn ein flbermtttiger Postlllon bei der Einfahrt in Paris 
in einem wenig empfehlenswerten Lokale absetzte, so 
sittlich entrüstet er auch darüber war. Canijie hat das - 
französische Bürgerrecht völlig verdient; an ihn gelangten 
ja auch die ftbrigen für Deutschland besUnunten Ausferti- 
gnigen, deren eine Schiller zu einem etwas yerl^^en 
Briefe nötigte. Trug doch auch der im Caropesehen 
Verlage erscheinende, historisch -genealogische Almanach 
für 1701. der dodi liaupt^iiclilich für den Adel bestimmt 
war, auf dem Titel die liezeiclinung „für das zweite Jahr 
der Freiheit", somit den neuen französischen Kalender 
antizipierend* 

Die Ansfahrungen von Camot und Jaurte über Wieland - 

müssen ergänzt werden. 

Sobald von dem Vcrliiiltnis Wielands zur französischen 
Revolution die Rede ii^t, wird immer von neuem der Goldene 
Spiegel angeffibrt; indessen abgesehen daron, dafi er- 
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20 Jahre vor der Revolution geschrieben ist und daß es 
eich deshalb nur um das Verhältnis Wigands zur Stimmung 
des 18. Jahrhunderts handeln konnte, so geht eelbet dafür 
aus dem Goldenen Spiegel f&r Wielands Oeeinnong nicht 
das geringste hervor. Demi der Goldene Spiegel, dessen 
Inhalt übrigens Goethe in dtn l iaiik furter Anzeiiren 1772 
wiedergegeben hat, ist einer jener damals so beliebten 
Staatsromane oder Utopien« von Mohl nicht erwähnt, in 
denen die verschiedensten Staatsverfossangen nnd Staats» 
theorien gesduldert werden. Unter diesen ist aneh eine, 
welche anf Rousgeauschen Prinripien beruhend Mensehen- 
rechte und ein Gesetzbuch enthält. Nun weiß man aber, 
daß Wieland, so sehr er zu den Änhitngern der Aufklärung 
gehörte, zu den Anhängern Eousseaus nicht gehört hat. 
£r hat alle die» Verfassungen mit überlegener Welt- nnd 
Menschenkenntnis ironisiert. Im Goldenen Spiegel, hat 
Wieland im Merkur selbst gesagt, seien wachende Traume 
eines philosophischen Dichters oder dichterischen Philosophen 
enthalten (Bieuker, Preußische Jahri)ueher, Bd. (>2 (1888), 
S. 149 ö. Jaur^s, III, 489, welche beide im wesentlichen 
flbereinstimmen). 

Um so größere Ausbeute gewAhren die Au&fttse im 
Deutschen Merkur fflr Wielands politische Überzeugung, 
ganz besonder aber für den SUiud der öffentlichen Meinung. 

Der Standpunkt Wielands war. wie er selbst gesagt 
hat, der eines Zuschauers bei einem Drama, mit welchem 
keine andere ähnliche Weltbegebenheit an Gröfie nnd 
Wichtigkeit zu vergleichen sei, von der Hohe eines sicheren 
nnd ruhigen Ufers aus. Er hatte jedoch bei der Wichtigkeit 
des Merkurs für seine wirtschaftliche Exi.sicuz auf die 
Stimmung seiner Abonnenten, auf das literarisch interessierte 
Deutschland littcksicbt nehmen. 
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Der eiste dieser AiifBAtzel789 in der Form dee Dialogs, 

die Wieland Oberhaupt sehr liebte, weil sich damit eine 
gewisse i'arteilosigkeit verbinden ließ, zeigt im {ganzen eine 
wohlwollende Neutralität; dagegen wurde im zweiten noch 
ans demselben Jahre die NationalTersammlang stark ange- 
grURMi, wahrend der dritte 1790 voll RtthmenB war für 
die Anfhebung der Klöster; der vierte, auch ans 1790, 
stellte sich vollends auf die Seite der Revolution; das 
französische Volk sei Jahrhunderte hindurch gemiühandelt, 
durch einen unleidlichen Despotismus auf das anderste 
gebracht, das alte Staatsgebaude sei nicht an reparieren, 
ein Tölllger Neubau sei notwendig, die Beyolution sei also 
ein heilsames Werir, das einsige Mittel, die Nation zu 
rotten uud wahrscheinlich glücklicher zu machen, als es 
eine andere Kutiou jemals gewesen sei . das französische 
Volk habe seine Stärke mit Weisheit gepaart und edle 
Männer an die Spitie gebracht, wenn die Nationalversamni- 
hing dennoch unterliege, geschehe es nicht durch ihre 
Schuld; im fünften Aufsätze, auch noch yom Jahre 1790, 
wird die Abschaffung des erblichen Adels gemißbilligt, 
aber nnr, nachdem dem Adel alle möglichen Vorwürfe 
gemacht worden sind: der sechste leitet durch allgemeine 
Betrachtungen auf den siebenten ftber (beide ans 1791), 
der sich mit einem Schreiben der Revolutionsgeseilschalt 
in London an die Gesellschaft der Konstitutionsfrennde in 
8trui;i)uiL' beschäftij^t uiul nut dem tler Umschwun}? bei 
Wieland beginnt: „Seit Mirabeaus Tode muß es aucli dem 
parteilosesten Zuschauer zuwider sein, nur ein Wort weiter 
Aber die IransAsischen RoYolntionshandel zu wlieren; ein 
Volk, das frei sein will und in zwei Tollen Jahren noch 
nicht gelernt hat, daB Freiheit ohne Gehorsam gegen die 
Gesetze ein Unding ist, ein \ ulk, das sich zu Handlungen, 
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deren Kannibalen sieb scheuen würden» hinreifien lifit . .* 
Seine gute Meinung von dem Vennftgen des französischen 

Volkes, die Freilu'it ertragen y.u können, habe beinahe mit 
jedem Tosttage einen neuen Piiß bekommen, er l)leil»L >cliiieß- 
Uch dabei, daß eine radikale Umgestaltung notwendig 
gewesen, zweifelt aber, ob die in Aussicht genonunene 
Verfassung das richtige Mittel sei, ob nicht eine der eng- 
lischen fthnlicbe Yorznriehen gewesen wftre; in einem Auf- 
sätze von 17fi2 wird (l.ii.ii die Verfat>,UDg der Constituante 
einer vernicht eudeu Kritik unterzogen. Bei dieser Hal- 
tung i&t es geblieben in zwei weiteren Aufsätzen auH 

^ demselben Jahre, deren einer sich mit Condorcet beschäftigt, 
in den drei Aufsätzen aus 1793, in einem von 1794, in den 
Gesprächen unter vier Augen 1798 und In den Abhandlungen 
über die angeblichen Vorzüjze der Kei)rilsentativdemokratie 
vor der monarchischen Regierung^lonn 1799. 

So ganz T'nrecht hatte Campe nicht, als er in einem 
Briefe an Knigge den Merkur ein Chamäleon nannte. Ahn- 
lich Böttiger 1793 ; gerechter ist das Urteil von Jaurte, wenn 
er sagt, „Wieland note 1 1 jue au jonr le jour les impres- 
sions, qua fait sur le spectateur allemand cette interessante 
tragödie," und weiter, „"Wielaud r6fletait exactemeut k 
cette date Tiudödsion generale en Allemagne." Die 

^" Öffentliche Meinung schwankte und Wieland war ihr Prophet. 
Kicht da6 alle Welt mit ihm einverstanden gewesen 
wäre. Schon Schubart hatte Anstofi genommen. Am 
meisten aber der Professor Eggers in Kiel. Der hatte 
sich schon gegen die im zweiten Aufsatze enthaltenen 
Augritl'e auf die Nattoualversammlung verletzt gefühlt. 
Als dann aber mit dem siebenten Aufsätze der völlige 
Umschwung eingetreten war, als WieUnd die Franzosen 
noch nicht reif fQr die Freiheit erklärt hatte, schrieb 
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er, wie das id Bolehen F&Uen meistens geschieht, s» B« 
gegenfiber den abmahnenden Schriften auf der HOhe dee 
Knitarkampfes, er mflge der gnten Sache nieht ferner so 

schaden, seine Schriften würden weit und breit auch wn 
den Mftchtigeü gelesen. Wieland richtete zur Abwehr ein 
Sendschreiben an Eggers, dieser hat repliziert, Wieland 
dupliziert. Eggers entdeckte Ohrigens im Rheinbunde die 
Anfiuige, um die deutsdie Kationalit&t wiederhertuatellen, 
weshalb der Rheinbund besser germanischer Bund genannt 
werden mttsse. Auch mit zwei Ungenannten hat sich 
Wielarid herumgeschla<^'en, von denen der eine ihn aristo- 
kratischer Gmnds&Ue beschuldigte, sofern diese Unge- 
nannten nicht etwa von Wieland erfanden worden sind. 

Schiller war zwar von der radikalen Sümmung des 
18. Jahrhunderts erfallt: das Volk sei die Quelle der 
höchsten Gewalt, der FtVrst nur das Geschöpf der Natiou; 
auch er sprach vou dem blinden Recht des Starken, von 
dem Bichtersttthl der freien Vernunft, auch er wollte aus 
dem Notstaate einen Veraunftstaat machen; noch in den 
Briefen an den Herzog von Augustenburg über die ftsthe- 
tische Erziehung sprach er sieh tu diesem Sinne aus, die 
französische Kevolutiön sei zu früh ^^el inuiaen, es bedürfe 
daher der ästheliächeu Erziehung, eine Aufgabe fdr mehr 
als ein Jahrhundert« Aber Jaurös sagt mit Recht: „il-y-a 
plus de rhdtorique ezalt^e que de vertag röTOlutionnaire; 
pas un moment il ne s^^tait livrö ä la Involution/ Nach 
der Hinrichtung Ludwigs XVL hat er an Kömer gesehrieben, 
er habe vierzehn Tage lang keine französische Zeitung mehr 
in die Hand genommen, „so ekeln diese elenden Schiudei- 
knechte mich an.* Schiller war überhaupt keine politische 
Natur: .auf den Hunderten von Blättern seines Brief- 
w^haels stehen kaum mehr Aufierungen über die politischen 

T«B H»l«r, Ams. SiaSftiM I. 16 
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Yerhftltniese als eine Seite fQUen wflrden und das wenige 
sind fast nar FriedenswODfldie*. (SteffioD, Schülers Stelluiig 
mm FüTBteDtam, in: Preufiisdie Jahrbttelier, Bd. 124, 

S. 517 fr.). 

Und Goethe? Per tiefgte Gnmd seiner Abneigung 
gegeu die Revolution war der, daß sie wie einst das Luther-^ 
tum ruhige Bildung zurückdränge (Das Distichon in zwei 
Fassungen flberliefert; Weimarsche Ausgabe I, 354; Y, 
1. 218). 

Jedenfalls wollte er sie nicht nachgeahmt haben: 

„Nicht dem Deutschen geziemt es» die fOrchterliche Bewegung 
Fortzuletten, und auch zu wanken hierhin und dorthin, 
Dies ist unser 1 so lafi uns sagen und so es behaupten I' 
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